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176. Sitzung 

Bonn, den 23. September 1993 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich habe das Vergnügen, eine Delegation des 
schwedischen Reichstags auf der Diplomatenbühne 
zu begrüßen. 

(Beifall) 

Präsidentin Ingegerd Troedsson hat dort  oben mit 
ihrer Delegation Platz genommen. 

Ich freue mich, daß Sie zunächst einmal das neue 
Bundesland Thüringen besucht haben, und hoffe, daß 
Sie positive Eindrücke mitgenommen haben. Die 
Gespräche in Bonn werden hoffentlich so produktiv 
sein, wie Sie sich das wünschen. In jedem Fall werden 
bei diesem Besuch noch einmal die freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen den beiden Parlamenten und 
zwischen den beiden Ländern zum Ausdruck 
gebracht. Wir wünschen Ihnen alles in allem großen 
Erfolg und auch ein wenig Vergnügen bei Ihrem 
Besuch in Schleswig-Holstein — das ist ja der nächste 
Ort Ihrer Reise —, Frau Präsidentin, meine Herren. 

Meine Damen und Herren, die Kollegin Dr. Liesel 
Hartenstein feierte am 20. September ihren 65. Ge-
burtstag, der Kollege Graf Waldburg-Zeil ebenfalls 
am 20. September seinen 60. Geburtstag. Ich möchte 
beiden im Namen des Hauses — ich hoffe, mit Ihrer 
Zustimmung — herzlich gratulieren. 

(Beifall) 

Nun habe ich noch etwas Technisches bekanntzu-
geben: Nach einer interfraktionellen Vereinbarung 
soll die verbundene Tagesordnung erweitert werden. 
Die Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatz

-

punktliste aufgeführt: 

1. Aktuelle Stunde: Haltung der Bundesregierung zur Lehr-
stellensituation in Deutschland (In der 175. Sitzung bereits 
erledigt.) 

2. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Dr. Ursula Fischer, Dr. Hans Modrow, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS/Linke Liste 

Zu den Verhandlungen über eine Friedenslösung im 
Nahen Osten — Drucksachen 12/3237, 12/5524 — 

3. Aktuelle Stunde: Begründung der Bundesregierung für ihr 
Fernbleiben von vereinbarten Verhandlungen am 18. Sep-
tember 1993 über ein Pflegegesetz 

4. weitere abschließende Beratungen ohne Aussprache (Er-
gänzung TOP 22) 

a) Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P.: Bericht über die Lage der Ausländer in der 
Bundesrepublik Deutschland — Drucksache 12/5713 — 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (17. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes-
regierung 

Zweiundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
Immissionswerte — 22. BImSchV) — Drucksachen 
12/5424, 12/5718 — 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der Verord-
nung der Bundesregierung: Aufhebbare Achtundzwan-
zigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschafts-
verordnung — Drucksachen 12/5207, 12/5727 — 

5. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P.: Lage der bosnischen Kriegsflüchtlinge 
— Drucksache 12/5714 — 

6. Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerd Poppe, Vera 
Wollenberger, Werner Schulz (Berlin) und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Zur aktuellen Situation im 
Krieg in Bosnien-Herzegowina — Drucksache 12/5729 — 

7. Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerd Poppe, 
Werner Schulz (Berlin), Dr. Wolfgang Ullmann, Vera Wol-
lenberger und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aufwertung und Demokratisierung der Vereinten Natio-
nen — Drucksache 12/5728 — 

8. Aktuelle Stunde: Haltung der Bundesregierung zur Lage 
der Kurden in der Türkei im Rahmen ihrer Gespräche mit 
der türkischen Ministerpräsidentin Çiller 

9. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus schwe-
ren Straftaten (Geldwäschegesetz — GwG) — Drucksachen 
12/2704, 12/2747, 12/5298, 12/5421, 12/5720 

10. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Gesetz zur Vereinheitlichung der Kündigungsfristen 
von Arbeitern und Angestellten (Kündigungsfristengesetz 
— KündFG) — Drucksachen 12/4902, 12/5081, 12/5191, 
12/5235, 12/5228, 12/5420, 12/5721 

11. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu 
dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Berufsbildungsför-
derungsgesetzes — Drucksachen 12/3197, 12/4831, 
12/5225, 12/5722 — 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg 

Zugleich soll von der Frist für den Beginn der 
Beratung, soweit dies bei einzelnen Punkten der 
Tagesordnung überhaupt erforderlich ist, abgewi-
chen werden. 

Außerdem soll der Tagesordnungspunkt 10, Sofort-
maßnahmen zur Durchsetzung friedlicher Verhand-
lungslösungen im ehemaligen Jugoslawien, bereits 
nach Tagesordnungspunkt 7 aufgerufen werden. 

Des weiteren darf ich Ihre Zustimmung für eine 
nachträgliche Ausschußüberweisung, die im Anhang 
der Zusatzpunktliste zu finden ist, erbitten: 

Der in der 174. Sitzung des Deutschen Bundestages am 10. Sep-
tember 1993 überwiesene nachfolgende Gesetzentwurf soll 
nachträglich dem Ausschuß für Verkehr zur Mitberatung über-
wiesen werden: 

Gesetzentwurf der Bundesregierung Erstes Gesetz zur Umset-
zung des Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumsprogramms 
— 1. SKWPG — 

— Drucksache 12/5502 —

Überweisungsvorschlag: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie und Senioren 
Ausschuß für Frauen und Jugend 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Ich nehme an, daß Sie mit all diesen Vorschlägen, 
die mir die Verwaltung aufgeschrieben hat, einver-
standen sind. — Das ist offensichtlich der Fall. Dann 
darf ich das als beschlossen feststellen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a und 3 b und 
den Zusatzpunkt 2 auf: 

3. a) Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung zum Friedensprozeß im Nahen 
Osten 

b) Vereinbarte Debatte zum Friedensprozeß 
im Nahen Osten 

ZP2 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Ursula Fischer, Dr. H ans Modrow, Dr. Gre-
gor Gysi und der Gruppe der PDS/Linke 
Liste 
Zu den Verhandlungen über eine Friedenslö-
sung im Nahen Osten 

— Drucksachen 12/3237, 12/5524 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Reinhard Freiherr von Schorle-
mer 
Dr. Christoph Zöpel 
Dr. Olaf Feldmann 

Zur Regierungserklärung liegen je ein Entschlie-
ßungsantrag von den Frak tionen der CDU/CSU und 
der F.D.P. sowie der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN vor. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, daß wir eine 
Debattenzeit von einer Stunde vereinbaren. Ich gehe  

davon aus, daß das Haus damit einverstanden ist, weil 
sich kein Widerspruch ergibt, und darf auch dies als 
beschlossen feststellen. 

Somit erteile ich nunmehr zur Abgabe einer Regie-
rungserklärung dem Bundesminister des Auswärti-
gen, Dr. Klaus Kinkel, das Wo rt . 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie 
mich zunächst etwas zu den Ereignissen in Moskau 
sagen, die die Welt seit Dienstagabend in Atem 
halten. Präsident Jelzin versucht, sein L and auf demo-
kratischem Wege, d. h. über baldige Wahlen, aus 
einer ausweglos festgefahrenen Situation herauszu-
führen und zu einer Verfassungsreform zu kommen. 

Das Referendum hat gezeigt, daß das russische Volk 
einen gewaltfreien und demokratischen Weg aus der 
Pattsituation der Verfassungsorgane wünscht. 

Es wird von Stunde zu Stunde deutlicher, daß die 
Bevölkerung und die entscheidenden Kräfte in Ruß-
land hinter Präsident Jelzin stehen. Das Land ist ruhig, 
Spannungen werden nicht gemeldet. Armee, Sicher-
heitskräfte und Regionen stehen zu Jelzin. Ich finde, 
das ist ein ermutigendes Zeichen politischer Reife und 
Vernunft. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Jelzin stützt sich auf seine Legitimität als 
freigewählter Präsident und auf das Referendum als 
Beleg des Wählerwillens. Er verweist auf den breiten 
Konsens wichtiger politischer Gruppen. Die Festle-
gung eines frühen, ja, wahrscheinlich noch früheren 
Wahltermins zeigt, daß er es mit der Demokratie ernst 
meint. 

Deshalb hat er als Verkörperung der Reformpolitik 
für seine Schritte weltweit Unterstützung erhalten, 
auch von seiten der Bundesregierung. Wir unterstüt-
zen weiter die Reformbemühungen und vertrauen auf 
seinen Willen, Rußlands Weg hin zu Demokra tie, 
Rechtsstaat und Marktwirtschaft unumkehrbar zu 
machen. 

Außenminister Kosyrew hatte die G-7-Vertreter in 
Moskau, also auch uns, vorab über die Schritte Jelzins 
informiert und unterrichtet. Bundeskanzler Kohl hat 
vorgestern nacht mit Präsident Clinton unsere Hal-
tung abgestimmt. Ich stehe in engem Kontakt mit 
Außenminister Kosyrew und den wichtigsten westli-
chen Partnern. Schon nächste Woche wird in New 
York Gelegenheit sein, anläßlich der Eröffnung der 
UNO-Generalversammlung die neueste Entwicklung 
zu erörtern und über eventuelle gemeinsame Hilfs-
maßnahmen zu sprechen. 

Der Erfolg der Reformpolitik liegt zuallererst im 
Interesse der Menschen in Rußland. Er hat aber auch 
große Auswirkungen auf die internationale Lage. Die 
jetzige, nicht unkritische Lage muß für alle westlichen 
Staaten eine Mahnung sein, Rußland bei seinem 
schweren Gang aus der sozialistischen Hinterlassen-
schaft zu helfen. Deutschl and hat sich hierbei mehr als 
andere engagiert. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Wir werden der Anwalt für diese Hilfe bleiben und 
können, wie ich finde, alle nur hoffen, daß sich die 
Reformkräfte endgültig duchsetzen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, das Ende des Ost-
West-Konflikts und der demokratische Neubeginn in 
Moskau haben auch für eine Lösung des Nahostkon-
flikts neue Voraussetzungen geschaffen. Jetzt wurde 
dort das Tor für Frieden aufgestoßen, und die Verein-
barung, die unter den Augen von Präsident Clinton 
am 13. September zwischen der israelischen Regie-
rung und der Palästinensischen Befreiungsorganisa-
tion feierlich unterzeichnet wurde, hat den Weg für 
die Aussöhnung zwischen den Israelis und den Palä-
stinensern freigemacht. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU und der SPD) 

Das ist ein Signal der Ermutigung über die Region 
hinaus. Diejenigen im Nahen Osten, im ehemaligen 
Jugoslawien und in anderen Konfliktherden, die wei-
terhin auf Krieg und Gewalt setzen, sollten begreifen: 
Die Freiheit, das Selbstbestimmungsrecht, die Men-
schenrechte, das Lebensrecht eines Volkes lassen sich 
auf Dauer weder einmauern noch mit Terror unterbin-
den. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wir Deutschen freuen uns über diesen Durchbruch 
zum Frieden ganz besonders. Wir haben dem jüdi-
schen Volk unendliches Leid angetan, und die 
Geschichte des Heiligen Landes ist mit unserer eige-
nen untrennbar verbunden. Der 1948 gegründete 
Staat Israel ist für uns zur Mahnung, aber auch zu 
einer gelebten Verpflichtung geworden, begangenes 
Unrecht wiedergutzumachen und besonders nach-
drücklich dafür einzutreten, daß Juden fortan in 
Sicherheit leben können. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

In den fast 30 Jahren unserer offiziellen Beziehun-
gen mit Israel haben wir uns bemüht, gerade diese 
Verpflichtung einzulösen. Aber das Heilige Land ist 
nicht nur das verheißende L and des jüdischen Volkes, 
sondern zugleich auch die Heimat der Palästinenser, 
von denen zu viele ebenfalls heimatlos und in alle 
Welt verstreut wurden. 

Ministerpräsident Rabin hat hierauf in Washington 
hingewiesen, als er sagte, Israelis und Palästinenser 
seien dazu bestimmt, auf ein und demselben Boden, in 
ein und demselben Land zusammenzuleben. Es hat 
fast hundert Jahre gedauert, diese Einsicht zur Grund-
lage des Friedens zu machen. Um so größer ist unser 
Respekt vor Präsident Rabin und PLO-Präsident Ara-
fat, die diesen Schritt, zu dem wir sie beglückwün-
schen, jetzt getan haben. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Die Mehrheit der Juden und der Palästinenser 
wünscht sich nichts sehnlicher als ein Leben ohne 
Angst und in Frieden, eine sichere Zukunft für sich 
und ihre Kinder. Rabin und Arafat haben dies erkannt. 

Was noch wichtiger ist: Sie hatten den Mut, aus dieser 
Erkenntnis heraus den Frieden zu wagen. 

Der lange Weg zum Frieden wurde in Camp David 
begonnen. Viele haben seither Hilfestellungen, Hilfe-
leistungen erbracht, damit die Erklärung von 
Washington möglich wurde. Präsident Bush, sein 
Außenminister Baker haben sich ebenso wie Präsi-
dent Clinton und Außenminister Christopher uner-
müdlich dafür eingesetzt, daß dieser Friedensprozeß 
nicht zum Erliegen kam. Der norwegische Außenmi-
nister Holst hat durch sein engagiertes und gekonntes 
Agieren dem Frieden, seinem Land und auch dem 
Ansehen der Diplomatie einen großen Dienst erwie-
sen. Ihnen allen gebührt heute Respekt und Dank. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, in Washington wurde 
folgender Friedensrahmen vereinbart: 

Erstens. Die Aufnahme von Verhandlungen über 
eine fünfjährige palästinensische Übergangsverwal-
tung auf dem Gebiet der Westbank und des Gazastrei-
fens unter Ausschluß von Jerusalem. 

Zweitens. Die Wahl eines palästinensischen Rats 
zur Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben, wobei 
sich Israel Sicherheitsfragen, Außenbeziehungen und 
die Verwaltung seiner Siedlungen vorbehält. 

Drittens. Der Rückzug der israelischen Streitkräfte 
aus Gaza und Jericho binnen zwei Monaten. 

Viertens. Verhandlungen über den endgültigen 
Status von Westbank und Gaza während der fünfjäh-
rigen Übergangszeit. 

Ja, es ist richtig: Viele wichtige Einzelfragen blei-
ben noch offen und zu regeln: der Umfang des 
autonomen Jericho, das Ausmaß des Truppenrück-
zugs aus Gaza und Je richo, die Stärke der palästinen-
sischen Polizei, Arbeitsgenehmigungen für Einwoh-
ner aus Gaza und Je richo in Israel, Verbindungen und 
Reisefreiheit zwischen beiden Gebieten und ins Aus-
land, der Aufbau von Behörden und die Organisation 
von Wahlen. 

Es muß auch festgestellt werden, daß zentrale 
Fragen auf später verschoben worden sind: die der 
Flüchtlinge, der israelischen Siedlungen und natür-
lich auch die Frage Jerusalems. 

Weiter ist festzuhalten, daß das Abkommen bei 
vielen Israelis und Palästinensern auch Verunsiche-
rung, Angst, zum Teil heftige Ablehnung ausgelöst 
hat. Manche sehen die Gefahr eines Rückschlags 
oder befürchten persönliche Nachteile. Es ist die 
große Verantwortung der Führung der PLO und der 
israelischen Regierung, den Menschen diese Ängste 
zu nehmen und ihnen möglichst schnell die Vorteile 
des Friedens zu vermitteln. Diejenigen Kräfte, die 
weiterhin Spannung schüren und gegen die friedliche 
Koexistenz von Juden, Arabern und Ch risten auf 
Kampf und Terror setzen, dürfen sich nicht durchset-
zen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD sowie des Abgeordneten Gerd Poppe 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 
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Der Weg zum Frieden ist im Nahen Osten urum-
kehrbar geworden. Gemeinsame europäische, aber 
auch Hilfe durch deutsche Außenpolitik sind gefragt. 
Es bleibt viel zu tun. Die bilateralen Verhandlungen 
zwischen Israel und seinen Nachbarstaaten Jorda-
nien, Syrien und Libanon sind noch nicht abgeschlos-
sen. Israel und Jordanien haben sich am 14. Septem-
ber über eine gemeinsame Tagesordnung für ihre 
weiteren Verhandlungen geeinigt. 

Die Bundesregierung hofft, daß das Friedenswerk 
durch Verträge zwischen diesen Staaten bald seinen 
Abschluß findet und so die große internationale 
Gemeinschaftsaufgabe in Angriff genommen werden 
kann, nämlich dem Nahen Osten eine Zukunft der 
Sicherheit und der wirtschaftlichen Entwicklung für 
alle seine Bewohner zu ermöglichen. Insbesondere für 
den leidgeprüften Libanon ist es außerordentlich 
wichtig, den Wiederaufbau ohne weitere Behinderun-
gen und Erschütterungen in Angriff nehmen zu kön-
nen. 

Deutschland, die Europäische Gemeinschaft und 
die westliche Welt werden den Friedensprozeß auch 
weiterhin politisch und natürlich auch wirtschaftlich 
unterstützen. Das Konzept, das wir haben, sieht wie 
folgt aus. 

Erstens. Staatssekretär Kastrup hat in meinem Auf-
trag den Bonner PLO-Vertreter Franghi zu einem 
ersten intensiven Meinungsaustausch empfangen 
und ihm unsere Einladung an  den PLO-Vorsitzenden 
Arafat zu einem Besuch in Bonn übermittelt. In Kürze 
werde ich zusammen mit meinen europäischen 
Außenministerkollegen in Brüssel mit Herrn Arafat 
zusammentreffen. Eine wichtige Aufgabe für die 
nächste Zeit wird die Anpassung des Verhältnisses zur 
PLO und des Status der PLO-Büros in unseren Län-
dern an die neue Lage sein. Die PLO trägt künftig die 
politische Verantwortung nicht nur für Gaza und 
Jericho, sondern auch für die Fortsetzung der bilate-
ralen und multilateralen Friedensverhandlungen. Wir 
streben einen kontinuierlichen Dialog mit der PLO in 
ihrer neuen Rolle in den palästinensischen Gebieten 
an. Deswegen muß gemeinsam mit unseren EG

-

Partnern die Errichtung einer ständigen Präsenz in 
Jericho geprüft werden. 

Zweitens. Eine wichtige Aufgabe wird die politische 
Abstützung des Friedensprozesses gegenüber denen 
sein, die ihm nach wie vor kritisch gegenüberstehen. 
In diesem Sinne habe ich mich mit einer Botschaft an 
meinen iranischen Kollegen Velayati gewandt und für 
eine konstruktive Haltung Irans geworben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ich habe mich mit demselben Pe titum an meine 
Amtskollegen in Syrien und Kuwait gewandt: mit der 
Bitte, den Prozeß konstruktiv zu unterstützen. 

Drittens. Die europäischen Außenminister haben 
auf ihrer letzten Tagung mit auf unsere Anregung hin 
beschlossen, mit Israel beschleunigt ein neues Koope-
rationsabkommen auszuhandeln, das eine noch 
intensivere wirtschaftliche Zusammenarbeit ermögli-
chen soll. Mit Nachdruck wird sich die Bundesregie-

rung für die Aufhebung des Israelboykotts der arabi-
schen Staaten einsetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU und der SPD) 

Viertens. Die amerikanische Regierung — darüber 
habe ich gestern mit Außenminister Christopher tele-
foniert — hat zum 1. Oktober zu einer Geberkonfe-
renz nach Washington eingeladen, an der wir teilneh-
men. Zweck ist die Koordinierung der internationalen 
wirtschaftlichen Unterstützung des Friedensprozes-
ses. Hierbei muß die Europäische Gemeinschaft als 
größter Geber die tragende Rolle übernehmen. 

Unsere Hilfeleistungen für die Westbank und Gaza 
im Haushaltsjahr 1993 betragen 28,6 Millionen DM. 
Darin sind 15 Millionen DM Mittel der EZ und 
13,2 Millionen DM Leistungen an die UNRWA enthal-
ten. Darüber hinaus tragen wir zu den Hilfeleistungen 
der EG im Jahre 1993 25,5 Millionen DM bei. Auf den 
Kopf der Bevölkerung gerechnet ist die Hilfe für die 
Palästinenser schon heute erheblich höher als für die 
meisten anderen Entwicklungsländer. 

Eine Erhöhung der entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit mit palästinensischen Partnern noch in 
diesem Haushaltsjahr wird im Augenblick von der 
Bundesregierung geprüft. Für 1994 sind wir bemüht, 
die Hilfe gegenüber dem diesjährigen Ansatz sub-
stantiell aufzustocken. Ich brauche nicht auf unsere 
kritische Haushaltslage hinzuweisen, um Ihnen zu 
sagen, daß das alles nicht so ganz einfach sein wird 
und die Spielräume nicht sehr groß sind. Aber wir 
investieren mit dem, was wir geben, auch in unsere 
eigene Sicherheit, weil Frieden im Nahen Osten eben 
auch mehr Sicherheit für uns bedeutet. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Sechstens. Der von uns mitbeschlossene Aktions-
plan  der EG für die Unterstützung palästinensischer 
Selbstverwaltung im Gaza und der Westbank sieht 
kurzfristig die Bereitstellung von 20 Millionen Ecu aus 
vorhandenen Haushaltsmitteln für den Aufbau von 
Infrastrukturen und als Hilfe für palästinensische 
Bildungseinrichtungen vor. 

Mittelfristig sollen für die fünfjährige Interimspe-
riode von 1994 bis 1998 zweimal 250 Millionen Ecu als 
Zuschuß aus EG-Haushaltsmitteln und aus Darle-
hensmitteln der Europäischen Investitionsbank be-
reitgestellt werden. Diese Mittel sollen vor allem in 
den Bereichen Ausbildung, Selbstverwaltungsinstitu-
tionen und Wohnungsbau eingesetzt werden. 

Siebtens. In Washington wird es darum gehen, eine 
möglichst breite internationale Hilfsaktion zu mobili-
sieren. Wir Deutschen werden auch darauf dringen, 
daß andere Partner wie z. B. die Mitgliedstaaten des 
Golfkooperationsrates einen angemessenen Beitrag 
zur Hilfe leisten. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Achtens. Wir werden die übernächste Sitzung der 
Arbeitsgruppe „Regionale wirtschaftliche Entwick-
lung" in Deutschland ausrichten. Diese unter EG

-

Vorsitz stehende Arbeitsgruppe muß Impulse für 
einen wirtschaftlichen Neubeginn in der gesamten 
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Region geben. Grenzüberschreitende Zusammenar-
beit ist ein Muß, wenn der wirtschaft liche Aufbau für 
alle in der Region gelingen soll. 

Neuntens. Bilateral habe ich mit meinem israeli-
schen Kollegen Peres in einem Aktionsprogramm eine 
Intensivierung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Grundlagenforschung, der Hoch- und der 
Umwelttechnologie beschlossen. Eine gemischte 
Wirtschaftskommission soll der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit Israel ein neues Profil verleihen. 

Zehntens. Bei meinen kürzlichen Gesprächen in 
Kairo und Damaskus stand neben der Intensivierung 
des politischen Dialogs und der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit natürlich auch der Friedensprozeß 
im Mittelpunkt der Gespräche. 

In beiden Hauptstädten, aber insbesondere in 
Damaskus, warb ich um Schritte zur Vertrauensbil-
dung. Meinen syrischen Kollegen Shara'a drängte 
und dränge ich auf uneingeschränkte Teilnahme 
Syriens am Friedensprozeß, vor allem in bezug auf die 
multilateralen Arbeitsgruppen. 

(Beifall bei der F.D.P. und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren! Der Nahe Osten war zu 
einem Symbol für sinnlose Destruktion geworden. 
Jetzt wird er wieder zum Hoffnungsträger dafür, daß 
nicht nur Haß und Gewalt, sondern auch die Vernunft 
ihre Zeit hat. Das bedeutet notwendige Kompromiß-
bereitschaft auf allen Seiten, Verzicht auf eigene 
überzogene Wert- und Wunschvorstellungen. Wir 
Deutschen haben dies in unserer jüngeren Geschichte 
wahrhaftig schmerzlich erfahren. Jetzt sind Israelis, 
Palästinenser und ihre arabischen Nachbarn gefor-
dert. 

Wir alle aber sind aufgerufen, Israelis und Palästi-
nenser auf ihrem Weg zum Frieden und gutnachbar-
schaftlichen Zusammenleben zu begleiten. Noch 
mancher Stolperstein wird zu überwinden sein, aber 
ich sage nochmals: Eine Umkehr des Friedensprozes-
ses im Nahen Osten darf es nicht mehr geben, und die 
Bundesregierung wird auch weiterhin ihren Beitrag 
zum Friedenswerk im Nahen Osten leisten. 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der F.D.P. und der 
CDU/CSU und Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
 hat nunmehr der Abgeordnete Freimut Duve. 

Freimut Duve (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Bundesaußenminister, wir 
können und werden Sie in diesem Zehn-Punkte-Plan 
und in Ihren Absichten kritisch begleiten. Das ist ein 
Feld, in dem wir oft zusammengearbeitet haben, 
manchmal unterschiedliche Wege gegangen sind; es 
gab aber, glaube ich, für uns Deutsche seit Gründung 
unseres Landes in den wesentlichen Fragen der 
Nahostpolitik, also des Friedenszieles, keine wesent-
lichen Differenzen. Um so leichter wird es uns jetzt 
gemacht, hier gemeinsam vorzugehen. 

Meine Damen und Herren, Sprache trennt und 
Sprache verbindet. „Schalom", „Salam" — wir alle  

kennen diese beiden Worte aus den uns so fremden 
Sprachen, und wir alle wußten immer, daß der Beg riff 
„Frieden" im Arabischen wie im Hebräischen nahezu 
wortgleich, klanggleich und inhaltsgleich ist. Die 
Hisbolla und die Anführer in Teheran sollten jetzt 
akzeptieren, daß auch das Wort „Islam" für „Frieden" 
steht, daß es auch „Frieden" heißt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich freue mich sehr, daß der frühere Staatsminister 
im Bundeskanzleramt, unser Kollege Hans-Jürgen 
Wischnewski, heute bei uns ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Seine Arbeit von Amts wegen und seine Arbeit in der 
Sozialistischen Interna tionale als Vorsitzender des 
Nahostkomitees hat sehr stark dazu beigetragen, daß 
dieses jetzt möglich wurde; denn dies war das erste 
Gremium, in dem es über Jahre hinweg möglich war, 
Israelis, Araber und auch Palästinenser in arabischen 
Tagungsorten an einem Tisch zu haben, was nicht 
leicht war. Ich glaube, wir sind Hans-Jürgen 
Wischnewski zu Dank verpflichtet. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P.) 

Natürlich bewundern wir die Leistung des norwegi-
schen Außenministers, dies über viele Monate hinweg 
zustande gebracht zu haben, ohne daß die uns so 
liebgewordenen und vertrauten Kollegen der Medien 
es auch nur ahnten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P.) 

Das ist eine große Leistung der Norweger, das ist eine 
große Leistung der PLO-Führung in Tunis und auch 
eine große Leistung der israelischen Regierung, das so 
gemacht zu haben; denn wenn es so nicht gelaufen 
wäre, wäre es nicht gelaufen. 

Hans-Jürgen Wischnewski hat in der Fraktionssit-
zung dieser Woche etwas bitter folgendes gesagt 
— ich zitiere ihn: 

Es begann alles damit, daß Golda Meir erklärt 
hatte, sie kenne kein palästinensisches Volk, und 
die Palästinenser damals erklärten, Israel müsse 
wieder von der Landkarte verschwinden. 

Wir sind heute in aller Welt Zeugen von so viel 
radikaler Nichtanerkennung der Wirklichkeit überall 
in der postkommunistischen Welt, daß es vielleicht 
sinnvoll ist, sich an den Ursprung zu erinnern, wie 
Hans-Jürgen Wischnewski das gemacht hat, und an 

 den Zwang zum Frieden, den wir jetzt erlebt haben. 

Dieser Prozeß im Nahen Osten war nicht möglich 
ohne die schrecklichen Lehren des Golfkrieges, und er 
war nicht möglich ohne die fruchtbaren Lehren des 
Helsinki-Prozesses. Jetzt liegt Helsinki nahezu am 
Toten Meer. Wie lange hat es gedauert, bis die 
Menschen der Region erkannt haben, wie viele 
gemeinsame Probleme es gibt, die nicht Israel oder 
Palästina, nicht Libanon oder Gol an  heißen, sondern 
Wasser, Arbeit, Ausbildung, Investitionen, wirtschaft- 
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liche Zukunft, Rettung der Natur, f riedliche Verbin-
dung zur Außenwelt! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wie lange hat es damals gedauert, bis im Helsinki-
Prozeß Problemkörbe erkannt und anerkannt wurden, 
die bedeutsamer wurden als Grenzen! Das war das 
Geheimnis des Helsinki-Prozesses. 

Wir Deutschen haben von Willy Brandt gelernt: 
Wenn es nicht mehr weitergeht und wenn sich gar 
nichts zum Besseren wendet, wenn andere Instru-
mente nicht erkennbar sind, dann muß man die Möbel 
in der Wohnung umstellen, und schon sieht die Welt 
anders aus. — Genau das hat diese Übereinkunft 
Arafat/Peres geleistet. Sie haben sich nicht über die 
Landkarte gebeugt und endgültige Grenzen auszu-
handeln versucht, sondern sie haben die Probleme 
aufgelistet und kein einziges ausgelassen, und sie 
haben sich den Kalender vorgenommen, sie haben die 
Zeitachse ausgehandelt und nicht den Grenzverlauf. 
Das ist die Weisheit dieses Papiers. Deshalb ist es jetzt 
auf allen Seiten so schwer, zu sagen: Da ist aber Verrat 
begangen worden. Ich habe es selber in Bir Zeit an der 
Universität vor 14 Tagen erlebt. Es ist für die radikalen 
Studenten sehr schwer, präzise zu sagen, wo denn der 
Verrat liegt. Denn es geht um einen Prozeß und nicht 
um eine endgültige Festlegung. 

Das heißt, jetzt sind zwei Uhren gestellt worden, 
eine Kurzzeit- und eine Langzeituhr. Kurzzeit heißt, 
die Menschen in den Gebieten beider Partner müssen 
rasch materiell und auch seelisch Ergebnisse wahr-
nehmen können. Da ist viel von Europa und viel vom 
Außenminister heute morgen gesagt worden. Die 
Menschen in Gaza müssen den Aufbau von wirt-
schaftlichen und sozialen Chancen, die Menschen in 
Israel den Abbau von Spannung, von Militär, von 
Angst erleben. Hoffnung in Palästina muß aufgebaut, 
Angst in Israel abgebaut werden. Das brauchen beide, 
und dabei können und müssen wir beiden helfen, jetzt 
und ganz konkret. Das wird nicht so furchtbar viel 
kosten. Es gibt andere Dinge, die wir uns vorgenom-
men haben, die wesentlich mehr kosten. Aber die 
Wirkung wird sehr, sehr groß sein, möglicherweise 
größer noch als die mancher anderer Dinge, die uns 
sehr viel kosten. Das darf auch nicht ein Partner, nicht 
Washington, nicht Bonn, allein machen, sondern wir 
müssen es zusammen machen. Wir müssen aber nicht 
alle dasselbe machen. 

Es muß dreierlei gelten: erstens autonomes Handeln 
der Palästinenser und ihrer Repräsentanten, keine 
Vorschriften, was dort geschieht, zweitens Koopera-
tion mit dem ungeheuren Know-how der Israelis. Die 
Israelis sollten an dem, was alles gemacht werden 
kann und wo sie eine große Erfahrung haben, beteiligt 
werden. Dies betrifft z. B. Kooperation beim Know-
how, bei Entsalzungsanlagen, beim Verwandeln der 
Lager und Slums in moderne Siedlungen. Warum soll 
es denn nicht möglich sein, die 40jährigen Flücht-
lingslager in ähnliche Siedlungen wie j ene zu verwan-
deln, die wir in den durch die Israelis besetzten 
Gebieten gesehen haben? Das dritte Element ist die 
Hilfe von außen. Also: Autonomie, regionale Koope-
ration und Hilfe von außen, von Europa und den USA, 
sind die drei Pfeiler dieses Prozesses. Keiner der 
Beteiligten sollte glauben, er könne es allein machen. 

Vor allem die Hilfe von außen muß immer mit beiden 
Partnern  abgestimmt werden. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Auch von den Ara

-

bern!) 

— Völlig richtig, das hat der Außenminister auch 
gesagt. Ich hoffe sehr und bin überzeugt, daß ein Teil 
des arabischen Ölgeldes in dieser Region investiert 
wird. 

Für die Langzeit gilt: Die jungen Leute müssen 
Chancen erkennen. Deshalb sind die Stipendien, die 
Bildungshilfen sehr wichtig, Herr Außenminister. Ich 
denke, daß wir z. B. bei der Schaffung des eigenen 
Hafens in Gaza wirksame und gute Hilfe leisten 
können. Wir haben dazu genügend Consulting-
Firmen in Deutschland. 

Singapur oder Somalia — auf diese radikale Formel 
brachte ein führender Palästinenser gestern beim 
Besuch bei uns das künftige Schicksal der Region. Wir 
können dabei helfen, auch wenn wir wissen, daß das 
meiste, das Alltägliche die Menschen und die Politik 
zwischen Jordan und Mittelmeer selber leisten müs-
sen. 

Ich bin an einem solchen Tag — das wissen man
-che — persönlich sehr bewegt, weil ich in beiden 

Welten Beziehungen, auch verwandtschaftliche Be-
ziehungen habe. Ein 40jähriger orthodoxer Jude, 
Vater von vier Kindern, sagte mir drei Trage nach dem 
Abkommen in Jerusalem: Weißt du, Jericho gehört zu 
unserer Geschichte, aber der Frieden gehört noch viel 
mehr zu unserer Geschichte, und vielleicht müssen 
auch wir Juden lernen, unsere Geschichte noch ein-
mal richtig zu lesen und zu lernen; für den Frieden 
muß Jericho aufgegeben werden. 

Ich habe seit vielen Jahren eine kleine Utopie. Sie 
heißt nicht nur „Helsinki am Toten Meer", sondern 
„Brüssel in Jerusalem". Je stärker diese Stadt die Rolle 
einer Hauptstadt der Region für die wirtschaftlichen, 
kulturellen und ökologischen Gemeinsamkeiten 
übernimmt, um so weniger dramatisch wird der S treit 
um die Hauptstadtfunktion dieser Stadt sein. So wie 
jetzt die drei Weltreligionen nebeneinander und künf-
tig wieder miteinander in dieser alten Stadt leben, so 
könnten auch sehr nüchterne Zentralen und For-
schungsinstitute für die Lösung des Wasserproblems, 
die Nutzung der Sonnenenergie, die gemeinsame 
Gesundheitsfürsorge und viele Dinge mehr in Jerusa-
lem ihr neues Heim finden. Und genau dabei können 
wir Europäer mit unseren Erfahrungen helfen. 

Ich denke, daß diese Debatte, daß unsere gemein-
same Entschließung, das Bemühen der Bundesregie-
rung, des Bundesaußenministers alles erste kleine 
Schritte auf diesem Weg sind, wichtige Schritte. Wir 
wollen uns beteiligen, und wir werden uns beteili-
gen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Lamers das Wort. 

Karl Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Anlaß für diese Debatte ist 
die Hoffnung auf das Ende eines jahrzehntelangen 
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bitteren Konflikts und einer tiefen Krise in unserer 
unmittelbaren Nachbarschaft. 

Aber: Der Außenminister hatte allen Anlaß und 
Grund, am Beginn seiner Rede unseren Blick in eine 
andere Himmelsrichtung zu lenken, wo sich eine K rise 
zuspitzt. Doch ich will gleich hinzufügen: Krise, im 
Wortsinn verstanden, heißt, daß die Dinge auf eine 
Entscheidung zugehen. Daß eine Entscheidung über 
die Entwicklung in diesem uns benachbarten L and, in 
Rußland, dringend notwendig ist, das war uns allen 
seit langem bewußt. 

Deswegen war es richtig, daß sich — gottlob sehr 
schnell und sehr einmütig — die gesamte westliche 
Welt hinter Präsident Jelzin gestellt hat. Ich finde, es 
wäre mehr als unangemessen, wenn wir jetzt über die 
Frage der Legalität dieses Schrittes diskutierten. Es 
geht nicht um die Legalität, es geht um die Legitimität. 
Der Schritt Präsident Jelzins ist geeignet, end lich 
einen umfassenden Rahmen für die Legitimität und 
damit für die Legalität in diesem L and herzustellen. 
Vor allen Dingen ist er geeignet, endlich die Voraus-
setzungen, die politischen Rahmenbedingungen für 
den Erfolg der Reformen in Rußland zu schaffen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß uns 
dieses Ereignis ein weiteres Mal nachdrücklich, ein-
dringlich darauf hinweist, daß es unser Interesse ist, 
daß dieser Prozeß erfolgreich ist. Und wenn es unser 
Interesse ist, meine Damen und Herren, dann ist es 
unsere Pflicht, soweit es irgend geht, zu helfen. Ich 
weiß, es ist völlig richtig: Niemand hat dafür bislang 
mehr getan als unser L and. Aber ich will  auch sagen: 
Es wird weiterer Hilfe bedürfen. Übrigens nicht nur 
finanzieller, sondern zunächst einmal auch der Hilfe, 
der Zuwendung, daß wir sagen: Jawohl, wir sind an 

 eurer Seite, an  der Seite der Demokraten. 

Aber ich möchte auch mit Nachdruck sagen, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen: Diese unsere 
Zuwendung — in jeder Form — bedarf eines l angen, 
langen Atems. Das ist etwas, was demokratisch ver-
faßten Gesellschaften manchmal ein wenig abgeht. 
Ich hoffe, daß wir ihn haben — in unserem Interesse, 
im Interesse des westlichen Europa. 

Ich meine, wir sollten die Gelegenheit nutzen, 
Präsident Jelzin, der nun einmal das Symbol für diesen 
Willen zur Reform und zur Demokratie in Rußland ist, 
unsere nachdrückliche Unterstützung und Hilfe hier 
heute zum Ausdruck zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich kann auch nicht umhin, bei dieser Gelegenheit 
einen Blick auf unseren unmittelbaren Nachbarn, auf 
Polen, zu richten, wo jüngst zweifelsfrei demokratisch 
einwandfreie Wahlen stattgefunden haben, deren 
Ergebnis aber natürlich einige Fragen aufwirft. Es ist 
nicht unsere Sache, das Ergebnis im einzelnen zu 
kommentieren. Nur hoffen wir, daß sich die politi-
schen Rahmenbedingungen für die Reformen, die ja 
gottlob von den Polen, von der bisherigen Regierung 
sehr mutig und schon sehr weit vorangetrieben wor-
den sind, nicht verschlechtern, sondern daß sie erhal-
ten bleiben, so daß wir auch hier weiterhin unsere 
Hilfe und unsere Zusammenarbeit anbieten kön-
nen. 

Diese Ereignisse im östlichen Teil unseres Konti-
nents zeigen, daß nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts der Friede und die Sicherheit nicht ein für 
allemal gewährleistet sind, sondern daß gewaltige, 
große Aufgaben vor uns stehen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte die Gelegen-
heit nutzen, auch im Blick auf das eigentliche Thema, 
zu dem ich gleich komme, zu sagen: Nach den 
Anstrengungen zur Wiederherstellung unserer inne-
ren Einheit verlangen von uns die außenpolitischen 
Aufgaben Priorität; denn das Wohlergehen unserer 
Nachbarn, der engeren wie der weiteren, ist auch 
unser Wohlergehen. Wir können nicht losgelöst von 
dem Schicksal und dem Wohlergehen unserer Nach-
barn unsere Zukunft gestalten. Das wird von uns allen, 
von den Deutschen, große Kraft verlangen. Ich hoffe, 
daß wir sie haben werden. 

Das, was ich gesagt habe, gilt natürlich auch für die 
Region, über die wir heute reden. Das Ereignis, das 
wir heute begehen, ist als historisches bezeichnet 
worden. Natürlich sind noch viele Hindernisse zu 
überwinden, ganz konkrete: die Ratifizierung in der 
Knesseth, die Frage, ob sich Yassir Arafat durch-
setzt. 

Ich glaube, immerhin können wir sagen: Es besteht 
die Chance, daß diese Abmachung ein historisches 
Ereignis sein wird, ein historisches Ereignis, das den 
Frieden in dieser leidgeprüften, kriegsgeschüttelten 
Region endgültig einkehren läßt. Ich finde, man kann 
schon heute sagen: Unumkehrbar ist jedenfalls eines, 
nämlich daß die PLO das Existenzrecht Israels aner-
kannt hat. 

Ich finde, verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir, 
die Deutschen, haben schon besonderen Grund, uns 
darüber zu freuen. Der Kollege Duve hat zu Recht 
darauf hingewiesen, daß uns natürlich ein besonderes 
Verhältnis mit dem Staat Israel und mit den Juden 
dieses Staates verbindet. Aber es ist ja auch richtig, 
daß wir uns zuweilen in einem schmerzlichen Zwie-
spalt fühlten, weil es so schien, als sei das Wohlerge-
hen Israels mit dauernder Heimatlosigkeit der Palä-
stinenser verbunden. Deutsche, die das Schicksal der 
Heimatlosigkeit und der Vertreibung nach dem Krieg 
millionenfach erlebt haben, waren und sind hier 
besonders sensibel. Deswegen, glaube ich, haben wir 
einen doppelten Grund zur Freude, wenn wir die 
Vision betrachten, daß in Zukunft Palästinenser und 
Israelis in Frieden miteinander leben können. 

Aber nicht nur diese historischen Erinnerungen, 
sondern mindestens ebensosehr muß uns doch die 
Tatsache beschäftigen, daß es sich hier um eine 
Region handelt, die nicht weit weg von uns ist, 
sondern in unserer unmittelbaren Nachbarschaft 
liegt. So leidenschaftlich ich soeben und bei anderen 
Gelegenheiten dafür plädiert habe, daß wir uns unse-
ren Nachbarn im Osten zuwenden, so leidenschaftlich 
plädiere ich dafür, zu sehen, daß unsere Nachbar-
schaft nicht nur aus dem östlichen Europa besteht, 
sondern auch diese Region, ja den gesamten Mittel-
meerraum umfaßt. Wir müssen unser Engagement 
und zunächst unsere innere Aufmerksamkeit sehr viel 
mehr diesem Gebiet zuwenden, als dies bislang 
geschehen ist. Diese Region war ja noch vor nicht 
allzulanger Zeit Gegenstand zweier Kriege, die auch 
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uns sehr, sehr unmittelbar und hart be troffen 
haben. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir haben 
allen Anlaß, unserem Partner, den Vereinigten Staa-
ten, für das Engagement zu danken, das er bei der 
Herstellung dieses Friedens gezeigt hat. Es besteht 
aller Anlaß, dafür ein Wort des Dankes zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Natürlich ist das ein Gebiet des Interesses auch für 
die Vereinigten Staaten; nicht nur s trategisch, son-
dern auch aus anderen Gründen. Das wissen wir alle. 
Aber ist es denn nicht mindestens so sehr ein Gebiet 
europäischen und damit auch deutschen Interesses, 
und zwar nicht nur aus historischen Gründen? Wie sah 
denn bislang unsere Beteiligung an diesem Prozeß 
aus? Der Kollege Duve hat zu Recht auf die vorbildli-
che Rolle des norwegischen Außenministers hinge-
wiesen, dem auch ich an dieser Stelle sehr herzlich 
danken möchte. Ja, das war eine große Leistung. Wir 
können froh sein, daß ein Europäer eine maßgebliche 
Rolle beim Zustandekommen dieses Prozesses ge-
spielt hat. Aber damit sind wir doch wohl noch nicht 
alle exkulpiert oder frei und nicht mehr in der Pflicht. 
Davon kann ja sicher keine Rede sein. 

Ich freue mich sehr, daß die Europäische Gemein-
schaft sehr unmittelbar gehandelt hat, Herr Minister. 
Das war in Ordnung; das war gut so. Das war prompt. 
Wer schnell hilft, der hilft doppelt. Auch hier gilt das. 
Es handelt sich um eine be trächtliche Summe, die die 
Gemeinschaft zur Verfügung gestellt hat. Aber jetzt 
muß es ein dauerhaftes und konkretes Engagement 
geben. Ich freue mich, daß Sie in Ihren zehn Punkten 
zu erkennen gegeben haben, daß die Bundesregie-
rung konkrete Vorstellungen hat, wie denn unser 
deutscher und der europäische Beitrag zur Festigung 
des Friedens dort aussehen soll. 

Aber es wird noch viel zu tun sein. Auch hier gilt, 
was ich im Blick auf Rußland gesagt habe: Es wird ein 
langer Atem notwendig sein. 

Notwendig wird es ebenfalls sein, verehrte Kolle-
gen, daß wir diejenigen, die diesen Frieden nicht 
wollen, isolieren. Ich unterstütze nachdrücklich, was 
Sie, Herr Minister, gesagt haben im Blick auf Ihre 
Absicht, Ihrem iranischen Kollegen zu schreiben. 

(Bundesminister Dr. Klaus Kinkel: Habe ich 
schon!) 

— Beziehungsweise geschrieben haben. — Ich hoffe, 
daß das einigermaßen, wenn auch diplomatisch, deut-
lich war. Es geht nicht anders: Wer jetzt diesen Frieden 
stören will , ist ein Friedensstörer, und wir können 
keine Partnerschaft mit ihm haben. Daher, glaube ich, 
bedarf es großer Anstrengungen, um alle Staaten, 
vorab Syrien, bei dem ich Hoffnung habe, in den 
Friedensprozeß einzubeziehen. 

Das wird nur durch eine gemeinsame europäische 
Anstrengung gelingen. Wenn wir sie leisten, haben 
wir vielleicht die Chance, das ein wenig zu revidieren, 
was sich insbesondere bei unserem Volk aber auch bei 
anderen europäischen Völkern an Enttäuschung über 
das fehlende, mangelhafte und unzureichende Enga-
gement Europas im früheren Jugoslawien gezeigt hat. 

Wenn die Europäische Gemeinschaft bei ihrem Ver-
such, diesen Friedensprozeß zu stabilisieren, erfolg-
reich ist, dann könnte das vielleicht helfen, daß man 
auch auf anderen Gebieten mehr Zutrauen zu sich 
selbst gewinnt und eine stringentere und erfolgrei-
chere Politik als bislang in seinen Außenbeziehungen 
führt. Wir brauchen das dringend. 

Wenn wir uns vorstellen, daß das Heilige Land, das 
Land, wo sich nicht nur viele Interessen kreuzen, 
sondern wo viele Religionen entstanden sind und 
aufeinanderprallen, vielleicht wirklich einmal ein 
Hort der Toleranz auch und gerade zwischen den 
Religionen werden könnte, dann, meine ich, würde es 
sich lohnen, daß wir uns mit aller Kraft engagieren, 
weil es auch unser Interesse ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Jürgen Möllemann das 
Wort. 

(Zuruf von der SPD: Was hat der denn zu 
bieten?) 

Jürgen W. Möllemann (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Es 
ist wirklich nicht so, daß wir uns in diesem Parlament 
sonderlich häufig und sonderlich intensiv mit der 
Nahostpolitik beschäftigt hätten. Um so wichtiger und 
um so erfreulicher ist es, daß wir heute auf der 
Grundlage einer Regierungserklärung die Möglich-
keit haben, nach einem wirklich historischen Ereignis, 
von dem auch ich glaube, daß es für die dortige Region 
dem Fall der Mauer gleichkommt, uns darüber zu 
unterhalten, was wir denn gemeinsam tun können, 
damit dieser dort für viele verblüffenderweise in Gang 
gekommene Prozeß nicht in Kürze abrupt abreißt, 
sondern weitergeführt  werden kann. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 
Ich verzichte darauf, etwas zu dem ersten Teil der 

Regierungserklärung zu sagen. Unsere Fraktion 
unterstützt nachdrücklich das, was Klaus Kinkel vor-
getragen hat. Wir werden sicher über das Thema 
unserer Beziehungen zu unseren östlichen Nachbarn 
in Europa in gewohnter Intensität und Häufigkeit 
Diskussionen führen; deswegen möchte ich mich 
heute auf den eigentlichen Anlaß dieser Debatte 
konzentrieren. 

Auch von uns zunächst ein herzlicher Glückwunsch 
an Yassir Arafat, an Shimon Peres und an Minister-
präsident Rabin. Diese drei haben mit großem Mut die 
Spirale von Gewalt und Gegengewalt verlassen, sind 
aus ihr ausgebrochen. Sie haben wichtige Schritte in 
Richtung auf eine Aussöhnung getan, eine Aussöh-
nung zwischen Israelis und Palästinensern, Schritte, 
denen hoffentlich das israelische und das palästinen-
sische Volk auch folgen werden. 

Wir wissen aus unserer eigenen Erfahrung — aus 
Debatten im Deutschen Bundestag, aus Debatten in 
unserer Bevölkerung —, daß der Weg zur Aussöhnung 
so selbstverständlich nicht ist und auch nicht immer 
von allen getragen, sondern von manchen kritisiert 
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wird und zu Auseinandersetzungen und Emotionen 
führt. Es wäre ganz merkwürdig, wenn das, was bei 
uns an intensiver, leidenschaftlicher Diskussion, etwa 
um die Ostverträge, stattgefunden hat, jetzt nicht auch 
dort stattfinden würde. Deswegen haben wir auch 
keinerlei Grund, mit dem Finger darauf zu zeigen, daß 
es in Israel Opposi tion gegen das Konzept gibt, 
Opposition im palästinensischen, im arabischen 
Lager. Das ist so normal, wie m an  es sich nach so 
vielen Jahren der Agita tion und der Auseinanderset-
zung nur denken kann. 

Was können wir tun, wir Deutschen, wir Abgeord-
neten, unsere Regierung? Ich finde es gut, daß der 
Bundesaußenminister in zehn sehr konkreten Punk-
ten eine Leitlinie für das Vorgehen der Bundesregie-
rung in der bilateralen Politik gegenüber den beiden 
Partnern, gegenüber Israel und gegenüber Palästina, 
aber auch für unsere Mitwirkung an multilateralen 
Konzepten aufgezeigt hat. Ich möchte ein paar dieser 
Gedanken aufnehmen und ein paar Überlegungen 
damit verbinden. 

Es ist jetzt ganz wichtig, daß jeder von uns, der zu 
Gesprächspartnern in der Region Kontakte hat, sich 
ohne Wenn und Aber hinter das Konzept des Aus-
gleichs stellt. Wir werden natürlich überall welche 
finden, die an der einen oder anderen Stelle des 
Textes etwas kritisieren möchten, die sagen: Es wäre 
besser gewesen, wenn man  auch schon das Schicksal 
der Flüchtlinge in Beirut, in Damaskus oder das 
Schicksal der Palästinenser in Jordanien expliziter 
einbezogen hätte. 

Aber man kann nicht alles am Anfang tun. Die 
Alternative wäre das Fortdauern der Konfronta tion 
gewesen. Wir stützen uns deswegen auf unsere Erfah-
rung, daß man  einzelne Schritte tun muß, daß man 
dabei Kompromisse eingehen muß und daß man für 
dieses Konzept werben muß. 

Ich finde es richtig, Herr Außenminister, und ich 
freue mich darüber, daß sie Yassir Arafat zu einem 
Besuch bei uns eingeladen haben. So selbstverständ-
lich und normal, wie wir mit israelischen Politikern 
sprechen, müssen wir das auch mit den Palästinensern 
tun. Wie denn sonst will  man Menschen dazu bekom-
men, Grenzen zu überschreiten, aufeinander zuzuge-
hen und sich die Hand zu reichen, wenn nicht im 
Dialog? Deswegen finde ich es gut, daß das geschehen 
ist. 

Natürlich müssen wir den Dialog gerade in den 
nächsten vor uns liegenden Monaten mit den Politi-
kern, den Regierungen, aber auch den Oppositionen 
in denjenigen Ländern verstärken, die im Moment 
noch skeptisch sind, zum Teil, weil ihre Probleme mit 
diesem Abkommen nicht gelöst worden sind. Denken 
wir an den Libanon, denken wir an Jordanien, denken 
wir an  Syrien. 

Ich glaube, gerade der Dialog mit der syrischen 
Politik lohnt sich. Da ist sicher manches sehr kontro-
vers zu diskutieren: vom Menschenrechtsverständnis 
angefangen bis zur Anwendung bestimmter Prinzi-
pien der Kooperation, jetzt auch bezogen auf das 
Verhältnis zwischen Syrien und Israel. Deswegen 
fände ich es gut, Herr Außenminister, wenn der von 
Ihnen bereits aufgenommene Dialog mit dem Staats-

präsidenten und dem Außenminister fortgesetzt 
würde. Ich glaube, es besteht im Moment ein wenig 
die Gefahr, daß sich die syrische Führung an den R and 
eines dynamischen Prozesses gedrängt fühlen könnte, 
und aus einer solchen Betrachtungsweise entsteht 
meistens nichts Gutes. Deswegen ist es wohl vernünf-
tig, dies zu vermeiden. 

Erlauben Sie mir ein paar Bemerkungen zu der in 
Aussicht genommenen Hilfe für Palästina. Was ist 
dazu zu sagen? Wenn dieser historische Kompromiß 
nicht scheitern soll, dann muß diese Hilfe in der Tat 
schnell kommen. Dann muß sie tatkräftig sein und darf 
nicht gegenüber dem, was wir aus guten Gründen 
über die ganze Zeit für Israel get an  haben, marginal 
und kleinlich wirken. Da erlaube ich mir den Hinweis, 
daß das, was bisher festgelegt worden ist, aus meiner 
Sicht nicht reicht. Da werden wir mehr tun müssen, 
und zwar bilateral wie multilateral. 

Wenn ich mir vorstelle, daß ein beachtlicher Anteil 
der derzeit in anderen Staaten lebenden Palästinenser 
in seine Heimat zurückkehren wird, wenn ich also die 
Erfordernisse nicht an den relativ wenigen, die jetzt 
dort sind, messe, dann sind in der Tat die Aufgaben 
wohl etwas umfangreicher, als sie sich natürlich für 
den Kreis derer darstellen, die jetzt do rt  in Gaza und 
Jericho leben. 

(Vorsitz : Vizepräsident Helmuth Becker) 

Ich würde mir wünschen, daß, wenn es eine Geber-
konferenz gibt, das nicht so läuft wie bei der Hilfe für 
Osteuropa oder manch andere Teile der Welt, nämlich 
daß dann in Washington konzipiert, in Fernost und in 
bestimmten Ländern Europas modifiziert und in 
Deutschland finanziert wird. Es muß schon eine wirk-
liche Lastenverteilung, ein Burden sharing, geben, 
das der wirklichen Leistungsfähigkeit der verschiede-
nen Staaten und auch den ökonomischen Interessen 
der Staaten in der Region entspricht. Da lohnt sich 
schon ein Blick auf die Details. Da wünsche ich mir 
dann eben auch, daß wir nicht weniger tun, sondern 
daß andere mehr tun, als sie bisher in Aussicht 
genommen haben. 

Wir alle führen immer wieder mit den Beteiligten in 
der Region Gespräche. Ich selber hatte kürzlich eben-
falls Gelegenheit dazu. Es ist ja sicher auch vernünftig, 
daß wir unsere Entscheidungen auf den Dialog mit 
den Betroffenen abstützen. Mir scheint, daß der Kata-
log der in Aussicht genommenen Maßnahmen in den 
Bereichen Bildung, Qualifizierung, Soziales und 
Gesundheitswesen sowie bei der Schaffung von 
Arbeitsplätzen ganz unstrittig sein wird. Wenn wir die 
jungen Leute in den besetzten Gebieten von der 
Intifada, von dem Aufstand mit Steinen wegkriegen 
wollen, müssen wir ihnen Perspektiven zeigen kön-
nen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir müssen helfen, daß sie verstehen, daß aus dem 
Frieden für sie mehr Zukunft erwächst als aus dem 
andauernden Konflikt. Deswegen werden wir sicher 
auch die Rahmenbedingungen — bis hin zu Absiche-
rungsmaßnahmen über Hermes-Bürgschaften für 
Kredite — für solche Unternehmen entsprechend 
gestalten müssen, die bereit sind, dort zu investieren 
und damit Arbeitsplätze dort zu schaffen. 
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Eine wichtige Voraussetzung, lieber Herr Kinkel, 
meine Kolleginnen und Kollegen, scheint mir fol-
gende zu sein — die ist in dem Katalog bislang nicht 
enthalten und vielleicht auch umstritten, aber ich 
möchte sie ansprechen —: Investoren, welcher Art 
auch immer — Deutsche, Araber aus den Golf

-

Staaten, Palästinenser, die im Exil leben, Europäer 
und Japaner —, gehen dort nur hin, wenn sich auch 
innere Stabilität perspektivisch abzeichnet. Wenn 
nun spätestens zum März die israelischen Sicherheits-
kräfte abgezogen werden, muß jemand anders dort 
die normalen staatlichen Funktionen, auch im Blick 
auf Recht, Ordnung und innere Sicherheit, gewährlei-
sten. 

Mir haben Yassir Arafat und andere palästinensi-
sche Gesprächspartner gesagt: Helft uns auch dabei! 
Ich finde das vernünftig. Auf den ersten Blick 
erscheint es frappant, zu sagen, ausgerechnet die 
Deutschen helfen beim Aufbau von Sicherheit. Nein, 
ich finde das notwendig. Wir sollten das auch tun. 

Ein Wort zu den Golf-Staaten und vor allem an die 
Adresse von Kuwait und Saudi-Arabien. Meine 
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wir können uns sicher gut vorstellen, daß man dort 
gegenüber der PLO sehr reserviert ist; denn die 
törichte Parteinahme von Yassir Arafat für Saddam 
Hussein ist nicht vergessen. Das war ein schwerer 
Fehler, der den Palästinensern geschadet hat und der 
das Verhältnis zwischen den Golf-Staaten und den 
Palästinensern beeinträchtigt. Aber genauso unklug, 
ja töricht wäre es sozusagen in der Retrospektive — 
von  seiten dieser Länder, jetzt die Opposition gegen 
diesen Prozeß zu stärken, gar Hamas, die fundamen-
talistische Opposition. Das würde am Ende auf diese 
Länder selber zurückfallen und ihre eigene innere 
Stabilität gewiß nicht befördern können. Von daher 
hoffe ich, daß der Appell der Europäischen Gemein-
schaft an die Golf-Staaten, sich zu beteiligen, nicht 
kalt abgewiesen wird, nicht nur wegen des Finanziel-
len, sondern auch wegen der Perspektive dieser 
Region. 

Die Schlußbemerkung: Wir sind heilfroh über das 
Ergebnis, über diesen Zwischenschritt. Aber natürlich 
ist die Region noch weit entfernt von einem Netzwerk 
von Sicherheit durch Zusammenarbeit, wie es die 
KSZE für Europa hat entstehen lassen. 

Es ist auch nicht alles, was dort an Auseinanderset-
zungen stattgefunden hat, auf den israelisch-arabi-
schen Konflikt zurückzuführen. Das wäre wirklich 
etwas monokausal gedacht. Aber gewiß ist es wichtig, 
daß der Zustand, daß in dieser Region im Verhältnis 
zum Bruttosozialprodukt die dramatischste Überrü-
stung von allen Teilen der Welt stattgefunden hat, 
jetzt ein Ende finden kann, daß man jetzt endlich auch 
innerlich die Begründung finden wird, große Teile des 
Bruttosozialproduktes auf produktive Zwecke, auf 
konstruktive Zwecke hin zu orientieren. 

Hier könnte die Fortsetzung des Madrider Prozes-
ses, hier könnte das Mode ll  eine Konferenz für Sicher-
heit und Zusammenarbeit im Nahen Osten entspre-
chend der KSZE dazu beitragen, daß perspektivisch 
diese Region eine blühende wird und daß wir das 
Ereignis, über das wir heute sprechen, als Meilenstein  

begreifen, dem weitere Meilensteine folgen wer-
den. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, nach dem Kollegen Mölle-
mann hat jetzt der Kollege Hans Modrow das Wort. 

Dr. Hans Modrow (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ein fernöstliches Sprich-
wort besagt, daß jeder Weg mit dem ersten Schritt 
beginnt. Was am 14. September dieses Jahres in New 
York zu einem vorläufigen Abschluß führte, war in der 
Tat ein erster wichtiger Schritt, dem, wie wir hoffen, 
viele weitere konstruktive Initiativen folgen wer-
den. 

Der Händedruck zwischen Präsident Rabin und 
Präsident Arafat symbolisiert die Absicht, ein neues 
Kapitel in den israelisch -palästinensischen Bezie-
hungen aufzuschlagen. Die erste Seite dieses Kapitels 
wird durch die weitreichende Entscheidung der israe-
lischen Regierung geprägt, die PLO als die Repräsen-
tantin des palästinensischen Volkes anzuerkennen. 

Von strategischer Bedeutung ist auch die Bereit-
schaft der PLO, das Recht des Staates Israel auf eine 
friedliche und sichere Existenz anzuerkennen. 

Wir begrüßen uneingeschränkt diesen ersten 
Schritt auf dem Weg der israelisch-palästinensischen 
Annäherung. Wir begrüßen ihn vor allem deshalb, 
weil wir in dem Briefwechsel zwischen dem israeli-
schen Ministerpräsidenten und dem Vorsitzenden der 
PLO sowie in dem Autonomieabkommen nicht nur 
eine reale und aussichtsreiche Möglichkeit sehen, das 
bilaterale Verhältnis PLO/Israel zu normalisieren. Es 
geht hier zugleich um entscheidende Schritte, die 
ermutigen, die volle Anerkennung der Resolution der 
Resolutionen 242 und 338 der Vereinten Nationen zu 
sichern. Ein Durchbruch hin zu einer Ära des friedvol-
len Neben- und Miteinanderlebens in der Nahost

-

Region erscheint damit möglich. 
Wir hoffen, daß eine solche Entwicklung auch ein 

deutliches Signal für die Entschärfung und Lösung 
von Konflikten in anderen Regionen der Welt sein 
wird. 

Wir verstehen die Sorge der Menschen, die befürch-
ten, daß der erzielte Kompromiß als Status quo festge-
schrieben und damit weitere Schritte auf dem Weg 
einer umfassenden Nahost -Friedensregelung blok

-

kiert werden könnten. Das darf nicht geschehen. Der 
in Gang gekommene Prozeß darf nicht dazu führen, 
daß die Schaffung eines unabhängigen souveränen 
Staates der Palästinenser, die Entscheidung über den 
Status von Jerusalem und der Rückzug der israeli-
schen Truppen aus allen seit 1967 okkupierten arabi-
schen Gebieten in weite Ferne rücken. Erforderlich ist 
jetzt, Schritt um Schritt Lösungen zu suchen. 

Außenminister Kinkél hat sich über die Neugestal-
tung der Beziehungen zur PLO geäußert. Die PDS/ 
Linke Liste erneuert deshalb ihre Forderung nach 
voller Anerkennung der PLO als der legitimen Reprä-
sentantin des palästinensischen Volkes durch die 
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Bundesrepublik. Bisherige Verlautbarungen des Aus-
wärtigen Amtes, man könne die PLO nicht im völker-
rechtlichen Sinne anerkennen, da die Existenz eines 
Staatsvolkes und eines Staatsgebietes nicht vorhan-
den sei, weisen wir als unzeitgemäß zurück. 

Wir fragen die Bundesregierung daher, ob jetzt 
nicht fällig ist, die PLO als das anzuerkennen, was sie 
wirklich ist. Wenn die israelische Regierung diese 
Realität anerkennt, warum kann die Bundesregierung 
nicht wenigstens ein Gleiches tun? Die Bundesregie-
rung hat mit Milliardensummen den Krieg am Golf 
finanziert. Für Einsätze der Bundeswehr in Ländern 
der sogenannten Dritten Welt gibt sie Woche um 
Woche Millionen an Steuergeldern aus. Jetzt gilt es, 
einen Friedensprozeß nicht nur politisch, sondern 
auch wirtschaftlich ohne Zaudern und auch in dem 
Maße zu befördern, wie es hier unabdingbar erforder-
lich sein wird. 

Die PDS/Linke Liste stimmt dem interfraktionellen 
Antrag generell zu. Die in Punkt 6 genannte Demo-
kratisierungshilfe sollte als Angebot, nicht aber als 
Herausforderung verstanden sein. Der H andel mit 
Waffen in dieser Region sollte umgehend eingestellt 
werden. Die Dinge, um die es geht, haben einen viel 
zu sensiblen Charakter. Zügiges H andeln ist daher 
gefordert — ausgewogen, aber auch konsequent in 
dieser so historischen Stunde. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist unser Kollege Konrad 
Weiß. 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Israel und 
die PLO haben sich nach Jahrzehnten bitterster Feind-
schaft gegenseitig anerkannt und ihren Willen zu 
einer friedlichen Lösung bekräftigt. Damit ist der 
Dialog in eine Phase ge treten, die auf eine gute 
Entwicklung im Nahen Osten hoffen läßt. 

Was lange unmöglich schien, ist durch die verant-
wortungsvolle Besinnung beider Partner auf die Inter-
essen des eigenen und des Nachbarvolkes möglich 
geworden. Entscheidend war, daß beide Partner 
bereit waren, lange als unabänderlich geltende Posi-
tionen aufzugeben und die Interessen des anderen 
ernsthaft in die eigenen Erwägungen einzubeziehen. 
Dem ersten Schritt der Annäherung wird ein mühe-
voller Prozeß folgen müssen, bei dem Rückschläge 
nicht ausgeschlossen sind. Die schwerste Aufgabe 
wird sein, „die Minenfelder des Herzens zu räumen", 
wie Amos Oz, einer der Vordenker dieses Friedens, es 
genannt hat. Noch größere Anstrengungen, noch 
mehr Verantwortlichkeit sind nun gefordert. 

Das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begleitet diesen 
Prozeß mit solidarischer Sympathie. Diese mutige und 
weitsichtige Politik ehemals zutiefst verfeindeter Par-
teien könnte modellhaft für eine neue Weltfriedens-
politik sein. Nicht die militärische Intervention der 
UNO, nicht die Kraftmeierei ewiger K rieger oder 
militante Drohungen dritter Staaten haben die Verän-
derungen zwischen Israel und den Palästinensern 
bewirkt, sondern allein die vernunftvolle Anerken-

nung beiderseitiger Interessen und der beharrliche 
Kampf derer, die den Frieden wollten. 

Noch ist dieser Frieden zerbrechlich. Auf beiden 
Seiten gibt es Fanatiker, die diesen Frieden hyste risch 
bedrohen, die Verrat wittern, die nicht umdenken 
wollen und die noch immer in den Katego rien von 
Gewalt und Gegengewalt befangen sind. Zweifellos 
gibt es auch bei den Gutwilligen auf beiden Seiten 
noch Ängste und Vorbehalte, die nicht einfach abge-
tan werden dürfen, sondern ernstgenommen und 
durch eine kluge und verantwortliche Verhandlungs-
führung abgebaut werden müssen. Es könnte sein, 
daß es schwieriger wird, den Frieden innerhalb der 
beiden Völker zu bewahren, als ihn zwischen Palästi-
nensern und Israelis zu schaffen. 

Unsere Möglichkeiten, diesen inneren Prozeß zu 
befördern, sind gering. Wir können jedoch unterstüt-
zend tätig werden, wenn es um die äußeren Bedin-
gungen für diesen Frieden geht. Dabei muß die 
Ausgewogenheit im Umgang mit den beiden Part-
nern, mit Israelis und Palästinensern, das oberste 
Gebot sein. Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
hat sich dem Entschließungsantrag der SPD und der 
Koalition in seiner ursprünglichen Fassung nicht 
angeschlossen, weil er eben diese Ausgewogenheit 
vermissen läßt. Dieser Antrag hatte vor allem die 
Interessen einer Seite, der Palästinenser, im Auge. 

Wir fordern die Bundesregierung zu einer ausgewo-
genen und sensiblen Nahostpolitik auf, die den Frie-
densprozeß im Nahen Osten mit aller Kraft unterstützt 
und den wechselseitigen Prozeß der Anerkennung 
fördert. Dazu gehört, sich insbesondere bei den ara-
bischen Staaten für deren Unterstützung des Frie-
densprozesses und für eine Neuorientierung ihrer 
Israelpolitik einzusetzen. 

Wir verlangen von der Bundesregierung, daß sie mit 
allem Nachdruck klarstellt, daß Deutschland seine 
wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit nur 
mit denjenigen Staaten der Region fortsetzen wird, die 
den Friedensprozeß im Nahen Osten aktiv unterstüt-
zen. Die destruktive und immer noch feindliche Politik 
einiger Länder gegenüber Israel darf nicht sanktio-
niert werden. Länder wie der Iran oder Libyen müssen 
wissen, daß ihre anhaltend feindselige Politik gegen-
über Israel nicht folgenlos bleiben wird. 

Wir erwarten, daß der Bundeskanzler den seit 
langem gewünschten Staatsbesuch in Israel endlich 
verwirklicht, und zwar in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der Realisierung des Abkommens zwischen 
Israel und der PLO, und daß er dabei auch die autonom 
werdenden Gebiete Palästinas besucht und mit den 
autorisierten Vertretern des palästinensischen Volkes 
spricht. 

Das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bedauert außeror-
dentlich, daß die Bundesregierung keinen erkennba-
ren Beitrag zum Zustandekommen des Abkommens 
zwischen Israel und der PLO geleistet hat. 

(Karsten D. Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das war 
eben ganz geheime Diplomatie!) 

— Das war ganz geheime Diplomatie; man hat sie 
überhaupt nicht gesehen. Vielleicht werden da die 
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Geschichtsschreiber einmal etwas enthüllen. Ich 
würde es wünschen. 

Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie nun 
alles in ihrer Kraft Stehende tut, die friedenswilligen 
Kräfte in Israel und bei den Palästinensern zu fördern, 
und daß sie die Verwaltung der autonomen Gebiete 
bei der Vorbereitung und Durchführung demokrati-
scher Wahlen intensiv unterstützt. 

Insbesondere wird es notwendig sein, die deutsche 
Hilfe für Israel und dessen Integrationsaufgaben deut-
lich zu steigern, die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit Israel zu intensivieren und die Entwicklungszu-
sammenarbeit mit den palästinensischen autonomen 
Gebieten aufzunehmen. Dabei würden es BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN begrüßen, wenn Deutschland 
gemeinsam mit der israelischen und der palästinensi-
schen Seite Programme zum Aufbau der autonomen 
Gebiete entwickeln würde. 

Der Vorschlag der F.D.P., ausgerechnet Deutsch-
land solle den Palästinensern beim Aufbau von Polizei 
und Sicherheitskräften helfen, ist erschreckend 
unsensibel und hätte verheerende Folgen für das 
deutsch-israelische Verhältnis. 

(Dr. Hartmut Soell [SPD]: Das ist falsch!) 
Ich hoffe, daß es bloß eine Probe aus Herrn Mölle-
manns Musterkiste war, wieder mal schneller ausge-
sprochen als gedacht, nicht aber die Meinung der 
F.D.P. und ihres Außenministers. 

Ich bitte Sie dringend, meine Damen und Herren, 
den dürftigen, politisch einseitigen Antrag der SPD 
und der Koalition zurückzuziehen und den vorliegen-
den Antrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zu unterstützen, dessen essen tielle Forderungen ich 
Ihnen genannt habe. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — 
Zuruf von der CDU/CSU: Der kommt sich 

wichtig  vor!)  

Vizepräsident Helmuth Becker: Nächster Redner ist 
unser Kollege Christian Schmidt. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie-
der einmal, wie schon des öfteren in den letzten 
Jahren, reibt sich die Weltöffentlichkeit verwundert 
die Augen: Friede für Israel, Friede für den Nahen 
Osten, von der utopischen Vision zur Realität? 

Ja, das ist ein historisches Ereignis. Dabei liegt erst 
der kürzere Weg, so schwer er war, hinter den 
Beteiligten und der längere Weg mit Sicherheit noch 
vor ihnen. Alle historischen Daten im Nahen Osten, 
alle historisch hervorragenden Daten für den Staat 
Israel und das Judentum in diesem Jahrhundert haben 
den Beteiligten später noch harte Arbeit abverlangt. 
Natürlich können wir an die Balfour-Deklaration von 
1917 erinnern. Die Schaffung einer nationalen Heim-
statt für die Juden war weitaus schwieriger, als der 
feierliche Augenblick es in London vielleicht hat 
glauben machen wollen. 

Die Gründung des Staates Israel nach 1948 führte 
unmittelbar danach zum Krieg mit den arabischen 
Nachbarn. Die Umsetzung des Camp-David-Vertra-

ges mit Ägypten erforderte viel innenpolitische Kraft-
anstrengung. 

Auch die Umsetzung des Gaza-Jericho-Abkom-
mens ist ein schwieriges Unterfangen. Trotzdem müs-
sen wir festhalten, daß es ein wesentlicher Schritt nach 
vorn ist. Wir begrüßen insbesondere, daß das in der 
UN-Resolution 242 angesprochene Recht des Staates 
Israel, in gesicherten Grenzen zu leben, vom palästi-
nensischen Volk endlich anerkannt worden ist, und 
hoffen, daß sich bald auch alle anderen arabischen 
Staaten dieser Auffassung anschließen. 

Umgekehrt ist zu würdigen, daß die Existenz des 
palästinensischen Volkes und die Vertretung der PLO 
von Israel anerkannt worden sind. Das ist ein Erfolg 
von Arafat, mit dem mancher von uns natürlich auch 
seine Schwierigkeiten hat. Aber ich erinnere an  ein 
Wort des früheren israelischen Außenministers Abba 
Eban, der sinngemäß einmal gesagt hat, m an  solle die 
palästinensischen Führer nicht nur an ihrer Biogra-
phie messen, sondern an  dem, was sie in der Gegen-
wart, in der Wirklichkeit und in der Zukunft zu tun 
bereit sind. 

So verstanden, ist die Einladung, Herr Außenmini-
ster, die Sie an  Arafat ausgesprochen haben, ein 
richtiger Schritt und ein Zeichen dafür, daß wir uns in 
diesen Dialog, in diesen Versöhnungsprozeß mit 
einfügen wollen. 

Es ist ja vor allem das Verdienst der Regierung von 
Präsident Bush, namentlich von Außenminister Baker, 
diesen Prozeß angestoßen zu haben. Bei dieser Gele-
genheit muß natürlich der zweite Schirmherr der 
Friedensverhandlungen, der russische Außenminister 
Kosyrew, angesprochen werden. Weil es gerade so 
paßt, sollten wir uns doch an das erinnern, was er uns 
vor einigen Monaten an Schocktherapie verschrieben 
hat, als er in einer Rede darstellte, was sein könnte, 
wenn die alten Kräfte, die retardierenden Kräfte in 
Moskau wieder an die Macht kämen. Das sage ich 
auch an die Adresse derjenigen, die die — zugegebe-
nermaßen nicht aus dem Lehrbuch der Demokratie 
stammenden — Überlegungen und Handlungsweisen 
von Präsident Jelzin rundherum ablehnen. Wir müs-
sen sie am Erfolg messen, und der Erfolg muß heißen: 
Stabilisierung der Demokratie, Aufhebung der Blok-
kadepolitik der alten Kräfte. Ich glaube, daß dieser 
Prozeß mit den demokratischen Wahlen, die in Kürze 
folgen werden, zu einem guten Ergebnis kommen 
wird. Die mangelhafte Unterstützung der Opponen-
ten durch das russische Volk zeigt ja auch, daß Jelzin 
auf dem richtigen Weg ist. 

Interessanterweise kann man bei aufmerksamer 
Lektüre aller Stimmen aus den internationalen und 
auch aus den deutschen Medien feststellen, daß sich 
eigentlich nur eine verschwindend kleine Zahl mit 
Ruzkoj und anderen solidarisiert. Bei uns war es die 
PDS. Verwunderlich ist das nicht. Man kennt viel-
leicht den einen oder anderen und hegt klammheim-
liche Freude. Diese Freude wird allerdings nicht sehr 
lange anhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn ich die USA erwähnt habe, muß ich auch von 
der europäischen Rolle sprechen. Ich meine, daß 
Israel und seine arabischen Nachbarn es eigentlich 
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verdient gehabt hätten, daß entscheidende Anstöße 
für den Friedensprozeß auch aus Europa gekommen 
wären. Ich denke an Großbritannien als frühere M an

-datsmacht und an unser besonderes Verhältnis zu 
Israel. Kollege Weiß, ich glaube nicht, daß die Auffor-
derung, daß wir als Bundesrepublik Deutschland 
allein hier tätig werden, der Sensibilität der Problema-
tik entspricht. Die Europäische Gemeinschaft ist es, 
die hier gefordert gewesen wäre. 

Ich darf an dieser Stelle auch einmal sagen, daß seit 
der Venediger Erklärung vielleicht einige Worte zu 
wenig darüber geäußert worden sind, wie der Prozeß 
im Nahen Osten konstruktiv begleitet werden könnte. 
Wir gelangen wieder an den Punkt, wo wir feststellen 
müssen, daß die bisherige Form der außenpolitischen 
Zusammenarbeit in Europa nicht ausreichend ist. 
Maastricht ist ein wesentlicher Schritt nach vorn, und 
die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ist 
auch unter dem Blickwinkel dieses hoffentlich gelö-
sten Konflikts der Welt nötiger denn je. 

Um so erfreulicher ist es, daß sich die EG nunmehr 
kurzfristig zu einer massiven Hilfe für die zukünftig 
autonom verwalteten Gebiete entschlossen hat. Dies 
kann nur nachhaltig unterstützt werden. Der EG-
weiten und auch der bilateralen Hilfe, die dankens-
werterweise der Herr Bundesaußenminister ja auch 
deutlich unterstrichen hat, kommt angesichts der 
schwierigen Haushaltslage bei uns eine besondere 
Bedeutung zu. Frieden ist allemal billiger als Krieg, 
nicht nur finanziell, sondern auch gemessen an den 
Leiden der Menschen. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Christoph Zöpel 
[SPD]) 

Deswegen muß es uns im Rahmen unserer Möglich-
keiten und im Verbund mit unseren Partnern, insbe-
sondere den finanzkräftigen Partne rn, ein Anliegen 
sein, konstruktiv zu helfen. 

Ich bedanke mich bei dieser Gelegenheit auch beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Carl-Dieter Spranger, der hier ja bereits entspre-
chende Vorschläge gemacht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Sie tun übrigens -- das Zehn-Punkte-Programm, 
Herr Außenminister, ist nun wirklich beeindruk-
kend — sehr gut daran, sich diesem Thema als 
gesamtdeutsche Bundesregierung zu widmen; denn 
auch an dieser Stelle sollten wir nicht vergessen, daß 
es die Machthaber des anderen deutschen Staates 
jahrzehntelang geschafft haben, das Existenzrecht 
des Staates Israel in ignoranter Art und Weise unter 
Verkennung der historischen Gegebenheiten und 
Verpflichtungen zu leugnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß die reiche-
ren arabischen Staaten ebenfalls das ihre dazu beitra-
gen müssen. 

Wenn nun die schwierige Zeit der Umsetzung des 
Abkommens gekommen ist, muß das Augenmerk vor 
allem auf drei Punkte gerichtet werden. Erstens. Ohne 
wirtschaftliche Entwicklung steht das Abkommen auf 
tönernen Füßen. Die palästinensischen Bürger in 

Gaza und in Jericho müssen spüren, daß friedliche, 
gutnachbarschaftliche Entwicklung allemal besser ist 
als ein dauerhafter Konflikt. 

Schlaglichtartig habe ich das, wie sicherlich auch 
viele andere Kollegen, bei einem Besuch in Israel und 
in den besetzten Gebieten bei den Gesprächen 
gemerkt, die ich dort  mit palästinensischen Bürgern 
und ihren Vertretern führen konnte. Man gewinnt den 
Eindruck, daß trotz der In tifada und der Mobilisierung 
der Bevölkerung für eine bewaffnete Auseinanderset-
zung der große Teil auch der palästinensischen Bevöl-
kerung des Krieges müde und der ständigen, bis in 
den unmittelbaren Lebensbereich hineingehenden 
Spannungen leid geworden ist. 

Dazu trägt auch die äußerst schwierige Situation in 
den Flüchtlingslagern bei. 

Damit bin ich bei meinem zweiten Punkt: Ich hoffe, 
daß wir bald die heute noch zweifelsohne gebrauch-
ten Mittel für das Hilfswerk der Vereinten Na tionen 
für Palästinaflüchtlinge zugunsten anderer Förderun-
gen für Palästina und auch für Israel zurückfahren 
können, weil dann das palästinensische Volk aus 
eigener Kraft in der Lage ist, Ausbildung, Gesund-
heitswesen und Flüchtlingsversorgung zu überneh-
men. 

Wir haben natürlich die Hoffnung, daß der Ansatz 
unseres Haushalts so gehalten wird, wie er im letzten 
Jahr gewesen ist — das ist sicherlich richtig —; die 
Perspektive aber muß uns hier in eine andere Rich-
tung leiten. 

Entscheidend ist — Kollege Möllemann hat bereits 
darauf hingewiesen, und ich darf es wiederholen —, 
daß nach Intifada und schwieriger Situa tion in den 
Lagern gerade die Jüngeren Arbeit, Ausbildung 
— Hochschulausbildung, Berufsausbildung —, beruf-
liche Perspektiven erhalten müssen und daß darin ein 
Schwerpunkt der international unterstützten Arbeit 
im Gaza-Streifen und in Je richo liegen muß. 

Es muß auch begriffen werden, daß wirtschaft liche 
Perspektive nur in regionaler Zusammenarbeit liegen 
kann. Da gewinnt auch die Aufforderung an  die 
arabischen Staaten, endlich den Israelboykott aufzu-
heben, eine ganz wesentliche Bedeutung. 

Ein dritter Punkt, der von großer Wichtigkeit ist: die 
Sicherheit. Mit dem Bild des palästinensischen Kon-
fliktes verbindet sich bei uns, in der Öffentlichkeit und 
auch anderswo, sehr eng das Stichwort „Terrorismus 
und Gewalt" . Es ist ein ganz wesentliches Element für 
das Gelingen des Abkommens, daß die PLO der 
Gewalt abgeschworen hat. Wir appellieren an alle 
Gegner des Abkommens innerhalb und außerhalb der 
PLO, ihrerseits ebenfalls auf das Mittel der Gewalt zu 
verzichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Zustimmung des Abg. Karsten D. Voigt 

[Frankfurt] [SPD]) 

Nach wie vor wird sich die Welt dem Terrorismus 
nicht beugen. Er wird zu keinen politisch sinnhaften 
Ergebnissen führen, sondern nur Leid über Menschen 
bringen. Die Gegner des Abkommens müssen wissen, 
daß eine instabile Lage in den Gebieten dazu führen 
wird, daß internationale Investitionen ausbleiben und 
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daß Tourismus nicht stattfinden kann. Das muß sich 
jeder vor Augen führen, der gegenwärtig mit dem 
Gedanken spielt, die Gewalt doch als Mittel seiner 
Artikulation einzusetzen. 

Hier muß an  die Verantwortung der angrenzenden 
und weiterer Staaten appelliert werden. Der Außen-
minister hat namentlich den Iran angesprochen; ich 
füge Libyen hinzu. Ich hoffe, daß der noch offene 
Ausgleich mit Syrien, dem Libanon und Jordanien 
zustande kommt und daß somit auch dort den ableh-
nenden Kräften die Grundlage entzogen wird. 

Nun noch ein Wort zur regionalen Zusammenarbeit 
und zu dem, was in den besetzten — bald nicht mehr 
besetzten — Gebieten notwendig ist. Da werden 
Bürgermeister und Gemeinderäte gewählt, da wird 
Verwaltung gebraucht, da wird Erfahrung verlangt. 
Deswegen haben wir auch in unserem Antrag aus-
drücklich darauf hingewiesen, wie wichtig es ist, daß 
wir hier zusammenarbeiten und Hilfe leisten. Da 
können wir gute Dienste leisten. 

Die politischen Stiftungen sind bereits in Israel 
präsent. Sie sollten und werden sicherlich bei der 
Unterstützung der gewählten Kommunalpolitiker ein 
weites Betätigungsfeld finden. Ich halte das für einen 
ganz wichtigen Punkt. 

Israel und der Nahe Osten, diese Region um Israel, 
können ein Stabilitätsanker, eine Insel der Stabilität in 
einer Region werden, die von uns als Krisenhalbmond 
bezeichnet wird. Das ist die wahre Chance, die für uns 
in dieser Entwicklung liegt. Das macht diese Entwick-
lung auch für uns so wich tig. Sie ist nicht weit weg von 
uns. Es ist politisch, historisch und aus unserer Inter-
essenlage unser europäisches Anliegen, das dort mit 
auf dem Tisch liegt. Dementsprechend sollten wir uns 
verhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nächster Redner ist 
unser Kollege Dr. Christoph Zöpel. 

Dr. Christoph Zöpel (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn fast überall 
in der Welt, auch bei uns, in den vergangenen zwei bis 
drei Wochen auf den Friedensprozeß im Nahen Osten 
geschaut wurde, so hat das für mich bei einigem 
Nachdenken fast schon etwas Erschreckendes; denn 
das ganz Besondere lag da rin, daß die Welt wieder 
einmal die Chance hatte, vom Frieden fasziniert zu 
sein, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P.) 

und die Chance zu haben, vom Frieden fasziniert zu 
sein, ist 1993 etwas Besonderes. Wir haben das gleich 
zu Beginn dieser Debatte erlebt. Völlig zu Recht hat 
der Herr Bundesaußenminister auch deutsche Sorgen 
über das formuliert, was zur Zeit in Rußland passiert. 
Die Verbindungen von Rußland nach Georgien und 
Abchasien sind bekannt. 

Deshalb noch einmal: Ich halte mich mit großen 
Worten zurück. Historische Stunde — es mag sein, daß 
sie es ist. Wir sollten das in einigen Jahren oder 
Jahrzehnten beurteilen. Das Schlimme ist, daß die  

historischen Ereignisse, die wirklich lange in Erinne-
rung bleiben, meistens unfriedliche sind. 

Dennoch, für alle, die die Hoffnung haben und nicht 
aufgeben wollen, daß der Entwicklungsstand der 
Menschheit so ist, daß sie ihre Probleme auf f riedliche 
Weise lösen kann, sind das schöne Wochen, und zwar 
in Deutschland — das füge ich hinzu — in besonderer 
Weise; denn es ist nicht möglich, durch einseitige 
Willenserklärungen historische Verstrickungen zu 
lockern. Deutschland bleibt verstrickt mit der 
Geschichte der Juden und des Staates Israel und damit 
auch mit den Arabern. Wenn dieser Friedensprozeß, 
insbesondere zwischen Palästinensern und Israel, in 
diesen Wochen für Deutschland etwas bedeutet, dann 
auch, daß diese beiden Völker ein bißchen dazu 
beitragen, eine historische Verstrickung zu lockern. 
Wir können das auf jeden Fall einseitig nicht. 

Jetzt ist zu fragen: Was kann man tun? Die Regie-
rungserklärung, die der Herr Bundesaußenminister 
abgegeben hat, hat die Zustimmung meiner Fraktion 
gefunden; Herr Kollege Duve hat das artikuliert. Der 
Herr Bundesaußenminister hat mir liebenswürdiger-
weise mitgeteilt, warum er jetzt nicht da ist. Er hat ein 
Gespräch mit einer chinesischen Ministe rin. Ich 
begrüße es ausdrücklich, daß er dieses Gespräch jetzt 
führt. 

Ich will einige Anmerkungen zu dem machen, was 
Hilfen sein können. Wir sollten und wir müssen mit 
dem moralischen Zuspruch an diejenigen, die im 
Friedensprozeß aktiv sind, beginnen, wobei ich auch 
hier für vorsichtige Maßstäbe werbe. Unsere Unter-
stützung sollten alle finden, die zum Frieden bereit 
sind. 

Das ist die erste Stufe: Wer in Israel, in arabischen 
Ländern in diesen Wochen für Frieden ist, der soll 
unseren Zuspruch haben. 

Die zweite Stufe: Unsere Unterstützung sollten alle 
finden, die in dieser Region der Gewalt absagen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
F.D.P. und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN) 

Auf der dritten Stufe sollten die unseren Zuspruch 
haben, die für den Rechtsstaat — vielleicht in einem 
anderen Verständnis auf Grund einer anderen Rechts-
tradition —, für Menschenrechte, für Pluralismus ein-
treten. 

Wenn wir auf einer vierten Stufe noch diejenigen 
treffen, die unseren Zuspruch deshalb bekommen, 
weil sie für Demokratie sind, dann ist das besonders 
schön. 

Ich habe diese Reihenfolge gewählt, weil ich 
glaube, auch schon die ersten Stufen helfen Europä-
ern und Arabern, besser miteinander umzugehen. 
Deshalb laßt uns mit dem Zuspruch schon bei denen 
beginnen, die ja zum Frieden sagen. 

Man kann dann diesen Zuspruch, den viele geben 
können — Abgeordnete, Regierungsvertreter, Vertre-
ter von Organisa tionen und sogar jeder einzelne, 
wenn er z. B. als Tourist in diese Länder fährt, auch das 
sollte man nicht hintanstellen —, leisten, indem m an  
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das im Gespräch seinen Partnern sagt. Verstärkt wird 
das durch diplomatische Unterstützung. 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Und 
was habt ihr mit Solidarnosc gemacht?!) 

Ich konnte erleben, mit welchem nicht unberechtig-
ten Stolz Yassir Arafat in diesen Tagen, wenn man ihn 
als Vertreter einer Partei bittet — das konnte ich für 
meine Partei tun — „Kommen Sie doch nach Deutsch-
land, wir laden Sie ein", sagte, er möchte dann aber 
mit allen sprechen. Ich glaube, er hatte recht. Ich freue 
mich, daß der Bundesaußenminister diese Einladung 
ausgesprochen hat. 

Ich freue mich für einen Menschen wie Abdullah 
Franghi, der das Leben in Vorzimmern der Macht in 
Deutschland erleben mußte, daß er gestern von Herrn 
Staatssekretär Kastrup empfangen wurde. 

Ich ziehe daraus eine Konsequenz, über die wir 
stundenlang streiten können; aber heute wird darüber 
nicht so gestritten: Wir müssen immer wieder fragen, 
wieviel Sinn es eigentlich macht, mit jemandem nicht 
zu sprechen. Denn über welchen Schatten muß man 
springen, wenn man doch miteinander spricht? 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie des 
Abg. Dr. Wolfgang Ullmann [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Umgekehrt kann man natürlich weiterhin Pech 
haben, wenn man mit jemandem gesprochen hat. 
Auch das ist richtig. Ich glaube, meine Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sollten 
das Risiko, mit jemandem zu sprechen, weil es später 
nützt, geringer schätzen als das Risiko, mit jemandem 
zu sprechen, um es nachher zu bedauern. 

Ich komme zu den ökonomischen Hilfen. Es ist 
offenkundig: Überall, in den großen Staaten, auch bei 
den Arabern — wir sollten nicht den Unterton hinein-
bringen: Auch die reichen Araber müssen helfen; das 
tun sie jetzt ja auch —, wird zur Zeit darüber gespro-
chen, wie man  in den Gebieten Palästinas, die jetzt in 
einen Prozeß hin zur staatlichen Selbständigkeit ein-
treten, helfen kann. Ich bin nicht unsicher, daß das zu 
Ergebnissen führen wird. Die Frage ist, ob die Proze-
duren geeignet sind, zu dem richtigen Zeitpunkt zu 
den richtigen Ergebnissen zu kommen. 

Die Forderung nach Koordination ist so richtig wie 
problematisch. Wenn jetzt jeder aktivistisch wird, 
kann auch Unheil geschehen, zuviel des Guten getan 
werden, können Helfer sich physisch oder zumindest 
mental gegenseitig auf die Füße treten. Andererseits 
kann Koordination, vor allem wenn sie medial statt-
findet, sehr gefährlich sein. 

Lassen Sie mich eine Bemerkung machen, über die 
man in unseren Mediengesellschaften eigentlich breit 
nachdenken muß. Eine Voraussetzung dafür, daß der 
Prozeß gelingen konnte, ist gewesen, daß das alles 
geheim war. Man sollte darüber nachdenken, warum 
es so sein muß, daß das Gute geheim sein muß, weil die 
Öffentlichkeit das Gute vielleicht nicht mehr möglich 
macht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Zur Koordinierung: Ich bin nicht pessimistisch, daß 
das nicht gelingen kann. Zu den Perspektiven möchte 
ich gleich etwas sagen. 

Als erstes aber: In diesen Wochen und Monaten ist 
es notwendig, daß für die Menschen, die in Palästina, 
in Gaza und in Je richo leben, aber auch in den 
Gebieten, die noch auf dem Wege sind, Teile eines 
palästinensischen Staates zu werden, Sichtbares 
geschieht. Sie müssen merken: Es hat sich gelohnt. 

Sie merken es an  der Symbolik: wenn die israeli-
sche neben der PLO-Fahne in Gaza hängt. Aber sie 
sollten es auch daran merken, daß Krankenhäuser neu 
angestrichen und drei neue Ärzte da sind, 

(Beifall bei der SPD, der F.D.P. und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

daß es ab morgen einige Lehrer mehr in den Schulen 
in Gaza gibt, daß die eine oder andere Straße geteert 
wird, daß — was in 14 Tagen möglich ist — aus einer 
Wellblechhütte in Gaza ein Steinhaus geworden ist. 
Darauf sollten wir uns im Augenblick konzentrieren. 
Denn dabei kann man nichts falsch machen. Wenn es 
hier ein bißchen Übermaß gibt, schadet das nie. Ein 
unnütz gebautes Haus, das in 14 Tagen errichtet ist, 
kann problemfrei in zwei Jahren durch ein besseres 
ersetzt werden, ohne daß irgendein Verlust eingetre-
ten ist, der Haushälter beunruhigen sollte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das sollten wir also tun. Dazu gibt es ein paar 
Voraussetzungen. Wer die Verhältnisse in Palästina 
kennt, weiß: Die Flüchtlingsorganisation der Verein-
ten Nationen, die UNRWA, ist derzeit die Verwaltung 
dieses Landes. Das bestätigen auch die PLO und 
Arafat. Deshalb muß man im Augenblick gucken: 
Wieviel Geld braucht die UNRWA 1993, um diese 
Aufgaben einschließlich des Ziels, einige Lehrer 
mehr, bessere Krankenhäuser und mehr Ärzte zu 
bewältigen? Das ist das Ziel. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Herr Kollege Schmidt, ich nehme jetzt einen Satz 
von Ihnen auf, den ich gar nicht gewagt hätte zu 
formulieren, weil er vielleicht als polemisch aufgefaßt 
worden wäre: F riede ist allemal billiger als Krieg. 
Deshalb an die Haushälter bezüglich UNRWA 1993 
und anderer Sofortmaßnahmen: Wenn es uns gelingt 
— ich werte das jetzt nicht —, aus Kriegsgründen 
plötzlich Geld zu haben, ohne zuerst über die Dek

-

kung zu diskutieren, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: 17 Milliarden 
DM!) 

finde ich es nicht angebracht, 1993 wegen 500 000 DM 
für die UNRWA zuerst nach Deckung zu fragen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P., der PDS/Linke Liste und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich füge noch eines hinzu, damit nicht gesagt wird, 
die Außenpolitiker kennten die Haushaltslage nicht: 
Bei aller Anerkennung der unglaublich schwierigen 
Aufgabe der Haushaltspolitiker aller Fraktionen, die 
Staatshaushalte in Deutschland und allen anderen 
westlichen Ländern der Welt zu konsolidieren, weil 
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Konsolidierung der Staatshaushalte der westlichen 
Lander auch ein Beitrag zum Frieden ist — das 
konzediere ich den Haushältern —, 

(Beifall des Abg. Christian Schmidt [Fürth] 
[CDU/CSU]) 

meine ich trotzdem: 500 000 DM fallen unter Ihre 
Bemerkung, Herr Kollege Schmidt. Frieden sollte 
weniger Deckungssuche nötig haben als Krieg. Das ist 
die haushaltspolitische Schlußfolgerung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste und des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN — Karl Lamers [CDU/ 
CSU]: Aber es ist doch geregelt! Wir haben es 
gestern geregelt! Sie waren nicht da! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
— Herr Kollege Rüttgers: „Sprechblasen" . Jeder sollte 
über seinen Tellerrand hinausgucken. Jeder Debat-
tenbeitrag, selbst wenn es ein gutes Ergebnis gibt, 
kann später noch kritisch erörtert werden. Das sind 
keine Sprechblasen. Daß Sie das dazwischenrufen, 
zeigt, daß Ihre Freude über den Frieden heute schon 
wieder begrenzt ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jürgen Rüttgers 
[CDU/CSU]: So ein Schwachsinn!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Dr. 
Zöpel, Ihre Redezeit ist längst überschritten. Ich kann 
deswegen auch keine Zwischenfragen mehr zulassen. 
Bitte kommen Sie zum Schluß. 

(Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: Herr 
Zöpel, können Sie nicht den Herrn Duve 

weiterreden lassen?) 

Dr. Christoph Zöpel (SPD): Herr Kollege Rüttgers, 
ich sage zum Schluß folgendes: Wenn wir in diesen 
Debatten Zwischenrufe wie „Sprechblasen" unterlas-
sen, sind Antworten, wie ich sie gegeben habe, nicht 
notwendig. Ich würde beides sehr, sehr begrüßen. 

Herzlichen D ank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Letzter Redner zu 
diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Kollege Ortwin 
Lowack. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Da kommt ein weitgehend 
unbekannter Außenminister eines kleinen, aber fei-
nen europäischen Landes, Norwegen, noch dazu mit 
Hilfe seiner Frau auf die Idee, einen schwierigen 
politischen Knoten zu entwirren. Es gelingt ihm sogar 
mit viel Glück und viel Beharrlichkeit, auch wenn sich 
später andere mit seinen Federn schmücken wollen. 
Man sieht daran, daß es auch in der heutigen Zeit 
durchaus möglich wäre, mit einer klaren Zielvorgabe, 
mit Geduld und Beharrlichkeit erfolgreich Außenpoli-
tik zu machen. 

Ganz anders allerdings scheint es mit der deutschen 
Außenpolitik bestellt zu sein. Als wir im Golfkrieg die 
große Chance hatten, die arabischen Länder — an der 
Spitze Riad — mit Israel in irgendeiner Form näher 
zusammenzubringen, mußte ich erleben, daß die 
deutsche Botschaft damals statt 110 Botschaftsange-

hörigen noch nicht einmal zehn aufzubieten hatte; die 
deutsche Wirtschaft war gänzlich verschwunden. Die 
Frage des Golfkooperationsrates, ob es nicht eine 
Möglichkeit gäbe, zusammen mit der Europäischen 
Gemeinschaft und mit Deutschland jetzt den entschei-
denden Sprung zu machen, blieb unbeantwortet. 
Genauso hatte ich den Eindruck, daß man die Persön-
lichkeit des Ministerpräsidenten und früheren Vertei-
digungsministers Israels, Rabin, völlig verkannt hat, 
eines Mannes, der wahrscheinlich der einzige ist, mit 
dem dieser Friedensschluß möglich war, weil er über 
eine außergewöhnliche Erfahrung verfügt. 

Brauchen wir wirklich das, was Herr Kinkel vorhin 
gesagt hat, den Hinweis, daß wir dem jüdischen Volk 
unendliches Leid angetan hätten? Es ist unendliches 
Leid angetan worden, aber das jüdische Volk in 
Europa gibt es doch ethnisch in dieser Reinheit nicht. 
Das war doch gerade der Fehler der Nationalsoziali-
sten, und wir brauchen diese Romantik gar nicht. 

Ich möchte fragen: Brauchen wir diese Mystik, und 
kann nicht die deutsche Politik ohnehin feststellen, 
daß wir von unserer Seite ein hohes Interesse an  einer 
stabilen, wirtschaftlich erfolgreichen und militärisch 
gesicherten Entwicklung Israels haben, auch daran, 
daß dadurch der arabische Bevölkerungsteil richtig 
integriert und auch richtig mitbeteiligt werden 
kann? 

Vielleicht könnte allerdings auch Israel ab und zu 
ein bißchen beherzigen, was mir einmal der Direktor 
im Auswärtigen Amt in Riad gesagt hat: Man kann uns 
nicht immer als Arschlöcher bezeichnen und behan-
deln und dann mit uns verhandeln wollen. 

(Bundesminister Dr. Wolfg ang Bötsch: Hat er 
das arabisch gesagt?) 

— Nein, er hat es auf englisch gesagt, und ich habe 
mir erlaubt, es heute ins Deutsche zu übersetzen, 
lieber Wolfgang Bötsch. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, das Abkommen zwischen 
Israel und der PLO gibt uns doch den Hinweis, daß in 
der Politik viel, viel mehr möglich ist, daß wir nicht nur 
immer als die Zahlmeister auftreten sollten, sondern 
daß man oft mit geringen Mitteln erfolgreich Politik 
machen kann, daß Ideen, Einfühlungsvermögen und 
Interessenwahrnehmung auch oft weit mehr errei-
chen können als große politische 10-Punkte-Pro-
gramme oder sonstige Programme. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
F.D.P. auf Drucksache 12/5723 neu. Wer stimmt für 
diesen Entschließungsantrag? — Die Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Damit ist dieser Entschlie-
ßungsantrag bei Stimmenthaltung der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 12/5732. Wir stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Bei Stimmenthaltung der 
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SPD-Fraktion und der Gruppe PDS/Linke Liste ist der 
Entschließungsantrag abgelehnt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist unfair! 
Das ist nicht in Ordnung!) 

Meine Damen und Herren, wir stimmen jetzt noch 
über die Beschlußempfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses zu dem Antrag der Gruppe PDS/Linke Liste 
zu den Verhandlungen über eine Friedenslösung im 
Nahen Osten ab. Das sind die Drucksachen 12/3237 
und 12/5524. Der Ausschuß empfiehlt den Antrag für 
erledigt zu erklären. 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — 
Gegenstimmen? — Stimmenthaltungen? — Damit ist 
die Beschlußempfehlung einstimmig angenommen. 

Wir sind damit am Ende dieses Tagesordnungs-
punktes angekommen. Ich möchte Sie für die weite-
ren Debatten noch um folgendes bitten. 

Nach unserer Terminplanung läuft diese Plenarsit-
zung bis 0.30 Uhr. Ich bitte deswegen alle Redner, die 
vorgegebenen Redezeiten möglichst einzuhalten. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verlängerung strafrechtlicher Verjährungsfri-
sten 
— Drucksache 12/5613 — 

(Erste Beratung 173. Sitzung) 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Verein-
heitlichung strafrechtlicher Verjährungsfri-
sten 
— Drucksache 12/5637 — 

(Erste Beratung 173. Sitzung) 

Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Dr. Wolfgang Ullmann, Ing rid Köppe, 
Konrad Weiß (Berlin), weiteren Abgeordneten 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verlängerung von strafrechtlichen Verjäh-
rungsfristen bei DDR-Unrechtstaten 
— Drucksache 12/5628 — 

(Erste Beratung 173. Sitzung) 

Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Rolf Schwanitz, Robert Antretter, 
Angelika Barbe, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines ... Strafrechtsänderungsgesetzes — 
Verjährung von Straftaten nach §§ 234 a, 241 a 
STGB (. . . StrÄndG) 
— Drucksache 12/4349 — 

(Erste Beratung 155. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 12/5701 — 

Berichterstattung: Abgeordnete Horst Eyl-
mann 

Hans-Joachim Hacker 
Dr. Michael Luther 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. — Ich höre 
und sehe keinen Widerspruch; dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
unserem Kollegen Horst Eylmann das Wort. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Über die rechts-
tatsächliche Lage werden wir schnell Einigkeit erzie-
len können. Bestimmte Straftaten wurden in der DDR 
aus politischen Gründen nicht verfolgt, ähnlich wie 
früher in der NS-Zeit. Wir haben deshalb durch das 
Verjährungsgesetz klargestellt, daß für diese Strafta-
ten die Verfolgungsverjährung bis zum 2. Oktober 
1990 geruht hat. 

Das weiter hier interessierende Faktum ist die 
starke Überlastung der zunächst nur bedingt arbeits-
fähigen Strafverfolgungsbehörden in den neuen Län-
dern. Sie hatte zur Folge, daß diese politisch gedeckte 
Kriminalität in der DDR bislang nicht in dem notwen-
digen Maße aufgeklärt und verfolgt werden konnte. 
Deshalb drohen nunmehr am 3. Oktober dieses Jahres 
Delikte, die einer dreijährigen Verjährungsfrist unter-
liegen, zu verjähren. 

Diese Situa tion, meine Damen und Herren, wirft die 
Frage auf: Sollen die Straftäter, über die zunächst die 
SED die Hand hielt und gegen die bislang nicht 
vorgegangen werden konnte, in den Genuß der Wohl-
tat der Verjährung kommen, oder gebührt in einem 
solchen Falle dem Interesse der Rechtsgemeinschaft, 
den Straftäter zur Rechenschaft zu ziehen, der Vor-
rang? 

Es mag verwundern, daß wir diese Frage zehn Tage 
vor dem Verjährungseintritt hier debattieren, also zu 
einer Zeit, wo es schon eines nach Stunden ausgeklü-
gelten Gesetzgebungsplans bedarf, um das Gesetz 
noch rechtzeitig vor Ablauf der Verjährungsfrist am 
3. Oktober wirksam werden zu lassen. Das liegt daran, 
daß sowohl der Bundesrat als auch das Bundesjustiz-
ministerium sich in der Verjährungsfrage eher wie 
jener gern zitierte Jagdhund verhalten haben, den 
man  zum Jagen tragen muß. Hätte das Bundesland 
Mecklenburg-Vorpommern dieses Problem nicht mit 
großer Hartnäckigkeit aufgegriffen, wäre ihm der 
Bundesrat wohl gar nicht nähergetreten. Als es sich 
dann nicht mehr verhindern ließ, Farbe zu bekennen, 
fand er sich aber nur bereit, die für die sogenannte 
mittlere Kriminalität geltende fünfjährige Verjäh-
rungsfrist um drei Jahre zu verlängern. Bei der soge-
nannten Kleinkriminalität sah er das nicht als notwen-
dig an, ohne in der Begründung seines Gesetzentwur-
fes dieser Differenzierung auch nur eine Zeile zu 
widmen. Die Kenntnis, daß zu dieser sogenannten 
Kleinkriminalität im DDR-Strafgesetzbuch auch der 
Bruch des Fernsprech- und Postgeheimnisses, die 
Wahlfälschung und das im Rahmen der politischen 
„Zersetzungsarbeit" übliche Anschwärzen bei der 
Stasi gehörten, kann m an  beim Bundesrat sicherlich 
voraussetzen. 
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Im Bundesjustizministerium sah man vor der parla-

mentarischen Sommerpause offenbar auch keine Not-
wendigkeit, eine Verlängerung der Verjährungsfrist 
durch Vorlage eines eigenen Gesetzentwurfs vorzu-
bereiten. Erst als sich Anfang September quer durch 
die Fraktionen dieses Hauses der politische Wille 
artikulierte, sich mit dem Gesetzentwurf des Bundes-
rates nicht zufriedenzugeben, war das Bundesjustiz-
ministerium bereit, in eine Prüfung der Verlängerung 
der dreijährigen Verjährungsfrist einzutreten. Es hat 
dann in der letzten Woche — dies soll nicht verschwie-
gen werden — in Zusammenarbeit mit den Länder-
vertretern intensiv mitgeholfen, den heute vorliegen-
den Gesetzentwurf zu erarbeiten. 

Die Zähflüssigkeit, meine Damen und Herren, die 
den Gesetzgebungsgang auszeichnete, hat nun wie-
derum auch ihre Gründe, und diese verdienen es, hier 
in diesem Hause offen angesprochen zu werden. Es 
geht nämlich darum, wie wir es mit der vielbeschwo-
renen Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit weiter-
hin halten wollen. In letzter Zeit mehren sich unüber-
sehbar die Stimmen, die mehr oder weniger deutlich 
dafür plädieren, damit zu einem Ende zu kommen. Es 
wird gefordert, der Versöhnung den Vorrang vor der 
Vergeltung einzuräumen. 

Gräfin Dönhoff schreibt z. B., es sei nicht Feigheit, 
sondern Weisheit gewesen, daß die Polen ihre Akten 
gleich 1989 versiegelt hätten — eine Wertung, die 
mich bei allem Respekt vor dieser großen alten Dame 
des deutschen Journalismus schon etwas verwundert 
hat, denn in ihrer Logik liegt es doch wohl, die 
Stasiakten unter Verschluß zu nehmen und die 
Gauck-Behörde aufzulösen. Auch die Salzgitterak-
ten? Wäre es vielleicht auch weise gewesen, die Akten 
des Reichssicherheitshauptamtes zu versiegeln? 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: 
Kann man die einsehen?) 

Nun will  ich nicht verschweigen, daß Gräfin Dön-
hoff an anderer Stelle meint, echte Straftäter müßten 
auch bestraft werden. Aber wie soll denn das gesche-
hen, wenn man die Beweismittel verschließt? 

Man muß, meine Damen und Herren, doch wohl 
einige Dinge auseinanderhalten. Die große Mehrheit 
der Deutschen in der DDR hat sich nicht strafbar 
gemacht. Sie hat sich mit dem SED-Regime arrangiert, 
wie es die Westdeutschen nicht anders getan hätten. 
Aber sie hat sich bemüht, sich nicht strafrechtlich 
schuldig zu machen, und das war in den meisten 
Fällen auch möglich, ohne sich selbst in Gefahr zu 
bringen. Um diese übergroße Mehrheit der Deutschen 
in den neuen Ländern geht es heute überhaupt nicht. 
Daß es ein Gebot der politischen Klugheit und auch 
der mitmenschlichen Solidarität ist, diesen Menschen 
die Hand zu reichen und ihnen Gelegenheit zu geben, 
in unserem Staatswesen mitzuarbeiten, sollte eigent-
lich selbstverständlich sein. 

Wenn nun aber Straftäter, um die es hier allein geht, 
angeklagt und vor Gericht gestellt werden, so tun das 
die Staatsanwälte und Richter nicht aus Vergeltungs-
sucht, sondern weil sie Gerechtigkeit üben wollen. 
Wir haben kein Vergeltungs-, sondern ein Schuld-
strafrecht. Deshalb ist die Alte rnative „Versöhnung 
statt Vergeltung " völlig verfehlt. Ich kenne im übrigen 
in den neuen Ländern kein einziges Gerichtsverfah-

ren, aus dem man den Eindruck gewinnen könnte, das 
Gericht habe sich von Vergeltungsgedanken leiten 
lassen. Im Gegenteil ist doch eher der Eindruck 
verbreitet, politische Straftäter aus der DDR würden 
äußerst fair behandelt und eher zu milde als zu ha rt 

 bestraft. Ich kann deshalb der Behauptung, es sei ein 
Klima der Vergeltung in der Bundesrepublik entstan-
den, das die politische Kultur dieses Landes beschä-
dige und belaste, nicht beipflichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Eher spüre ich bei jener Minderheit, die sich gegen die 
SED gestellt hatte und Repressalien vielfältiger Art 
erdulden mußte, eine gewisse Bitterkeit darüber, daß 
viele der alten Bonzen schon wieder vorne an der 
Krippe sitzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Bitterkeit ist nur zu verständlich, und sie hat mit 
Rachsucht und Vergeltung nichts zu tun. 

Nun wird argumentiert, wer sich in der DDR strafbar 
gemacht habe, sei doch zugleich Täter und Opfer des 
Systems. Eine individuelle Schuld, so hat Herr Bräuti-
gam gesagt, sei kaum noch nachweisbar, und deshalb 
solle man doch zumindeste die kleinen Straftäter 
laufenlassen. Meine Damen und Herren, daß straffäl-
lig gewordene Menschen nicht nur Täter, sondern 
auch Opfer ihrer eigenen Biographie und ihres Umfel-
des sind, ist auch sonst eher die Regel als die Aus-
nahme. Jeder Richter weiß das, und er berücksichtigt 
dies bei der Bemessung der Schuld und auch bei der 
Bemessung der S trafe. Es ist einfach nicht wahr, daß 
das politische System in der DDR jeden kleinen 
Straftäter entschuldigt. Da hat es nämlich wie in jeder 
Diktatur die verschiedensten Tätertypen gegeben: 
den schwachen Mitläufer, der im Mitmachen den 
bequemsten Weg sah, den Karrierebewußten, der 
schlechten Gewissens das tat, was seinem Fortkom-
men nutzte, den Überzeugungstäter, der glaubte, ein 
hehres politisches Ziel rechtfertige die Bespitzelung 
eines Mitbürgers, und es hat auch den üblen Charak-
ter gegeben, der die Macht, die ihm das politische 
System verschaffte, dazu benutzte, seine Mitmen-
schen zu schikanieren. Die strafrechtliche Schuld a ller 
dieser Täter ist durchaus unterschiedlich. Es ist Sache 
der Richter, sie individuell zu bewerten. 

Es ist höchst bequem, alles das, was in der DDR an 
 Strafwürdigem geschehen ist, heute in einen allge-

meinen Täter-Opfer-Brei zu verrühren, der schließlich 
keine Verantwortlichkeiten mehr kennt, allenfalls 
noch die Verantwortlichkeit dessen, der in Chile sitzt. 
Diktaturen, gleich welcher Provenienz, kommen nicht 
wie Hagelschauer über ein Land, sie werden von 
Menschen gemacht, und sie werden auch von Men-
schen aufrechterhalten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Es gibt keinen Grund, diejenigen, die in einer Diktatur 
noch nicht einmal die eigenen Strafgesetze respek

-

tiert und Delikte beg angen haben, mit einer verkapp- 
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ten Amnestie — das wäre nämlich das Verjährenlas-
sen — zu belohnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das wäre eine Privilegierung für politisch motivierte 
Straftäter, eine höchst zweifelhafte Sache in einem 
Land, das zweimal innerhalb eines Menschenalters 
von einer Diktatur heimgesucht worden ist. 

Vor einer Schwamm-drüber-Mentalität kann ich 
nur warnen. Eine Amnestie würde nur scheinbar 
Rechtsfrieden bringen. Das jetzt Versäumte — unsere 
Erfahrungen mit der NS-Vergangenheit sollten uns 
das gelehrt haben — würde später wieder auf den 
Tisch kommen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Eylmann, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Elmer? 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Wenn es nicht ange-
rechnet wird, gern. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte. 

Dr. Konrad Elmer (SPD): Herr Kollege, ich hätte 
gern noch eine Klarstellung zu Ihrem Satz: Diktaturen 
kommen nicht wie ein Hagelschauer über ein Land. 
Damit meinen Sie doch sicher nicht, daß die Ostdeut-
schen mehr dazu beigetragen hätten, nach dem Krieg 
in einer Diktatur leben zu müssen, als die Westdeut-
schen dazu, nach dem Krieg in einer Demokratie zu 
leben? So könnte es jedenfalls mißverstanden wer-
den. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Ich habe, Herr Kollege, 
mit voller Absicht und aus gutem Grund beide Dikta-
turen erwähnt. Es hat zwischen 1945 und 1949 und in 
der späteren DDR Ereignisse gegeben, die vielen 
Deutschen nicht zur Ehre gereichen. In beiden Dikta-
turen hat es Menschen gegeben, die Verantwortung 
für diese Diktatur tragen. 

Dr. Konrad Elmer (SPD): Eine Nachfrage: Aber die 
Tatsache, daß es bei uns mit einer Diktatur startete, 
war doch kein besonderes Versagen der Ostdeut-
schen? 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Ich gebe Ihnen völlig 
recht. Ich habe deutlich gemacht: Wir Westdeutschen 
haben nicht den geringsten Grund, uns in irgendeiner 
Hinsicht moralisch zu überheben. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: Sie 
reden doch dauernd so!)  

— Nein, ich rede nicht so. Dann haben Sie es nicht 
verstanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD — Dr. Uwe

-

Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: Aber ja!) 
Lassen Sie mich fortfahren, meine Damen und 

Herren. Natürlich weiß ich, daß für die Bewußtma-
chung dessen, was in den 40 Jahren der DDR gesche-
hen ist, die Strafjustiz nur eine untergeordnete Rolle 
spielt. Aber es geht um ein Stück Gerechtigkeit, wofür 
diejenigen, die nur Opfer und nicht Täter gewesen  

sind, Herr Professor Heuer, ein waches Gespür haben. 
Dieses Stück Gerechtigkeit sollten wir nicht beiseite 
schieben mit dem Argument, die Beschäftigung mit 
der Vergangenheit störe nur bei der Bewältigung der 
sicherlich großen Gegenwartsaufgaben. 

Es ist, meine Damen, meine Herren, nicht der 
Wohlstand, der ein Volk erhöht. Das Streben nach 
Gerechtigkeit, mag es auch mühevoll sein und nie voll 
das Ziel erreichen, ist das, was den R ang einer 
staatlichen Ordnung ausmacht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserem Kollen Hans-Joachim 
Hacker das Wort. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Diskussion um die 
Verlängerung der strafrechtlichen Verjährungsfristen 
ist zum Politikum geworden. Es geht um den Wider-
spruch zwischen der Auffassung, daß die Verlänge-
rung von Verjährungsfristen, insbesondere kurz vor 
deren Ablauf, nach rechtsdogmatischen Prinzipien 
abzulehnen ist, und den Forderungen, daß Straftaten, 
die in der früheren DDR bzw. auf dem Gebiet der 
heutigen neuen Länder beg angen wurden, weiter zu 
verfolgen sind. 

Der vorliegende Gesetzentwurf löst sicher nicht 
diesen Grundstreit, er führt jedoch zu einer Lösung, 
die meines Erachtens richtig ist. Er sieht vor, das 
Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch in Art. 315 a 
dahin gehend zu ergänzen, daß Straftaten, die vor 
Ablauf des 31. Dezember 1992 begangen wurden und 
die im Höchstmaß mit einer Freiheitsstrafe von mehr 
als einem Jahr bis zu fünf Jahren bedroht sind, 
frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 1997 verjäh-
ren. 

Straftaten, die vor Ablauf des 2. Oktober 1990 
begangen wurden und im Höchstmaß mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bedroht 
sind, sollen frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 
1995 verjähren. Im weiteren wird die Unverjährbar-
keit für Verbrechen, die den Tatbestand des Mordes 
gemäß § 211 StGB erfüllen, angeordnet, wobei sich 
jedoch die Strafe nach dem Recht der früheren DDR 
bestimmt. 

Meine Damen und Herren, die Kontroverse um die 
Verjährungsverlängerung hat sich insbesondere an 

 der Frage entzündet, ob die Verjährung überhaupt 
verlängert werden kann und soll und ob es rechtspoli-
tisch vertretbar ist, die Verjährungsregelung für Straf-
taten, deren Verfolgung am 3. Oktober 1993 wegen 
des Ablaufes der Verjährungsfrist unmöglich wäre, zu 
verlängern. 

In der Beantwortung dieser Frage komme ich zu 
einem deutlichen Ja. Dabei verkenne ich nicht, daß 
gegenteilige Argumentationen auch aus verfassungs-
rechtlichen Prinzipien abgeleitet werden. Entschei-
dungen des Bundesverfassungsgerichts stützen diese 
gegenteiligen Argumentationen jedoch nicht. Das 
Bundesverfassungsgericht hat bisher nur entschie- 
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den, daß die Verlängerung einer noch nicht abgelau-
fenen Verjährungsfrist bei Verbrechen, die mit 
lebenslangem Zuchthaus bedroht sind, verfassungs-
gemäß ist. 

Zweifelsfrei handelt es sich bei den nach dem 
geltenden Recht am 3. Oktober 1993 verjährten Straf-
taten nicht um Verbrechen mit einer hohen Strafan-
drohung. Aus dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts sowie aus der Höhe der Strafandrohung für die 
vom Gesetzentwurf erfaßten Straftaten läßt sich 
jedoch meines Erachtens nicht der Schluß ziehen, daß 
eine Verlängerung der Verjährungsfristen nicht 
zulässig ist. 

Das in der Bundesrepublik Deutschland geltende 
Rechtsstaatsprinzip, das die belastende Rückwirkung 
von Gesetzen verbietet, wird durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf nicht verletzt. Es geht bei der Verlän-
gerung der Verjährungsfristen ebenso um übergeord-
nete Gründe des Allgemeinwohls. 

Die Erörterung des Gesetzentwurfs kann meines 
Erachtens auch folgende Fragestellungen nicht außer 
acht lassen. 

Erstens. Kann sich der Straftäter überhaupt auf eine 
Vertrauensschutzposition berufen, auf Grund deren 
die Ahndung des von ihm begangenen Unrechts 
ausgeschlossen ist? Hierbei ist zu beachten, daß es 
zum einen nicht verjährende Delikte gibt und zum 
anderen der Ablauf der Verjährungsfrist jederzeit 
durch eine vom Täter unabhängige Verfolgungsmaß-
nahme nach § 78c StGB unterbrochen werden kann. 
Der Täter hat folglich keinen Anspruch darauf, daß 
Verjährung eintritt. Allein der Gesetzgeber hat die 
Bedingungen für die Verjährung zu bestimmen. 

Zweitens stellt sich die Frage — ich meine, daß ist 
besonders wichtig für die Situation in den neuen 
Ländern —: Werden Rechtssicherheit und Rechtsfrie-
den gewahrt und befördert, wenn der Gesetzgeber 
den Ablauf der derzeit geltenden Verjährungsfrist 
zuläßt? Es ist unbes treitbar, daß sowohl im Sinne der 
Verfahrensökonomie als auch im Interesse des 
Rechtsfriedens das Rechtsinstitut der Verjährung 
nicht jederzeit zur Disposition gestellt werden kann 
und darf. 

Aber — das macht in unserem Falle das Vorliegen 
eines Sonderfalls deutlich — die von der Verlänge-
rung der Verjährung praktisch be troffenen Straftaten 
wurden nach dem Willen der politischen Führung der 
DDR nicht verfolgt, weil der Aufrechterhaltung und 
Stabilisierung des politischen Regimes in der DDR 
auch das DDR-Recht unterworfen wurde. Straftaten, 
die zu einem erheblichen Teil durch das damalige MfS 
angeordnet wurden und sich beispielsweise als Haus-
friedensbruch, als Verletzung der beruflichen Schwei-
gepflicht oder als Verletzung des Briefgeheimnisses 
darstellen, waren nach meiner Auffassung eben keine 
Bagatelldelikte für die Betroffenen. Sie führten in 
vielen Fällen zu gravierenden Einwirkungen auf 
Lebensschicksale von Menschen, ja sie zerstörten in 
vielen Fällen die Menschen. 

Die objektiven Schwierigkeiten beim Aufbau der 
Justiz in den neuen Ländern und damit die Probleme 
einer effektiven Strafverfolgung von Delikten, die 
zum Teil vom früheren DDR-Staat gedeckt wurden,  

müssen für uns Veranlassung sein, den Zeitraum der 
möglichen Strafverfolgung zu verlängern. Die Chance 
für die von Unrechtsmaßnahmen in der DDR betroffe-
nen Bürgerinnen und Bürger, die tausendfach Opfer 
waren, jetzt die Ursachen für politische Maßregelung, 
für politische Verfolgung ermitteln und damit die 
Täter feststellen zu können, muß die Möglichkeit 
einer Strafverfolgung einschließen. 

Ich bezweifle auf der anderen Seite, daß die Mehr-
zahl der Geschädigten Anträge auf Strafverfolgung 
stellen wird. Es besteht somit für die Opfer zugleich 
auch eine Möglichkeit, abseits von Strafmaßnahmen 
zu verzeihen und zu vergeben. Dieses, meine Damen 
und Herren, ist jedoch kein Prüfungskriterium des 
Gesetzgebers, sondern eine Individualentscheidung 
der geschädigten Bürger. 

Auf keinen Fall darf das Rechtsproblem der Straf-
verjährung nach dem Motto behandelt werden — Herr 
Eylmann, auch Sie sprachen es an —: Schwamm 
drüber, wir schauen jetzt nach vorn! Damit würde der 
Gesetzgeber sowohl der gesellschaftspolitischen Her-
ausforderung nicht entsprechen wie auch gegenüber 
den Opferinteressen kläglich versagen. 

Meine Damen und Herren, mit der Annahme und 
Verwirklichung des vorliegenden Gesetzentwurfs 
wird die Aufarbeitung des DDR-Unrechtes nicht der 
Strafjustiz überlassen, aber die Strafjustiz wird dabei 
auch nicht ausgeklammert. Die gesellschaftliche Aus-
einandersetzung über Ursachen, über den Umfang 
und die Auswirkungen von Unrecht in der DDR muß 
im Interesse der demokratischen, rechtsstaatlichen 
Zukunft unseres Volkes in vielfältiger Form weiterbe-
trieben werden. 

Deshalb bitte ich Sie, der Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses Ihre Zustimmung zu geben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, der nächste Redner ist jetzt unser Kollege Dirk 
Hansen. 

Dirk Hansen (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wieder einmal geht es im Deutschen 
Bundestag darum, ob wir Verjährungsfristen verän-
dern. Wieder einmal stellt sich die Frage, wie wir mit 
unserer Vergangenheit umgehen. Wer die dramati-
schen Debatten im Deutschen Bundestag und in der 
Gesellschaft noch in Erinnerung hat, als es darum 
ging, die Verjährungsfristen für Schandtaten in der 
Zeit des Nationalsozialismus zu verlängern, wird auch 
jetzt nicht umhinkönnen, sich grundsätzlich mit dieser 
Frage zu befassen. Mir scheint, das ist keineswegs nur 
eine Frage für Justiz- und Rechtspolitiker. Wir stellen 
ja jetzt fest, daß seit einigen Wochen die Debatte um 
die Verjährungsfrist von Unrechtstaten in der DDR 
keineswegs nur von Juristen geführt wird, sondern in 
zunehmendem Maße von Theologen, Historikern und 
insbesondere von Bürgern in den neuen Ländern, die 
das Unrecht zu erleiden hatten und vielfach, ja sogar 
überwiegend, noch immer nicht wissen, in welchem 
Ausmaß, unter welchen Bedingungen und durch wen 
ihnen persönlich Unrecht geschah. 
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Wieder einmal befinden wir uns an  einer Schnitt-
stelle der Entwicklung dessen, daß zusammenwach-
sen soll, was zusammengehört. Wieder stellt sich für 
uns alle — ich denke: im Osten wie im Westen — die 
Frage, ob es heißen soll: Schluß mit der unseligen 
Vergangenheit, Strich darunter, Schwamm drüber! 
Wer so denkt und verjähren lassen will, was nach 
bisherigem Recht verjährt, der muß, so meine ich, 
zugleich auch daran denken, daß er auf diese Weise 
womöglich Partei ergreift für die Täter, wie es A rnold 
Vaatz, der sächsische Umweltminister, zu Recht 
gesagt hat. 

Nein, für die Täter möchte ich nicht Partei ergreifen. 
Die Opfer werden dies erst recht nicht wollen, gerade 
weil sie ja in ganz hohem Maße noch gar nicht wissen 
und wissen können, wer die Täter waren. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf von CDU/CSU, SPD und F.D.P. 
weist ja ausdrücklich darauf hin, daß mit dem Hinaus-
schieben des Eintritts der Verfolgungsverjährung die 
denkbare Ahndung von Straftaten nicht daran schei-
tern  darf, daß es beim Neuaufbau der Justiz seit dem 
3. Oktober 1990 so unendlich viele Schwierigkeiten 
gegeben hat, ohne die eine Ermittlung, Verfolgung 
oder gar ein Prozeß ansonsten möglich gewesen 
wären. 

Das Stasi-Unterlagen-Gesetz ist eben nicht schon 
am 3. Oktober 1990 in Kraft ge treten, sondern erst vor 
gut anderthalb Jahren. Erst etwa ein D rittel aller 
Stasi-Akten ist so weit erschlossen, daß mit ihnen 
gearbeitet werden kann. Da beißen sich einfach die 
Fristen, wenn jetzt nach drei Jahren schon eine erste 
Verjährung einträte, da doch in den ersten anderthalb 
Jahren seit der deutschen Einheit noch gar nicht 
ermittelt werden konnte, wo und in welchem Umfang 
Unrecht geschehen ist. Ich fürchte sehr, daß der fatale 
Satz, der so oft zu hören ist, man habe Gerechtigkeit 
erwartet und den Rechtsstaat bekommen, neue Nah-
rung bekäme. 

Der Umgang mit dem Rechtsstaat ist im Bewußtsein 
nach 40 Jahren Unrechtsstaat nicht von einem Tag auf 
den anderen so möglich, wie sich das viele von uns im 
Westen vorstellen. Nein, es muß zumindest eine 
Chance gegeben werden, das Unrecht aufzudek-
ken. 

Rainer Eppelmann — so finde ich — hat zu Recht 
gesagt, über Amnestie könne man erst ernsthaft 
nachdenken, wenn wir wüßten, was es zu vergeben 
gibt. Es gibt ganz unabhängig von den Bemühungen 
der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages 
zur „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der 
SED-Diktatur in Deutschland", der ich als Sprecher 
der F.D.P. angehöre, eine Vielzahl von lokalen und 
seriösen Ansätzen, für Aufklärung zu sorgen. 

Aufklärung heißt dann auch Auseinandersetzung 
mit Daten und Fakten. Ich unterliege nicht dem 
Irrglauben, der mir ein sehr deutscher zu sein scheint, 
daß alles wahr sei, was in den Akten steht. Der 
Ausgang aller Bemühungen um die Wahrheit liegt 
jedoch im Öffnen, im Zugänglichmachen und Erarbei-
ten dessen, was die Akten herzugeben vermögen. 
Akten allein führen leicht in die Irre, aber die gesell-
schaftliche Auseinandersetzung, ja das menschliche 
Miteinander derer, die verstrickt waren und die das 

Opfer staatlicher und parteilicher Obrigkeit gegen 
den einzelnen wurden, ist notwendig. 

Bei einer der zahlreichen Anhörungen, die die 
Enquete-Kommission inzwischen durchgeführt hat, 
hat mich am meisten beeindruckt, daß uns zur Aus-
kunft, nebeneinander an einem Tisch sitzend, der 
ehemalige Stasi-IM und sein Opfer saßen. Das scheint 
mir ein Beispiel dafür zu sein, wie Vergangenheit 
aufgearbeitet werden kann. 

Ich stimme Richard Schröder sehr zu, wenn er die 
Beteiligten auffordert, diesen Klärungsprozeß zu 
betreiben. Recht hat er mit seinem Satz, die Erfor-
schung der Geschichte sei unabschließbar. Ich stimme 
ihm jedoch nicht mehr zu, wenn er glaubt, zur 
Normalität zurückzukehren sei jetzt möglich und 
nötig. In seinen höchst lesenswerten Artikeln vom 
Februar und September dieses Jahres in der „FAZ" 
empfiehlt er, man müsse bald zur Normalität zurück-
kehren. Ich frage mich: Was ist denn normal, wenn ich 
am Ende dieses Jahrhunderts feststellen muß, daß 
Diktaturen, die in Zielsetzung und Grundlagen höchst 
unvergleichlich waren, in Deutschland zweimal die 
Chance hatten, in totalitärer Manier die Menschen zu 
quälen, zu verfolgen, einzusperren und zu Tode zu 
bringen? 

Kann da ein Schlußstrich gezogen werden, ein 
Deckel auf die Geschichte gelegt werden nach dem 
Motto, jetzt fange die Normalität an? Nein, mir scheint 
das ein Irrweg, ein Weg in eine Illusion zu sein. Es wird 
uns allen, im Osten und im Westen, nicht erspart 
bleiben, uns immer wieder der Vergangenheit zu 
stellen. Sowenig ich insgesamt daran glaube, daß 
Vergangenheit justitiell aufgearbeitet, gar bewältigt 
werden könnte, so ist eben doch die Akteneinsicht, die 
Ermittlung und auch die Anklage vor Ge richt ein Weg 
zur Erhellung der Dunkelheit. Dabei ist es nicht 
entscheidend, ob dann ein Urteil möglich ist. Erst recht 
haben wir in einem liberalen Rechtsstaat Gott sei 
Dank langst Abschied vom Sühnegedanken genom-
men. 

Wenn es bei unserem Gesetzentwurf neben der 
Absicht, Mordtaten in Deutschl and nicht mehr verjäh-
ren zu lassen, um die sogenannten minderschweren 
Delikte geht, wie Bespitzelung, Verleumdung, Bedro-
hungen, Hausfriedensbruch und Kontrollen von Brie-
fen und Telefongesprächen, so möchte ich doch dar-
auf hinweisen, daß es hier zum Teil nach unserem 
Verständnis um die Verletzung von Grund- und 
Menschenrechten geht. Deswegen ist es ein Hohn, 
wenn in den vergangenen Wochen vielfach in diesem 
Zusammenhang von sogenannten Bagatelldelikten 
die Rede war. Nein, diese Delikte standen oftmals, 
wenn nicht immer, im Zusammenhang mit umfassen-
deren Repressionsmaßnahmen. Daher ist einer Ver-
jährung solcher Delikte von Funktionärskriminalität 
aus rechtsstaatlicher Sicht eine Absage zu erteilen. 

Wir wollen den Weg freimachen, daß Ermittlungs- 
und Justizbehörden normal funktionieren können. 
Wir wollen über Erschütterung und Be troffenheit 
hinaus den Weg zu Aufklärung und moralischer wie 
justitieller Rehabilitation weitergehen können. Wir 
wollen nicht verdrängen und zudeckeln, sondern 
überhaupt die Möglichkeit der Versöhnung auf dem 
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Wege der Erkenntnis und Wahrheit oder wohl doch 
besser von Wirklichkeit bewahren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Uwe-Jens 
Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Wir hatten schon 
mehrfach Gelegenheit, in diesem Hause über das 
Verhältnis von Recht und Politik zu diskutieren. Ich 
glaube, daß niemand mit wachem Verstand an unse-
ren Sitzungen längere Zeit teilnehmen oder ihnen 
zuhören kann, ohne zu bemerken, daß das Recht auch 
hier Instrument der Politik ist. Auch Sie werden nicht 
bestreiten, daß es hier wie überall politische Justiz in 
dem Sinne gibt, wie Otto Kirchheimer sie definiert hat: 
„Wenn gerichtsförmige Verfahren politischen Zwek-
ken dienstbar gemacht werden, sprechen wir von 
politischer Justiz." („Funktionen des Staats und der 
Verfassung", Frankfurt (Main) 1972, S. 143) 

Das führt allerdings oft zu einem hohen Maß an 
Unaufrichtigkeit. Besonders gefährlich wird es, wenn 
urn offenkundig tagespolitischer Notwendigkeiten 
willen rechtsstaatliche Grundprinzipien in Frage 
gestellt werden, wenn in frevelhafter Weise augen-
blicklicher politischer Vorteil über rechtsstaatliches 
Denken triumphiert. 

Das war in der DDR unzweifelhaft der Fall. Das gibt 
es aber auch in dieser Bundesrepublik. Dafür bildet 
das hier zur Diskussion stehende Verjährungsgesetz 
ein eklatantes Beispiel. Die Juristen hatten partei-
übergreifend Bedenken, die Politiker haben es partei-
übergreifend durchgesetzt. 

Anfang dieses Jahres hatte der Bundestag das 
Ruhen der Verjährung für in der DDR zu Unrecht nicht 
verfolgte Straftaten rückwirkend für die Zeit bis zum 
3. Oktober 1990 beschlossen. Für eine ganze Reihe 
von Straftaten — Beleidigung, Hausfriedensbruch 
und anderes — würde das nun in neun Tagen verjäh-
ren. Unmittelbar vor Verstreichen der Verjährungs-
frist soll sie jetzt bis 1995 verlängert werden, für etwas 
schwerere Straftaten bis 1997. 

Für die erste Gruppe der Straftaten wollte das so 
recht niemand. Es war nicht einzusehen, sich statt mit 
der zunehmenden Gegenwartskriminalität mit Belei-
digungen und Brieföffnungen in der DDR des Jahres 
1950 zu befassen. 

Eine Anmerkung: Wer hat sich übrigens mit den 
Brieföffnungen dieser Zeit in Westdeutschland 
befaßt? Wann können wir die Akten des Verfassungs-
schutzes aus dieser Zeit einsehen? Auch war allen 
bekannt, daß niemand in der Lage ist, auch nur einen 
geringen Teil dieser Straftaten aufzuklären. 

Herr Eylmann hat hier nun gesagt, es sei doch 
schlimm, daß sich das Justizministerium in dieser 
Frage nicht eingeschaltet habe. Aber Herr Schäuble, 
der ja in der CDU keine unmaßgebliche Rolle spielt, 
war noch im „Spiegel", Nr. 34 dieses Jahres, entschie-
den dagegen. Die westdeutschen und der branden-

burgische Justizminister lehnten ein solches Vorha-
ben gleichfalls ab. 

Die jetzige Entscheidung ist das Ergebnis einer 
Kampagne, die unter maßgeblichem Einfluß des Kohl

-

Kandidaten für die Präsidentschaft, Sachsens Justiz-
minister Heitmann, erfolgte. 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Ach Gott!) 

— Herr Hansen hat hier jetzt gesagt: Keine Verjäh-
rung für die unbekannten Täter. Wie l ange will er 
denn die Verjährung beseitigen — drei, fünf oder zehn 
Jahre? 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Nachlesen! — Cle

-

mens Schwalbe [CDU/CSU]: Nachlesen!) 

In wenigen Wochen ist es gelungen, die Verjährung 
aus einem normalen Rechtsprinzip in eine „Wohltat 
für Verbrecher" zu verwandeln. Herr Eylmann sprach 
von verkappter Amnestie. 

Ebenso wie jetzt die Unantastbarkeit der Wohnung 
zum Haupthindernis der Kriminalitätsverfolgung ge-
worden ist! Werden wir eines Tages in der Zeitung 
„Die Welt" lesen, daß die Folter unter bestimmten 
Umständen auch unabdingbar für die Bekämpfung 
von Verbrechern sei, wobei ich selbstverständlich 
sofort von Kritikern den Zusatz erwarte, daß natürlich 
dabei nichts ohne die Beteiligung eines Kollegialge-
richts laufen dürfe? 

Es wurde dann in Windeseile vor 14 Tagen ein 
Gesetzentwurf von CDU/CSU, SPD und F.D.P. vorge-
legt, der nun die doch recht abenteuerliche Rechts-
konstruktion enthielt, daß die am 3. Oktober 1990 
begonnene und fast abgelaufene Verjährungsfrist am 
1. Januar 1993 noch einmal beginnen sollte, ohne daß 
irgendein äußerer Grund außer dem Willen dieser 
übergroßen Koalition für diesen Neubeginn angeführt 
werden konnte. Die erste Lesung fand dann auch ohne 
Aussprache statt. 

Am 15. September — eine Woche danach — trat der 
Rechtsausschuß zusammen. Das Justizministerium 
hatte inzwischen erfreulicherweise eine Formulie-
rungshilfe erarbeitet, die diese abenteuerliche 
Rechtskonstruktion aufgab und eine Verlängerung 
von gut zwei Jahren vorsah, allerdings nur für den 
Osten. Die verfassungsmäßige Fragwürdigkeit ist 
offensichtlich, das Unbehagen allgemein. Das können 
auch die lauten Worte hier nicht übertönen. 

In der Diskussion wurde immer wieder vom Sym-
bolcharakter des Gesetzes gesprochen, ein Begriff, 
der jeden rechtsstaatlich denkenden Ju risten aufhor-
chen läßt. Die Justizministerin, in der ich nach wie vor 
eine Exponentin der den Rechtsstaat ernst nehmen-
den Minderheit dieses Hauses sehe, hatte in der 
Haushaltsdebatte erklärt, daß Strafrechtsnormen mit 
dem Anspruch verbunden seien, sie auch durchzuset-
zen. Dieses Gesetz ist ein Musterbeispiel für das 
Gegenteil. Warum aber macht man ein Gesetz, das 
kaum durchzusetzen ist, das Willkür schafft, 
Ungleichheit zwischen West und Ost immer weiter 
fortführt, das geradezu nach dem Verfassungsgericht 
schreit? 

Ich sehe vor allem zwei Gründe: Einmal ist es immer 
wieder nötig, die These vom Unrechtsstaat DDR zu 
untersetzen. Herr Eylmann hat hier gesagt, die Men- 
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schen brauchten sich ja nicht strafbar zu machen. Ich 
frage Sie, lieber Kollege Eylmann: Womit hat sich 
damals Markus Wolf im Osten strafbar gemacht? Er 
durfte also in diesem Staat nicht Chef des Nachrich-
tendienstes sein. Darum geht es. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Wie können Sie 
überhaupt solche Fragen stellen! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

— Schreien Sie nicht, meine Herren, denken Sie 
nach! 

Das Thema soll nicht vom Tisch. Jeder, der es auf die 
Tagesordnung setzt, ist sich des Wohlwollens der 
Herrschenden sicher, Rechtsstaat hin, Rechtsstaat 
her. 

Zum anderen geht es beim politischen S trafrecht um 
die Demütigung und Verunsicherung Zehntausender 
und Hunderttausender, deren Kampfeswille ausge-
schaltet werden soll. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Wovon redet Herr 
Heuer?) 

Die Kampagne hat auch das Ziel, die Befürworter 
von Versöhnung und Amnestie vorzuführen. Trium-
phierend wurde erklärt, daß mit diesem „Blitzgesetz" 
-- so die „Frankfurter Rundschau" vom 15. Septem-
ber — endlich das Amnes tie- und Versöhnungsgerede 
vom Tisch ist. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Darf ich 
noch einen abschließenden Satz sagen? 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr, ein 
abschließender Satz. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Wenn man 
jetzt erst einmal neue Türen für Herrn Schaefgen und 
seine Ermittler öffnet, ist es um so schwerer, später auf 
diesem Weg innezuhalten. Viele Poli tiker in Regie-
rung und Opposition wissen längst, daß es sich hier um 
eine Sackgasse handelt. 

Noch einmal ein Zitat von Herrn Kirchheimer, das 
meine Hoffnung auf Sinneswandel ausdrückt: 

Daher ist der größte Vorwurf, den man der 
politischen Justiz — und natürlich auch der poli-
tischen Strafgesetzgebung — machen kann, 
gleichzeitig ihr hauptsächliches Verdienst: daß 
sie niemals den Charakter der Endgültigkeit 
trägt. (Ebenda S. 185) 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth  Becker  Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist jetzt unser Kollege 
Dr. Wolfgang Ullmann. 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ein 
sehr kurzes Gesetz ist Gegenstand unserer Debatte. 
Sein Inhalt ist eine äußerst spezielle Frage des Straf-
rechts. Und doch — wir haben es gerade bemerkt — ist 
es ein Gesetzgebungsakt, den leidenschaftliche 

Debatten umgehen, weil es in ihm um rechtsdogma-
tische Grundfragen geht. 

Die Kritiker des Gesetzentwurfes werfen ihm 
Rechtswillkür vor, verweisen — wie eben — auf die 
Schnelligkeit des Verfahrens, die alle schon gegen das 
ältere Verjährungsgesetz vorgebrachten Einwände 
verstärkt wiederaufleben läßt. Diese Kritik ist sehr 
ernst zu nehmen, schon deswegen, weil sie von 
politisch durchaus unterschiedlichen Posi tionen vor-
gebracht wird. 

Eine angemessene Antwort kann nur aus dem 
rechtlichen Kontext kommen, in den der vorliegende 
Gesetzentwurf gehört. Er ist nicht nur, aber auch eine 
Konsequenz des Stasi-Unterlagen-Gesetzes vom 
20. Dezember 1991. So ist es nur konsequent, wenn die 
Kritiker des Verjährungsfristengesetzes in mehr oder 
weniger deutlicher Form auch die Tendenz verfolgen, 
eine baldmöglichste Schließung der erst voriges Jahr 
geöffneten Akten zu verlangen oder wenigstens zu 
empfehlen. 

Aber schon hier beginnt sich ihr Irrtum abzuzeich-
nen. Denn ganz gewiß war jenes Gesetz aus dem 
Dezember 1991 ein ungewöhnlicher und in gewisser 
Weise sogar einzigartiger Schritt. Keineswegs sicher 
ist, ob wir schon jetzt über seine Auswirkungen 
angemessen zu urteilen vermögen. 

Aber ebenso klar ist auch: Dieser Schritt der Akten-
öffnung ist urumkehrbar; denn dieser Schritt führte 
hinein in eine neue Dimension informationeller 
Selbstbestimmung. Er kann nicht rückgängig ge-
macht werden, so viele das auch gerne möchten. Die 
hier einmal errungene informationelle Selbstbestim-
mung gegenüber einem staatlichen Informationsmo-
nopol kann nicht mehr aus der Welt geschafft werden, 
ich denke, schon deswegen nicht, weil sie ein für 
allemal eine staatliche Definitionsmacht gerade 
gegenüber jenem Teil unserer Persönlichkeit liqui-
diert hat, der der verletzlichste ist, an  dem wir deswe-
gen prinzipiell wehrlos sind, weil wir den Umgang mit 
ihm niemals vollständig kontrollieren können, näm-
lich die Unversehrtheit unseres Namens. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Ullmann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dr. Heuer? 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, bitte. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Herr Kollege 
Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Herr Kol-
lege Ullmann, in den 50er Jahren hat es in der alten 
Bundesrepublik Gesetzgebungen gegeben, derer 
man  sich 1968 geschämt hat. Halten Sie es unter 
diesen Umständen für richtig, die Frage der Öffnung 
der Akten auch für dieses Land zu stellen? 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich denke, die Frage ist zu bejahen. Es ist 
richtig, diese Frage zu stellen. Ich habe gesagt, welche 
Konsequenzen dieser Schritt haben wird, können wir 
beide, Herr Heuer, im Moment noch nicht über-
schauen. 
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Mögen unsere Persönlichkeit noch so frei entwik-
kelt, unsere körperliche und seelische Unversehrtheit 
noch so gut gesichert sein, wie es unser Grundgesetz 
verlangt, wer schützt uns davor, als Feind der gesell-
schaftlichen Entwicklung gebrandmarkt und deswe-
gen für moralisch oder physisch vogelfrei erklärt zu 
werden? Keine Leibwache wird das tun, sondern 
allein die grundsätzliche Öffentlichkeit staatlichen 
Handelns, wie sie die Öffnung der Akten erzwungen 
hat. 

Darum ist das damalige Gesetz ebensosehr ein Akt 
radikaler und vollständiger Dekonspiration gegen-
über einer ehemals staatlich bewehrten Konspiration. 
Keine Macht der Welt wird wieder rückgängig 
machen, was diese Dekonspiration ans Licht gebracht 
hat: 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P.) 

Im Zentrum dieser Konspiration gegen die eigenen 
Bürger saß nicht irgendein Computer, ein bloßer 
Apparat; dort saßen Menschen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Was sie bewirkten, war nicht Sicherheit, sondern 
Korruption gigantischen Ausmaßes, nicht Stärkung, 
sondern Unterhöhlung der Autorität des Staates, in 
dessen Namen konspiriert wurde. 

Bestandteil des Stasi-Unterlagen-Gesetzes — § 1 
Abs. 1 Nr. 3 — ist die Möglichkeit der juristischen 
Aufarbeitung dieser Konspiration gegen Mitmensch-
lichkeit, Wahrhaftigkeit und persönliche Integrität. 
Allein im Dienste dieser Möglichkeit wird der vorlie-
gende Gesetzentwurf eingebracht. Wir können es 
nicht zulassen, daß der von zahlreichen äußeren 
Umständen abhängige Stand der Aktenbearbeitung 
schwerwiegende und vermeidbare Ungleichheiten im 
Wahrnehmen dieser juristischen Aufarbeitung her-
beiführt. Ob und inwieweit Betroffene von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen, das unterliegt ihrer 
freien Entscheidung. Dem Gesetzgeber aber obliegt 
es, ihnen diese Entscheidungsfreiheit offenzuhalten. 

Gegen dieses Recht läßt sich auch nicht ein öffent-
liches Interesse an Versöhnung ins Feld führen. Ohne 
Wahrheit, meine Damen und Herren, keine Versöh-
nung. Den Leuten von Manifest II, Gräfin Döhnhoff 
und den Ihren, gebe ich zu bedenken: Versöhnung 
ohne Wahrheit, das müßte eine trostlose Versöhnung 
sein, eine Versöhnung mit trostlosen Zuständen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P. — 
Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das ist keine Ver- 

söhnung!) 

Ranke hat einmal gesagt, die Wahrheit sei nie trostlos. 
Er konnte das wohl sagen, weil er, der illusionslose 
Kenner der Vergangenheit, sehr genau wußte: Etwas 
anderes als die Wahrheit kann niemals Basis für eine 
getroste Versöhnung werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, es gab in der Zwischenzeit den Versuch, noch 
Fragen zu stellen. Ich will noch einmal darauf hinwei-

sen: Wenn die Redezeiten abgelaufen sind, können 
wir Zwischenfragen nicht mehr zulassen. Es gibt aber 
eine andere Möglichkeit — von dieser soll jetzt 
Gebrauch gemacht werden —: Nach § 27 Abs. 2 
unserer Geschäftsordnung können am Ende der 
ersten Runde Zwischenbemerkungen gemacht wer-
den. Eine solche Zwischenbemerkung möchte unsere 
Frau Kollegin Angelika Barbe machen. Sie hat das 
Wort. 

Angelika Barbe (SPD): Herr Heuer, ich empfand Ihre 
Rede als Beleidigung, und zwar in doppelter Hinsicht. 
Einmal mußte ich es mir — auch andere — in der DDR 
gefallen lassen, methodisch abgehört zu werden. Das 
war keine Bagatelle. Das geschah nicht nur einmal 
und dann später öffentlich unter Rechenschaftspflicht, 
sondern ich wurde systematisch abgehört. Es ist vielen 
anderen noch viel schlimmer gegangen. 

Jetzt muß ich mir von Ihnen hier sagen lassen — ich 
zitiere —, statt zunehmender Gegenwartskriminalität 
müßten jetzt Beleidigungen von 1950 behandelt wer-
den. 

Ich empfinde das wirklich als eine Unverschämtheit 
und eine Ungehörigkeit 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

und den Opfern gegenüber als eine Beleidigung. 
Sozialdemokraten sind gerade in den 50er Jahren 
wegen Beleidigung ins Gefängnis gekommen oder 
haben dafür Jahre im Gefängnis und im Zuchthaus 
gesessen. Denken wir nur an die Urteile, die 1953 
ergangen sind. 

(Udo Haschke [Jena] [CDU/CSU]: Das ist der 
alte Zynismus!) 

Zum anderen will ich Sie darauf hinweisen, daß 
auch künftige Generationen Schaden nehmen kön-
nen, wenn staatlich verordnetes Verbrechen nicht 
geahndet wird. Und dies, was do rt  erfolgt ist, war 
staatlich angeordnetes Verbrechen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Außerdem denke ich, daß es bei der jungen Gene-
ration den Eindruck entstehen lassen könnte, daß man 
in Deutschland staatlich begangenes Unrecht weiter-
hin tun könnte, ohne daß es aufgearbeitet wird. 
Diesem Eindruck müssen wir uns entgegenstellen. 

Dann, Herr Heuer, was droht denn eigentlich an 
 Rache? Ein Jahr Gefängnis als Höchstmaß, und 

schließlich kommt noch Bewährung heraus. Denken 
wir nur an  die letztens zu Ende gegangenen Prozesse. 
Und wofür? Für Überwachung der Wohnungen, für 
Diskreditierung des Rufes, für Kompromittierung, für 
methodische Post- und Telefonüberwachung. Mit 
Hilfe dieser Gesetze kommen wir an  die Auftraggeber 
von Zersetzungsmaßnahmen erst heran, wenn wir das 
ganze Ausmaß der Verbrechen in den Akten ansehen 
können. Dann wird auch erst klar, warum es nötig sein 
muß, eine Verjährung, gewiß auf Zeit, nicht zuzulas-
sen. 

Zum Schluß noch eines: Ich könnte mir vorstellen, 
weiter darüber nachzudenken, daß auf Geheiß von 
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Staaten begangenes Unrecht überhaupt keiner Ver-
jährung unterliegen sollte. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nun hat unser Kol-
lege Dietrich Mahlo das Wort zu einer Zwischenbe-
merkung. — Herr Kollege Professor Dr. Heuer, Sie 
dürfen nachher einmal antworten. — Bitte sehr, Herr 
Kollege Mahlo. 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Herr Präsident! Der 
Redebeitrag von Herrn Professor Heuer gibt mir 
Veranlassung, mich in drei Punkten gegen seinen 
Inhalt zu verwahren. 

Erstens. Ich verwahre mich gegen die Aussage, daß 
die Verlängerung der Verjährungsfrist innerhalb 
einer ganz bestimmten politischen Situation der Wie-
dereinführung von Folter gleichzusetzen sei. 

Zweitens. Ich verwahre mich gegen die Behaup-
tung, daß die Ministerin für Justiz zu einer Minderheit 
der Mitglieder dieses Hauses gehöre, die rechtlich 
und rechtsstaatlich dächten; und ich glaube nicht, daß 
diese Mitglieder eine Minderheit sind. 

(Vorsitz: Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 
Drittens verwahre ich mich gegen die Behauptung, 

die DDR sei ein Rechtsstaat gewesen. Ich bin der 
Ansicht, daß ein Mitglied dieses Hauses, das selbst 
jahrelang in der DDR Juristen ausgebildet hat, ausrei-
chend über die Verhältnisse der DDR Bescheid 
weiß. 

Ich nehme nur ein Beispiel dafür, das Ihnen bekannt 
ist, Herr Kollege Heuer: daß der Verurteilte in der 
DDR, wenn es sich um eine politische Verurteilung 
handelte, nicht einmal sein Urteil und nicht einmal 
eine Begründung seiner Verurteilung übergeben 
bekam. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD)  

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Heuer, eine Antwort? 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Frau Barbe, 
Sie haben gesagt, daß Sie meine Rede als eine 
Beleidigung empfunden haben, und Sie selber haben 
meine Rede als Unverschämtheit bezeichnet. 

(Zuruf von der F.D.P.: Wir alle!) 
Ich weiß nicht, ob es richtig ist, auf behauptete 
Beleidigungen seinerseits mit Beleidigungen zu ant-
worten. Das ist keine Lösung der Probleme. 

Ich habe nicht von Bagatellstrafen gesprochen. Die 
Fälle, wenn jemand ins Gefängnis gegangen ist, 

(Udo Haschke [Jena] [CDU/CSU]: Die sind ja 
nicht gegangen!) 

fallen ja hier nicht darunter. Das ist offensichtlich. Es 
geht hier um Beleidigungen, die im übrigen folgenlos 
waren. Das wissen Sie wie ich. Es geht um Dinge, die 
nur mit Gefängnis bis zu einem Jahr bedroht waren, 

und nicht um andere Dinge. Sie dürfen das nicht 
vermischen. 

Ich frage Sie trotzdem: Warum soll das seit den 50er 
Jahren aufgerollt werden? Es wird in der Bundesrepu-
blik auch nicht aufgerollt. Es geht jetzt um 45 Jahre für 
Beleidigungen u. a. Totschlag verjährt normalerweise 
in 20 Jahren. Warum soll das alles Jahrzehnte dauern? 
Das ist meine Frage. 

(Zuruf von der F.D.P.: Weil es Staatsverbre

-

chen sind!) 
— Staatsverbrechen? Es handelt sich um Individuen, 
die beleidigt haben. Das wissen Sie wie ich, und Sie 
sagen: Das ist Funktionärskriminalität. Das kann sich 
um Tausende oder Zehntausende von Leuten han-
deln. Sie wollen das. Ich will es nicht. Ich halte es für 
überflüssig und für eine unnötige Grausamkeit. 

(Lachen bei der F.D.P.) 
Nun noch zu der Frage: Ist die DDR ein Rechtsstaat 

gewesen? Ich habe das nicht gesagt. Wenn Sie meine 
Reden läsen, was ich Ihnen empfehlen würde 

(Lachen bei CDU/CSU und F.D.P.) 
— ja, um mit mir zu diskutieren —, dann wüßten Sie, 
daß ich in diesem Hause mehrfach erklärt habe: Die 
DDR war trotz aller Fortschritte bis zum Schluß kein 
Rechtsstaat. Das habe ich mehrfach erklärt, und das 
kann ich hier noch einmal erklären. Aber sie war 
deshalb kein Unrechtsstaat. Wenn wir in diesem 
Hause je eine theoretische Diskussion haben sollten, 
was ich nicht erwarte, könnten wir über dieses Pro-
blem ausführlicher diskutieren. 

Aber in diesem Staat heute gibt es nach meiner 
Ansicht Dinge, die gefährlich sind. Viele von Ihnen in 
diesem Hause wissen das, und vielen ist es unbehag-
lich. Ich bitte Sie: Denken Sie darüber nach, was Sie 
hier machen. Sie werden diesen Prozeß schwer wieder 
rückgängig machen können, und Sie zerstören die 
Rechtsstaatlichkeit, die ich hoch schätze. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt dem 
Ministerpräsidenten von Mecklenburg-Vorpommern, 
Herrn Seite, das Wort . 

Ministerpräsident Dr. Berndt Seite (Mecklenburg-
Vorpommern): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Sie haben heute über die Verlän-
gerung strafrechtlicher Verjährungsfristen für SED

-

Unrecht zu beschließen. Für Taten, die in der DDR und 
auf dem Gebiet der neuen Länder bis Ende 1992 
begangen wurden und mit einer Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren bedroht sind, soll die Verjährung erst am 
1. Januar 1993 beginnen. 

Wir haben das 40jährige Unrechtsregime der SED 
politisch und rechtlich aufzuarbeiten. Das ist eine 
Aufgabe von ganz Deutschland, eine Aufgabe aller-
dings, die uns im Osten besonders berührt und die wir 
in erster Linie im Osten ausführen müssen. An der 
Bewältigung dieser Aufgabe messen viele Bürger den 
freiheitlichen und demokratischen Rechtsstaat. 

Ich brauche Ihnen nicht auszuführen, daß viele 
Einzelentscheidungen der jüngsten Zeit auf verständ-
nisloses, ja, sogar resigniertes Kopfschütteln stoßen. 
Es zeichnet den Rechtsstaat aus, daß er an Honecker 
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und Stoph, Kessler und Mielke solche Maßstäbe 
rechtlicher Garan tien und humanitärer Großzügigkeit 
anlegt, die diese Politfunktionäre uns gegenüber 
niemals anwandten. 

Das Spektrum der Straftaten reicht von den Todes-
schüssen an  der Mauer, der Einweisung politischer 
Gegner in psychiatrische Anstalten bis hin zu alltäg-
licher Rechtsbeugung, zu Erpressung und Bespitze-
lung, zu Urkunden- und Wahlfälschung. 

Die Skala der Täter beginnt bei den Mitgliedern des 
Politbüros, die sich heute als bloße Befehlsempfänger 
der ehemaligen KPdSU darstellen. Sie reicht über die 
hohen und höchsten Apparatschiks, die alle Vorteile 
des Systems genossen haben und seine gewalttätige, 
unrechte Kehrseite nicht sehen wollten, bis hin zu den 
eifrigen Parteigängern und willfährigen Gehilfen. 
Und dann gibt es noch jene vielen, bei denen wirklich 
nicht klar ist, ob sie nicht auch zu den Opfern zu zählen 
sind. 

Unser Urteil wird noch dadurch erschwert, daß im 
Unterdrückungsapparat des SED-Staates der ein-
zelne nur ein kleines, beliebig ersetzbares Rädchen 
war. Aber der ganze Apparat konnte nur funktionie-
ren, weil viele einzelne bereit waren mitzumachen. 

Sie im Westen wissen es, und wir im Osten lernen es: 
Unser Strafrecht geht vom unmittelbaren Täter aus. 
Es bedarf schwieriger Konstruk tionen wie Anstiftung, 
Beihilfe und mittelbarer Täterschaft, um auch die 
Hintermänner und Drahtzieher zur Rechenschaft zu 
ziehen. Wenn man ihnen überhaupt etwas beweisen 
kann! 

Die Befürchtung, daß man nur die Kleinen hängt 
und die Großen laufen läßt, notfalls bis nach Chile, ist 
seit dem Urteil gegen Kessler und Streletz entkräftet. 
Die Täter sind wegen Anstiftung und Beihilfe zur 
Tötung strafrechtlich verurteilt. Der Gerechtigkeit ist 
damit im Grundsatz Genüge getan. 

Die Frage, ob und wann sie ihre Strafen antreten, 
steht auf einem anderen Blatt. Das bet rifft allgemeine 
Grundsätze des S trafrechts. 

Viele Formen des politischen Unrechts aus der 
jahrzehntelangen Diktatur sind mit den Instrumenten 
des Strafrechts allein nicht zu fassen. So waren z. B. 
diejenigen, die von revolutionärer Wachsamkeit und 
vom unbarmherzigen Kampf gegen den allgegenwär-
tigen Klassenfeind predigten, für jenes Klima verant-
wortlich, in dem der Bespitzelungsapparat funktio-
nierte und in dem dann auf Flüchtlinge geschossen 
wurde, ohne daß sie selber den Schießbefehl gegeben 
haben. Strafrechtlich werden wir solche Täter wohl 
nie belangen. 

Auch deshalb ist es so wichtig, daß das SED

-

Unrechtsregime mit seinem totalitären Ansatz, daß die 
DDR-Geschichte auch politisch, historisch und wis-
senschaftlich aufgearbeitet wird, z. B. durch die 
Enquete-Kommisson des Deutschen Bundestages. 
Diese Auseinandersetzung muß die strafrechtliche 
Aufarbeitung, die Bewe rtung nach Recht und 
Unrecht, ergänzen. Das ist schon deshalb unverzicht-
bar, um künftiger Idealisierung von 40 Jahren Realso-
zialismus vorzubeugen. 

Daneben ist es notwendig, alle Instrumente des 
Rechtsstaates zur Aufarbeitung des Unrechts einzu-
setzen; denn nur das Recht kann Schuld sühnen und 
den Opfern Gerechtigkeit verschaffen. Es geht nicht 
an, daß wir alle Täter laufen lassen, nur weil wir nicht 
jeden zur Verantwortung ziehen können. 

Nach meiner festen Überzeugung dürfen wir nicht 
einfach einen Schlußstrich ziehen, so bequem das 
auch wäre. Ich weiß, daß sich nach einer Infas

-

Umfrage im August dieses Jahres immerhin 51 % der 
Ostdeutschen dafür ausgesprochen haben. 

Auf Grund meiner Vita bin ich der festen Überzeu-
gung, daß es ohne eine Auseinandersetzung mit der 
Vergangenheit keine Gerechtigkeit geben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir dürfen nicht zulassen, daß wir heute in Deutsch-
land ein zweites Mal Gefahr laufen, die Vergangen-
heit zu verdrängen. Fragen wir uns doch einmal 
ehrlich, was wohl geschähe, wenn nach dem Natio-
nalsozialismus das zweite totalitäre Unrechtssystem 
der deutschen Geschichte nicht wirklich aufgearbei-
tet würde! 

Professor Scholz hat in diesem Zusammenhang 
sinngemäß völlig zu Recht gesagt, ohne eine Aufar-
beitung könnten künftige Generationen urteilen, daß 
es uns Deutschen unmöglich ist, totalitäre Systeme 
rechtsstaatlich zu bewäl tigen. Ein solcher Eindruck 
käme dann jedoch der Begründung wirklicher histo-
rischer Schuld gleich. 

Die Strafverfolgungsbehörden der neuen Bundes-
länder sind mit der Aufarbeitung der Taten einer 
40jährigen Diktatur vor eine historisch einmalige 
Herausforderung gestellt. Ohne Hilfe des Gesetzge-
bers können sie ihr nicht gerecht werden. Sie wissen, 
daß wir auf Grund der Schwierigkeiten des Neuauf-
baus eine große Zahl von Straftaten nicht mehr 
rechtzeitig verfolgen und anklagen können, wenn das 
geltende Recht nicht geändert wird. Die Zahl der 
neuen Ermittlungsverfahren übersteigt meines Wis-
sens in allen neuen Bundesländern die Zahl der 
Erledigungen. Es ist damit zu rechnen, daß mit der 
fortschreitenden Aufarbeitung der Unterlagen der 
Gauck-Behörde eine Vielzahl weiterer Straftaten 
bekannt wird. 

Hinzu kommt die sogenannte Vereinigungskrimi-
nalität, also Wirtschaftsdelikte, die bei der Umstellung 
der Wirtschaft der DDR auf marktwirtschaftliche Ver-
hältnisse begangen wurden. Do rt  sind dem Staat und 
der Wirtschaft Schäden in Milliardenhöhe entstan-
den. 

Eine zusätzliche Arbeitsbelastung stellten und stel-
len die Rehabilitierungsverfahren dar. Sie sind für die 
Aufarbeitung unserer Geschichte ebenso wich tig wie 
für die vielen Betroffenen, die damals Unrecht erlitten 
haben. Sie tragen dazu bei, der Nachwelt ein richtiges 
Bild über die Deutschen in der ehemaligen DDR zu 
verschaffen. 

Wir Deutschen in der DDR waren nicht alle SED

-

Genossen; bei weitem nicht alle SED-Mitglieder 
haben persönliche Schuld auf sich geladen. Um so 
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wichtiger für uns alle ist es, die wirklichen Täter und 
die Opfer nicht in einen Topf zu werfen. 

Die Beseitigung von Defiziten bei Gerichten, Staats-
anwaltschaften und Polizei reicht allein nicht aus, um 
die drohende Verjährung zahlreicher Straftaten zu 
verhindern. Jetzt ist der Gesetzgeber, jetzt sind Sie 
gefordert, das Verjährungsrecht so zu gestalten, daß 
eine effektive Verfolgung der DDR-Alttaten und der 
im Zuge des Einigungsprozesses beg angenen Delikte 
gewährleistet ist. 

Ein Schritt in die richtige Richtung war das von 
Mecklenburg-Vorpommern initiierte Gesetz über das 
Ruhen der Verjährung bei SED-Unrechtstaten vom 
26. März 1993. Damit wurde klargestellt, daß die 
Verjährung von SED-Unrechtstaten, die aus politi-
schen Gründen nicht verfolgt wurden, bis zum Tag des 
Beitritts geruht hat. Diesem ersten Schritt muß ein 
weiterer folgen. 

Für die Delikte mit dreijähriger Verjährungsfrist, 
z. B. Hausfriedensbruch, Bedrohung, Verleumdung, 
Verletzung des Briefgeheimnisses, Verletzung des 
Berufsgeheimnisses, die mit Freiheitsstrafen bis zu 
einem Jahr bedroht sind, ist es heute fünf vor zwölf. 
Wenn Sie jetzt, meine Damen und Herren nicht 
zustimmen, 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Wir stim-

men ja zu!)  

ist die Verfolgung dieser Delikte am 3. Oktober 1993 
endgültig verjährt. Dies wäre eine verkappte Teilam-
nestie für SED-Unrechtstaten, eine nachträgliche Ver-
höhnung der Opfer jener kleinen und großen Quäle-
reien im DDR-Alltag. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir gehen davon aus, daß die Verlängerung der 
Verjährungsfrist den Zeitverlust ausgleicht, der in den 
Strafverfolgungsbehörden der neuen L ander durch 
die vereinigungs- und aufbaubedingten Schwierig-
keiten entstanden ist. Die Täter dürfen doch nicht 
dadurch privilegiert werden, daß die Beseitigung der 
Trümmer ihrer Diktatur mit so viel Mühe verbunden 
ist. Der in den Diskussionen oft erhobene Einwand, es 
handle sich hier um Bagatellunrecht, ist schon im 
Ansatz falsch. 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Richtig!) 

Der sächsische Justizminister hat zu Recht darauf 
hingewiesen, daß sich hinter diesen sogenannten 
Bagatelltatbeständen in Wirklichkeit typische Stasi

-

Methoden verbergen, die der totalitäre Staat gegen 
seine Bürger anwandte. Für die Opfer waren es 
ohnehin keine Bagatellen. Es waren zentrale Ang riffe 
gegen ihre Person und gegen die Freiheit. Viele von 
ihnen sind heute gebrochene Menschen, die sich von 
den Diskriminierungen ihr ganzes Leben lang nicht 
mehr erholen werden. 

Ein Beispiel unter vielen aus meinem Land ist die 
Biographie jenes Pfarrers, der sich in der Jugendarbeit 
engagiert hatte. Über Jahre hinweg wurde er von der 
Stasi mit Drohungen in Angst und Schrecken gehal-
ten. Die Repressalien gingen über seine eigene Person  

hinaus. Seine fünfköpfige Familie wurde in vollem 
Umfang mit erfaßt. Es gab eine Sippenhaft. 

Deshalb ist mir so wichtig, daß die Tat jedenfalls als 
Unrecht manifestiert wird, wie auch immer dann das 
Strafmaß ausfällt. 

Die Losung „Laßt verjähren, was verjährt" geht an 
den erlittenen Verletzungen und den immer noch 
anhaltenden Schmerzen der Opfer des SED-Unrechts 
vorbei. Frieden mit den Tätern über die Köpfe der 
Opfer hinweg darf es nicht geben, denn wahre Ver-
söhnung setzt Gerechtigkeit voraus. Die Gerechtig-
keit aber verlangt eine Aufklärung und Verfolgung 
dieser Taten. 

Ohne Aufarbeitung der Vergangenheit — auch 
über die strafrechtlichen Möglichkeiten hinaus — gibt 
es keine Versöhnung, keine Zukunft. Die Vergangen-
heit wird uns sonst eines Tages einholen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, heute 
geht es um die strafrechtliche Aufarbeitung oder 
zumindest um einen Teilaspekt davon. Geben Sie 
dem Rechtsstaat in den neuen Ländern die Chance, 
sich zu bewähren und Gerechtigkeit zu s tiften! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

- SES 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Rolf Schwanitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich will mich in meinen 
Ausführungen auf das konzentrieren, was in den 
letzten Wochen und Monaten das eigentlich Strittige 
an diesem Thema war, nämlich die Frage: Sollen mit 
diesem Gesetzentwurf auch die Straftaten, die nur mit 
einer Strafandrohung bis zu einem Jahr versehen 
sind, in ihrer Verjährbarkeit gehemmt werden? Sollen 
wir tatenlos zuschauen, daß dafür am 3. Oktober 
dieses Jahres eine Verjährung eintritt? 

Ich bin der Auffassung, daß wir dies nicht tun 
sollten. Ich bin der Auffassung, daß es eine tiefe 
Notwendigkeit gibt, diese Verjährung am 3. Oktober 
dieses Jahres nicht eintreten zu lassen. 

Ich sehe vor allem zwei Hauptgründe, die aus 
meiner Sicht dabei im Zentrum stehen: 

Erstens geht es um die Informationsblockade 
gegenüber den Opfern und der Öffentlichkeit, die 
infolge der Stasi-Konspiration auch im dritten Jahr 
der deutschen Einheit nach wie vor besteht. Die 
Konspiration, das verdeckte Ausüben dieser Strafta-
ten, war geradezu der Nährboden für diese Kategorie 
von Straftatbeständen in der DDR. 

Wenn beim Bundesbeauftragten noch zwei D rittel 
der eigentlich Betroffenen — wir werden heute noch 
darüber reden —, die dort Anträge auf Akteneinsicht 
stellen, warten, da erst ein D rittel die Akten sehen 
konnte, dann besteht diese Blockade nach wie vor. 

Zweitens geht es um die schon von mehreren 
Kollegen angesprochene, noch immer unzureichende 
Arbeitsfähigkeit der ostdeutschen Justiz, die dieser 
Fülle von Ermittlungstätigkeit nicht gerecht wird. Ich 
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sehe dies auch durch zahlreiche Aussagen ostdeut-
scher Justizminister bestätigt; auch der Ministerpräsi-
dent von Mecklenburg-Vorpommern hat darauf hin-
gewiesen. 

Diese beiden Punkte sind für mich die eigentlichen 
Hauptfragen — das Fortwirken der staatlichen Ver-
schleierungstätigkeit und die mangelhafte Arbeitsfä-
higkeit der ostdeutschen Strafverfolgungsbehör-
den —, weshalb die Poli tik nicht zusehen kann und 
weshalb eine Verjährung nicht jetzt einsetzen darf. 

Wir wissen, daß es in den Diskussionen eine ganze 
Reihe von unterschiedlichen Posi tionen auch zu die-
sem Punkt gegeben hat. Die Meinungen waren in 
allen Fraktionen sehr, sehr differenziert. Für mich 
bestand eines der Hauptgegenargumente derer, die 
gesagt haben, es solle jetzt verjähren, da rin, daß eine 
Überlastung der ostdeutschen Justiz durch diese Ver-
längerung der Verjährungsfrist provoziert wird. 

Ich habe auch im Zusammenhang mit den Auswir-
kungen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes mit zahlrei-
chen Personen geredet, die ihre Akten eingesehen 
haben. Ich muß aus meiner Erfahrung sagen, daß ich 
relativ wenige Menschen getroffen habe, die nach der 
Akteneinsicht gesagt haben: Jetzt will ich die Straf-
verfolgung be treiben. Dies war ein relativ verschwin-
dender Teil. Obwohl es sich hier im Kern  um Offizial-
delikte handelt, meine ich, daß vor allen Dingen der 
Opferhinweis der Auslöser dafür sein wird, ob die 
ostdeutschen Justizorgane die Strafverfolgung prak-
tisch betreiben können oder nicht. 

Ich glaube deshalb, daß die Zahl der Anzeigen, die 
wir zu erwarten haben werden, relativ gering sein 
wird, daß man  in diesem Zusammenhang zumindest 
von einer Blockade der ostdeutschen Justiz nicht 
reden kann. 

Gleichwohl — das sage ich ausdrücklich an  dieser 
Stelle in bezug auf die gestrigen Beratungen im 
Rechtsausschuß des Bundestages — ist es nicht aus-
zuschließen, daß auch dadurch zusätzliche Belastun-
gen für die Justiz in Ostdeutschland entstehen. Ich 
begrüße ausdrücklich — ich rufe auch an dieser Stelle 
dazu auf, daß dies interfraktionell geteilt wird — die 
gestrige Empfehlung des Rechtsausschusses, wonach 
die Finanzhilfen für die ostdeutsche Justiz, die nach 
dem Haushaltsplan momentan bei 20 Millionen DM 
stehen, um 50 Millionen DM angehoben werden, so 
daß wir dort mit 70 Millionen DM einen effektiven 
Unterstützungsbeitrag leisten können. Ich glaube, 
dies wäre eine richtige Antwort. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, gerade die mit hoher 
Wahrscheinlichkeit geringe Anzahl von Fällen, die 
wir in Ostdeutschland erwarten können, darf die 
Politiker nicht verleiten, das Problem zu bagatellisie-
ren. Im Kern geht es um die Entscheidungsmöglich-
keit der Opfer, ob eine Strafverfolgung auch weiter-
hin möglich sein soll oder nicht. Diese Entscheidungs-
möglichkeit, so meine ich, muß erhalten bleiben. 

Wer wären wir, wenn wir uns heute auf Grund der 
geringen Anzeigesituation in Ostdeutschland vor die 
zwei Drittel der Personen stellen würden, die die 
Informationen in Ostdeutschland objektiv noch nicht  

erlangen konnten, und heute vormundschaftlich zu 
ihnen sagen würden: Mit eurer Strafverfolgungsmög-
lichkeit geht es zu Ende; wir machen Schluß. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, die Entschei-
dung des Bundestages — entgegen der ursprüngli-
chen Absicht im Bundesrat —, heute diese Straftaten 
mit einem Strafmaß bis zu einem Jahr nicht der 
Verjährung anheimfallen zu lassen, steht in einem 
besonderen gesellschaftlichen Umfeld. Auch wenn es 
schmerzlich ist: Ich glaube, wir müssen heute ebenso 
über das besondere gesellschaftliche Umfeld reden, 
ein Umfeld, in dem die Opfer des SED-Systems nicht 
das Gefühl haben, daß sich das vereinigte Deutsch-
land ihrer Interessen hinreichend annimmt. Das liegt 
aus meiner Sicht an verschiedenen Faktoren. 

Es liegt zum einen daran, daß es offenkundig 
Schwierigkeiten damit gibt, daß die bundesdeutsche 
Justiz selbst im Bereich der Politbüromitglieder, also 
im Bereich der Schaltzentrale der früheren Macht, mit 
den Mitteln des Strafrechts Verfolgung be treiben 
kann. Es liegt an dem Faktum, daß es die bittere 
Erkenntnis gibt, daß es vielen von den zahlreichen 
Strammstehern vor Ort — so wi ll  ich sie einmal 
nennen — und den Tausenden kleinen Unterdrückern 
in den Betrieben und in der Nachbarschaft mit einem 
ziemlich guten Sprung und mit großer Bravour gelun-
gen ist, heute den Schritt in die Marktwirtschaft und 
zum Teil auch den Schritt in den öffentlichen Dienst zu 
vollziehen. 

Dieses Gefühl liegt weiter daran, daß eine aus 
meiner Sicht völlig undifferenzierte Amnestiedebatte 
losgetreten worden ist, in der immer noch den viel zu 
unberührten Westdeutschen erzählt bzw. suggeriert 
werden soll, im Osten gebe es eine allgemeine Hatz 
nach kleinen SED-Mitgliedern und nach kleinen Mit-
läufern. Dieses Gefühl resultiert auch — das ist sicher-
lich ein schmerzlicher Punkt; auch die Opfer empfin-
den es so — aus der großen Enttäuschung über die in 
weiten Teilen unzureichenden Rehabilitierungsrege-
lungen, die wir im Bundestag verabschiedet haben. 

Daß sich ein Herr Stoph mit 20 DM Haftentschädi-
gung pro Tag eine goldene Nase im Gefängnis erses-
sen hat, während Opfer unter sowje tischer und DDR-
Herrschaft mit 10 DM abgespeist werden — so ein 
Zitat des CSU-Abgeordneten Koschyk diese Woche in 
Ostdeutschland —, können die Opfer nicht verste-
hen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Schwanitz, 
gestatten Sie Zwischenfragen des Abgeordneten 
Heuer und des Abgeordneten Geis? 

Rolf Schwanitz (SPD): Ich möchte gern diesen 
Gedanken zu Ende führen; dann sehr gern. 

Herr Koschyk mag in Ostdeutschland herumfahren 
und so tun, als wären die kleinlichen Entschädigungs-
regelungen von allen unbemerkt und ohne sein Zutun 
vom Himmel gefallen. Die Opfer wissen aber sehr 
wohl, daß wir eine schmerzliche Debatte hier im 
Bundestag geführt haben und daß die Mehrheit dieses 
Bundestages, die Regierungskoalition, eine vernünf-
tige Haftentschädigung für die Opfer fiskalischen 
Gesichtspunkten untergeordnet hat. Wenn einige 
Abgeordnete aus der Regierungskoalition heute nach 
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Ostdeutschland fahren und so tun, als hätten sie das 
nicht gewollt und auch nicht gewußt, wird das die 
Opfer zusätzlich verbittern. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Bitte schön. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Herr 
Schwanitz, Sie haben soeben kritisiert — wenn ich das 
richtig verstanden habe —, daß Herr Stoph eine 
Haftentschädigung bekommt. Halten Sie es für rechts-
staatlich sinnvoll, bei der Haftentschädigung eine 
Differenzierung nach politischen Gesichtspunkten 
vorzunehmen? Man kann durchaus die Meinung 
vertreten, die andere Haftentschädigung sollte höher 
sein. Aber ist es nicht Demagogie, den Grundsatz der 
Haftentschädigung anzugreifen und zu fragen: Wieso 
bekommt dieser oder jener Haftentschädigung? Ich 
glaube, daß es ein rechtsstaatliches Prinzip ist: Wenn 
im Gesetz Haftentschädigung vorgesehen ist, be-
kommt sie jeder, ob er Stoph, Schwanitz oder Heuer 
heißt. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Kollege Heuer, Sie 
haben mich falsch verstanden. Ich habe nicht gefor-
dert, daß die Entschädigung reduziert werden sollte. 
Das ist nicht der Punkt. Sie waren die Wochen und 
Monate hier anwesend, als wir das erste SED

-

Unrechtsbereinigungsgesetz beraten haben. Wir ha-
ben die Forderung erhoben, daß es für die politischen 
Opfer in Ostdeutschland eine gleiche finanzielle Ent-
schädigung geben muß. Die ist aber in keiner Weise 
gegeben. Hier setzt unsere Kritik an. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Nachfrage, 
bitte. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Herr 
Schwanitz, Sie haben die Frage nicht beantwortet: 
Was soll dann der Hinweis auf Stoph? Sie können 
natürlich sagen, daß die Haftentschädigung, die nor-
mal gezahlt wird, und die andere Haftentschädigung 
nicht im richtigen Verhältnis stünden. Aber was soll 
dann der Hinweis auf Stoph? 

Rolf Schwanitz (SPD): Der Hinweis ist aus meiner 
Sicht deshalb gerechtfertigt, weil es natürlich zwi-
schen Tätern und Opfern offensichtlich eine Entschä-
digungsdifferenz gibt. Das muß von der Entschädi-
gungsleistung her auf der Opferseite erhöht werden. 
Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Wolf- 
gang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Geis. 

Norbert Geis (CDU/CSU): Herr Schwanitz, würden 
Sie — ohne daß ich jetzt in eine allgemeine Ausfüh-
rung über die Frage der Entschädigung einsteigen 
will—  anerkennen, daß bei dieser Frage die gewaltige 
Leistung mit zu berücksichtigen ist, die vom Westen  

nach dem Osten geht und die darin besteht, daß dies 
immerhin 140 Milliarden DM im Jahr sind? Würden 
Sie mir zugestehen, daß es für die innere Wiederver-
einigung nicht gut ist, wenn diese gewaltige Leistung 
ständig schiechtgeredet wird? 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Kollege Geis, selbstver-
ständlich muß diese Aufbauleistung, wenn man von 
einer solchen bei der ostdeutschen Situa tion über-
haupt noch reden kann — das sage ich einmal —, 
dieser finanzielle Tr ansfer mit in die Diskussion ein-
geführt werden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Was war 
das?) 

Das ist sicherlich so. 
Aber ich sage an der Stelle auch ganz deutlich: Ich 

war im Plenum — damals noch drüben im Wasser-
werk — anwesend, als mir aus Ihrer Koalitionsfraktion 
eine ganze Reihe von Abgeordneten mit vehementen 
Worten erklärt haben, daß es einfach nicht möglich ist, 
mehr als diese 10 DM pro Hafttag zu zahlen. Erst durch 
die intensiven Bemühungen auf Bundesratsebene ist 
es dann im Vermittlungsverfahren gelungen, wenig-
stens für einen Teil der Betroffenen, nämlich für die 
Ostdeutschen, eine geringfügige Verbesserung zu 
erreichen. Da frage ich: Wo ist Ihre Argumenta tion? 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Wolf
-

gang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Schwanitz, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abge-
ordneten Hansen? 

Rolf Schwanitz (SPD): Bitte. 

Dirk Hansen (F.D.P.): Herr Kollege Schwanitz, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß Herr Koschyk 
und im übrigen auch ich in einer gemeinsamen 
Presseerklärung nicht nur auf das hingewiesen haben, 
was Sie zitiert haben, sondern in einem zweiten 
Abschnitt darauf verwiesen haben, daß diese Argu-
mentation der Bundesregierung unter juristischen 
Gesichtspunkten richtig ist, daß es sich bei den 
anzuwendenden Gesetzen in Zielsetzung und Funk-
tion um unvergleichbare Gesetze handelt, wir also 
ausdrücklich auf die Unterschiede im rechtstechni-
schen und im juristischen Sinne hingewiesen haben? 
Wenn Sie schon Herrn Koschyk zitieren, sollten Sie 
ihn vollständig zitieren. 

Rolf Schwanitz (SPD): Ich nehme das zur Kenntnis. 
Ich habe das Zitat natürlich vor allem deswegen 
gewählt, weil ich hinsichtlich der Formulierung 
meine, daß es auch in der Polemik überzogen ist. Ich 
meine schon, daß der Duktus der Sprache natürlich 
anders ist, wenn man so etwas gegenüber den Opfern 
sagt — ich nehme an, daß das dort in Stollberg eine 
Veranstaltung vor Opfern war —, wenn man im 
Zusammenhang mit Stoph davon redet, daß er sich 
eine goldene Nase verdient. Der Duktus ist der, daß 
man  da eine entsprechende Undifferenziertheit sieht 
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und damit offensichtlich etwas beklagt, was man  hier 
im Parlament so nicht vertreten hat. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Wolf

-

gang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zusatzfrage? 

Dirk Hansen (F.D.P.): Herr Kollege Schwanitz, Sie 
waren in Hoheneck nicht mit dabei; das ist richtig. Ich 
weiß nicht, woher Sie Ihre Informationen beziehen. 

Das Wort  von der sogenannten goldenen Nase ist 
von Herrn Koschyk und beispielsweise von mir und 
Angehörigen der Enquete-Kommission nicht gefallen, 
sondern es ist im Gespräch mit Opfern und mit 
Presseleuten gefallen. Das jemandem unterzuschie-
ben ist der Wahrheit nicht dienlich. 

(Dr. Hartmut Soell [SPD]: Das ist damit 
geklärt!) 

Rolf Schwanitz (SPD): Dann darf ich Ihnen sagen, 
daß ich mein Zitat aus der „Freien Presse", der 
dortigen ziemlich großen Regionalzeitung habe, in 
der diese Formulierung „goldene Nase " als wörtliches 
Zitat gekennzeichnet ist. 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Es war also nicht 
Koschyk!) 

Meine Damen und Herren, das ist das gesellschaft-
liche Umfeld, in dem die Opfer diese Verjährungsdis-
kussion, die wir heute führen, verfolgen. Versöhnung 
kann nicht vom Gesetzgeber mit dem Kalender in der 
Hand verordnet werden. Deshalb, weil die objektiven 
Bedingungen der Anträge und der Justiz in Ost-
deutschland es gebieten und weil die subjektive 
Betroffenheit im dritten Jahr der deutschen Einheit für 
die Opfer eher noch schwieriger geworden ist, müssen 
wir uns heute auf die Seite der Be troffenen, auf die 
Seite der Opfer stellen. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter erteile ich 
der Ministerin Frau Sabine Leutheusser-Schnarren-
berger das Wort. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin der Justiz: Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist nun fast vier 
Jahre her, daß die Mauer fiel und die Menschen in der 
ehemaligen DDR sich ihre Freiheit erobert haben. Sie 
haben sich für den Rechtsstaat entschieden in der 
Hoffnung, daß er ihnen Gerechtigkeit bringt, Gerech-
tigkeit auch bei der strafrechtlichen Aufarbeitung der 
bedrückenden kommunistischen Vergangenheit. 

Das staatlich organisierte Unrecht der DDR hat nicht 
nur 40 Jahre gedauert, es hat auch alle Bereiche des 
Lebens erfaßt, von dem Mord an der Mauer bis hin zu 
dem ganz alltäglichen Kleinterror der Stasi. Der 
umfassenden justitiellen Aufarbeitung dieser Taten 
dienen die heute in zweiter und dritter Lesung zur 
Beratung anstehenden Gesetzentwürfe. Sie alle ver-

folgen das Ziel, den zeitlichen Spielraum für die 
Verfolgung von Straftaten zu vergrößern; denn hierfür 
steht kein unbegrenzter Zeitraum zur Verfügung. 

Die Frage, ob und in welchem Umfang der Eintritt 
der Verjährung für die Verfolgung solcher Taten 
hinauszuschieben ist, ist insbesondere in den letzten 
Wochen — auch kontrovers — diskutiert worden. Ich 
habe das Anliegen, auf diesem Wege die justitielle 
Aufarbeitung des SED-Unrechts weitgehend sicher-
zustellen, von Anfang an unterstützt. Zugleich habe 
ich aber auch betont, daß die Frage des Bedürfnisses 
für eine solche Regelung in erster Linie von den 
Ländern, vor allem von den neuen Bundesländern, 
beantwortet werden muß. Da ihnen die für die Straf-
verfolgung zuständigen Justizorgane unterstehen, 
können sie auch den Handlungsbedarf und die Mög-
lichkeiten des Handelns am besten klären. Aus die-
sem Grunde wurde vom Justizministerium kein eige-
ner Entwurf vorgelegt. 

Die Länder hatten sich im Juni dieses Jahres auf 
einen Kompromiß geeinigt, der eine auf das Beitritts-
gebiet begrenzte und zeitlich bef ristete Verlängerung 
der Verjährungsfristen für Delikte der mittleren Kri-
minalität von bisher fünf auf acht Jahre vorsah. 

Wie wichtig jedoch den Menschen in den neuen 
Ländern gerade auch die strafrechtliche Ahndung 
solcher Delikte ist, die das Gesetz von ihrer Straf dro-
hung  her als weniger gravierend einstuft und die 
grundsätzlich innerhalb der kurzen F rist von drei 
Jahren verjähren, hat die daraufhin einsetzende 
öffentliche Debatte gezeigt: Die Opfer erwarten, daß 
nicht nur die Drahtzieher des Regimes zur Rechen-
schaft gezogen werden, sondern auch jene, die durch 
ständige Nadelstiche, durch zahlreiche und vielfältige 
kleinere Delikte, insbesondere durch Bespitzelung 
und Verleumdung, ein Klima der Unsicherheit, des 
gegenseitigen Mißtrauens und der Unterdrückung 
schürten. 

(Beifall des Abg. Siegf ried Hornung [CDU/ 
CSU]) 

Ich kann den Unmut der Menschen verstehen, die 
die Verjährung solcher Taten nicht hinnehmen wol-
len. Ich habe mich deshalb auch mit Nachdruck dafür 
eingesetzt, daß die Stellungnahme der Bundesregie-
rung zum Gesetzentwurf des Bundesrates so vorgezo-
gen wurde, daß noch rechtzeitig vor dem 3. Oktober 
1993 im parlamentarischen Bereich die Beratung und 
dann auch die abschließende Beschlußfassung über 
diese Fragen erfolgen kann. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ausdrücklich begrüße ich das Votum des Rechts-
ausschusses des Deutschen Bundestages, das diesem 
Hohen Haus empfiehlt, der Verlängerung der Verfol-
gungsverjährung auch für solche im Beitrittsgebiet 
begangenen Straftaten zuzustimmen, die bislang 
einer dreijährigen Verjährungsfrist unterliegen, so 
daß ihre Verjährung zum 3. Oktober dieses Jahres 
drohte. 

Eine solche Verlängerung noch laufender straf-
rechtlicher Fristen ist legitim und zulässig. Es gibt 
dafür auch gute und sachliche Gründe. Ein wesentli- 
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cher Gesichtspunkt ist mit Sicherheit die Situation der 
Justiz in den neuen Ländern. Zwar kommt der Aufbau 
einer rechtsstaatlichen Justiz dort zunehmend voran, 
doch sollte dies nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
sich Gerichte, Staatsanwaltschaften und Polizei nach 
wie vor in einer nicht einfach zu bewältigenden 
Anpassungs- und Aufbauphase befinden. 

Unter diesen außergewöhnlichen Bedingungen 
erweist sich die justitielle Aufarbeitung des DDR

-

Unrechts und der sogenannten Vereinigungskrimi-
nalität neben der Verfolgung der allgemeinen Straf-
taten als eine nur schwer zu bewältigende Aufgabe. 
Diese Schwierigkeiten dürfen jedoch nicht dazu füh-
ren, daß Straftaten, seien es auch Fälle der geringeren 
und mittleren Kriminalität, in größerem Ausmaß 
infolge Verjährung nicht mehr verfolgt werden kön-
nen; denn eine solche Art der Verjährung dient nicht 
dem Rechtsfrieden. Im Gegenteil, gerade die hef tige 
Diskussion der letzten Wochen hat deutlich gezeigt, 
daß die Verjährung der Taten das Gerechtigkeits-
empfinden der Bürger in den neuen Bundesländern 
empfindlich treffen und damit den Rechtsfrieden 
nachhaltig stören würde. 

Eine Rechtsordnung, die die schwierige persönliche 
Lage der Be troffenen nur unvollständig widerspiegelt, 
läuft Gefahr, ihre friedensliftende Funk tion aufs Spiel 
zu setzen. Dies gilt vor allem auch im Blick auf jene 
Opfer des SED-Regimes, denen die Möglichkeit einer 
Sichtung ihrer Stasi-Akten bislang versagt blieb. 
Viele werden erst auf diesem Weg von gegen sie 
gerichteten Straftaten erfahren. Es wäre für die Betrof-
fenen nicht hinnehmbar, wenn diese Delikte dann 
wegen Verfolgungsverjährung ungesühnt bleiben 
müßten. 

Die Erwartungen, die die Menschen in den neuen 
Bundesländern an den Rechtsstaat stellen, sind groß. 
Viele mögen seine Möglichkeiten überschätzt haben 
und sind angesichts der Schwierigkeiten, die eine 
justitielle Aufarbeitung der Unrechtstaten in den 
Grenzen unseres Rechtsstaats mit sich bringt, viel-
leicht auch enttäuscht. Auch eine Verlängerung der 
Verfolgungsverjährung für Fälle der geringeren und 
mittleren Kriminalität wird nicht dazu führen können, 
daß nunmehr alle von den Bürgern für strafwürdig 
gehaltenen Taten geahndet werden können. Das 
Hinausschieben des Verjährungseintritts kann nur 
dort zur Ahndung von Straftaten führen, wo im übri-
gen ein rechtsstaatlich legitimierter Strafanspruch 
vorhanden ist, d. h. wo auch ein entsprechender 
Straftatbestand erfüllt ist. 

Aber nicht alles von dem, was in der ehemaligen 
DDR geschehen und moralisch und politisch verwerf-
lich ist, stellt auch strafrechtlich verfolgbares Unrecht 
dar, und nicht für jede erschreckende Entdeckung, die 
die Betroffenen bei der Sichtung ihrer Stasi-Unterla-
gen machen werden, hält der Rechtsstaat die erhoffte 
Antwort in Form strafrechtlicher Sanktionen bereit. 
Denn vieles bewegt sich auch unterhalb der Grenze 
des strafrechtlich Faßbaren. Das S trafrecht kann also 
nur einen Beitrag zur Aufarbeitung und Bewältigung 
der Vergangenheit leisten. Wir leisten heute mit der 
Beratung über die Entwürfe von Gesetze zur Hin-

ausschiebung der Verfolgungsverjährung einen we-
sentlichen Beitrag. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention hat Kollege Geis. 

Norbert  Geis (CDU/CSU): Herr Schwanitz, ich 
stimme mit Ihnen überein, daß wir uns immer schwer-
tun werden, das Unrecht, das 40 Jahre Sozialismus in 
der DDR hinterlassen haben, auszugleichen. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Kommunis

-

mus! ) 
Es geht nicht nur um die, die zu Unrecht im Gefängnis 
eingesessen haben, sondern auch um die, die aus 
politischen Gründen ihren Beruf nicht mehr ausüben 
konnten, und schließlich auch um diejenigen, die aus 
politischen Gründen ihr Haus und Hof verloren haben. 
Sie werden mit mir übereinstimmen, daß es schwierig 
ist, für all  dieses Unrecht gleichermaßen zu entschä-
digen und es im wirklichen Sinn des Wortes wieder-
gutzumachen. 

Aber ich möchte hier doch auch erwähnt haben, daß 
wir nach dem Ersten Unrechtsbereinigungsgesetz 
denjenigen, die eingesessen haben, immerhin — ich 
sage immerhin; ich weiß, wie gefährlich es ist, diese 
Zahl zu nennen, weil das Unrecht dadurch nicht 
ausgeglichen werden kann — 550 DM zahlen, wäh-
rend gleichzeitig denjenigen, die im Westen zum 
gleichen Zeitpunkt eingesessen haben, nur 300 DM 
gezahlt worden ist. Und wir sehen eine Entschädigung 
für die besonderen Härtefälle bis zu maximal 
8 000 DM im Jahr vor. 

Ich weiß, daß das nicht genügend sein kann. Aber 
ich möchte doch darum bitten zu bedenken, daß es 
jetzt nicht nur um diesen einen Fall geht, sondern daß 
es um viele Fälle geht, in denen wir Wiedergutma-
chung zu leisten haben. Diese große Leistung, die von 
West nach Ost gebracht wird, sollte in diesem Zusam-
menhang nicht vergessen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege 
Schwanitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Kollege Geis, ich stimme 
Ihren differenzierten Worten hundertprozentig zu. 
Aber ich sage, bezogen auf die Kapitalentschädigung 
auch, daß ich es als Abgeordneter im Bundestag dann 
schon — ich will nicht so scharf formulieren — nicht als 
eine Schmach, aber doch als einen schwarzen Punkt 
empfinde, daß uns diese bessere Leistung, diese 
550 DM pro Haftmonat vom Bundesrat im Vermitt-
lungsverfahren aufgezwungen werden mußte. Das ist 
traurig gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Ihr 
Kollege Ulrich Janzen. 
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Dr. Ulrich Janzen (SPD): Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Sie sehen in mir einen der Vertreter, deren 
ein- und ausgehende Post über Jahrzehnte kontrol-
liert wurden. Frau Ministerin, in diesem Zusammen-
hang muß ich mich an Sie wenden. Ich habe keine 
Schneiderausbildung genossen. Wenn Sie den Beg riff 
Nadelstiche verwenden, dann frage ich mich: Ist es 
passend, in diesem Zusammenhang einen derartigen 
Begriff zu verwenden? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Elmar. 

Dr. Konrad Elmar (SPD): Herr Kollege Geis, sicher, 
wir können es nicht genug würdigen, welche Leistun-
gen von den Westdeutschen finanziell getätigt wer-
den. Aber ich kann es dem Hohen Hause nicht 
ersparen zu sagen, daß mir der Tonfall, in dem Sie das 
rüberbringen, nicht gefällt. Ich bitte Sie, wirklich zu 
realisieren — dieser Gedanke schließt an das an , 
womit ich heute schon einmal intervenierte —, daß 
Deutschland als Ganzes den Krieg damals begonnen 
hat und wir alle dafür zu haften haben. Es war nicht 
nur unser persönliches Versagen im Osten, daß dort 
die Diktatur herrschte, sondern es war auch die Folge 
der gemeinsamen deutschen Gesellschaft, die Hitler 
nicht verhindert hat. Deswegen darf m an  sich nicht 
nur hinstellen und sagen, das sei eine große Leistung 
von uns für euch, sondern eigentlich ist es ein Aus-
gleich, der sich aus dieser Erblast als selbstverständ-
lich ergeben müßte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, damit schließe ich die Aussprache. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, gebe ich 
bekannt, daß der Kollege Professor Dr. Wolfgang von 
Stetten gemäß § 31 unserer Geschäftsordnung eine 
schriftliche Erklärung zur Abstimmung vorgelegt 
hat.' ) 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Rechts-
ausschuß empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 12/5701, die 
Gesetzentwürfe des Bundesrates auf Drucksache 
12/5613 und der Fraktionen der CDU/CSU, der SPD 
und der F.D.P. auf Drucksache 12/5637 zu einem 
Gesetzentwurf zusammenzuführen und in der Aus-
schußfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zustim-
men wollen, um das Handzeichen. — Gegenstimmen! 
— Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist damit in 
zweiter Beratung gegen die Stimmen der PDS/Linke 
Liste angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 
und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. — 
Wer stimmt dagegen? — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Dr. Uwe- 
Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: Herr von Stet- 

ten auch! Er ist nur nicht hier!) 

`) Anlage 17 

Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist gegen die 
Stimmen der PDS/Linke Liste angenommen. 

Unter den Buchstaben b und c wird empfohlen, die 
Gesetzentwürfe der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 12/5628 und der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 12/4349 für erledigt zu erklären. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung 
ist bei Enthaltung der PDS/Linke Liste angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Unterrichtung durch den Bundes-
beauftragten für die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik 
Erster Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag-
ten für die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokra-
tischen Republik — 1993 
— Drucksache 12/5100 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine dreiviertel Stunde vorgesehen. — 
Dazu sehe ich keinen Widerspruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern, Dr. Horst Waffenschmidt. 

Dr. Horst Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zum 1. Juli dieses 
Jahres hat der Bundesbeauftragte für die Stasi-Unter-
lagen der ehemaligen DDR, wie vom Gesetz vorgese-
hen, dem Deutschen Bundestag seinen ersten Tätig-
keitsbericht vorgelegt. 

Ich begrüße den Bundesbeauftragten, Herrn 
Gauck, mit seinen leitenden Mitarbeitern hier bei 
uns. 

Bis zum 1. Juli dieses Jahres sind mehr als 1,8 Mil-
lionen Anträge auf Auskunft, Einsicht in Unterlagen 
und Herausgabe von Unterlagen sowie auf Überprü-
fung von Personen eingegangen. Zirka 800 000 Ver-
fahren konnten bis heute abschließend bearbeitet 
werden. Diese Zahlen sind ein eindeutiger Beweis 
dafür, daß das Gesetz akzeptiert worden ist und daß 
auch die Akzeptanz der Behörde des Bundesbeauf-
tragten in einer breiten Öffentlichkeit gegeben ist. 

Ich möchte diese Beratung zum Anlaß nehmen 
herauszustellen: Die Arbeit, die hier geleistet wird, ist 
einmalig in unserer Geschichte. Dem Bundesbeauf-
tragten Gauck und seinen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern gebühren Dank und Anerkennung für die 
Arbeit, die sie leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD sowie der Abgeordneten Ulla Jelpke 

[PDS/Linke Liste]) 
Ich denke, dieser Dank ist auch deshalb besonders 
auszusprechen, weil gerade in der Anfangszeit diese 
Arbeit unter schwierigen Bedingungen, insbesondere 
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schwierigen räumlichen Bedingungen, geleistet wer-
den mußte. 

Lassen Sie mich zweitens sagen: Der Be richt kommt 
zu dem Ergebnis, daß die praktische Anwendung des 
Stasi-Unterlagen-Gesetzes, das wir ja mit großer 
Mehrheit im Deutschen Bundestag verabschiedet 
haben, den gesetzlichen Erwartungen und den Inten-
tionen des Gesetzgebers entspricht. Die von manchen 
prognostizierte Selbstjustiz von Betroffenen der 
Machenschaften und Übergriffe des ehemaligen 
Staatssicherheitsdienstes hat nicht stattgefunden. Ins-
besondere die Opfer des Staatssicherheitsdienstes 
sind sehr verantwortungsbewußt mit den ihnen zur 
Verfügung gestellten Informationen umgegangen. 
Dies mag manchem Opfer sicherlich schwergefallen 
sein. Ich denke, wir schulden gerade den schwer 
betroffenen Opfern für diese Verhaltensweise unse-
ren Respekt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Im Zusammenhang mit dem Bericht ist festzustel-
len, daß der personelle Aufbau der Behörde inzwi-
schen durch die Besetzung der ca. 3 300 Planstellen 
nahezu abgeschlossen ist. Ich will gern noch zwei 
Daten nennen. Mehr als zwei D rittel der Beschäftigten 
der Behörde sind Frauen. Der weitaus überwiegende 
Teil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, nämlich 
fast 96 %, konnte aus den neuen Bundesländern für 
diese Arbeit gewonnen werden. Ich finde, es ist eine 
gute Sache, daß sie hier mitarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages hat 
sich schon eingehend mit den vorgetragenen Informa-
tionen des Bundesbeauftragten befaßt. Mir ist wichtig, 
hier mitzuteilen, daß man zu dem Ergebnis kam, daß 
kein Novellierungsbedarf für das Gesetz besteht. Es 
ist zumindestens in der aktuellen Situation nicht 
geboten, vielfältige Änderungen vorzunehmen. Es 
mag die Notwendigkeit kleiner Ergänzungen geben, 
die einmal aufzunehmen sind. Herr Gauck hat in 
seinem Be richt darauf hingewiesen. Aber im großen 
und ganzen hat sich dies ja auch in seiner Struktur 
einmalige Gesetz bewährt. Ich glaube, es gab einen 
guten Start, wie sich aus diesem ersten Bericht, 
ergibt. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einen Punkt aufgreifen, der in engem Zusammenhang 
mit dem Tagesordungspunkt steht, den wir vorher 
behandelt haben. Einige Kritiker haben ja in der 
Vergangenheit wiederholt öffentliche Auseinander-
setzungen zum Anlaß genommen, den Schluß der 
Stasi -Debatte und die Schließung der Akten zu for-
dern, die in der Gauck-Behörde liegen. Ich meine, dies 
wäre ein Schlag ins Gesicht der Stasi-Opfer und all 
derjenigen Landsleute aus der ehemaligen DDR, die 
durch ihre friedliche Revolution die Wiedervereini-
gung unseres Vaterlandes in Frieden und Freiheit erst 
ermöglicht haben. Ich meine, die Akten müssen weiter 
bearbeitet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der 
F.D.P. sowie des Abg. Dr. Wolfgang Ullmann 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich halte es auch für rechtsstaatlich unerträglich, 
einfach über die Stasi-Herrschaft vorschnell den Man-
tel des Vergessens zu breiten. Ich glaube, das, was wir 
in wichtigen Beiträgen in der letzten Stunde gehört 
haben, unterstützt das. Die historische, juristische und 
politische Aufarbeitung der Tätigkeit des Staatssi-
cherheitsdienstes sowie des SED-Regimes ist, so 
meine ich, unsere Pflicht, gerade auch in einem 
Rechtsstaat. Deshalb müssen Recht und Gesetz ihren 
Lauf nehmen. 

Ich wünsche dem Bundesbeauftragten Gauck und 
seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern namens der 
Bundesregierung das Beste für die weitere Arbeit. Ich 
hoffe, daß wir mit dem, was hier zu bearbeiten ist, 
nicht nur dem Recht und dem Gesetz dienen, sondern 
auch dem miteinander der Menschen in unserem jetzt 
wiedervereinigten Vaterland. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der 
F.D.P. sowie des Abg. Dr. Wolfgang Ullmann 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Jetzt hat das Wort 
unser Kollege Rolf Schwanitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben in § 37 des 
Stasi-Unterlagen-Gesetzes hineingeschrieben, daß 
der Bundesbeauftragte zum 1. Juli diesen Jahres 
einen Tätigkeitsbericht vorzulegen hat. Ich bin sehr 
froh, daß wir das getan haben, gibt es uns doch heute 
Gelegenheit, die dort geleistete Arbeit im Parlament 
zu würdigen. 

Uns liegt, wie ich meine, ein beeindruckendes 
Zeugnis einer außergewöhnlichen und dringend not-
wendigen Tätigkeit der Behörde vor. Es ist in den 
letzten drei Jahren, aber auch seit dem Inkrafttreten 
des Stasi-Unterlagen-Gesetzes von der Behörde des 
Bundesbeauftragten und vor allen Dingen von den 
dortigen Mitarbeitern ein enormes Maß an Arbeit 
geleistet worden. Nahezu aus dem Stand ist eine auch 
in der Konstruktion einzigartige Bundesbehörde ent-
standen, betraut mit einer der schwierigsten und 
politisch sensibelsten Aufgaben. 

Anders als bei anderen Dienststellen, beispiels-
weise bei den Außenstellen der Bundesministerien in 
Berlin, gab es keine vergleichbare Bundesbehörde, an 
die man sich quasi in der Organisationsstruktur hätte 
anlehnen können. Es gab keinen Stab von altgedien-
ten Mitarbeitern, keine Westimporte, die die perso-
nellen Lücken hätten füllen oder gar den Grundstock 
für das Personal der neuen Behörde hätten bilden 
können. Wie bei keiner anderen Behörde sah sich der 
Bundesbeauftragte von Anfang an  einer enormen 
Erwartungshaltung der Menschen und vor allen Din-
gen der Opfer ausgesetzt. 

Mit all diesen Schwierigkeiten und den von uns 
Unbeteiligten wahrscheinlich nur ansatzweise nach-
zuvollziehenden Problemen ist die Behörde des Bun-
desbeauftragten in den zurückliegenden eineinhalb 
Jahren seit Inkrafttreten des Stasi-Unterlagen-Geset-
zes insgesamt außerordentlich gut zurechtgekom-
men. Die Behörde des Bundesbeauftragten hat damit 
nicht nur ein Vermächtnis der letzten frei gewählten 
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Volkskammer der DDR erfüllt; sie hat gleichzeitig 
einen unverzichtbaren Beitrag zur Aufarbeitung der 
Vergangenheit im vereinigten Deutschland gelei-
stet. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wer den Bericht liest und 
damit von den Schwierigkeiten erfährt, mit denen sich 
die Behörde herumzuschlagen hatte, den katastro-
phalen Lagerungssituationen der übernommenen 
Akten, den riesigen Einstellungs- und Qualifizie-
rungsproblemen beim dortigen Personal, den teil-
weise unzumutbaren Arbeitsbedingungen für die 
Beschäftigten in der Behörde und den enormen Lie-
genschaftsproblemen — gerade wir Ostdeutschen 
können sagen, was es heißt, dort so eine Behörde 
aufzubauen —, der weiß, daß a ll  dies ohne das 
unermüdliche Engagement — ich betone das aus-
drücklich — und ohne die hohe Motivation der Mitar-
beiter der Behörde in Berlin und in den 15 Außenstel-
len nicht hätte bewältigt werden können. 

Für diese verdienstvolle Leistung sagen wir dem 
Bundesbeauftragten und vor allem seinen Mitarbei-
tern  unseren aufrichtigen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Der Tätigkeitsbericht ist auch Anlaß, auf unsere 
eigenen Diskussionen zurückzuschauen, die wir im 
Bundestag führten, als wir am Stasi-Unterlagen-
Gesetz arbeiteten. Es muß sicherlich festgestellt wer-
den, daß viele Befürchtungen, aber auch viele Erwar-
tungen, die wir bei den Beratungen des Gesetzes 
hatten, nicht eingetreten sind. Beispielsweise hatten 
wir Angst vor einem Rachefeldzug der Opfer gegen-
über den Tätern. Er hat glücklicherweise nicht statt-
gefunden. 

Aber auch die Hoffnung auf eine schnellere Ver-
sachlichung der Diskussion, in der vor allem das 
Bekenntnis der Täter eine Voraussetzung für eine 
schnellere Versöhnung hätte sein können, ist nicht in 
Erfüllung gegangen. Dennoch war die mutige Grund-
satzentscheidung des Bundestages, diese Akten zu 
öffnen, richtig. 

Wir wissen, daß unsere osteuropäischen Nachbarn 
einen anderen Weg gegangen sind. Es steht uns hier 
nicht an, eine Note zu verteilen und diese irgendwie 
mit Ratschlägen zu versehen. Wir wissen aber auch, 
daß dadurch eine Befriedung nicht erreicht werden 
kann und daß das Herrschaftswissen der früheren 
Geheimdienste nicht gebrochen werden konnte. 

Die konsensuale Verabschiedung des Stasi-Unter-
lagen-Gesetzes hier im Deutschen Bundestag gehört 
deshalb mit Sicherheit zu den erfolgreichsten Ergeb-
nissen in der 12. Legislaturperiode dieses Hauses, 
auch wenn wir alle wissen, daß der Bundestag damit 
natürlich keine problemfreie Regelung auf den Tisch 
gelegt hat. 

(Markus Meckel [SPD]: Das ist wahr, auch 
wenn es nicht ankommt!) 

Im Rahmen dieses Rückblicks stoßen wir auf einige 
alte Diskussionen, die heute zum Teil in einem völlig  

anderen Licht erscheinen. Ich will dafür drei Beispiele 
anführen. 

Erstens gehört dazu mit Sicherheit die Presserege-
lung. Wie groß war die Angst der Medien, durch das 
Stasi-Unterlagen-Gesetz in ihren Nutzungsmöglich-
keiten beschränkt zu werden! Damals lief eine regel-
rechte Kampagne gegen die Fraktionen; da sind 
Diffamierungen einiger Kollegen, sie betätigten sich 
als Maulkorbverfechter, aufgebrochen und diesen 
Kollegen angetan worden, bis die Strafvorschrift, die 
wir in den § 44 des Gesetzes eingebaut hatten, von uns 
noch schnell unter diesem öffentlichen, vor allen 
Dingen medienseitigen, Druck gelockert worden 
sind. 

(Markus Meckel [SPD]: Mit allen Proble- 
men!)  

Die eigentliche Aktennutzung durch die Medien 
erfolgt heute offensichtlich aus Beständen, die sich 
außerhalb der Behörden des Bundesbeauftragten 
befinden. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Leider 
wahr!) 

Ob hier üppige Bestände bei den Medien existieren 
oder ob ehemalige Führungsoffiziere ihr 1990 ererbtes 
Diebesgut feilbieten, bleibt dahingestellt. 

(Markus Meckel [SPD]: Leider!) 

Zweitens ist jedoch richtig, daß die Anzeige- und 
Herausgaberegelung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes 
insbesondere im Medienbereich ins Leere laufen. 
Wenn in den vergangenen eineinhalb Jahren bei der 
zum Teil sehr intensiven Medienberichterstattung, 
die wir vor allem über aktengestützte Stasi-Enthüllun-
gen erlebt haben, von den 170 Rückführungsfällen, 
die im Bericht aufgeführt sind, nur 24 auf Vertreter der 
Medien entfallen und von diesen 24 Fällen bisher 
offensichtlich nur ein Viertel unstrittig, also im Sinne 
der Rückführung geklärt, ist, bedeutet das eine kom-
fortable Situation für die Medien, um es schwach 
auszudrücken. 

Meine Damen und Herren, drittens sollte noch 
einmal auf Befürchtungen, vor allem aus den Reihen 
der Bürgerbewegungen, bezüglich einer Aussonde-
rung und Sperrung von Akten durch das Bundesmini-
sterium des Innern eingegangen werden. Daß diese 
Befürchtungen bisher in noch keinem Fall Realität 
geworden sind, hat sicher auch Vertrauen geschaffen 
und die Akzeptanz dieser Regelungen, die wir im 
Gesetz eingebaut haben, erhöht. 

Meine Damen und Herren, zum Abschluß wi ll  ich 
noch auf zwei Bereiche eingehen, die in der Fülle der 
vor uns liegenden Informationen als interessante 
Ergänzung unserer bisherigen Vorstellungen erschei-
nen. 

Mit dem Tätigkeitsbericht liegt der Öffentlichkeit 
erstmals eine detaillierte Aussage über den Umfang 
der 1989 und 1990 erfolgten Aktenvernichtung durch 
die früheren Stasi-Mitarbeiter vor; dies zumindest für 
jenes Material, das die Bürger beim Besetzen der 
Stasi-Zentrale in Berlin sowie beim Besetzen der 
Bezirksverwaltungen und der vielen Kreisdienststel-
len des MfS noch in vorvernichteter Form, meist in 
Säcke hineingestopft, angetroffen haben. 
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Man  kann sich unschwer vorstellen, welche Mühe 
es den Mitarbeitern beim Bundesbeauftragten und 
den zahlreichen Helfern auch von anderen Behörden 
aus der Bundesebene gemacht haben muß, jene 
17 200 Säcke mit vorvernichtetem Mate rial zu sichten 
und, soweit möglich, die noch rekonstruierbaren Teile 
in den Aktenbestand zu reintegrieren. 

Daß am Ende dabei aktenkundig wird, daß selbst im 
Prozeß der Aktenvernichtung das Ministe rium für 
Staatssicherheit nicht planlos vorgegangen ist, son-
dern nach strukturellen Prioritäten vernichtet hat, um 
seine Arbeitsweise und vor allem seine bisherige 
Tätigkeit, das, was da im einzelnen gelaufen ist, 
optimal vor den Bürgern zu verbergen, unterstreicht 
für uns eindrucksvoll, daß die mutige Entscheidung 
des Bundestages zur Aktenöffnung hierauf die einzige 
richtige Antwort gewesen ist, meine Damen und 
Herren. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Schwanitz, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schnittler? 

Rolf Schwanitz (SPD): Bitte. 

Dr. Christoph Schnittler (F.D.P.): Herr Kollege 
Schwanitz, Sie haben zweimal diese Gesetzesinitia-
tive, das Stasi-Unterlagen-Gesetz, mit dem Attribut 
„mutig" versehen. Meinen Sie denn nicht, daß ein 
Gesetz in dieser Art und Weise die einzige mögliche 
Reaktion war, um Gerechtigkeit zu schaffen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist denn 
Mutigkeit?) 

Meinen Sie tatsächlich, daß in einem freien Staat 
wie der Bundesrepublik Deutschland zum Schaffen 
von Gerechtigkeit ein solcher besonderer Mut gehört? 
Das überrascht mich etwas. 

Rolf Schwanitz (SPD): Ich teile Ihre Auffassung. Ich 
stehe — ich habe versucht, das deutlich zu machen — 
sehr wohl dazu, daß wir diese Lösung hier im Parla-
ment gefunden haben. Aber wer nach Osteuropa 
schaut, wer schaut, wie die Tschechische Republik 
und die Polen damit umgehen, der weiß, glaube ich, 
daß unsere Regelung keine Selbstverständlichkeit 
ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Hirsch? 

Rolf Schwanitz (SPD): Bitte schön. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Kollege Schwa-
nitz, erinnern Sie sich entgegen der Bemerkung 
meines Kollegen Professor Schnittler daran, wie sehr 
auch in diesem Hause und in allen Parteien die Frage 
heftig umstritten war, ob die Akten für jedermann 
geöffnet oder nur für die Verwaltung geöffnet werden 
sollten oder ob man sie nicht vernichten sollte? 

Erinnern Sie sich ebenso wie wir daran, daß der 
spätere Bundesbeauftragte Gauck einen wesentli-
chen Anteil daran hatte, daß auch die Zögerer in allen 
Fraktionen davon überzeugt wurden, daß in der Tat  

die Offenheit der einzige Ausweg war, um das schwe-
lende und wachsende Mißtrauen in Teilen unserer 
Gesellschaft zu beseitigen? 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Kollege Dr. Hirsch, ich 
kann dem nur voll zustimmen: So war dies. Ich 
erinnere mich noch an  die Vorgeschichte, die abge-
laufen ist, bevor wir hier mit diesem Gesetzgebungs-
akt befaßt waren, beispielsweise damals bei den 
Verhandlungen zum Einigungsvertrag, wo man an 

 verantwortlicher Stelle schon relativ bereit war, eine 
Entscheidung zu treffen, die wir aus unserer heutigen 
Sicht auf keinen Fall gutgeheißen hätten. Das ver-
deutlicht ganz eindrücklich, daß dort tatsächlich sehr 
kontroverse Diskussionen stattgefunden haben. 

Ich stimme Ihnen auch im zweiten Teil völlig zu. Ich 
glaube, ohne die große Sensibilität und Offenheit und 
ohne die günstige Personalfügung, die sich an der 
Spitze der Behörde getan hat, wäre dies sehr viel 
schwieriger geworden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Meckel? 

Rolf Schwanitz (SPD): Bitte schön. 

Markus Meckel (SPD): Auch ich gehöre zu denen, 
die dieses Gesetz sehr begrüßen. Aber damit wir hier 
nicht nur Lobreden halten, möchte ich die Frage 
stellen, ob meine Annahme richtig ist, daß es auch in 
anderen Bundesbehörden noch Materialien gibt, die 
nach diesem Gesetz eigentlich in die hier zu verhan-
delnde Bundesbehörde gehören, und was dafür get an 

 werden müßte oder könnte, damit dies endlich befolgt 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Rolf Schwanitz (SPD): Die Frage, Herr Kollege 
Meckel, sehe ich im eigentlichen Sinne nicht an  mich 
gerichtet. Aber ich kann auch dort eigentlich nur 
meiner Zustimmung Ausdruck verleihen. Es ist so. Wir 
haben eindeutige Herausgabevorschriften in dieses 
Gesetz eingebaut. 

Die zahlreichen Diskussionen, die wir in den ver-
gangenen Monaten hatten, sind, meine ich, Anlaß, 
hier noch einmal festzustellen, daß die Regelungen, 
die wir im Gesetz haben, richtig sind, nämlich diese 
Behörde, die sich mit großer Sachkompetenz, mit 
großem Vertrauen und auch großer Professionalität 
dieses Aktenbestandes angenommen hat, als die 
Stelle zu betrachten, an die sämtliche Unterlagen 
gelangen müssen, die irgendwie in Verbindung mit 
den Stasi-Unterlagen stehen und die in den Defini-
tionsbereich des Gesetzes hineinkommen. 

Ich hoffe sehr, daß wir insbesondere im Innenaus-
schuß über alle Fraktionsgrenzen hinweg einen Kon-
sens erzielen werden. Wir werden uns bemühen, 
daran zu arbeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zusatzfrage? 
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Markus Meckel (SPD): Sind Sie mit mir der Mei-
nung, daß es vielleicht gut wäre, wenn sich auch der 
Staatssekretär in dieser Frage äußern würde? 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Meckel, dem Rede-
drang jeder Person hier sind keinerlei Grenzen 
gesetzt. 

(Zuruf von der SPD: Doch; enge!) 
— Gut, aber so etwas kann man auf Koalitionsseite ein 
bißchen arbeitsanteilig gestalten. 

Ich denke, daß dies vor allen Dingen auch deswe-
gen sehr hilfreich wäre, weil ich zumindest nach den 
Beratungen im Unterausschuß für die Stasi-Akten, die 
wir gestern hatten, den Eindruck hatte, daß dieser 
Vertrauensbonus, der der Behörde eindeutig zuzubil-
ligen ist, über alle Fraktionsgrenzen hinweg besteht 
und daß man das für sonstige Aktenbestände durch-
aus unterstreichen könnte. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Schmieder? 

Rolf Schwanitz (SPD): Bitte. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Herr Kollege Schwa-
nitz, teilen Sie meine Auffassung, wenn ich sage, daß, 
wenn man versucht, den Begriff der Kopien  auf zuwei-
chen, es sich hierbei um Dünnbrettbohrerei handelt? 
Im Stasi-Unterlagen-Gesetz steht, daß Originalunter-
lagen, die der Stasi gehörten, dem Bundesbeauftrag-
ten zu überstellen sind. Ich bin der Meinung, das gilt 
für Kopien jeglicher Art . 

Einige Leute behaupten jetzt, wenn die Kopie ein 
Dritter gezogen habe, gelte diese Passage nicht. Wie 
stehen Sie dazu? Ich bin der Meinung, das ist Dünn-
brettbohrerei. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Schmieder, das ist ein 
Punkt, den wir schon 1991 diskutiert haben, als wir bei 
der Gesetzesberatung waren. Ich denke, an dem, was 
Sie sagen, ist eine Menge dran. Aber ich muß Ihnen 
ganz ehrlich gestehen: Solange ich nicht weiß, ob es 
sich bei dem in Rede stehenden Aktenbestand, um 
den es hier ja bei den Zwischenfragen gegangen ist, 
überhaupt um den Definitionsbereich der Kopien 
dreht, tue ich mir sehr schwer, das jetzt auf den Punkt 
zu bringen. Das sind Fragen, die wir endlich einmal 
geklärt haben müssen. Ich schaue dieser Schwebesi-
tuation und dieser vagen Öffentlichkeitsarbeit mit 
großer Skepsis entgegen. 

Meine Damen und Herren, außerordentlich dank-
bar bin ich für die detaillierten Aussagen des Berichtes 
zum Erschließungsgrad der Akten. Wir alle erinnern 
uns an den Unmut und an die Ungeduld der Bürger, 
wenn sie auf ihren Auskunftsbescheiden, die sie von 
der Behörde erhalten, immer jenen kleinen Hinweis 
finden, wonach die Auskunft unter dem Vorbehalt der 
bisherigen Aktenerschließung steht. Wenn es tatsäch-
lich so ist, daß von den 48 km Akten in der Berliner 
Zentrale erst 48 % und von den 74 km Akten in den 
Außenstellen erst 58 % erschlossen sind, wissen wir 
nun, wie notwendig dieser Hinweis ist. Auch hoffen 
wir, daß die enormen Bestände an Mikrofiches und 
Rollfilmen in einem Umfang von umgerechnet 47 km 

Aktenbeständen vor allem im Bereich der 1989 und 
1990 vernichteten Materialbestände wichtige Lücken 
schließen helfen werden. 

Meine Damen und Herren, wer den Tätigkeitsbe-
richt des Bundesbeauftragten liest, der wird vor allem 
zwei Grundempfindungen dabei haben. Das ist zum 
einen die Hochachtung vor der bisher unter äußerst 
erschwerten Bedingungen geleisteten Arbeit, und das 
ist zum anderen die Erkenntnis, daß noch ein erheb-
liches Maß an weiteren Aufgaben auch in den näch-
sten Jahren der Behörde verbleibt. Damit diese Arbeit 
geleistet werden kann, die ja, wie wir alle wissen, 
zumindest teilweise auch in politisch brisante Berei-
che hineinstößt, benötigen die Mitarbeiter des Bun-
desbeauftragten auch weiterhin unsere intensive 
Unterstützung. Der Deutsche Bundestag, der sich 
1991 nach einer schwierigen Diskussion jener guten 
Entscheidung zugewandt hat, ist dies den Bürgern 
und den Betroffenen schuldig. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. sowie des Abg. Dr. Wolfgang Ullmann 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Kollege Hartmut Büttner. 

Hartmut Büttner (Schönebeck) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wenn man  als dritter Redner in einer so wichtigen 
Debatte sprechen darf, dann kann man eigentlich 
einige Dinge nur wiederholen. Den Dank zu wieder-
holen, das möchte ich allerdings ausdrücklich an den 
Beginn meiner Rede stellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Herr Gauck und Herr Geiger, ich denke, Sie haben 
in der Tat im Interesse der Menschen in den jungen 
Bundesländern eine Arbeit geleistet, die mit Augen-
maß, mit Standhaftigkeit und mit Engagement voll-
bracht worden ist. Das sollte m an  noch einmal aus-
drücklich sagen. 

Ich glaube auch, daß es in der Aufbauphase sehr 
schwierig war, es allen recht zu machen. Dafür war die 
Aufgabe in der Tat zu umfassend. Es sind die Daten 
und Zahlen genannt worden: von 52 Mitarbeitern auf 
über 3 200. Vergessen wir hier auch nicht die Kräfte 
aus Bundesgrenzschutz und Bundeswehr, die uns 
geholfen haben. Ich glaube, es war sehr wichtig, daß 
wir gerade diese Kräfte in der Übergangszeit haben 
einsetzen können. Ein Dank auch an die Mitarbeiter 
aus diesem Bereich. 

Meine Damen und Herren, in Berlin und in den 
Außenstellen befinden sich 180 km Akten, wie wir 
jetzt genauer wissen. Zu Beginn der Aufarbeitung war 
gerade einmal ein Drittel erschlossen. Jetzt sind es 
schon 80 %. 

Auf die räumliche Situation ist Bezug genommen 
worden. Es war in der Tat nicht einfach, was wir hier 
gerade in Form der Liegenschaften erlebt haben. Viel 
ist getan worden. Für Benutzer und Behördenmitar-
beiter wurden die räumlichen Bedingungen inzwi-
schen erheblich verbessert. Trotzdem müssen teil- 
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weise noch immer Gebäude mit 95 % Luftfeuchtigkeit 
als Archiv und Arbeitsstätte dienen. In Frankfurt/Oder 
kann im Bunker des Außenarchivs noch heute keine 
Klimaanlage eingeschaltet werden, weil sonst die 
Aktenblätter durch die Gegend fliegen würden. Das 
Personal muß alle zwei Stunden eine Zwangspause 
einlegen, um zumindest einmal ein kurzes Durchlüf-
ten zu ermöglichen. 

Wir wissen, meine Damen und Herren, daß uns die 
Enge des Sparhaushaltes 1994 auch bei einer weiteren 
Erneuerung der Räumlichkeiten keine großen 
Sprünge erlaubt, aber immerhin wird es zu weiteren 
kontinuierlichen baulichen Verbesserungen auch im 
nächsten Jahr kommen. 

Daß uns die Erledigungszahlen teilweise immer 
noch als zu gering erscheinen, daß uns immer noch 
zahlreiche dringende Fälle von Überprüfungen, von 
Anfragen und Rehabilitierung unter den Nägeln bren-
nen, ist wahr. 

Genauso wahr ist, daß in diesen wenigen Monaten 
des Aufbaus und des Bestehens der Behörde — und es 
sind 21 Monate; 21 Monate! — in der Tat Ungewöhn-
liches gleichzeitig geleistet wurde: der personelle 
Aufbau, der bauliche und der fachlich-inhaltliche 
Aufbau der Behörde, die Mitarbeit am Stasi-Unterla-
gen-Gesetz und, meine Damen und Herren, die Siche-
rung, Sichtung und Aufbereitung der ungeordneten, 
vor der Vernichtung geretteten Aktenbestände und 
gleichzeitig — es ist darauf hingewiesen worden — die 
Abarbeitung der nunmehr nahezu 1,9 Millionen 
Anträge auf Überprüfung, Akteneinsicht; und denken 
wir auch an die zahlreichen Sonderaufträge. 

Wenn man die ganzen Daten, die hier zusammen-
getragen worden sind — die eine Million zentral 
gelagerten Fotos, die 147 000 Tondokumente, die 
10 000 Magnetbänder, die Tausende Kilometer Film, 
die Millionen von Karteikarten — noch einmal nennt, 
kann man die Dimension der zu erledigenden Aufga-
ben einigermaßen erfassen. 

Daß es trotz dieser gewaltigen Materialfülle und der 
geschilderten Schwierigkeiten in diesen 21 Monaten 
immerhin schon gelungen ist, von den 1,9 Millionen 
Anfragen bereits 800 000 zu erledigen, ist fast 
unglaublich. Diese Zahlen dokumentieren auch, daß 
die Menschen in Deutschland die Möglichkeit des 
Gesetzes nutzen. Die politische Streitfrage, die hier 
schon eine Rolle spielte, ob man  die rechtsstaatswidrig 
durch Bespitzelung, Abhören und Pressionen entstan-
denen Akten nicht lieber hätte vernichten sollen, 
beantwortet sich so von selbst. 

Die Abstimmung mit dem Antragsvordruck ver-
deutlicht, daß die politische Grundsatzentscheidung 
im Jahr 1991, die Akten zu öffnen und eben nicht zu 
vernichten, richtig war. 

Es war richtig, das Stasi-Opfer in den Mittelpunkt 
des Gesetzes zu stellen. Seine Interessen — das gilt 
auch für die Zwischenfragen, die wir vorhin gehört 
haben — überlagern alle anderen Interessen. 

(Beifall des Abg. Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/ 
CSU]) 

— Ich bedanke mich für die Zustimmung. 

Nur über die Stasi-Akte ist für viele Menschen die 
langersehnte Rehabilitierung und Wiedergutma-
chung erreichbar. Nur über die MfS-Unterlagen kön-
nen Straftaten ermittelt und Täter überführt wer-
den. 

Und das für mich Wesentliche, meine Damen und 
Herren: Nur über diesen widerlichen Haufen aus 
menschlichen Schicksalen, Banalitäten und Kontroll-
wut ist es für viele Ex-DDR-Bürger möglich, zu Frie-
den mit sich selbst und ihrer Umwelt zu kommen. Die 
Entlarvung der Spitzel im Bekanntenkreis führte bis-
her in keinem Falle zu Gewalt gegen die Täter von 
gestern. 

Die Bedenken, die auch ich — und dazu bekenne 
ich mich — zuächst mit der Nennung der Spitzelklar-
namen gegenüber den Be troffenen hatte, waren 
offensichtlich unbegründet. 

Wir hatten als Gesetzgeber Vertrauen investiert. 
Die Bürger haben dieses Vertrauen bisher voll ge-
rechtfertigt. Bei der Einsicht in die eigene Akte gibt es 
häufig Tränen, Be troffenheit und Erschütterung, aber 
bisher in keinem einzigen Fall  Rache oder Gewalt. 

Und dem inneren Frieden in Deutschl and sind wir 
mit dieser Art der Vergangenheitsbewältigung sicher 
ein Stück nähergekommen. 

Meine Damen und Herren, das gilt leider nicht für 
die rechtliche Aufarbeitung der 40 Jahre DDR. Die 
Hoffnung der Menschen, die Peiniger und Verant-
wortlichen der SED-Diktatur würden im Rechtsstaat 
Bundesrepublik Deutschland umgehend zur Rechen-
schaft gezogen werden, ist — das darf man auch vor 
dem Deutschen Bundestag sagen — wohl leider 
weitestgehend enttäuscht worden. 

Vielleicht war auch die Erwartungshaltung überzo-
gen. Der Rechtsstaat konnte sicher nicht leisten, was 
andere bereits versäumt hatten. Heute wissen wir, 
daß in der Zeit der friedlichen Revolution manche 
Chance nicht genutzt wurde. 

So steht uns lediglich das Strafrecht der ehemaligen 
DDR als Maßstab für Verfehlung und Verbrechen zur 
Verfügung. Auch dies ist durch die erste frei gewählte 
Volkskammer — aus zugegeben guten Gründen — 
teilweise noch entschärft worden. Ich denke hier z. B. 
daran, daß der Tatbestand der Untreue im DDR-
Strafgesetzbuch vergeblich zu suchen ist. Das wäre 
vielleicht heute die einzige Handhabe, um Verant-
wortliche wie den Stasi-Offizier Alexander Schalck-
Golodkowski einer Bestrafung zuzuführen. 

Der Rechtsstaat kann nur die persönliche Verfeh-
lung des einzelnen mit Gesetzen, die zum Zeitpunkt 
der Tat bestanden, ahnden. Das macht es uns so 
schwierig, die Hauptverantwortlichen in Politbüro 
und Stasi-Zentrale einer Bestrafung zuzuführen. Der 
Mauerschütze ist identifizierbar. Dem Befehlsgeber 
und eigentlichen Täter im Hintergrund seine indivi-
duelle Schuld nachzuweisen fällt den Justizbehörden 
sichtbar schwer. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Meckel? 
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Hartmut Büttner (Schönebeck) (CDU/CSU): Darf 
ich den Gedanken zu Ende führen, Herr Meckel? 
Dann gern. 

Das ist der Grund für die tiefe Unzufriedenheit und 
Resignation, die viele Menschen in den jungen Bun-
desländern erfaßt hat. 

Um so wichtiger — Herr Meckel, wenn ich diesen 
Gedanken noch anfügen darf — ist auch hier die 
Funktion der Gauck-Behörde. Es gelingt, zumindest 
Bröckchen der Gerechtigkeit festzuhalten. Die Mög-
lichkeit, bei Einsicht in die eigene Akte festgestellte 
Straftaten anzuzeigen, darf deshalb den Menschen 
nicht auch noch genommen werden. Deshalb wäre es 
ein verheerender Schlag gegen das Rechtsstaatsemp-
finden der neuen Bundesbürger, wenn es mitten in der 
jetzt anlaufenden Aufarbeitung zu einer Quasi

-

Amnestie durch Verjährung käme. Nach unserer 
heutigen Entscheidung hoffe ich, daß das auch im 
Bundesrat so gesehen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Meckel. 

Markus Meckel (SPD): Sehr geehrter Herr Abgeord-
neter, ich kann das meiste, das Sie soeben hier gesagt 
haben, unterstreichen, möchte aber doch fragen, ob 
dies nicht in einem gewissen Widerspruch zu der 
Abstimmung im KoKo-Untersuchungsausschuß steht, 
der durch Ihre Koalitionsstimmen gestern zum Erlie-
gen gekommen ist. Sie haben diese Untersuchung, die 
genau für das, was Sie eben gesagt haben, dringend 
notwendig gewesen wäre, kaputtgemacht, um dann 
hier eine Rede zu halten, daß an dieser Stelle eigent-
lich etwas getan  werden müßte. Dies halte ich nicht für 
glaubwürdig. 

Hartmut Büttner (Schönebeck) (CDU/CSU): Sehr 
geehrter Herr Meckel, Sie sind falsch informiert. Wir 
haben hier einen anderen Punkt anzusprechen. Wir 
haben wegen Nichterreichbarkeit dieser Akten 
— weil sie sich im Ausland befinden — den Hinweis 
gegeben: Wenn erstens sichergestellt werden kann, 
daß es diese Akten gibt, und wenn sie zweitens auch 
beigebracht werden können, dann wollen wir diese 
Akten haben. Aber den Beweis, daß es diese Akten 
gibt und daß sie an der Stelle sind, wo Sie sie 
vermuten, konnte die SPD-Frak tion nicht bringen. 

Mit dem Minderheitenvotum Ihrer Frak tion ist 
nichtsdestotrotz die Anfrage an die Bundesregierung 
gestellt worden. Sie wird auftragsgemäß dazu Stel-
lung nehmen und auftragsgemäß danach handeln. Ich 
hoffe, daß wir, wenn es diese Akten gibt, sie dann bei 
Herrn Gauck zusammenführen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, bei der rechtlichen 
Aufarbeitung sind allerdings die Spielräume des 
Stasi-Unterlagen-Gesetzes noch keineswegs voll aus-
geschöpft worden. Gerade für die Arbeit der zentralen 
Ermittlungsstelle für die Regierungs- und Vereini-
gungskriminalität in Berlin wäre die Abordnung wei-
terer Staatsanwälte und Kriminalbeamter in die 
Behörde des Sonderbeauftragten von großer Bedeu-
tung. Allerdings ist Voraussetzung, daß die Bundes-

länder ihre Anstrengungen bei der Zurverfügungstel-
lung von Personal nicht gerade jetzt erlahmen lassen, 
wie es den Anschein hat. 

Der Tätigkeitsbericht — das ist schon besprochen 
worden — bietet uns natürlich auch Anlaß, darüber 
nachzudenken, ob nicht eine Novellierung des Geset-
zes notwendig sein wird, sicherlich nicht in den 
Grundstrukturen, auch nicht in der Organisa tion der 
Behörde; beides, denke ich, hat sich bewährt. 

Ergänzungs- und Anderungsbedarf haben wir 
sicherlich in einigen praktischen Fällen. Mit der 
notwendigen Privatisierung von Teilen des öffentli-
chen Dienstes wie Bahn und Post ergeben sich neue 
Fragen für die Personenüberprüfungen. Die Nutzung 
des zentralen Einwohnerregisters der alten DDR ist für 
die Arbeit der Gauck-Behörde unverzichtbar. Für die 
Identifizierung von Stasi-Tätern ist die dort enthaltene 
Personenkennzahl unbedingt notwendig. Ich denke 
auch, meine Damen und Herren: Der Deutsche Bun-
destag muß hier umgehend zu einer gesetzlichen 
Regelung kommen. Wir sind dazu bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, F.D.P. und SPD) 

Daneben wird zu überprüfen sein, ob es nicht 
möglich ist, die Unterlagen zu Personen aus der 
rechtsextremistischen Szene der ehemaligen DDR 
den zuständigen Behörden zugänglich zu machen. 
Ebenso besteht nach Ansicht des Bundesbeauftragten 
Handlungsbedarf im Bereich der gemeinsamen 
Akteneinsicht für Ehepaare oder bei behinderten 
Personen, wohl auch bei der Einsicht in die eigene 
Justizakte, was alles bisher nicht möglich ist. 

Ein weiteres ungelöstes Problem — auch darauf ist 
schon Bezug genommen worden — sind die immer 
noch in Medien, bei Privatpersonen und, Herr Meckel, 
auch bei öffentlichen Stellen vagabundierenden 
Stasi-Akten. Die publizistische Anprangerung von 
5 000 vermeintlichen Stasi-Mitarbeitern in Halle 
zählte dabei zu den traurigen Höhepunkten. Ebenso 
unerträglich ist, daß die Akten zumeist erst nach 
intensiver Nutzung dem Bundesbeauftragten überge-
ben werden. Der Regelfall ist, daß erst am Tag nach 
einer Fernsehsendung das Vorhandensein der Unter-
lagen angezeigt wird. 

Sicherlich muß man  sich deshalb auch darüber 
Gedanken machen, ob die Strafvorschrift des § 44 
tatsächlich greift und ob diese nicht verändert werden 
muß. Trotzdem bin ich skeptisch, ob wir den Start-
schuß zu einer generellen Novellierung geben soll-
ten. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dieter-Julius Cro

-

nenberg) 

Zu viele Begehrlichkeiten dürften geweckt werden, 
um die politische Grundlinie des Stasi-Unterlagen-
Gesetzes aufzuweichen oder zu verändern. 

Es gibt natürlich Kreise, denen die ganze Richtung 
nicht paßt. Die Zahl der heimlichen und offenen 
Kritiker ist weit gestreut. Sie reicht von — darf ich sie 
so bezeichnen? — ordojuristischen Saubermännern, 
über das Pen-Zentrum bis hin zu Gegenden, wo sich 
Fuchs und Diestel treffen; sie umfaßt einen betroffe-
nen Ministerpräsidenten genauso wie vermeintliche 
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Pragmatiker, die gerne einen Strich unter die Bewäl-
tigung der jüngsten Vergangenheit zögen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Sie, von der SPD, hätten auch klatschen können. 
(Zurufe und Beifall von der SPD) 

Beinahe unterschlagen allerdings hätte ich die 
ehemaligen Stasimitarbeiter selbst sowie die Kom-
pagnons und Zöglinge des Stasi-Auftraggebers, der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Heute 
heißt sie, glaube ich, PDS. 

Das Stasi-Unterlagen-Gesetz, meine Damen und 
Herren, hat sich bewährt. Es ist gewachsen im Span-
nungsfeld zwischen den klassischen Regelungsfor-
men des Rechtsstaates und den Erfordernissen einer 
nicht zu Ende gebrachten friedlichen Revolution. Wir 
sollten in dieser Debatte aber auch nicht vergessen: 
Das Ministerium für Staatssicherheit war kein aus der 
Kontrolle geratener Wildwuchs. Die Stasi hat weder 
vor Mord noch vor Terror zurückgeschreckt. Das 
Ausmaß des Überwachungssystems läßt uns auch 
heute noch den Atem stocken. Die Stasi war Schwert 
und Schild der Staatspartei SED und Büttel einer 
Diktatur. Das ist die eigentliche Mahnung der Akten-
berge: Lassen wir es in Deutschland nie wieder zu 
Diktaturen kommen! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Dr. Jürgen Schmieder 
das Wort. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der erste 
Jahresbericht des Beauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR liegt 
vor. Die wichtigste Aussage ist: Das Stasi-Unterlagen-
Gesetz funktioniert. Es bietet gute Rahmenbedingun-
gen für die Arbeit der Behörde. 

Es war durchaus sinnvoll, daß wir als Gesetzgeber 
die jährliche Berichtspflicht des Bundesbeauftragten 
im Gesetz verankert haben; denn so haben wir jetzt 
die Möglichkeit einer Ergebniskontrolle, die auch die 
Bewertung unserer Arbeit als Gesetzgeber ein-
schließt. 

Neben einer exakten Aufarbeitungs- und Recher-
chetätigkeit mußte das Gesetz auch und vor allem eine 
Überführung der Hauptdrahtzieher und der Stasimit-
arbeiter — egal, ob offiziell oder inoffiziell —, die 
Schuld auf sich geladen haben, ermöglichen. Den 
Opfern der Machenschaften der Stasi sollten weitest-
gehend alle nur denkbaren Möglichkeiten einge-
räumt werden unter Berücksichtigung der dadurch 
eventuell eintretenden Folgen. 

Die Sorge um die Wahrung des inneren Friedens 
und das aus dem Grundsatz informationeller Selbst-
bestimmung abgeleitete Recht der Opfer der Staatssi-
cherheit auf Kenntnis ihrer Akten war gegeneinander 
abzuwägen. Welche Folgen die eingeschränkte 
Offenlegung der Akten haben würde, wie die Betrof-
fenen mit Informationen über Personen, die sie seiner-

zeit bespitzelt hatten, umgehen würden, war nicht 
präzise vorauszusagen. 

Ich bin heute froh, daß das Stasi-Unterlagen-Gesetz 
nicht nur die Auskunft an Bürger, sondern auch das 
Akteneinsichtsrecht beinhaltet; denn anfangs war die 
Zahl derer, die die Akten unter allen Umständen 
deckeln wollten und sogar über eine Amnestie nach-
dachten, nicht gerade klein. 

Wir haben damals gut daran getan, den Bürgern im 
Osten der Republik — sie waren ja von der Stasi-
bespitzelung am meisten be troffen — die eben erstrit-
tene Freiheit nicht schon wieder durch ein Gesetz zu 
nehmen. Jeder Bürger ist mündig und kann selbst 
entscheiden, inwieweit er Aufklärung wünscht und 
welche weiteren Schritte er aus einer eventuellen 
Akteneinsicht für sich selbst ableitet. Dieser Grund-
satz — davon zeugt der Be richt — war und ist gut. 

Jetzt gibt es schon wieder vereinzelte Stimmen in 
allen Lagern, die die Akten der Stasi gern deckeln 
würden. Der Zeitpunkt ist aber noch nicht reif. Die 
Behörde des Bundesbeauftragten hat erst seit gerau-
mer Zeit volle Besetzung. An dieser Stelle möchte ich 
Herrn Gauck, Herrn Geiger und allen Mitarbeitern 
der Behörde ausdrücklich für die bisher geleistete 
Arbeit und auch für das sensible Gespür bei der 
Betreuung der Opfer danken. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte nicht nur danken. Ich möchte einen 
Schritt weitergehen und Herrn Gauck und seine 
Behörde der vollen Unterstützung durch die F.D.P.

-

Fraktion versichern. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Dies gilt jetzt und für die weitere Arbeit. 

Bisher konnte trotz des hohen Arbeitseinsatzes erst 
etwa ein Drittel der Anträge auf Auskunft und Akten-
einsicht abgearbeitet werden. Die große Zahl der noch 
unbearbeiteten Anträge fordert ganz einfach eine 
Weiterführung der Arbeit der Behörde. Außerdem 
muß jedem Bürger das Recht erhalten bleiben, nach 
erfolgter Akteneinsicht gegen seine Peiniger auch 
entsprechend vorgehen zu können. 

Die Detailpunkte, die im Stasi-Unterlagen-Gesetz 
als Schönheitskorrektur wünschenswert wären, 
rechtfertigen aus meiner Sicht keine Novellierung des 
Gesetzes. Hier sind sich die Innenpolitiker eigentlich 
fraktionsübergreifend einig. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU und der SPD) 

Die Gefahr, eine mögliche Novellierung könnte dazu 
benutzt werden, den Schluß der Debatte zu fordern, ist 
nicht von der Hand zu weisen. Wir sollten daher das 
Gesetzespaket nicht wieder aufbinden. Die Probleme, 
die wir klären müssen, sind auch im Rahmen anderer 
Gesetze oder Bestimmungen noch zu regulieren. 

Wichtig wäre, daß der Bundesbeauftragte Informa-
tionen aus dem Zentralen Einwohnerregister der 
ehemaligen DDR in seine Arbeit einbeziehen kann 
und auch das Recht erhält, diese Informationen für 
eine eventuell notwendige Aufklärung und Strafver- 
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folgung an die zuständigen Behörden weiterzuge-
ben. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD) 

Gleichfalls sollte überlegt werden, ob die Schwär-
zungen in den Kopien, die dem Bürger bei Aktenein-
sicht vorgelegt werden, bis ins letzte Detail aufrecht-
erhalten werden müssen. Es ist ziemlich fragwürdig, 
wenn bei der Akteneinsicht des Bürgers X in der zu 
seiner Person angelegten Akte der Name Honecker 
geschwärzt wird. Hierzu ist die Behörde jetzt aber 
verpflichtet, da es sich bei Honecker um einen soge-
nannten Dritten handelt. 

Apropos Dritter. Es gibt beklagenswerte Personen, 
über die Dritte Berichte und Informationen geliefert 
haben, so daß der Eindruck entstehen könnte, daß sie 
selbst für die Stasi gearbeitet hätten, nur weil die Stasi 
unter ihrem Namen eine Akte führte. In Wirklichkeit 
sind diese Personen aber eben nur von Dritten abge-
schöpft worden. Mein Parteifreund Lüder ist ein 
Beispiel hierfür. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr wahr!) 
Der Begriff „Abschöpf-IM" ist noch nicht eingeführt; 
aber auch hierin sehe ich keinen Grund, der eine 
Novellierung des Gesetzes rechtfertigen würde, denn 
es handelt sich wahrscheinlich nur um einen begrenz-
ten Personenkreis. 

Aber ein Appell an die Medien scheint angebracht. 
Bei Auftauchen eines Verdachts sollte nicht sofort eine 
Vorverurteilung erfolgen und der Stab über jeden ins 
Gerede gebrachten Menschen gebrochen werden. Es 
sind leider viel zu viele dümmliche und bösartige 
Gerüchte im Umlauf. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 
Vor einer Bewertung und damit auch vor jeder 

öffentlichen Diskussion sollte nicht nur, sondern muß 
eine ordnungsgemäße Sachrecherche erfolgen. Soviel 
Zeit muß sein, und dieses Verfahren fordert der 
Rechtsstaat von uns allen. 

Danke. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU sowie 
der Abg. Angelika Barbe [SPD]) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr der Abgeordneten Frau Ulla Jelpke das 
Wort . 

Ulla Jelpke (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wem es darauf ankommt, 
auf anschauliche Art und Weise Abläufe, Auf- und 
Ausbau der Behörde des Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes kennenzu-
lernen, der wird mit diesem Tätigkeitsbericht nicht 
schlecht bedient. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach!) 
Deutlich wird, welch riesigen Aufwand die Archivie

-

rung und Bearbeitung der Unterlagen erforderte. 
Unübersehbar ist aber auch, daß die Konzeption der 

Behörde erst in zweiter Linie auf die Aufarbeitung der 
individuellen Geschichte zielt. 

Rund 200 000 bis Mai 1993 erledigten Anträgen auf 
Akteneinsicht stehen etwa 430 000 erledigte Über-
prüfungen im öffentlichen Dienst gegenüber. Zu die-
sen über 400 000 staatlich gewollten Überprüfungen 
müssen noch einmal über 30 000 Ersuche von Ge-
richten, Organisationen und Privatwirtschaft hinzuge-
zählt werden. Das Mißverhältnis von Bürger- und 
Staatsinteressen, das am Beginn der Aufarbeitung der 
Geschichte des MfS stand, hat sich also fortgesetzt. 

Lange bevor die Bürgerinnen und Bürger in die 
Akten Einsicht nehmen konnten, arbeiteten staatliche 
Stellen, Sicherheitsbehörden und Medien mit den 
Unterlagen. Damals wie heute wurde im Windschat-
ten berechtigter Interessen an individueller und 
gesellschaftlicher Aufarbeitung die staatlich gewollte 
Abrechnung durchgesetzt. 

Meine Damen und Herren, es ist ja richtig: die 
großen Auseinandersetzungen um die Arbeit der 
Behörde sind in einigen Bereichen geschäftiger Rou-
tine gewichen. Die einmal durchgesetzten Regeln 
wurden gezwungenermaßen akzeptiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben das 
doch völlig abgelehnt!) 

— Es stimmt nicht, daß wir das völlig abgelehnt 
haben. 

Die andere Seite ist, daß Sicherheitsbehörden, 
staatliche Stellen und Medien jederzeit nach Belieben 
mit dem Stasi-Gespenst Politik treiben können. 

In den letzten Wochen wurde der Bundesbeauf-
tragte regelrecht an der Nase herumgeführt, und zwar 
in bezug auf die Stasi -HVA-Akten. Entweder waren 
sie vom CIA, vom KGB oder von Mossad bzw. sollen 
gelegentlich alle zusammengearbeitet haben. Ganz 
kühl wurden alle Forderungen des Bundesbeauftrag-
ten nach Herausgabe dieser Unterlagen abgelehnt. In 
aller Öffentlichkeit wurden Details aus Ermittlungs-
verfahren gehandelt, während die zuständige Be-
hörde im Regen stehenblieb. Selbst wenn einige der 
Unterlagen dem Bundesbeauftragten jetzt zur Verfü-
gung gestellt werden, ist zu sagen, daß sie ihren 
innenpolitischen Zweck erfüllt haben. 

Hier treten meines Erachtens die Geburtsfehler der 
Behörde zutage. Bis heute sind Akten, die vor dem 
3. Oktober 1990 an Gerichte und Staatsanwaltschaf-
ten gingen, nicht zurückgegeben worden, teilweise 
wurde sie an andere Behörden weitergegeben. Das 
sind eindeutige Verstöße gegen die gesetzlichen Vor-
schriften. 

In anderen Fällen ist nach Aussagen des Bundesbe-
auftragten nicht mehr nachzuvollziehen, wo sich 
Unterlagen befinden; Akten sind einfach weitergelei-
tet worden. Warum gibt es dazu eigentlich keine 
deutliche Kritik im Tätigkeitsbericht? 

Es ist auch daran zu erinnern, daß zu Beginn des 
Behördenlebens vagabundierende Unterlagen bei 
Geheimdiensten, Polizei und Medien waren. 

Meine Damen und Herren, statt die Debatte um die 
wahren Herren der Aufarbeitung endlich anzufangen, 
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kündigt der Bundesbeauftragte Wahlkampf an. Eines 
seiner vorrangigen Ziele im Be richt lautet, 

vor den nächsten ... Kommunalwahlen alle kom-
munalen Mandatsträger überprüft zu haben und 
die besonders sensiblen Schul- und Hochschul-
bereiche sowie den Polizei- und Justizvollzugs

-

dienst bei den Überprüfungen stärker zu berück-
sichtigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist bei der PDS 
besonders wichtig!) 

So wird im Osten weiter überprüft werden, während 
sich die Befugnisse der Geheimdienste und der Polizei 
in Gesamtdeutschland ins Unermeßliche steigern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welches Recht 
steht dahinter?) 

— Ich erinnere an den großen Lauschangriff, den Sie 
vorhaben. 

Regierung und Sicherheitsbehörden werden nach 
Belieben Ermittlungsverfahren und Anklagen mit 
Stasi-Unterlagen produzieren, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist, wenn m an 
 Verbrecher bekämpft?) 

während westliche Geheimdienstchefs bei Prozessen 
mit eingeschränkten Aussagegenehmigungen auftre-
ten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr der Abgeordneten Frau Ing rid Köppe das 
Wort . 

Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Auch die Bun-
destagsgruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist der 
Meinung, daß sich die Behörde des Bundesbeauftrag-
ten zur Verwaltung der Stasi-Unterlagen bei der 
Aufgabe, diese Akten zu sichten, zu verwalten und 
zugänglich zu machen, im großen und ganzen 
bewährt  hat. Wir meinen, daß die Behörde weiterhin 
so ausgestattet werden muß, daß sie den berechtigten 
Erwartungen vor allem der Stasi-Opfer angemessen 
gerecht werden kann. 

Wir können allerdings in diesem Tätigkeitsbericht 
auf der Seite 23 lesen, daß „wegen der Kürzung von 
Haushaltsmitteln ... dringend erforderliche Bau- und 
Bauunterhaltungsmaßnahmen zurückgestellt wer-
den, so daß ... Mitarbeiter der Behörde in eigentlich 
unzumutbaren Arbeitsumfeldern eingesetzt ... wer-
den" . 

Der Bundesbeauftragte hatte in der Vergangenheit 
sowohl dem Innen- als auch dem Haushaltsausschuß 
eine lange Liste von Objekten vorgelegt, die baufällig 
sind. Wir wissen, daß in einigen Außenarchiven die 
Stasi-Akten von der Vernichtung durch Nässe bedroht 
sind. 

Für das Haushaltsjahr 1994 hat der Bundesbeauf-
tragte für die Behörde 54 Millionen DM vorn Bundes-
tag erbeten. Sieht man sich den Haushaltsansatz für 
1994 im Einzelplan 06 an, findet man unter der Rubrik 
„Neu-, Um- und Erweiterungsbauten" 4 Millionen 

DM und unter der Rub rik „Baumaßnahmen" 15 Mil-
lionen DM. Das heißt: Gerade ein D rittel dessen, was 
als notwendig befunden wird, will der Bund genehmi-
gen. 

Wenn wir hier im Parlament aber fraktionsübergrei-
fend die Aufarbeitung dieser Stasi-Akten bejahen, 
denke ich, sollten wir uns auch gemeinsam darum 
bemühen, daß der Behörde die notwendigen Gelder 
zur Verfügung gestellt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ein anderes Problem. Der Tätigkeitsbericht weist 
auf Seite 48 aus, daß die Bundesregierung sowie ihr 
nachgeordnete Ämter und Behörden entgegen ihrer 
Verpflichtung aus dem Stasi-Unterlagen-Gesetz 347 
laufende Meter noch immer nicht an  die Behörde 
abgegeben haben. 

(Dr. Konrad Elmer [SPD]: Unglaublich!) 

Das ist ein Stapel, höher als der Berliner Fernsehturm. 
Man  kann sich kaum vorstellen, wie viele Akten das 
sind. Hinzu kommen jetzt allerdings noch jene Akten, 
die die Bundesregierung vor kurzem aus dem Ausland 
erhalten hat. 

Wir haben schon lange vor der Sommerpause be an
-tragt, daß über diesen Vorgang öffentlich berichtet 

werden soll. Wir haben es im Innenausschuß versucht. 
Es ist gescheitert. Leider hat die SPD zu Beginn dieses 
Monats beantragt, daß der Vorgang lediglich in der 
Parlamentarischen Kontrollkommission behandelt 
werden soll. Ich bin nach wie vor der Meinung, daß 
das keine Sache für die Parlamentarische Kontroll-
kommission ist, sondern für den Innenausschuß. Ich 
habe gehört, daß gestern entschieden wurde, daß der 
Innenausschuß nächste Woche über diesen Vorgang 
erstmalig informiert werden soll. 

Viele Fragen sind in diesem Zusammenhang noch 
offen, u. a.: Woher stammen diese Akten, stammen sie 
aus Rußland, oder aus Amerika? Was sind das für 
Unterlagen? Das möchten wir gern sehr genau wissen. 
Vor allem: Warum wurde die Übergabe dieser Stasi

-

Unterlagen an die Gauck-Behörde verzögert? 
Wir kennen seit der Diskussion um das Stasi

-

Unterlagengesetz die Zugriffswünsche der Geheim-
dienste auf Stasi-Akten. Das vor allem macht uns 
mißtrauisch, wenn wir hören, daß sich jetzt Unterla-
gen bei der Bundesregierung befinden und die Regie-
rung zunächst ablehnt, diese Unterlagen der Behörde 
zu geben. Das Stasi-Unterlagengesetz regelt eindeu-
tig, daß Stasi-Akten in die Gauck-Behörde gehören. 
Ich denke, das gilt auch für die Bundesregierung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Waffenschmidt hat 
noch einmal um das Wort gebeten. Ich gebe es ihm 
gerne. Bitte sehr. 

Dr. Horst Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Noch einmal zu den schon oft 
angesprochenen Akten beim Verfassungsschutz, die 
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zur Gauck-Behörde kommen sollen. Ich darf dazu 
folgendes sagen. 

Erstens. Mein Kollege Staatssekretär Priesnitz hat 
inzwischen dem Beauftragten Gauck mitgeteilt, daß 
die in Rede stehenden Unterlagen an seine Behörde 
gegeben werden sollen. Herr Gauck hat mir soeben 
selbst bestätigt, daß das so ist. 

Zweitens hat heute mein Staatssekretärkollege 
Schelter in einer Runde mit Mitgliedern des Deut-
schen Bundestages diese Absicht noch einmal bestä-
tigt. 

Drittens hat mir soeben der Direktor der Gauck-
Behörde, Herr Geiger, gesagt, daß er bereits eine erste 
Einsichtnahme der Akten vorgenommen und auch mit 
dem Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz über die Übergabe dieser Akten gesprochen 
hat. 

Ich bin der Meinung, damit sind wichtige Informa-
tionen gegeben, so wie sie gewünscht worden sind. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 

SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorlage 
auf Drucksache 12/5100 auf die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vor. — Dieser Überweisung 
stimmt das Haus zu. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 
Erste Beratung des von den Frak tionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Reform der agrarsozialen 
Sicherung 
(Agrarsozialreformgesetz 1995 — ASRG 
1995) 
— Drucksache 12/5700 

—Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Familie und Senioren 
Ausschuß für Frauen und Jugend 
Ausschuß für Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 
anderthalb Stunden vor. — Das Haus ist damit einver-
standen. Dann können wir mit der Debatte beginnen. 
Zunächst einmal hat die Abgeordnete Frau Gertrud 
Dempwolf das Wort . 

Gertrud Dempwolf (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was lange 
währt, wird endlich gut. 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 
— Ich hoffe es; es liegt bei Ihnen. 

Ich freue mich, daß wir heute den Entwurf der 
Koalitionsfraktionen zur Reform der agrarsozialen 
Sicherung in die parlamentarische Beratung geben 
können. Die Landwirtschaft hat für unser Land sehr 
viel geleistet, und ohne den Einsatz der Bauern und  

der bäuerlichen Familien hätte unser Land ein ande-
res Gesicht. 

Wir alle wissen, daß wir es mit einem Strukturwan-
del im landwirtschaftlichen Bereich zu tun haben, der 
es erforderlich macht, auch die Alterssicherung der 
Landwirte den veränderten Gegebenheiten anzupas-
sen. Als wir 1957 die Altershilfe für Landwirte einführ-
ten, kamen noch 2,2 Beitragszahler für die Rente eines 
Landwirtes auf; heute sind es noch 0,8 Beitragszahler. 
Wenn man diese Entwicklung hochrechnet, so haben 
wir in zehn Jahren Beitragssätze, die dreimal so hoch 
sind wie heute. 

Die Altersversorgung der Landwirte ist ja nur eine 
Teilversorgung. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Sie liegt bei Ledigen bei 700 Mark monatlich und 
bei Verheirateten um 1 100 Mark monatlich. Der 
andere Teil des Lebensunterhalts wird vom Hofnach-
folger getragen, der den Altenteiler in gesunden und 
in kranken Tagen zu versorgen hat. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Und es 
Gott sei Dank auch tut!) 

Und trotzdem: Gerade darum müssen wir dafür 
sorgen, daß die Alterssicherung, diese kleine Alterssi-
cherung der Landwirte, auch für die Zukunft auf eine 
solide finanzielle Grundlage gestellt wird. 

Neben diesem grundsätzlichen Ziel ist das Haupt-
anliegen unseres Entwurfs die eigenständige Absi-
cherung der Bäuerinnen in der Alterssicherung der 
Landwirte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Siegfried Hor

-

nung [CDU/CSU]: Das kann man  sich auch 
gar nicht anders vorstellen!) 

— Ich freue mich über den Beifall, und ich möchte 
dabei sagen: Jochen Fuchtel ist einer der ganz Eifri-
gen, der auch immer wieder in der Kommission mit 
darauf hingearbeitet hat. 

Die Bäuerin erhält künftig nach unserer Vorlage 
eine gleich hohe Altersrente wie der Mann. 

(Günther Heyenn [SPD]: Was sagt denn die 
Bäuerin Fuchtel dazu?) 

— Der hat ja keine zu Hause, Herr Heyenn. 

Das bedeutet zweimal 700 Mark für beide, und das 
sind 300 Mark mehr als bisher. Warum sage ich Ihnen 
diese Summe? 

— Ich sage sie Ihnen, damit Sie wissen: Es ist weiß Gott 
keine Höchstpension, über die wir hier reden. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Etwas 
über dem Sozialhilfesatz!) 

Seit mehr als 20 Jahren ist die eigenständige Rente 
für die Landfrauen ein Thema der Verbände vor Ort, 
und dieses Thema wurde auch immer mit sehr viel 
Sympathie von allen Seiten unterstützt und getra-
gen. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Von 
allen Seiten?) 
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Die Bäuerin erhält auch einen eigenen Anspruch 
auf Erwerbsunfähigkeitsrente. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist der 
wichtigste Punkt!) 

Das bedeutet: Wir sorgen dafür, daß auch die Bäue-
rinnen in Zukunft den Frauen in anderen Berufszwei-
gen gleichgestellt werden. Das ist ein Stück Gleich-
berechtigung, und ich nehme an, auch die Frauen in 
der SPD werden das so sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir alle wissen, welch hohe Anforderungen an  die 
Bäuerinnen gestellt werden. Ihr Arbeitsalltag im land-
wirtschaftlichen Familienbetrieb ist schwer. Keine 
Bäuerin kennt die 38-Stunden-Woche, 62 % der 
Frauen arbeiten 40 und mehr Stunden wöchentlich 
und 85 % auch an  den Wochenenden in ihren Betrie-
ben. Feldarbeiten, Ernte einfahren, Versorgung des 
Viehs — ohne die Mithilfe der Bäuerinnen wären viele 
Betriebe heute nicht mehr existenzfähig, weil die 
Arbeitskräfte einfach nicht zu bezahlen sind. 

Nach der Erwerbsarbeit kommt die Arbeit im Haus-
halt, die Sorge für die Kinder, und es ist nicht zu 
vergessen: In 43 % unserer bäuerlichen Haushaltun-
gen wird auch die ältere Generation am Tisch noch 
mitversorgt. 

Das heißt aber nicht, daß wir die Bäuerinnen durch 
die geplante Reform in das vorgesehene neue Siche-
rungssystem hineinzwingen wollen. Vielmehr kann 
jede Frau bis Ende 1995 selbst entscheiden, ob sie 
eigenständig versichert sein will oder nicht. Wichtig 
ist uns dabei: Die eigenständige Versicherung der 
Bäuerin wird nur in der Altersversicherung gelten. In 
der Krankenkasse bleibt sie mitversichert. Selbstver-
ständlich bleibt auch die Anerkennung von Berück-
sichtigungszeiten in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung von der Reform unberührt. 

Begünstigt werden heute alle aktiven Bäuerinnen. 
Die Ehejahre, in denen der Ehemann vor Inkrafttreten 
der Reform Beiträge zur Alterssicherung gezahlt hat, 
werden — und ich weiß, daß ist Ihr Kritikpunkt — der 
Ehefrau, die am 1. Januar 1995 noch nicht 65 Jahre alt 
ist, als Beitragsjahre angerechnet, ohne daß sie hierfür 
Beiträge entrichten muß. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ist doch 
logisch! Sie konnte das vorher nicht!) 

Ich freue mich sehr, daß der SPD-Landwirtschafts-
minister in Niedersachsen sich in der Presse öffentlich 
geäußert hat. Herr Funke unterstützt dieses — wie 
man es nennt — „Rentengeschenk" . Ich weiß natür-
lich auch, daß er in der Zwischenzeit schon wieder 
zurückgepfiffen wurde. 

(Egon Susset [CDU/CSU]: Aber Frau Simonis 
hat auch zum Ausdruck gebracht, daß sie 

dafür ist, daß das kommt!) 

Ist die Bäuerin bei Inkrafttreten des Entwurfs bereits 
erwerbsunfähig, so erhält sie sofort einen Anspruch 
auf Erwerbsunfähigkeitsrente. 

Wir wollen außerdem, daß die agrarsoziale Siche-
rung gerechter und familienfreundlicher wird. Mit der 
Reform soll sich die Beitragsbelastung mehr als bisher 
an  den tatsächlichen Einkommensverhältnissen  

orientieren, nämlich an  dem zu versteuernden Ein-
kommen bei buchführenden Bet rieben. Bei nicht-
buchführenden Betrieben wird das Einkommen auf 
der Grundlage eines korrigierten Wirtschaftswertes 
ermittelt, der auf die Ertragsfähigkeit des Be triebes 
abstellt. Wer nicht mehr als 40 000 bzw. bei Ehegatten 
80 000 DM jährliche Gesamteinkünfte, also auch 
Einkünfte aus Verpachtung, Vermietung, Kapitalver-
mögen usw. erzielt, ist zuschußberechtigt. Ich kann 
nicht erkennen, daß diese Zuschußgrenze zu hoch 
liegt. Ich hatte für eine höhere Grenze plädiert. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß unsere 
Bauern seit Jahren währungsbedingte Einkommens-
verluste hinnehmen mußten. Sie erhielten dafür ab 
1989 — vorher war es etwas mehr — einen 5%igen 
Einkommensausgleich über die Umsatzsteuer. Diese 
Direktzahlungen müssen aber nach den Vorgaben der 
EG in den Jahren 1993 bis 1995 abgebaut werden, so 
daß wir es für recht und billig halten, die freiwerden-
den Bundesmittel den Landwirten zu erhalten und in 
das agrarsoziale Sicherungssystem einfließen zu las-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Diese Bundesmittel erzielen zusammen mit den 
Vergrößerungen des Kreises der Beitragszahler durch 
die Einbeziehung der Bäuerinnen eine Stabilisierung 
des Beitrages bei 291 DM monatlich bis 1997. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich hier auch einmal folgendes sagen: Bis zum 
Sankt-Nimmerleins-Tag können wir heute die Renten 
noch nicht berechnen. Das können wir auch bei den 
anderen Renten nicht. Es ist gut, wenn wir wissen, daß 
wir bis 1997 diese Renten stabil halten können. Ich 
kann Ihnen heute auch noch nicht sagen, was im Jahr 
2010 ist. Das können Sie sicherlich auch nicht. 

Auch in den folgenden Jahren wird es möglich 
bleiben, den erforderlichen Beitrag deutlich unter 
dem Niveau zu halten, das sich ohne Reform zwangs-
läufig einstellen würde. Die hierfür benötigten Bun-
desmittel belasten also den Haushalt nicht zusätzlich. 
So steht die Reform der Alterssicherung mitnichten im 
Widerspruch zu insgesamt notwendigen Einsparun-
gen im Bundeshaushalt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sehr rich
-tig!) 

Wenn Frau Matthäus-Maier findet, daß die Rente für 
die Bäuerin, dieses Reformwerk ein Stück aus dem 
Tollhaus sei, so muß sie zur Kenntnis nehmen, daß die 
in der Reform eingesetzten Bundesmittel auch schon 
bisher der Landwirtschaft zuflossen und durch ihre 
Einbettung in das System der Alterssicherung der 
Landwirte eine gerechte Verwendung finden. 

Im übrigen darf ich die Kollegen von der Opposition 
daran erinnern, daß wir mit der Rentenreform 1992 
alle miteinander, auch Sie, einen Bundeszuschuß zur 
Rentenkasse beschlossen haben. Hier wird also kein 
Sondergeschenk für die bäuerliche Familie „geba-
stelt" , wie Sie es im Lande so gerne darstellen. 

In Niedersachsen gibt es eine Beschlußempfehlung 
aller im Parlament vertretenen Fraktionen, die viele 
Punkte enthält, die wir heute vorlegen. Wie ich heute 
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morgen erfahren habe, wird das Land Niedersachsen 
trotzdem gegen das Votum seines eigenen Landespar-
laments stimmen. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: SPD

-

Logik!) 

Ich bin gespannt, wie man diesen Tatbestand 
anschließend auf den großen Landvolkveranstaltun-
gen erklären wird. Schöne Worte gab es für die 
Landwirte und die bäuerlichen Familienbetriebe bis-
her schon immer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Rudolf  Müller [Schweinfurt] [SPD]: Von Ihrer 

Seite!) 

— Stimmen Sie mit uns, dann tun Sie etwas Vernünf-
tiges. 

Unser Entwurf sieht auch vor, daß Nebenerwerbs

-

landwirte, die ihr überwiegendes Einkommen außer

-

landwirtschaftlich verdienen, in Zukunft nicht mehr 
im System der agrarsozialen Versicherung versichert 
sein müssen; dazu werden meine Kollegen noch 
weiteres ausführen. 

Meine lieben Kollegen und Kolleginnen — auch von 
der Opposition —, ich habe eine herzliche Bitte: 
Lassen Sie uns diesen Entwurf zügig beraten, damit 
die Alterssicherung der Landwirte für die Zukunft auf 
eine solide finanzielle Grundlage gestellt wird und 
damit die Bäuerin endlich das erhält, was sie auch 
verdient! Ich bitte Sie ganz herzlich darum, unserem 
Entwurf zuzustimmen und dieses Vorhaben mitzutra-
gen. Dann ist mir um die soziale Sicherung für die 
Zukunft nicht bange. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Günther Heyenn. 

Günther Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Frau Dempwolf, wir Sozial-
demokraten befürworten und forde rn  eine Reform der 
agrarsozialen Sicherung schon lange. Deswegen bin 
ich ein wenig verwundert, daß über das, wofür Sie 
zehn Jahre gebraucht haben, nun auf einmal morgen 
abschließend entschieden werden soll. 

Wir haben im Prinzip auch gar nichts dagegen, 
Geschenke zu verteilen, und zwar dann, wenn 
Geschenke finanziert sind, wenn klar ist, wer die 
Rechnung bezahlt, vor allem aber dann, liebe Bäuerin 
Fuchtel, wenn nicht gleichzeitig die einen beschenkt 
und den anderen, denen schon heute häufig das 
Notwendigste fehlt, weiter genommen werden soll. 

(Beifall bei der SPD — Siegf ried Hornung 
[CDU/CSU]: Wer redet denn von Geschen

-

ken?) 

Das, was heute als Entwurf vorliegt, genügt diesen 
Ansprüchen nicht. Hier wird nicht die agrarsoziale 
Sicherung reformiert, hier sollen die Landwirte recht-
zeitig vor den Wahlen des nächsten Jahres beglückt 
werden. Mehr als 1,6 Milliarden DM für vier Jahre 
schwer ist dieses Geschenk, und zwar für die Land-

wirte in den alten Ländern. Die Bäuerinnen und 
Bauern in den neuen Ländern gehen leer aus. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Gerade 
umgekehrt ist es! — Abg. Hans-Joachim 
Fuchtel [CDU/CSU] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 
Dies scheint für die Koalition aber ebenso von nach-
rangiger Bedeutung zu sein, wie es ihr gleichgültig ist, 
daß dieses Reformprojekt — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Günther Heyenn (SPD): — diesen Satz noch zu Ende, 
dann gern — bereits zu Beginn des nächsten Jahr-
zehnts vollständig aus den Fugen geraten und finan-
ziell explodieren wird. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Wenn ich 
mich Ihrer Terminologie anschließe, dann bittet die 
Bäuerin Fuchtel jetzt um eine Zwischenfrage. Bitte 
sehr. 

Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU): Herr Kollege 
Heyenn, sind Sie sich im klaren darüber, daß die 
Bäuerin in den neuen Bundesländern als gewerbliche 
Arbeitnehmerin bereits durch diesen Umstand eine 
sehr gute Absicherung erhält, wenn sie Rentenemp-
fängerin wird, und deswegen überhaupt kein Grund 
dafür bestand, die vorgesehene Regelung auf die 
neuen Länder zu übertragen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Günther Heyenn (SPD): Ich wiederhole mich: Mit 
dieser Reform bedenken Sie die Bäuerinnen in den 
alten Bundesländern, mit dieser Reform — unabhän-
gig einmal von der bisherigen sozialen Sicherung in 
den neuen Ländern — gehen die Bäuerinnen in den 
neuen Ländern weitgehend leer aus. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/CSU 
— Abg. Siegfried Hornung [CDU/CSU] mel-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Günther Heyenn (SPD): Nein, Herr Präsident, ich 
möchte fortfahren. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Es tut mir 
leid, es ist das gute Recht des Redners, das abzuleh-
nen. — Herr Abgeordneter, fahren Sie fort. 

Günther Heyenn (SPD): Ich will Ihnen, die Sie sich 
jetzt so erregen, ganz klar sagen: Wir Sozialdemokra-
ten wollen die agrarsozialen Sicherungssysteme lang-
fristig stabilisieren. Wir wollen dabei — das muß auch 
ganz deutlich gesagt werden — die landwirtschaftli-
che Alterssicherung allmählich den Regelungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung anpassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Wir wollen für die im Betrieb tätigen Landfrauen 

eine eigenständige soziale Sicherung schaffen. Wir 
müssen eh die soziale Sicherung der Frauen insge-
samt neu regeln. Aber, meine Damen und Herren, 
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diese Reform wollen wir den Prinzipien von Solidität 
und Solidarität entsprechend gestalten. 

Lassen Sie mich zur Solidarität etwas sagen. Wir 
hatten gestern im Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung eine Anhörung über ein Vorhaben der Koalition: 
20 Milliarden DM Kürzungen zu Lasten der Arbeit-
nehmer. Sie wollen die Sozialhilfe einfrieren, das 
Arbeitslosengeld kürzen, die Arbeitslosenhilfe befri-
sten — und das für Menschen, die auch alle etwas 
geleistet haben. Sie haben sich offensichtlich zum Ziel 
gesetzt, meine Damen und Herren, die Belastungs-
grenzen für die Stabilität in unserer Gesellschaft zu 
erproben. Sie kürzen, Sie streichen, Sie strecken bei 
denen, die es sich am wenigsten leisten können. Sie 
treiben immer mehr Menschen in die Armut und an 

 den Rand unserer Gesellschaft. 
(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Gleichzeitig treten Sie hier als Wohltäter auf und tun 
so, als sei das Geld in Hülle und Fülle vorhanden. Wie 
anders ist es denn zu verstehen, daß selbst die 
Beiträge zur landwirtschaftlichen Alterssicherung 
von Familien mit einem Einkommen von 75 000 DM 
aus Bundesmitteln bezuschußt werden sollen? Und 
das bei einem Höchstbeitrag von gerade mal 291 DM 
bei Einkommen von über 40 000 bis 80 000 DM. Damit 
wird der Einheitsbeitrag ab 1994 zwar um 10 DM oder 
3,6 % angehoben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Heyenn, lehnen Sie jetzt grundsätzlich die 
Beantwortung von Zwischenfragen ab? Dann brauche 
ich Sie nicht immer wieder zu unterbrechen. 

Günther Heyenn (SPD): Ja, grundsätzlich. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich bitte, 
das zur Kenntnis zu nehmen und zu respektieren. 

Günther Heyenn (SPD): Aber nur zum Vergleich: 
Der Beitrag in der Rentenversicherung soll im näch-
sten Jahr von 17,5 auf 19,2 % angehoben werden. In 
Prozent ausgedrückt entspricht das einer Steigerung 
von 9,7. Die hiermit vorgesehene Erhöhung führt bei 
einem Arbeitnehmer mit ebenfalls 40 000 DM Jahres-
einkommen zu Mehrbelastungen von rund 57 DM. 

Lassen Sie mich noch einen weiteren Vergleich zur 
Rentenversicherung anführen. Die sozialen Siche-
rungssysteme in der Bundesrepublik sollten uns alle 
gleich lieb und gleich teuer sein, Herr Kollege. 
100 DM Beitrag in der Rentenversicherung bringen 
zur Zeit eine Monatsrente von 51 Pfennig. In der 
landwirtschaftlichen Altershilfe bringt ein Beitrag von 
100 DM eine Rente von 1,33 DM im Monat. Wie ich 
meine, ist das ein sehr unterschiedliches Leistungs-
Preis-Verhältnis. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sagen Sie, 
warum!) 

Wie anders ist es denn zu verstehen, daß Sie allein 
die Tatsache, mit einem Landwirt verheiratet zu sein, 
als rentensteigernd anerkennen wollen, wenn Sie die 
mit einem landwirtschaftlichen Unternehmer zurück-
gelegten Ehejahre ohne jede nachträglich zu entrich-
tende Mark als Beitragsjahre anerkennen wollen. Ich  

muß Ihnen eines zugeben: Das Vorhaben ist attraktiv, 
attraktiv für diejenigen, die davon profitieren, ohne 
Zweifel. 

Wenn man sich ein Landwirtsehepaar denkt, das am 
1. Oktober 1957 verheiratet war und wo die Ehefrau 
38 Jahre mal 12 Monatsbeiträge gespart hat, hat 
dieses Ehepaar nach Ihrem Willen, solange beide 
Ehepartner leben, zukünftig gut 400 DM mehr Alters-
einkommen. Im Falle des Todes sind es für den 
Hinterbliebenen knapp 500 DM mehr im Monat. 

Dies wäre das Ergebnis Ihres Vorschlags der rück-
wirkenden beitragsfreien Anrechnung von Ehejahren 
mit landwirtschaftlichen Unternehmern. Zweifels-
ohne ist das ein Angebot, das sich sehen lassen 
kann. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Das ist 
nur die halbe Wahrheit, die Sie hier erzäh-

len!) 

— Die ganze Wahrheit kommt jetzt: Was soll eigent-
lich die jetzt arbeitslos gewordene Frau in Bergkamen, 
die auch viel geleistet hat, dabei empfinden? Was soll 
die auf Sozialhilfe zurückgestufte Langzeitarbeitslose 
in Rostock dabei empfinden? Was soll die unmittelbar 
von Armut bedrohte Sozialhilfeempfängerin in Ham-
burg dabei empfinden? 

Um in ein anderes Feld überzuwechseln: Jemand 
war Handwerksmeister; dessen Frau hat bei ihm ihr 
Leben lang mitgearbeitet, vergleichbar einer Land-
wirtsfrau. Wie steht es mit deren Alterssicherung ohne 
Beitragsleistung? Was soll dort empfunden werden? 

Lassen Sie mich im System bleiben: Wie wollen Sie 
eigentlich einer bäuerlichen Familie, bei der von 
beiden Seiten mehr als 25 Jahre lang Beiträge gezahlt 
und damit Anwartschaften erworben wurden, erklä-
ren, daß sie mit keiner Mark mehr Rente zu rechnen 
hat als diejenigen Familien, bei denen nur einer 
Beiträge gezahlt hat? 

Deshalb sage ich: Das, was hier unter dem Stichwort 
einer eigenständigen Alterssicherung der Bäuerinnen 
zu verkaufen versucht wird, ist nicht nur zutiefst 
ungerecht, es ist auch dazu angetan, das Vertrauen in 
unser System der Sozialversicherung in Gänze zu 
beeinträchtigen: Die Beitragsbezogenheit wird in 
Frage gestellt, der Beitragszahler bzw. die Beitrags-
zahlerin wird bestraft. Der sozialen Stabilität in unse-
rem Land dient das nicht. 

Ich komme zur Solidität des Vorhabens. Frau 
Dempwolf hat vorsorglich darauf abgehoben und 
gesagt: Wissen wir denn, was ab 1997 ist? — In der 
Rentenversicherung muß Jahr um Jahr von der Bun-
desregierung eine Vorausschau für 15 Jahre vorgelegt 
werden, nicht bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag. Ich 
vermute, warum Sie hier zögern: Sie können nicht 
vorausberechnen, weil Sie Gefahr laufen, daß dann 
möglicherweise schwarz auf weiß bescheinigt wird, in 
welch erheblichem Umfang entweder die Beiträge der 
Landwirte bzw. der Landwirtinnen steigen oder in 
welchem Umfang die Bundeszuschüsse steigen müs-
sen, möglicherweise in schwindelerregende Höhen. 
Möglicherweise wird auch bescheinigt, daß das 
System insgesamt zusammenbricht. Eine Prognose 
nur für fünf Jahre verdient nicht mehr als das Prädikat 
„ungenügend". Sie haben offenkundig Angst davor, 
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einzuräumen, daß das hier vorgelegte Reformvorha-
ben finanziell nicht stabilisiert, sondern destabili-
siert. 

Aber lassen Sie mich zum Schluß etwas Verbinden-
des sagen, liebe Frau Dempwolf. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Das ist 
auch nötig!) 

— Ich habe das eingangs auch gesagt, lieber Herr 
Fuchtel. — Wir wollen gemeinsam eine Reform der 
agrarsozialen Sicherung. Dazu bieten wir unsere 
Mitarbeit an. Aber der vorliegende Entwurf — ich 
habe das deutlich gemacht; Frau Weiler und Herr 
Wimmer werden das ergänzen — kann unsere Zustim-
mung nicht finden. Er ist — ich habe es dargelegt — 
sozial ungerecht. Er ist — auch das habe ich dargelegt 
— finanziell solide. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

— Ich will das sofort korrigieren. Falls Sie mir zugehört 
haben, wissen Sie, daß dies ein Versprecher war, denn 
es wäre im Verhältnis zu dem, was ich zuvor gesagt 
habe, so unlogisch, wie Ihre Poli tik häufig ist. 

Dieser Entwurf ist finanziell unsolide. Er bedarf 
einer grundlegenden Überarbeitung. Nachdem Sie 
zur Vorlage dieses Entwurfs zehn Jahre benötigt 
haben, sollten wir ihn zusammen gründlich überarbei-
ten. Wir sollten uns die nötige Beratungszeit gönnen. 
Sie hatten zehn Jahre Zeit. 

Ich glaube, wer die Belastungen kennt, die dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung derzeit durch 
die Problematiken von Pflegeversicherung, Arbeits-
zeit usw. zugemutet werden, weiß ganz eindeutig, daß 
wir die Grundzüge bis ins kommende Frühjahr hinein 
werden beraten müssen. 

Die Überweisung zur Mitberatung an den Agrar-
ausschuß, die Sie, Herr Kollege Fuchtel, fordern, mag 
ich deswegen nicht vornehmen, weil ich Ihnen ganz 
eindeutig sagen muß: Die sozialen Sicherungssysteme 
in der Bundesrepublik gehören in eine Hand. Sie 
gehören in das Bundesarbeitsministerium. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß wir die Agrarier gleichwertig beteiligen, ist 
selbstverständlich. Wir sollten eine gemeinsame 
Anhörung durchführen, bei der beide Ausschüsse 
völlig gleichberechtigt sind. Aber lassen Sie uns das in 
Ruhe tun, vielleicht kommen wir ja gemeinsam noch 
zu einem vernünftigen Ergebnis. 

Vielen Dank fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Ul rich Heinrich das 
Wort . 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Jetzt 
stellen sie das einmal richtig!) 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Herr Präsident! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! — Kann man das Pult 
vielleicht ein bißchen herunterfahren? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, es gibt mehrere Knöpfe; die können Sie 
selber bedienen. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Darauf lasse ich mich lieber 
nicht ein. 

(Heiterkeit) 

Herr Kollege Heyenn, Sie haben hier als Vorsitzen-
der des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
eine Rede gehalten; 

(Zuruf von der SPD: Eine hervorragende!) 

Sie haben unter Beweis gestellt, daß Sie das Wesen 
einer berufsständischen Sozialversicherung, in die-
sem Fall für die Landwirtschaft, nicht durchdrungen 
haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Sie sind von Vergleichen ausgegangen, die in dieser 
Form einfach nicht statthaft sind. 

(Zuruf von der F.D.P.: Unredlich!) 

Herr Kollege Heyenn, wenn Sie Beispiele und 
Vergleiche vorlegen, bei denen Sie von der Sozialhilfe 
und dem Arbeitslosengeld reden, wenn Sie dem auf 
der anderen Seite die notwendige und richtige Ein-
bindung der Bäuerinnen in eine Alterssicherung 
gegenüberstellen und dabei auch noch hinsichtlich 
der rückwirkenden Berechnung bei der Rente von 
einem sozialpolitischen Tollhaus sprechen — so hat es 
eine Kollegin von Ihnen gesagt —, dann haben Sie die 
Rentenanpassung Ost noch nicht verinnerlicht. 

(Egon Susset [CDU/CSU]: Und nicht verstan-
den!) 

Denn was haben wir bei der Rentenanpassung Ost 
gemacht? Wir haben genau das gemacht, was wir hier, 
in diesem Reformwerk, ebenfalls tun. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Ich darf ein klein wenig zurückblenden. Denn ich 
habe auch aus dieser Rede heraus gehört, daß viele 
noch nicht verstanden haben oder nicht verstehen 
wollen, welche Geschichte die deutsche Landwirt-
schaft und die deutschen Sozialversicherungssysteme 
hinter sich haben und in welcher Situation sie sich 
derzeit befinden. 

(Georg Gallus [F.D.P.]: Richtig!) 

Der Gesetzentwurf, den wir heute beraten, hat eine 
lange Vorgeschichte. Bei der Regierungserklärung 
1987 hat Bundeskanzler Helmut Kohl eine von den 
Landfrauen und dem Berufsstand geforderte Agrarso-
zialreform versprochen. Aber wegen Überlastung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung — Frau 
Dempwolf, wir haben beide damals dem Ausschuß A 
und S angehört; es waren zu behandeln die Renten

-

strukturreform, die Gesundheitsreform und die 
Novelle zum AFG — wurde damals nichts daraus. Es 
war keine Zeit. 

Nach der Bundestagswahl 1990 wurde in der Regie-
rungserklärung von Helmut Kohl ebenfalls eine 
Reform versprochen. Wir haben in der Koalitionsver-
einbarung festgelegt: 
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Die Bundesregierung wird eine Reform des agrar-
sozialen Sicherungssystems durchführen, um 
eine gerechtere Ausgestaltung u. a. durch eine 
stärkere Berücksichtigung der einzelbetriebli-
chen Leistungsfähigkeit zu erreichen sowie die 
finanzielle Stabilisierung des Systems zu gewähr-
leisten. Dabei wird auch die Frage der besseren 
sozialen Absicherung der Bäuerinnen einbezo-
gen. 

Gesagt, getan. 1991 wurde zur inhaltlichen Vorbe-
reitung dieses Reformwerks eine Koalitionsarbeits-
gruppe eingerichtet, die bis September 1992 in vielen 
intensiven Diskussionen und Klausuren die Eckwerte 
vorgelegt hat, ein Papier, auf dessen Grundlage dieser 
Gesetzentwurf ausgearbeitet worden ist. Wegen der 
finanziellen Unsicherheit im Zusammenhang mit dem 
FKP, mit dem Spar- und Konsolidierungsprogramm, 
mit dem Nachtragshaushalt 1993 und mit dem Haus-
halt 1994 ist leider Gottes die Beratung des Gesetzes 
im Bundeskabinett erst in allerletzter Sekunde vor 
Beginn der Sommerpause erfolgt. Aber festzuhalten 
bleibt, daß der Gesetzentwurf bereits im Dezember 
1992 fix  und fertig auf dem Tisch war. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich meine, wir sind uns alle einig: Die Reform ist sehr 
notwendig. 

Dieser lange Vorlauf ist natürlich vor dem Hinter-
grund eines Strukturwandels in der Landwirtschaft 
zu sehen, verbunden mit der derzeitigen Einkom-
menssituation in der Landwirtschaft, die so schlecht ist 
wie noch nie und die von einer Finanzkrise der 
öffentlichen Haushalte und einer damit gleichzeitig 
verbundenen tiefen Rezession begleitet ist. 

Die Säule „Agrarsozialpolitik" droht Risse zu 
bekommen, wenn wir ihre Tragkraft nicht stabilisie-
ren. Allein 20 000 Beitragszahler verlassen jährlich 
die Alterskasse. Der zügige Strukturwandel verrin-
gert die Zahl der Beitragszahler, aber nicht die der 
Leistungsempfänger. 

Heute kommen auf 100 Beitragszahler schon über 
120 Leistungsempfänger. Viele Nebenerwerbsland-
wirte wollen nicht in beiden Sozialsystemen, in der 
gesetzlichen Rentenversicherung und in der landwirt-
schaftlichen Altersversicherung, bleiben. Die Bei-
tragssteigerungsraten sind viel zu hoch, ihre Hebung 
berücksichtigt die einzelbetriebliche Leistungsfähig-
keit viel zuwenig. 

Die fehlende eigenständige Sicherung der Bäuerin 
erweist sich immer mehr als Handicap in einer un-
ter vielfachem Umstrukturierungsdruck stehenden 
Landwirtschaft. Ich bezeichne deshalb die Agrar-
sozialpolitik als eine der Hauptsäulen der nationalen 
Agrarpolitik, in der wir unseren nationalstaatlichen 
Spielraum nutzen müssen, um eine moderne Land-
wirtschaft, ein Sozialversicherungssystem für die 
Zukunft zu installieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Mit dieser Reform wird die Weiterentwicklung der 
Altershilfe für Landwirte ein echtes Sozialversiche-
rungssystem. — Das Wort „Altershilfe" signalisiert 
schon den Hilfe-Gedanken. — Wir haben es hier mit 
einem Sozialversicherungssystem zu tun, das für die 

Bäuerinnen und die Bauern gelten soll, und zwar nicht 
nur für die in der alten Bundesrepublik, sondern auch 
für die in den neuen Bundesländern. Damit werden 
die heute altertümlichen Verhältnisse in weiten Tei-
len der derzeitigen Gesetzeslage abgelöst. 

Das Herzstück dieser Reform — Frau Kollegin 
Dempwolf hat es bereits ausgeführt — ist die Einfüh-
rung einer eigenständigen, auf einigen Beiträgen 
basierenden Alterssicherung der Bäuerinnen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das hat die 
Opposition immer vergessen!) 

In Zukunft zahlt die Bäuerin, wenn sie sich für eine 
eigenständige Versicherungspflicht entscheidet, ei-
gene Beiträge. Dafür erwirbt sie einen eigenen Ren-
tenanspruch, der sie mit dem Mann quasi gleichstellt, 
wenn die Zahl der Versicherungsjahre gleich ist. 
Somit werden alle derzeitig bestehenden Lücken bei 
den Bäuerinnen beseitigt. 

Ich möchte hier noch ganz besonders die Erwerbs-
unfähigkeit ansprechen. Es ist ein Skandal, Herr 
Kollege Heyenn, wenn Sie die rückwirkende Anrech-
nung von Versicherungsjahren kritisieren und offen-
sichtlich nicht zur Kenntnis nehmen wollen, daß 
Bäuerinnen bei der Erwerbsunfähigkeit heute ohne 
einen Pfennig dastehen. Herr Kollege Heyenn, ich 
bitte Sie, daß Sie mit Ihrem sozialen Gewissen ins 
Reine kommen; denn das kann doch nicht wahr sein! 
Wo kommen wir denn in einem Sozialstaat hin, wenn 
wir diese Verhältnisse nicht angehen und hier nicht 
entsprechend massive Verbesserungen vornehmen 
wollen? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Das muß nicht rückwir-

kend sein!) 

— — Sie bekommen nur dann Rente, wenn sie auch 
Rentenzeiten nachweisen können. Das brauche ich 
Ihnen doch nicht zu sagen. Es muß auch bei Erwerbs-
unfähigkeit eine Rentenzeit nachgewiesen werden. 
Das geht nicht, wenn ich hier nicht eine Berücksich-
tigung von Versicherungsjahren einbaue. 

Ich habe es eingangs schon gesagt, Herr Kollege 
Heyenn: Ich finde es bemerkenswert, wie wir hier in 
diesem Haus die Rentenanpassung Ost gemeinsam 
gemacht haben. Wir wußten, daß es eine teure Sache 
wird. Wir waren aber von der Notwendigkeit zutiefst 
überzeugt. Ich frage Sie: Was ist denn jetzt anders? Wir 
nehmen hier eine Reform zugunsten der Bäuerinnen 
vor. Von dieser Notwendigkeit sind wir überzeugt. 
Deshalb machen wir hier eine entsprechende Anpas-
sung. 

Gleichzeitig muß man — Sie haben das nicht 
getan — auch sagen: Der Verheiratetenzuschlag fällt 
natürlich weg. Außerdem wird die volle Rentenhöhe 
erst im dritten Jahr bezahlt. Auch das muß man hier 
sagen. Sonst sagt man doch nur einen Teil der 
Wahrheit. Ich verstehe in dieser Frage wirklich nicht 
Ihre Kritik, Herr Kollege Heyenn. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Die ver-
steht er selber nicht!) 

Ich möchte einen ganz wichtigen Punkt ansprechen, 
und zwar erstens, wie sich die SPD in bezug auf die 
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Frauenpolitik in der Vergangenheit immer zu Wort 
gemeldet hat, 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

und zweitens, wie die SPD im Falle der Pflegebedürf-
tigkeit argumentiert, bei der wir ohne Beiträge Lei-
stungen erbringen. Wo liegt denn da der Unterschied 
zu dem, was wir hier tun? Hier haben wir immerhin 
noch eigene Beiträge — zugegebenermaßen ge-
ringe —, die dann zu einer Leistung führen. 

Ich werde einfach den Verdacht nicht los, Herr 
Kollege Heyenn, daß Sie vermuten, daß von dieser 
Reform nur eine relativ geringe Wählerklientel betrof-
fen ist. Das ist das Schäbige an der Diskussion, die Sie 
hier führen. Das ist absolut schäbig. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Siegfried  Hornung [CDU/CSU]: Bäuerinnen 
sind keine SPD-Wähler! Das ist das Pro- 

blem!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Heinrich, der Abgeordnete Heyenn 
möchte jetzt eine Zwischenfrage stellen. 

Ul rich Heinrich (F.D.P.): Bitte, Herr Kollege. 

Günther Heyenn (SPD): Herr Heinrich, gestehen Sie 
mir zu, daß Sie sich soeben ein wenig vergaloppiert 
haben und daß es gerade für die F.D.P. sehr proble-
matisch ist, mit der Wählerklientel zu argumentieren, 
da doch ihre gesamte Politik nur auf ihre Wählerklien-
tel ausgerichtet ist? 

(Beifall bei der SPD — Georg Gallus [F.D.P.]: 
Wir sind eine Meine Volkspartei! Bei uns gilt 

jeder als Wähler!) 

Ulrich Hein rich (F.D.P.): Herr Kollege Heyenn, uns 
zwei unterscheidet u. a., daß ich mit dem Vorwurf 
leben kann, Sie aber offensichtlich nicht. 

(Heiterkeit bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, die Kritik, 
die sich an der Einkommensgrenze für den Beitrags-
zuschuß festmacht, ist für mich ebenfalls nicht nach-
vollziehbar. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Und 
falsch!) 

Die Altershilfe der Landwirte ist das einzige Alterssi-
cherungssystem, in dem bei der Einkommensberech-
nung nicht nur auf das Erwerbseinkommen abgeho-
ben wird, sondern auch alle anderen steuerpflichtigen 
Einkommen angerechnet werden. Herr Kollege Hey-
enn, sagen Sie mir bitte, ob das in einem anderen 
Bereich genauso ist. Sagen Sie mir, ob in einem 
anderen Bereich Einkommen aus Vermietung und 
Verpachtung sowie Einkommen aus Kapitaleinkünf-
ten oberhalb der Freigrenzen ebenfalls angerechnet 
werden! Das ist nicht der Fall. 

Hier haben wir das erste Mal etwas vollzogen, um 
mehr Gerechtigkeit in den Bereichen zu bekommen, 
in denen wir mit Beitragszuschüssen arbeiten. Inso-

fern geht auch hier die Kri tik nach meinem Dafürhal-
ten völlig ins Leere. 

(Jan Oostergetelo [SPD]: Sie bringen alles 
durcheinander!) 

Wir haben bei dieser Reform allergrößten Wert 
darauf gelegt, uns, wo es irgend möglich war, an dem 
bestehenden Rentenrecht zu orientieren. Dies gilt 
z. B. für die Rentenformel — wir nennen dies Struk-
turfaktor —, bei der wir eine gewisse Automatik 
erreicht haben. Es geht darum, wie sich bei veränder-
ten strukturellen Zahlen der Staatszuschuß entspre-
chend entwickeln soll. Dies gilt auch für die neu 
eingeführte Linearisierung und für die Versiche-
rungszeiten bei Bezug einer Erwerbsunfähigkeits-
rente. Alle diese und weitere Dinge haben wir mit dem 
bestehenden Rentenrecht angeglichen und harmoni-
siert. 

Besonders betroffen sind von diesen Änderungen 
natürlich in bezug auf die Neudefinition des versicher-
ten Personenkreises die Nebenerwerbslandwirte. Wir 
haben uns von dem Gedanken leiten lassen — deshalb 
auch berufsständisches Sicherungssystem —, daß ein 
eigenständiges berufsständisches System auch tat-
sächlich nur denen zusteht, die nicht schon anderwei-
tig ausreichend abgesichert sind. Wir haben daher 
eine Ausschlußgrenze für diejenigen festgelegt, die 
80 % der Bezugsgröße übersteigen. Das sind im Jahre 
1995 etwa 3 300 DM Bruttomonatseinkommen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Über dieses 
Thema müssen wir noch einmal diskutie-

ren!) 

— Ja, ich weiß, Sie wollen eine höhere Grenze, Herr 
Kollege Hornung. Aber diese steht im Gesetzentwurf, 
der nun zur Beratung ansteht. 

Sichergestellt ist jedoch, daß derjenige, der bereits 
in der Alterssicherung der Landwirte versichert ist, so 
lange versichert bleibt, bis die Wartezeit von 15 Jah-
ren für eine Altersrente erreicht ist und er damit die 
Voraussetzungen erfüllt hat. Eine lückenlose Bei-
tragszahlung ist künftig nicht mehr erforderlich. 

Der Ausschluß des Nebenerwerbslandwirts führt 
jedoch nicht dazu, daß auch der Ehegatte — dies ist in 
der Regel die Frau — die eigenständige Sicherung 
verliert. Sie bleibt versichert und zahlt eigene Bei-
träge, solange sie nicht über ein entsprechend hohes 
außerlandwirtschaftliches Einkommen verfügt. Sie 
bekommt dann eine eigenständige Rente. 

Falls die außerlandwirtschaftlichen Einkünfte 
nachhaltig wieder unter die Grenze fallen, wird die 
betroffene Person erneut in die Altershilfe auf genom-
men.  Ich nenne das ein auf die Zukunft hin ausgerich-
tetes modernes Sozialversicherungssystem, mit dem 
diesen Wechselwirkungen entsprechend Rechnung 
getragen wird. Wir können das, glaube ich, wirklich 
gutheißen. 

In dieser kurzen Zeit von gut 10 Minuten kann m an 
 natürlich nicht das gesamte Gesetz darstellen. Ich 

möchte aber zur Finanzierung noch folgendes sagen: 
Wir brauchen kein zusätzliches Geld vom Finanzmi-
nister, sondern nur einen Teil des ehemaligen Wäh-
rungsausgleichs, der der Landwirtschaft übrigens 
— so ist der Koalitionsvereinbarung festgelegt — ganz 
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erhalten bleiben soll. Dies ist nach dem heutigen 
Stand der Dinge nicht machbar. Das erkennen wir, das 
müssen wir leider erkennen; das versteht sich von 
selbst. 

Aber die etwa 25 % des gesamten Volumens, die wir 
in der Alterssicherung der Landwirte dafür brauchen, 
sind unabdingbar. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Also nur ein 
Bruchteil!) 

Das Kunststück möchte ich einmal sehen, wie ohne 
dieses Geld eine verantwortungsvolle Reform be-
werkstelligt werden soll. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Heinrich, ich möchte mich nicht dem 
Verdacht aussetzen, Sie zu bevorzugen, was die 
Redezeit anbelangt. Sie haben die Ihre deutlich über-
schritten. — Vor der Minutenzahl steht ein Minus. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Ich habe das als Guthaben 
verstanden und gedacht, daß mein Guthaben steigt. 

(Heiterkeit — Barbara Weiler [SPD]: Ge

-

nauso rechnen Sie auch in diesem Gesetzent

-

wurf! Das ist es nämlich!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das ist wie 
mit dem Minuswachstum. Also, es hilft nichts. Ich 
möchte Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Lassen Sie mich zum Schluß 
noch einen Appell an  den Bundesrat richten. Er ist hier 
leider nicht vertreten, aber ich hoffe, daß bedeutende 
Reden auch nachgelesen werden. 

(Heiterkeit) 
Nachdem der auslaufende soziostrukturelle Ein-

kommensausgleich heute schon von einer Reihe der 
Bundesländer nicht mehr mitgetragen wird, darf nicht 
durch eine Blockade des Bundesrates die ohnehin zu 
100 % vom Bund finanzierte Reform zerstört wer-
den. 

Ich bitte den Bundesrat ganz herzlich, daß er sich in 
die Materie einliest, daß er sich mit den Fakten 
auseinandersetzt; denn dann wird er automatisch zu 
einer besseren Entscheidung kommen als vor kurzem 
erst der Finanzausschuß des Bundesrates. 

Ich bedanke mich bei Ihnen ganz herzlich für Ihre 
Aufmerksamkeit. Ich hoffe, daß wir in den nächsten 
Wochen zu einer konstruktiven Beratung kommen 
und das Ziel erreichen, daß wir 1994 die notwendigen 
Änderungen auf den Weg bringen und daß 1995 die 
Gesamtreform zum Wohle unserer Landwirtschaft 
wirksam werden kann. 

Danke schön. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Dr. Fritz Schumann das 
Wort . 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Der weiß 
auch Bescheid!) 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Warten Sie ab! — Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bundesrepublik Deutschland gehört 
zu der Minderheit der Länder in der Europäischen 
Gemeinschaft, die ein sektorales Sondersystem der 
agrarsozialen Sicherung haben. Die bevorstehende 
und schon lange angekündigte Reform der Agrarsozi-
algesetzgebung — Herr Heinrich hat ja eben noch 
einmal begründet, warum es so lange gedauert hat — 
hält aber nach unserer Auffassung in dem uns vorlie-
genden Entwurf nicht das, was sie verspricht, und ist 
erst recht nicht geeignet, ein wirklich modernes und 
den neuen Ansätzen gerecht werdendes agrarsoziales 
Sicherungssystem zu gewährleisten. Auch wenn es im 
Detail, z. B. was die eigenständige Sicherung der 
Bäuerinnen anbelangt, durchaus fortschrittliche Lö-
sungen gibt — das möchte ich hier sagen; ich halte das 
für seit langem überfällig —, bleiben doch zunächst 
ein paar prinzipielle Fragen. 

Erstens. Trotz der These im neuen Agrarkonzept 
unseres Bundeslandwirtschaftsministers, daß der 
Agrarsektor Teil der Gesamtwirtschaft ist und densel-
ben gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen, aber auch Anpassungszwän-
gen wie die übrige Wirtschaft unterliegt, wird mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf die Praxis eines sektora-
len Sondersystems fortgesetzt. 

(Siegfried Hornung (CDU/CSU): Das sich 
sehr gut bewährt hat!)  

Damit wurde die Chance einer wirklichen Reform 
zur Gestaltung eines modernen Sozialsystems ver-
tan; so schätze ich das ein. Die dem landwirtschaft-
lichen Sondersystem zugrunde liegende Philosophie 
der Verknüpfung der Alterssicherungsfunktion mit 
agrarstrukturellen und einkommenspolitischen 
Funktionen ist eher ein Nachteil als ein Vorteil. Diese 
Verknüpfung macht das System nur schwerfällig, 
erzeugt unnötige Bürokratie und trägt schwerlich zur 
allgemeinen Akzeptanz in der gesamten Bevölkerung 
bei. Sie wissen auch, Herr Hornung, daß es in der 
übrigen Bevölkerung eine Menge Diskussionen zu 
diesen Fragen gibt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Weil es die 
meisten nicht verstehen!) 

Wir sind uns bewußt, Herr Hornung, daß der not-
wendige Strukturwandel unbedingt sozial begleitet 
werden muß. Da gibt es keinen Zweifel; auch ich sehe 
das so. Deshalb plädieren wir für eine Reform, die 
auch die Landwirte in die allgemeine soziale Siche-
rung einordnet. Eine Konsequenz daraus wäre, die 
finanziellen Mittel zur sozialen Abfederung des agrar-
strukturellen Wandels in einen agrarstrukturellen 
Anpassungsfonds zu überführen. Das würde zweif el-
los einen zielgerichteteren und flexibleren Einsatz 
dieser Mittel als gegenwärtig ermöglichen, was ange-
sichts knapper Kassen besonders geboten ist. Das ist 
auch heute hier zum Ausdruck gekommen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das wäre ja 
wieder ein neues System!) 

Zweitens. Der Gesetzentwurf provoziert neue Kon-
flikte, und zwar sowohl zwischen Ost und West wie 
auch zwischen den verschiedenen Unternehmensfor-
men, und ist eine Fortsetzung der bloßen Übertragung 
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des Werte-, Rechts-, Wirtschafts- und Sozialsystems 
ohne Analyse des Gegebenen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Dr. Schumann, der Abgeordnete Ulrich Heinrich 
möchte gerne eine Zwischenfrage stellen. — Bitte. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Lieber Herr Kollege 
Dr. Schumann, Sie haben mit wenigen dürren Sätzen 
gerade ein neues Konzept vorgestellt. Ist Ihnen 
bewußt, daß das, was Sie vorgestellt haben, aus 
EG-rechtlichen Gründen nicht machbar ist? Wissen 
Sie nicht mehr, daß wir den soziostrukturellen Ein-
kommensausgleich aus EG-rechtlichen Gründen ab-
bauen mußten? 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Herr Heinrich, ich bedanke mich für die Frage. 
Es wäre mir natürlich möglich, das nicht nur in dürren 
Sätzen, sondern in viel längeren Sätzen darzustellen, 
wenn ich mehr Redezeit hätte. Aber ich werde natür-
lich die Gelegenheit nutzen, bei der Anhörung und bei 
der Diskussion im Ausschuß — ich muß hier sagen: 
dort habe ich ja ausreichend Zeit, mich zu artikulie-
ren — unsere Ansätze weiter zu erläutern. 

Was den soziostrukturellen Einkommensausgleich 
und die Abschaffung aus EG-rechtlichen Gründen 
anbelangt, haben Sie natürlich recht. Aber ich sehe 
trotzdem Möglichkeiten, das einzuordnen. Verglei-
chen Sie doch einmal unser System mit den Sozialsi-
cherungssystemen in anderen EG-Staaten. Ich habe 
mich bei den Vorbereitungen auf die heutige Rede 
einmal damit befaßt. Ich sehe hier Möglichkeiten, dort 
Anpassungsprozesse zu begleiten, auch mit anderen 
Fonds und anderen Maßnahmen. Es käme auf den 
Versuch an, dort wirklich einmal anzusetzen. 

Ich setze meine Rede fort: Zu diesem Dilemma 
kommt es, obwohl die Bundesregierung der vielfälti-
gen Agrarstruktur Ost Rechnung zu tragen versucht. 
Ihr Lösungsansatz — einerseits Einordnung der Wie-
der- und Neueinrichter von Einzelbetrieben und Mit-
unternehmern in Personengesellschaften in die land-
wirtschaftliche Altershilfe, andererseits Belassung der 
Beschäftigten der juristischen Personen, und zwar 
auch der Genossen und Gesellschafter, also der Mit-
eigentümer, in der allgemeinen gesetzlichen Renten-
versicherung — schafft folgende Probleme: 

a) Die neuen Länder werden nur in geringem Maße 
an den Bundesmitteln für die Altershilfe partizipieren, 
weil die Zahl der in dieses System Einzubeziehenden 
im Verhältnis zu den alten Bundesländern äußerst 
gering ist. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist 
falsch!) 

— Das ist nicht falsch, Herr Ho rnung. 
Hinzu kommt, daß diese noch viele Jahre keine 

Leistungsbezieher, sondern lediglich Beitragszahler 
sein werden. Es gibt Veröffentlichungen, die davon 
sprechen, daß in den nächsten 15 Jahren im wesent-
lichen nur Beiträge gezahlt werden. Ich kann das im 
Moment nicht nachvollziehen; ich sage es nur. Anders 
ausgedrückt: Da die für die Agrarsozialreform benö-
tigten Bundesmittel nicht zusätzlich, sondern aus 
Haushaltsumschichtungen gewonnen werden — kon-

kret aus dem Wegfall des soziostrukturellen Einkom-
mensausgleichs West und der Anpassungshilfen 
Ost —, verliert der Osten im Vergleich zu heute 
effektiv an Mitteln. 

b) Da nur die landwirtschaftliche Altershilfe erheb-
lich mit Bundesmitteln bevorzugt wird, kommt die 
große Mehrheit der in juristischen Personen tätigen 
Landwirte nicht in den Genuß dieser Subventionie-
rung. Das heißt: die wiederholt proklamierte Chan-
cengleichheit wird durch dieses Gesetz in der jetzigen 
Fassung nicht gewährleistet. 

Das trifft auch für die Frauen im Osten zu, deren 
Renten natürlich gesichert sind; sie haben aber auch 
jahrelang Beitrag gezahlt. Auch das muß man hier 
deutlich sagen. Sie hatten die Möglichkeit dazu, aber 
sie haben das auch eingezahlt, und dafür ist das 
sicher — — 

(Hans-Joachim  Fuchtel [CDU/CSU]: Die 
Frauen hier haben nur gearbeitet und nichts 

bekommen! Das ist der Unterschied!) 

— Das haben Sie doch zu verantworten, nicht wir. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Dr. Schumann, ich habe jetzt die Wünsche von zwei 
Abgeordneten, des Abgeordneten Georg Gallus und 
des Abgeordneten Hornung, eine Frage zu stellen. — 
Bitte sehr, Herr Abgeordneter Gallus. 

Georg Gallus (F.D.P.): Kollege Schumann, glauben 
Sie nicht , daß der jetzige Gesetzentwurf nichts weiter 
ist als ein Gerechtigkeitsnachvollzug für die Leistung, 
die Bäuerinnen im Westen mindestens im gleichen 
Maße erbracht haben wie die Bäuerinnen im Osten, 
die durch ihre Tätigkeit in ihren Kolchosen von 
Anfang an versichert waren? Das muß m an  doch 
sehen! Oder glauben Sie, daß unsere Bäuerinnen auf 
ihren Höfen weniger geleistet und gearbeitet 
haben? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Herr Gallus, was eine Bäuerin leisten muß, 
kann ich, glaube ich, ein bißchen nachvollziehen. Ich 
bin auf dem Bauernhof groß geworden und habe 
gesehen, was alles meine Mutter mit vier Kindern an 

 Arbeit im Stall machen mußte, zumindest bis es zur 
Kollektivierung kam. Das war 1960. Das habe ich 
schon noch bewußt miterlebt. Ich weiß, wie schwierig 
das für Bäuerinnen war. 

Ich bin der letzte, der das den Bäuerinnen nicht 
gönnt. Ich habe auch eingangs gesagt, ich halte diese 
Lösung der eigenständigen sozialen Sicherung der 
Bäuerinnen und der Sicherung ihrer Renten für das 
fortschrittlichste an diesem Gesetz. Dabei bleibe ich, 
daß das eine sehr gute Lösung ist. Die war überfällig, 
schon lange überfällig. Darüber sind wir uns einig. Ich 
will an keiner Stelle einer Bäuerin etwas vorenthalten. 
Ich verwahre mich nur dagegen, daß als Begründung 
genommen wird: Im Osten ist das ja schon alles klar. 
Ich habe dazu gesagt, sie haben jahrelang Beitrag 
dafür gezahlt, und Sie selbst oder einige Ihrer Redner 
haben auch gesagt, es ist zum Teil freiwillig darauf 
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verzichtet worden, Beiträge zu entrichten, obwohl es 
Möglichkeiten gegeben hätte. 

(Barbara Weiler [SPD]: So ist es!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Hornung, bitte sehr. 

Siegfried Hornung (CDU/CSU): Herr Kollege 
Dr. Schumann, ist es nicht wirklich falsch, wenn wir, 
diejenigen, die mit der Materie vertraut sind, jetzt auf 
dieser Ebene einen Keil zwischen das ehemalige 
Sozialversicherungssystem im Osten und das im 
Westen treiben wollen? 

Im Osten waren die Bäuerinnen auf Grund ihrer 
Arbeitnehmertätigkeit versichert und haben glückli-
cherweise auf Grund des Rentenüberleitungsgesetzes 
an diesen positiven Entwicklungen teilgenommen. 

Die Bäuerinnen im Westen sind bislang nicht versi-
chert. 

(Barbara Weiler [SPD]: Warum nicht?) 
Und nun wird entgegen allen anderen Behauptungen 
mit der Einführung der Altershilfesicherung bei allen 
Bäuerinnen in der gesamten Bundesrepublik — es 
gibt kein Ost, kein West mehr — dieses System, das 
wir jetzt in einem Gesetzentwurf auf dem Tisch liegen 
haben, eingeführt. Damit gibt es keine Ungerechtig-
keiten, sondern damit führen wir für die Landwirt-
schaft, spezifisch gesehen, ein sehr gutes System 
fort. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Herr Hornung, auch Ihnen möchte ich noch 
einmal sagen: Ich bin der letzte, der gegen die soziale 
Sicherung und die Alterssicherung der Bäuerinnen ist. 
Ich habe hier darüber gesprochen, daß es auf Grund 
der Tatsache der Zugehörigkeit, der Beitragszahlung, 
der Einordnung in die verschiedenen Systeme Unter-
schiede zwischen Ost und West geben wird, auch 
wenn wir nicht mehr Ost und West haben. Es gibt sie 
ganz einfach. Sie sind aus der Geschichte, aus der 
Tradition begründet, und sie sind aus der Bewirtschaf-
tungsweise und aus den gegenwärtigen Strukturen 
begründet. 

Ich möchte, daß wir in der weiteren Diskussion über 
dieses Gesetz darauf eingehen. Deswegen habe ich 
diese Probleme hier angesprochen. Ich möchte, daß 
wir das noch einmal genau ausdiskutieren. Es geht mir 
überhaupt nicht darum, die Bäuerinnen auszugren-
zen. Es wäre doch töricht, wenn ich so etwas verlangen 
würde. Soweit verstehe ich das auch. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die näch-
ste Bitte kommt vom Abgeordneten Michels. Sind Sie 
bereit, auch diese Frage zu beantworten? — Bitte 
schön. 

Meinolf Michels (CDU/CSU): Herr Kollege 
Dr. Schumann, mit Sicherheit kann man auch in so 
einer Situation solches und solches herausarbeiten. 
Diesen Vorwurf, den Sie gerade gemacht haben, habe 
ich auch schon von anderer Stelle gehört. Deshalb 
habe ich mich gemeldet. 

Halten Sie es nicht für falsch, daß wir diese gewissen 
Unterschiede, die sich einfach aus der Vergangenheit 
ergeben, immer wieder herausarbeiten und dabei 
außer acht lassen, daß gerade die Landwirtschaft im 
Osten nach der Wende eigentlich von allen Wi rt

-schaftszweigen am besten an  unsere hiesige Situa tion 
Anschluß gefunden hat? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Das wäre ein Thema für eine Agrarstrukturde-
batte und für den Agrarbericht, Herr Michels. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 
Das alles kann man nicht so einfach beantworten. 
Dafür reicht sicherlich auch die Zeit nicht. Natürlich 
hat die Landwirtschaft im Osten Anschluß gefunden. 
Der Landwirtschaft ist es wahrscheinlich besser als der 
Industrie gelungen, auf Grund der strukturellen Vor-
aussetzungen, die dort gegeben waren, inzwischen 
eine Basis zu schaffen und sich zu etablieren. Wir 
wären froh, wenn es auch im Industriebereich so wäre. 
Darüber sind wir uns völlig einig. Das sehe ich auch so. 
Ich gehöre auch nicht zu denen, die das fortwährend 
kritisieren. Das wissen Sie auch, Herr Michels. 

Mir geht es um die Differenzen, die in diesem 
Gesetz stecken. Sie müssen mir doch zugestehen, daß 
ich darüber rede. Das ist mein Thema. Daß Sie über 
etwas anderes reden als ich, ist doch völlig klar. Ich 
stelle bier das zur Debatte, was ich zur Zeit als 
Unterschiede zwischen Ost und West sehe, und 
möchte, daß es zu einer Mittelumverteilung kommt. 
Das möchte ich gern diskutiert haben. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das hat noch 
gefehlt, daß wir damit das Ding kaputtma-

chen!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun fah-
ren Sie wieder auf Kosten Ihrer normalen Redezeit 
fort. Bitte schön! 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Danke schön, Herr Präsident! 

Ich komme jetzt eigentlich zu dem Thema, über das 
wir eben so ausführlich diskutiert haben. Gerade hier 
wird sichtbar, daß die Verknüpfung der sozialen 
Sicherung mit agrarstruktur- und einkommenspoliti-
schen Zielstellungen unter den Bedingungen einer 
fast ausschließlich familienbetriebsorientierten L and-
wirtschaft wie in den alten Ländern noch schlecht und 
recht funktionieren mag. Da gebe ich Ihnen völlig 
recht. Herr Heinrich, das war ja auch Ihre Eingangs-
frage. Im Osten mit seiner auch langfristig — so glaube 
ich zumindest — völlig anderen Agrarstruktur wird 
deutlich, daß diese Verknüpfung nicht mehr zeitge-
mäß ist. 

Erhebliche Zweifel bestehen auch daran, ob bei den 
neuen Einzelunternehmen der neuen Länder be-
stimmte Elemente der Alterssicherung des Westens, 
wie die Verknüpfung der Rente mit der Hofabgabe, 
nach den gleichen Prinzipien ablaufen werden wie bei 
den bäuerlichen Familienbetrieben. Ich glaube, daß 
auch bei den Wieder- und Neueinrichtern, die selb-
ständig und eigenständig wirtschaften, der Bauernhof 
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als Struktureinheit und Sozialgemeinschaft, wie wir 
ihn kennen, den auch ich kennengelernt habe, auf 
dem ich großgeworden bin, heute nicht mehr so 
existiert. Es sind Unternehmen entstanden, die nach 
anderen Gesichtspunkten, nach Pachtsystem, funktio-
nieren. Ich sage nur einmal als Beispiel: Bei meinen 
drei Wiedereinrichtern im Dorf sind die Frauen Ange-
stellte im öffentlichen Dienst, und sie denken mitnich-
ten daran, Bäuerinnen zu werden. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sollen sie auch nicht! 
Warum sind Sie so aufgebracht? — Weitere 

Zurufe) 

— Das sollen sie ja auch nicht. Derjenige, der dort 
arbeitet, sieht das als Unternehmen an, be treibt es als 
Unternehmen und wird nach Ablauf des zwölfjähri-
gen Pachtvertrages vielleicht eine andere Entschei-
dung fällen. Ich halte das für gut. Ich möchte nur, daß 
wir das in der zukünftigen Debatte auch berücksich-
tigen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Dann loben Sie 
doch das Gesetz, weil es genau das beinhal

-

tet!) 

— Eben nicht, Herr Heinrich. Ich kann das so nicht 
herauslesen. 

Lassen Sie mich noch einen letzten Gedanken 
einbringen. Ich glaube, daß es auch an der Zeit wäre, 
auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Unfallversi-
cherung etwas zu tun. Hier gibt es recht unrühmliche 
Dinge, die auch aus der Einigung herrühren. Ich 
spreche hier ein Thema an, das Sie sicherlich alle 
kennen: daß die Beiträge und die Zuordnungsgrößen 
damals auf ganz anderen Grundlagen festgelegt wur-
den, als sie sich heute darstellen. Ich halte es für sehr 
wichtig, daß wir dieses Problem noch einmal ange-
hen. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal betonen, daß 
ich die eigenständige soziale Sicherung der Bäuerin-
nen als das progressivste Element dieses Gesetzes 
sehe. Ich wünsche mir, daß in der fachlich-sachlichen 
Diskussion hier noch Dinge ausgeräumt werden und 
daß wir das gemeinsam angehen können. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Als näch-
ster spricht der Abgeordnete Albert Deß. 

Albert  Deß (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Agrarsozialpolitik ist 
einer der wenigen Bereiche in der Agrarpoli tik, die 
noch weitgehend national gestaltet werden können. 
Der Kollege Heinrich hat das angesprochen. Die 
Bundesregierung und die Fraktionen der CDU/CSU 
und der F.D.P. nutzen diesen Spielraum, um das 
System einer eigenständigen Sozialversicherung für 
unsere bäuerlichen Familien fortzuentwickeln. 

Die Einführung der Landwirtschaftlichen Alters-
kasse am 1. Oktober 1957 hat viel dazu beigetragen, 
daß der Strukturwandel in der Landwirtschaft sozial 
abgefedert werden konnte. Es war und ist in unserem 
Land immer wieder die CDU/CSU, die auch im 
Sozialbereich dazu beigetragen hat, daß die von 

Ludwig Erhard konzipierte soziale Marktwirtschaft 
verwirklicht und weiterentwickelt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Mit der Einbringung des heutigen Gesetzentwurfs 
zur Reform der agrarsozialen Sicherung wird insbe-
sondere die landwirtschaftliche Altershilfe langfristig 
finanziell stabilisiert. Die Landwirtschaft darf auch in 
einer Situa tion, in der gespart werden muß, und in 
einer schwierigen Phase des Strukturwandels nicht 
alleingelassen werden. 

Der von einer Koalitionsarbeitsgruppe unter Lei-
tung des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf 
Kraus ausgearbeitete Entwurf berücksichtigt sehr 
wohl die schwierige Haushaltslage. Finanzmittel, die 
bisher als Aufwertungsausgleich an die deutsche 
Landwirtschaft gewährt wurden, werden in den 
Agrarsozialbereich umgeschichtet. Deshalb ist der 
Vorwurf des SPD-Kollegen Heyenn, daß der Gesetz-
entwurf erhebliche Geschenke zugunsten der Bauern 
vorsehe, meiner Ansicht nach nicht mehr als billige 
Polemik. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Schade, daß er nicht mehr hier ist! Wenn er die Frage 
stellt, wie es um die innerlandwirtschaftliche Solida-
rität bestellt sei, so kann dies leicht beantwortet 
werden. So bekommt z. B. ein 80-Hektar-Betrieb, der 
70 000 DM Familieneinkommen erwirtschaftet, 1993 
über den soziostrukturellen Einkommensausgleich 
— nur so ist dieses Einkommen möglich — ca. 
11 000 DM, wenn sich das Bundesland an der Finan-
zierung beteiligt; das ist bei den SPD-geführten Län-
dern leider meistens nicht der Fall . 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Diese 11 000 DM fallen ab 1996 weg. Wenn dieser 
Ausgleichsbetrag wegfällt, vermindert sich das 
Betriebseinkommen in diesem Fall um 15,7 % auf 
59 000 DM. Bei zwei Beitragszahlern fällt somit pro 
Person ein Betriebseinkommen von 29 500 DM an, so 
daß dieser Betrieb monatlich 204 DM Beitragszuschuß 
erhält. Das ergibt für diesen Betrieb pro Jahr insge-
samt 2 448 DM Beitragsentlastung. Statt 11 000 DM 
über den soziostrukturellen Einkommensausgleich 
erhält er 2 448 DM Beitagsentlastung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Außerdem wird für die Zuschußberechnung in 
Zukunft das Gesamteinkommen des Versicherten 
herangezogen. Dies bedeutet, daß Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung sowie aus Kapitalver-
mögen berücksichtigt werden. Ist dies etwa kein 
Beitrag zur innerlandwirtschaftlichen Solidarität? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Anscheinend tun sich SPD-Sozialpolitiker mit l and-
wirtschaftlichen Zusammenhängen schwer. Sonst 
würden sie nicht so unqualifiziert daherreden, wie 
dies heute geschehen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider! — Zuruf 
des Abg. Georg Gallus [F.D.P.]) 
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Solche Aussagen aber, Herr Kollege Gallus, tragen 
mit dazu bei, daß für die Bäuerinnen und Bauern in 
unserem Land nicht schwer zu erkennen ist, daß ihre 
Anliegen bei der CDU/CSU und auch bei großen 
Teilen der F.D.P. besser aufgehoben sind. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
— Georg Gallus [F.D.P.]: Herr Heinrich hat 

sich eingesetzt wie kein anderer!) 

Ich kann Herrn Möllemann natürlich nicht mit ein-
schließen. 

Auch wenn wir zur Zeit nicht in der Lage sind, alle 
Wünsche der bäuerlichen Berufsvertretungen in die-
sem Gesetzentwurf zu erfüllen, waren wir in der 
Koalitionsarbeitsgruppe bestrebt, die Reform der 
Agrarsozialpolitik praxisgerechter zu gestalten. Ei-
nem jahrelang vorgetragenen Wunsch vieler Neben-
erwerbslandwirte, die Beitragszahlung zur landwirt-
schaftlichen Alterskasse einstellen zu können, wurde 
Rechnung getragen. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Die Altersgeldanwartschaft bleibt dabei nach 15 Bei-
tragsjahren erhalten, und das ist sehr wichtig. 

Gibt ein Nebenerwerbslandwirt seine außerland-
wirtschaftliche Tätigkeit auf, um wieder im Voller-
werb tätig zu sein, kann die Beitragszahlung wieder 
aufgenommen werden. Damit wurde das bisher starre 
System bei der Anwartschaft auf Altersgeld in Anleh-
nung an  das System der Rentenversicherung flexibler 
gestaltet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Sollten im Zuge der Ausschußberatungen noch 
Änderungen am Gesetzentwurf vorgenommen wer-
den, würde ich mich als CSU-Vertreter darüber 
freuen, wenn die Ausschlußgrenze für Nebener-
werbslandwirte, die als Kompromiß im vorliegenden 
Gesetzentwurf auf 80 % der Bezugsgröße festgelegt 
wurde, noch angehoben werden könnte, um Härten 
beim Ausschluß aus der Altersversorgung zu vermei-
den. Ich bin auch bereit, einer freiwilligen Weiterver-
sicherung zuzustimmen. Dabei wäre selbstverständ-
lich ein Beitragszuschuß ausgeschlossen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist ein 
ganz wichtiger Faktor! Das muß hinein!) 

Durch die Möglichkeit, daß sich auch Bäuerinnen 
sowohl im Haupterwerb als auch im Nebenerwerb 
durch einen eigenen Beitrag einen Altersgeldan-
spruch sichern können, wird eine bessere soziale 
Absicherung der bäuerlichen Familien erreicht. Die 
Anrechnung der Beitragsjahre des Ehemannes auf die 
der Bäuerin bei der Altersversorgung ist mehr als 
berechtigt, da in diesem Fall der Ehegattenanspruch 
wegfällt und ein eigener Beitrag gezahlt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Vorwurf der SPD, hier würden Geschenke ver-
teilt, geht auch hier an der Realität vorbei. Auch hier 
wird versucht, eine Neiddiskussion zu entfachen. 

Mit dem Gesetzentwurf wird die Krankenversiche-
rung auf den Personenkreis beschränkt, dessen beruf-
lichen Schwerpunkt die Landwirtschaft bildet. Ausge-
schlossen sind daher in Zukunft im wesentlichen 

Beamte, Selbständige, die im Hauptberuf nicht Land-
wirte sind, sowie Arbeitnehmer, deren Einkommen 
die Versicherungsgrenze in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung übersteigt. 

Zusammenfassend kann gesagt werden: Mit dem 
heutigen Gesetzentwurf zur agrarsozialen Sicherung 
wird ein neuer Meilenstein in der Agrarsozialpolitik 
gesetzt. Ich bedanke mich bei allen Kolleginnen und 
Kollegen, die in der Koalitionsarbeitsgruppe mitgear-
beitet haben. Alle waren bestrebt, einen Kompromiß 
zu finden, der dazu beiträgt, daß die Koalitionsverein-
barung zur Agrarsozialpolitik zum 1. Januar 1995 und 
im vorgezogenen Teil bereits zum 1. Januar 1994 
umgesetzt werden kann. 

Es liegt jetzt auch an der SPD, daß durch eine zügige 
Beratung dieses Gesetz termingerecht in Kraft treten 
kann. Ich glaube, es wäre unglücklich, wenn wegen 
dieses Gesetzentwurfes eine Ost-West-Diskussion 
einsetzen würde. Das wäre nicht im Interesse der 
Bauern im Osten und im Westen unseres Landes. Das 
möchte ich an die Adresse von Herrn Schumann 
sagen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Hermann Wimmer das 
Wort. 

Hermann Wimmer (Neuötting) (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es wäre 
natürlich jetzt interessant, auf einige Punkte meiner 
Vorredner einzugehen. Ich erspare es mir aber, weil 
ich etwas mehr zur Sache sagen will. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Es wäre ganz gut, 
auf die Vorredner einzugehen!) 

— Ich würde auch sehr gerne auf Sie eingehen, Herr 
Heinrich, weil ich glaube, daß Lautstärke in den 
Ausführungen nicht darüber hinwegtäuschen kann, 
daß Sie in der Agrarsozialpolitik zehn Jahre geschla-
fen haben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das liegt an der Beschallungsan- 

lage!) 
Ich stelle fest, daß das Agrarsozialreformgesetz 1995 

den Erwartungen nicht gerecht wird. Seit zehn Jahren 
verspricht die Koalition eine große, umfassende 
Agrarsozialreform. Die Debatte darüber hat uns ja in 
den letzten zehn Jahren begleitet. Wenn ich sehe, was 
jetzt geboren wurde, stelle ich fest, daß m an  dieser 
großen Aufgabe nicht gerecht wird. Ich bin ja auch der 
festen Überzeugung, daß die Agrarsozialreform 
zwingend notwendig ist, daß man  Auswüchse und 
Entgleisungen der letzten Jahrzehnte einfangen muß 
und daß man  dort, wo Lücken vorhanden sind, zielge-
richtet einen Ausbau herbeiführen muß. Ich bin der 
festen Überzeugung, daß das notwendig ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nur: Die Flickschusterei, die bisher bet rieben worden 
ist, haben Sie zu vertreten. Bei der Debatte 1986 hat 
der Kollege Schorlemer noch ausgeführt, es sei nur 
eine Übergangslösung, denn bald würden die Überle- 
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gungen zu einer Gesamtreform einsetzen, und denen 
sollte man nicht vorgreifen. Das liegt fast acht Jahre 
zurück; die Zeit haben Sie verstreichen lassen. 

Ich bin auch der festen Überzeugung, daß eine 
Lösung der Agrarsozialreform vor Jahren leichter 
gewesen wäre als in der heutigen Zeit. Das haben Sie 
zu vertreten. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wenn Sie 
mitmachen, geht es heute auch noch! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Und sie 
wäre nicht so gut geworden, wie sie jetzt 

ist!) 

Die Landwirte und die im Agrarbereich Tätigen 
wissen, daß man sich auf die Sozialdemokraten in der 
Agrarsozialpolitik verlassen kann. Gegen viele 
Widerstände — leider auch seitens der landwirtschaft-
lichen Verbände — haben wir 1957 das Gesetz über 
die Altershilfe für Landwirte mit erarbeitet und 
gemeinsam verabschiedet. Es wäre für manchen gut, 
er würde die Protokolle aus der damaligen Zeit 
nachlesen; dann würde er heute manchmal zu ande-
ren Überlegungen und Schlüssen kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber damals hat

-

ten wir eine absolute Mehrheit! — Zuruf des 
Abg. Georg Gallus [F.D.P.]) 

Wir haben 1972 unter der Kanzlerschaft Wi lly 
Brandts die landwirtschaftliche Krankenversiche-
rung als dritte Säule der agrarsozialen Sicherung 
geschaffen. Damit war ein Sicherungssystem erstellt, 
daß die Risiken Alter, Krankheit und Unfall angemes-
sen absichern sollte. Die soziale Lage der landwirt-
schaftlichen Familien hat sich mit diesen Gesetzen 
damals erheblich und entscheidend verbessert. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist rich

-

tig!) 

Dennoch muß das System der agrarsozialen Siche-
rung immer wieder daraufhin überprüft werden, ob es 
den wechselnden Anforderungen noch gerecht 
wird. 

(Georg Gallus [F.D.P.]: Richtig!) 

Im Ergebnis haben wir in der Vergangenheit immer 
wieder Weiterentwicklungen, vor allem bei der 
Altershilfe der Landwirte, vorgenommen. Ich erinnere 
an  die Zeit der sozialliberalen Koalition. 

(Georg Gallus [F.D.P.]: Ja, das war gut! 
Dagegen ist nichts zu sagen! Ich bekenne 

mich heute noch dazu!) 

— Ich zähle auf, Herr Gallus: 1970 die Nachentrich-
tungszuschüsse zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung, 1973 die Dynamisierung der Altersgelder und 
der anderen Geldleistungen analog dem Verfahren in 
der gesetzlichen Rentenversicherung, 1975 das Wai-
sengeld für Voll- und Halbwaisen und 1980 das 
Hinterbliebenengeld und die Übergangshilfe für die 
jüngeren Witwen und Witwer landwirtschaftlicher 
Unternehmer. Das war alles in der Zeit der soziallibe-
ralen Koali tion. Wir lassen uns nicht in der Ecke stellen 
und möchten nicht, daß Sie den Eindruck erwecken, 
wir würden aus Wahlüberlegungen Agrarsozialpolitik 
für die Landwirtschaft vergessen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Herr Heinrich sagt, er fühle sich durch den 
Vorwurf nicht betroffen, dann gestehe ich ihm das zu. 
Daß sich aber der Kollege Heyenn betroffen fühlt, bitte 
ich zu verstehen, weil beide aus unterschiedlichen 
Parteien mit anderen Auffassungen kommen. 

Auch das Dritte Agrarsoziale Ergänzungsgesetz 
von 1985 möchte ich hier nennen. Dem haben wir 
zugestimmt und mit den damals erstmals eingeführten 
Beitragszuschüssen für landwirtschaftliche Familien 
mit niedrigen Einkommen sicherlich einen vernünfti-
gen Anfang gesetzt. 

Wir waren also immer Treibende, auch in der 
Sozialpolitik für die Landwirte. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist aber 
ein bißchen viel gesagt!) 

— Lesen Sie die Protokolle nach. Herr Hornung, Sie 
werden sich noch an den Entschließungsantrag der 
SPD-Fraktion vom 4. Juni 1986 erinnern; wenn nicht, 
stelle ich ihn Ihnen gern zur Verfügung. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ich war 
dabei!) 

Dort heißt es, Sie können weder eine grundsätzliche 
Kurskorrektur der Agrarpoli tik noch eine Reform der 
agrarsozialen Sicherungssysteme durch das damalige 
Beitragsentlastungsgesetz ersetzen. Wir haben da-
mals gefordert, die große Reform endlich vorzuneh-
men. 

Ich nenne ein paar Punkte, die auf jeden Fa ll 
 korrigiert werden müssen und in der Zwischenzeit zu 

erheblichen Veränderungen geführt haben: 

Erstens. Das Verhältnis zwischen der Zahl der 
Beitragszahler und der der Leistungsempfänger war 
schon damals beinahe 1 : 1; zwischenzeitlich hat es 
sich weiter verschlechtert. Als Folge stiegen natürlich 
die Beitragslasten für die Familien in der Landwirt-
schaft, aber auch die Kosten für den Bund gewaltig 
an. 

Zweitens. Der nichtlineare Anstieg der Geldlei-
stungen bei Aufrechterhaltung des Prinzips Einheits-
betrag/Einheitsleistung war dem ursprünglichen 
Charakter des „Bargeldzuschusses" vielleicht ange-
messen; heute ist das überholt. Für eine Teilsicher ung 
haben die Leistungen der Altershilfe im übrigen 
inzwischen eine durchaus respektable Größe erreicht; 
das ist bereits angeführt worden, so daß ich es nicht zu 
wiederholen brauche. 

Drittens. In der Regel ist nur der landwirtschaftliche 
Unternehmer direkt versichert. Für die auf dem Hof 
tätigen Landfrauen bestehen nur abgeleitete Ansprü-
che. Bei einer stärkeren Nachprüfung ergäben sich 
vermutlich rechtliche Bedenken. Vor allem die L and-
frauenverbände fordern daher seit langem zu Recht 
die eigenständige Absicherung der Landfrauen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Wer die Poli tik der Sozialdemokraten verfolgt, wird 
feststellen, daß wir seit langem für eine Absicherung 
der Frauen in der Landwirtschaft eintreten. Natürlich 
gibt es auch landwirtschaftliche Besonderheiten, die 
in dem eigenständigen System zu rechtfertigen und 
auch zu wahren sind. 
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Damit jedoch keine Mißverständnissse über diese 
Besonderheiten aufkommen, möchte ich hier einen 
Satz des Kollegen Bredehorn aus der letzten Agrar-
debatte wiederholen. Er sagte: 

Ich sage Ihnen ganz deutlich:... Agrarsozialpo-
litik darf keine Einkommenspolitik sein. Das muß 
man sehr gut auseinanderhalten. Das müssen Sie 
etwas klarer sehen. 

(Beifall bei der SPD — Siegf ried Hornung 
[CDU/CSU]: Jetzt müßten Sie fairerweise 
auch Frau Matthäus-Maier, den Kollegen 
Heyenn und den Kollegen Dreßler zitie

-

ren!) 

— Das, was der Kollege Bredehorn gesagt hat, ist voll 
und ganz zu unterstreichen. Wenn der Kollege Brede-
horn  sagt „Das müssen Sie etwas klarer sehen", dann 
hat er bestimmt nicht uns gemeint, sondern die 
CDU/CSU. 

Es geht darum, ob Sie bereit sind, die Erklärung 
meiner Kollegin Matthäus-Maier zu verinnerlichen, 
als sie im Plenum während der Agrardebatte Stellung 
genommen und gesagt hat „Agrarsozialreform ja, 
aber nicht so"; das ist der Kernsatz, zu dem auch ich 
stehe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war schlimm! 
— Georg Gallus (F.D.P.): Das stimmt so wenig 

wie das, was wir hier gehört haben!) 
— Herr Gallus, Ihr Weltbild ist sicherlich auch nicht 
auf eine große Mehrheit der Bevölkerung zu übertra-
gen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Weite

-

rer Zuruf des Abg. Georg Ga llus [F.D.P.]) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Herren, eine lebhafte Debatte ist recht wertvoll, aber 
diese Dialoge werden dem nicht unbedingt gerecht. 

Hermann Wimmer (Neuötting) (SPD): Meine Damen 
und Herren, unter dem Druck der Landtagswahlen ist 
damals ein Beitragsentlastungsgesetz beschlossen 
worden, das auf Druck der EG-Kommission 1990 
einkassiert wurde. Die Ergebnisse des 4. ASEG ken-
nen Sie selbst. Der Bauernverband nennt die jetzige 
Auswirkung „absurd". 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Deswegen 
wollen wir jetzt die Reform umsetzen!) 

Ich will  hier nicht auf alle Einzelheiten des Werde-
gangs eingehen, aber doch feststellen, daß die Koali-
tion bisher, was den großen Wurf betrifft, eine 
schlechte Leistung geboten hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Nun haben Sie im dritten Anlauf nach zweimaligem 

Rückzug aus dem Kabinett zumindest einen Gesetz-
entwurf vorgelegt. Er enthält durchaus Bereiche, 
denen wir zustimmen, z. B. die Linearisierung der 
Anwartschaften oder die grundsätzliche Schaffung 
der eigenständigen Sicherung der Landfrauen. 

Ich möchte mich auf die Teile Ihres Entwurfs kon-
zentrieren, die nach unserer Auffassung geändert 
werden müssen, damit die Reform sozial gerecht und 
zukunftsfest wird .  

Da ist zunächst die Frage des Verhältnisses zwi-
schen Beiträgen und Leistungen. Nach unserer Auf-
fassung sollte für gutverdienende landwirtschaftliche 
Unternehmer ein Beitrags-Leistungs-Verhältnis wie 
in der gesetzlichen Rentenversicherung eingeführt 
werden. 

(Rudolf Müller [Schweinfurt ] [SPD]: Jawohl, 
für den Gallus! — Siegf ried Hornung [CDU/ 

CSU]: Dann ändern Sie das System!) 
Das könnte z. B. dadurch geschehen, daß man den 
Einheitsbeitrag in der Alterssicherung der Landwirte 
an den notwendigen Beitrag in der gesetzlichen 
Rentenversicherung für vergleichbare Leistungen 
koppelt. 

Auch die Leistungsseite der Alterssicherung ist 
schließlich an die Leistungsentwicklung der Renten-
versicherung gekoppelt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Wimmer, das veranlaßt den Abgeordneten 
Hornung, Ihnen eine Frage zu stellen. Sind Sie bereit, 
diese zu beantworten? 

Hermann Wimmer (Neuötting) (SPD): Selbstver-
ständlich. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
sehr. 

Siegfried Hornung (CDU/CSU): Herr Kollege Wim-
mer, Sie wissen doch, daß die Altershilfe — zukünftig: 
die Alterssicherung — ein eigenes System ist, das sehr 
wohl Elemente der Rentenversicherung übernehmen 
will, daß aber ganz gewichtige Elemente in diesem 
spezifisch bäuerlichen System bleiben, etwa die Hof-
abgabe und die Betriebs- und Haushaltshilfe, und daß 
wir an dem Grundsatz „gleicher Beitrag und gleiche 
Leistung" festhalten wollen und lediglich dort, wo es 
die sozialen Verhältnisse nicht zulassen, eine Bei-
tragsentlastung einführen. 

Hermann Wimmer (Neuötting) (SPD): Sie haben mit 
der Darstellung recht. Die letzte Konsequenz, die Sie 
daraus ziehen, teile ich nicht. Denn für mich ist bei der 
Beitragsentlastung eine entscheidende Frage, wie 
hoch das Einkommen in der jeweiligen Familie ist. Ob 
einige, die ich hier sitzen sehe, in die Beitragsentla-
stung einbezogen werden müssen, bezweifle ich sehr; 
das gilt auch für den, der gerade steht: Sie. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Er ver-
steht es überhaupt nicht! — Siegf ried Hor-

nung [CDU/CSU]: Er versteht es schon!) 
Es ist äußerst ungewöhnlich — darauf ist schon 

hingewiesen worden —, daß der Gesetzentwurf nur 
Berechnungen bis zum Jahre 2000 enthält. Im Renten-
versicherungsbericht der Bundesregierung steht: 

Angesichts des unumstrittenen Tatbestandes, 
daß Einrichtungen der Alterssicherung Langfrist-
charakter besitzen, sind insbesondere auch län-
gerfristig orientierte Berechnungen über ihre 
finanzielle Entwicklung wichtig. 

Halten Sie sich gefälligst an den Be richt der Bun-
desregierung, und seien Sie bereit, über das Jahr 2000 
hinaus Berechnungen anzustellen! 



15170 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. September 1993 

Hermann Wimmer (Neuötting) 

Die Koa lition will den Einheitsbeitrag in der Alters-
sicherung nur bei Gesamteinkommen über 40 000 DM 
bzw. 80 000 DM bei Verheirateten erheben. Unter-
halb dieser Einkommensgrenzen wird der Einheits-
betrag durch Zuschüsse weiter vermindert. Das ist bei 
niedrigen Einkommen aus agrarpolitischen Gründen 
gerechtfertigt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die Landwirtschaft befindet sich in einer schweren 
Strukturkrise, die durch die Politik dieser Regierung 
noch verschärft worden ist. 

Ich möchte hier auf die Regelung für die Landfrauen 
nur ganz kurz eingehen, weil das meine Kollegin noch 
ausführlich machen wird. Die SPD hat die Forderung 
nach einer eigenständigen Sicherung der Landfrauen 
mit eigenen Beiträgen noch vor den Koalitionspar-
teien erhoben. Dazu stehen wir auch heute noch. Wir 
wenden uns aber entschieden gegen die von Ihnen 
geplante Berücksichtigung von Ehejahren mit land-
wirtschaftlichen Unternehmern als volle Beitrags-
jahre, und zwar ohne jede Nachentrichtung. Dieses 
Verfahren bewirkt eine rückwirkende deutliche Erhö-
hung der Anwartschaften und ist nach meiner Auffas-
sung extrem ungerecht. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Aber die 
Leistung wird doch halbiert! Hat das noch 

niemand begriffen?) 

Es gibt bisher schon die Möglichkeit des „Ehegatten

-

hofes", wo beide Ehegatten Beiträge gezahlt und 
beide Ansprüche erworben haben. Wie wollen Sie 
denen erklären, daß Sie das jetzt allen anderen 
nachträglich nachreichen wollen? Extrem ungerecht 
ist das z. B. auch gegenüber den Ehegatten von 
Handwerkern und anderen Selbständigen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Auch wenn Sie sich 
wiederholen, wird das Argument nicht rich

-

tig! Sie können es zehnmal sagen: Es bleibt 
falsch! — Siegfried Hornung [CDU/CSU]: 

Und der Vergleich hinkt!) 

— Manches muß man bei Ihnen oft wiederholen. 
Irgendwann bleibt es hängen. 

Es führt kein Weg daran vorbei: Die Ausgestaltung 
der eigenständigen Sicherung der Landfrauen muß 
mit der angestrebten Reform der Alterssicherung der 
Frauen insgesamt in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung abgestimmt werden. 

Die eigenständige Sicherung der Landfrauen muß 
auch zukunftsfest sein. Das heißt, sie muß auch 
langfristig von den Beitragszahlerinnen und Beitrags-
zahlern finanzierbar sein. Genau diesem Anspruch 
der nachhaltigen Gestaltung der eigenständigen 
Sicherung wird der Gesetzentwurf nicht gerecht. 

Natürlich ist zu erwarten, daß zunächst viele ältere 
Landfrauen die geschaffenen Möglichkeiten wahr-
nehmen. Davon gehe ich aus. Wie wird es jedoch nach 
dem Jahr 2000 aussehen? Ob die jüngeren Landfrauen 
dann auch noch davon überzeugt sind, bezweifle 
ich. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Kol-
lege Wimmer, das rote Licht, das vor Ihnen aufblinkt, 
hat hier keine andere Bedeutung als im Wasserwerk  

und im alten Plenarsaal. Ich darf Sie darauf aufmerk-
sam machen, daß Sie langsam zum Schluß kommen 
müssen. 

Hermann Wimmer (Neuötting) (SPD): Ich muß noch 
zwei Punkte ansprechen und werde es so kurz 
machen, wie es irgend geht. 

Eine vernünftige Lösung wäre z. B., den Ehegatten 
landwirtschaftlicher Unternehmer bei der Einführung 
der Reform die Hälfte der dann erreichten Beitrags-
zeiten des versicherten Unternehmers als Anwart-
schaft anzurechnen, vorausgesetzt, sie entscheiden 
sich für die Alterssicherung der Landwirte und sind im 
Betrieb tätig. Damit wäre gewährleistet, daß die 
Leistungen nach dem neuen Recht nicht niedriger als 
diejenigen nach dem alten wären. Das wäre eine 
vernünftige Lösung. 

Grobe Ungerechtigkeiten gibt es auch im Verhält-
nis zu den Betrieben in den neuen Ländern — nicht 
mit den bäuerlichen Familienbetrieben, aber dort, wo 
es sich um juristische Personen handelt. Das sollte 
man  im Ausschuß noch einmal sehr sorgfältig disku-
tieren. Ich glaube, es lohnt sich, darüber zu reden, 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch 
ein Angestelltenverhältnis!) 

weil ich meine, wir sollten bei einer Neuregelung auch 
den Versuch unternehmen, Ungerechtigkeiten zu 
beseitigen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Kol-
lege Wimmer, Sie überschreiten jetzt aber wirklich in 
einem großen Umfang Ihre Redezeit. 

Hermann Wimmer (Neuötting) (SPD): Zwei Punkte 
sind nicht aufgegriffen worden. Das ist einmal der 
Punkt der Neuregelung der Organisationsstruktur 
der einzelnen Träger. Hier müßte gemeinsam mit 
Ländern und Selbstverwaltungsorganen nach neuen 
Formen gesucht werden — 60 Träger allein in der 
Landwirtschaft scheinen mir bei den heutigen techni-
schen Möglichkeiten zuviel zu sein —, aber das muß 
gemeinsam mit den Ländern geschehen. Wir sind zu 
einer positiven Mitarbeit bereit. 

(Zuruf von der F.D.P.: Gut!) 
Wir werden dort, wo wir Kritik haben, auch unsere 

Änderungsanträge einbringen. Wenn es zu keinen 
großen Veränderungen kommt, werden wir nicht 
zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Günther Schartz das 
Wort. 

Günther Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Kollegen! Meine Damen und Herren! Wir 
leben in einer Zeit, in der die öffentlichen Finanzen 
und auch die Finanzierung des öffentlichen Sozialsy-
stems im Zentrum der öffentlichen Diskussion stehen, 
und deswegen halte ich es schon für erwähnenswert, 
daß die Bundesregierung heute hier einen Gesetzent-
wurf vorlegt, der auch zusätzliche Belastungen für den 
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Bundeshaushalt mit sich bringt. Das sind erhebliche 
Finanzverpflichtungen des Bundes, 

(Barbara Weiler [SPD]: Sehr richtig!) 
und wir Bauern haben, verehrte Kollegin, glaube ich, 
ein Anrecht auf diese zusätzlichen Finanzleistungen 
des Bundes. 

Es gibt keine Berufsgruppe in der Bundesrepublik 
Deutschland, die so viel an Lasten des Industriestaates 
Bundesrepublik Deutschland, die so viel an Lasten der 
Gemeinsamkeit in Europa zu tragen hatte wie die 
deutsche Landwirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Barbara  Weiler [SPD]: Schauen Sie sich mal 

die Textilindustrie an!)  
Wenn die Verpflichtung unseres Grundgesetzes, 

daß wir ein sozial ausgerichteter Staat sind, überhaupt 
noch einen Sinn haben soll, so muß auch die soziale 
Sicherung der Landwirtschaft in Vergleich mit der 
sozialen Sicherung in anderen Bereichen gesetzt 
werden. Dies ist ein Punkt, den Kollege Heyenn außer 
acht gelassen hat. Ich erlaube mir diese persönliche 
Bemerkung: Es wäre eigentlich richtig gewesen, 
wenn er einer Debatte, die er so unsachlich verschärft 
hat, auch beigewohnt hätte. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Schartz, entschuldigen Sie, daß ich Sie 
unterbreche. 

Der Abgeordnete Heyenn hat sich bei mir mit 
überzeigenden Gründen entschuldigt. Die Koalition 
hat eine Sondersitzung des A- und S-Ausschusses 
einberufen, und der ist verpflichtet, diese zu organi-
sieren. Ich glaube, daß wir diesen Vorwurf hier im 
Plenum keinesfalls erheben dürfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Günther Schartz (Trier) (CDU/CSU): Nein, das habe 
ich nicht gewußt. Herr Präsident, ich ziehe dann 
natürlich diesen Vorwurf gerne zurück. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, der Strukturwandel ist 

ein zentrales Element in unserer Wirtschaftsordnung, 
und eine leistungsfähige Wirtschaft ist auf den Struk-
turwandel angewiesen. 

Die deutsche Landwirtschaft — meine Damen und 
Herren, das zeigt ein Rückblick auf die vergangenen 
drei Jahrzehnte — war diesem Strukturwandel in 
einer Art und Weise unterworfen, die sich mit all den 
menschlichen Problemen heute sicher niemand mehr 
vorstellen kann, und sie wird auch weiter dem Struk-
turwandel unterworfen sein, denn dieser Struktur-
wandel ist weder abgeschwächt, noch ist zu sehen, 
daß er abgeschwächt wird. 

Die Notwendigkeit des Strukturwandels wird also 
von mir durchaus bestätigt, aber ich weise darauf hin, 
daß es einzelne Bereiche der Wirtschaft gibt, bei 
denen bestimmte Produktionsbedingungen, histo-
risch bedingte Entwicklungen und auch bestimmte 
Verpflichtungen gegenüber der Gesellschaft diesen 
Strukturwandel zu einem sozialen Schwerpunkt in der 
Krise für einen besonderen Berufsstand machen. Dies 
zeigt sich ja auch in der Bergbaukrise, die wir zur Zeit  

haben, und in den Demons trationen der Bergarbeiter 
an der Ruhr. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Und beim 
Schiffsbau!) 

Auf jeden Fall zeigt sich, daß die Landwirtschaft 
ohne Hilfe des Staates, der öffentlichen H and — oder 
wie auch immer man das nennen mag — diesen 
Strukturwandel nicht hinter sich bringen kann. 

Der Beruf des Landwirts hat viel an Attraktivität 
verloren. Gerade die Medien, die Politik, die Gesell-
schaft, wer auch immer es sein mag, stellen die 
vielfältige Bedeutung der Landwirtschaft nicht voll-
ständig und abgewogen dar. Ich möchte sagen, die 
Bereitschaft, Landwirt in einem Land wie der Bundes-
republik Deutschland zu sein, ist eine wirtschaftliche 
Frage, aber es ist auch eine psychologische Frage, wie 
sich der Landwirt in die Industriegesellschaft einge-
bettet sieht. Es ist für mich erschreckend, wie die Zahl 
der jungen Menschen zurückgeht, die noch Bauer 
bleiben wollen. 

Ich nehme als Beispiel mein Heimatland Rheinland-
Pfalz. Das Land Rheinland-Pfalz hat 50 000 landwirt-
schaftliche Betriebe, 22 000 davon sind Haupter-
werbsbetriebe. Im ersten Lehrjahr sind im ganzen 
Land Rheinland-Pfalz nur noch 140 junge Leute 
bereit, eine Ausbildung als Bauer oder Winzer zu 
beginnen. Dies muß doch die Öffentlichkeit wachrüt-
teln, sowohl die wirtschaftliche wie auch die gesell-
schaftliche Bedeutung der Landwirtschaft zu sehen. 

Meine Damen und Herren, ich will auf ein Problem 
hinweisen, das für die gesamte deutsche Wirtschaft 
gilt. Wir sind dabei, über den Industriestandort Bun-
desrepublik Deutschland zu diskutieren. Dieselben 
Probleme, die der Industriestandort Deutschl and zur 
Zeit sichtbar zu ertragen hat, hat die deutsche L and-
wirtschaft schon seit 30 Jahren zu ertragen. Die 
Gefahr, daß die deutsche Landwirtschaft austrocknet, 
wenn wir nicht andere Bedingungen schaffen, ist ohne 
Zweifel vorhanden. 

Ich meine, daß damit auch die Grundsätze der 
Agrarsozialpolitik, wie sie 1957 beschrieben worden 
sind, geändert werden müssen. Damals ist man davon 
ausgegangen, daß für den alten Bauern noch ein 
weiter wirtschaftender Betrieb die Grundversorgung 
übernimmt. Bei den Zahlen, die ich eben genannt 
habe, ist dies nicht mehr der Fall. Deswegen muß auch 
die Zielsetzung der agrarsozialen Sicherung neu 
bedacht werden. 

Ich weiß wohl, daß dies nicht in einem Schritt geht, 
aber ich meine, es gehört ganz sicher und ohne jeden 
Zweifel ein Ausbau der Leistungen und eine Einbe-
ziehung der Bäuerin durch einen eigenen Rentenan-
spruch mit dazu. Ich weiß auch — ich sage das auch als 
Präsident eines Landesbauernverbandes —, daß die 
zögerliche Haltung mancher Berufsvertreter die 
Gesetzesberatungen in einen Zeitraum hineingescho-
ben hat, in dem die Finanzierung schwieriger ist, als 
sie vor einem oder zwei Jahren gewesen wäre. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Schartz, der Abgeordnete Oostergetelo 
wollte gern eine Frage stellen, wenn Sie damit einver-
standen sind. 
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bitte sehr. 

Jan Oostergetelo (SPD): Herr Kollege, weil Sie mit 
Ihrer Bemerkung wirklich den Kern ge troffen haben 
— das sage ich über alle Parteigrenzen hinaus —: Es ist 
so, wie Sie es aus Ihrem Land geschildert haben, daß 
wir nur noch wenige haben, die bereit sind, Landwirt 
zu werden. Ich kenne kein L and, wo es nicht ähnlich 
ist. Wenn wir da jetzt nicht aufpassen, wird das unsere 
Gesellschaft noch einmal teuer zu stehen kommen. Da 
bin ich völlig Ihrer Meinung. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Wenn das so ist, frage ich Sie, aber auch uns alle, ob 
wir nicht bei den beschränkten Möglichkeiten, die wir 
haben, in der Förderstruktur auch irdendwo Ober-
grenzen haben müssen, damit im mittleren Bereich 
überhaupt noch eine Perspektive bleibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Günther Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Oostergetelo, ich bedanke mich für diese Frage. Die 
Antwort ist für mich nicht ganz leicht, aber ich wi ll  sie 
trotzdem ganz deutlich geben. Ich stimme mit Ihnen 
überein, daß das ganze Land, daß alle Menschen in 
der Bundesrepublik Deutschl and irgendwann mit 
Erschrecken feststellen werden, daß die Versorgung 
mit gesunden, in Deutschland erzeugten Nahrungs-
mitteln und die Erhaltung der Kulturlandschaft in 
Deutschland nicht mehr sichergestellt sind. Dies wird 
dann schwer zu reparieren sein. 

Das zweite, was Sie mich ganz konkret gefragt 
haben — und ich weiß wohl, daß Sie hier den Daumen 
auf eine bestimmte Lücke gelegt haben —: Ich war 
mein Leben lang im Gegensatz zu vielen meiner 
Kollegen in meiner Fraktion und im Gegensatz zu 
vielen meiner Kollegen im Deutschen Bauernverband 
für eine Präferierung der Förderung der landwirt-
schaftlichen Familienbetriebe. Darum muß Struktur-
politik ausgerichtet werden, und ich scheue mich 
nicht, das hier auf ihre Frage deutlich zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 
Ich darf, mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, 

fortfahren. 
Ich möchte auf die Einkommenssituation der Land-

wirtschaft eingehen, die Kollege Heyenn eben absolut 
vernachlässigt hat und aus einer ideologischen Ecke 
betrachtet hat, die ich nicht begreifen kann. Es ist so — 
das weist der Agarbericht aus —, daß das verfügbare 
durchschnittliche Haushaltseinkommen der deut-
schen Haupterwerbsbetriebe als die hierbei wirlich 
aussagekräftige Einkommensgröße, 56 000 DM be-
trägt. Das durchschnittliche Einkommen nichtland-
wirtschaftlicher selbständiger Unternehmerhaushalte 
beträgt 151 000 DM, immer auf die Familie bezogen. 
Wenn man  das auf das verfügbare Einkommen je 
Haushaltsmitglied umrechnet, dann ergibt sich, daß 
die landwirtschaftlichen Familienmitglieder mit rund 
14 000 DM verfügbarem Jahreseinkommen am Ende 
der Skala stehen, noch weit unter dem Einkommen 
der Arbeitnehmer mit 22 000 DM. Wenn man den 

Begriff Einkommen einmal nach dem landwirtschaft-
lichen Wirtschaftsrecht auf schlüsselt, wenn man  weiß, 
daß von diesem Einkommen nicht nur die Familie 
versorgt werden muß — wir Bauern haben größere 
Familien zu versorgen als andere; wir haben Gott sei 
Dank noch die Kinder, die in dem Wirtschaftsprozeß 
der Zukunft auch für andere außerhalb der Landwirt-
schaft erwerbstätig sein können —, sondern auch die 
umfangreichen Investitionen in der Landwirtschaft 
bezahlt werden müssen, dann weiß m an  auch, daß für 
private Zwecke einem Bauern im Vollerwerb jährlich 
nur 10 000 DM zur Verfügung stehen. Aus dieser Sicht 
gesehen verstehe ich nicht, was Kollege Heyenn 
gesagt hat. 

Herr Präsident, Sie mahnen mich. Ich will versu-
chen, in wenigen Sätzen deutlich zu machen, was ich 
sagen will . Ich halte dieses Gesetz unter den gegebe-
nen Umständen für einen großen Fortschritt. Dies muß 
fortgesetzt werden. Ich halte es für einen großen Wurf, 
daß besonders Bäuerinnen einbezogen werden. Ich 
halte es in der heutigen wirtschaftlichen Situation der 
Bauern für unbedingt notwendig, daß auch die Bei-
träge für die Bauern stabilisiert werden. Das ist in 
diesem Gesetz vorgesehen. 

Ich will  mich einer Bemerkung meines Kollegen 
Hermann Wimmer anschließen. Im Zeitalter moder-
ner Technik und Kommunikation und Rationalisie-
rung von dem wir wissen, daß die Zahl der Bauern 
täglich zurückgeht, müßten auch wir Bauern neben 
der Politik die Kraft haben, neue Organisationsformen 
zu schaffen. Das heißt konkret: Ein Sozialversiche-
rungsträger für ein Bundesland ist für meine Begriffe 
absolut ausreichend. Ich appelliere nicht nur an die 
Politik, sondern auch an  die Bauern, daß wir die Kraft 
haben, auch das durchzusetzen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
erteile ich nunmehr der Abgeordneten Barbara Wei-
ler. 

Barbara Weiler (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
gen und Kolleginnen! Ich möchte, weil die Redezeit 
insgesamt gleich zu Ende ist, einen Dank an  eine 
Gruppe richten, die bisher vergessen worden ist und 
in der Debatte bisher von keinem erwähnt wurde, 
nämlich an die Bäuerinnen selbst. 

(Beifall bei der SPD — Egon Susset [CDU/ 
CSU]: Um die ging es die ganze Zeit! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Fuchtel, Sie müssen ehrlich sein, dieses Gesetz, 
das nun über zehn Jahre gebraucht hat, wäre heute 
noch nicht auf dem Tisch, 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Reine Dia-
lektik ist das!) 

wenn die Bäuerinnen im letzten Jahr nicht die Kam-
pagne zur sozialrechtlichen Gleichstellung durchge- 
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führt hätten, und zwar bundesweit und mit hohem 
Engagement und hoher Kompetenz. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Die Geset

-

zesinitiative hat Baden-Württemberg ergrif

-

fen! — Egon Susset [CDU/CSU]: Hat sich das 
bis in die SPD-Bundestagsfraktion durchge

-

sprochen?) 

Ich denke, es ist notwendig, daß man das hier einmal 
sagt. Diesem Dank könnten Sie sich von den Regie-
rungsfraktionen anschließen. 

Als Überschrift für das Gesetz möchte ich sagen: 
Als Diskussionsgrundlage okay, akzeptiert; zustim-
mungsreif, Kollegin Dempwolf, ist es noch nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

In der Debatte ist meine Kollegin Ingrid Matthäus

-

Maier häufig zitiert worden. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Das war 
übel!) 

Erlauben Sie mir, da sie nicht hier sein kann, daß ich 
drei Sätze aus ihrer Presseerklärung vom 20. Ju li 

 zitiere. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Aber die 
richtigen!) 

— Ja. 

(Egon Susset [CDU/CSU]: Sie geben jeden 
Tag eine neue heraus!) 

Die Überschrift: Beschlüsse der Bundesregierung 
zur neuen Agrarrente sind ein finanzpolitisches Stück 
aus dem Tollhaus — Agrarsozialreform muß und kann 
aufkommensneutral finanziert werden 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist 
falsch!) 

Die SPD ist grundsätzlich dafür, daß die Bäuerin-
nen eine eigenständige soziale Alterssicherung 
erhalten. Allerdings muß sichergestellt sein, daß 
in Zeiten knappster Kassen keine zusätzlichen 
Milliarden-Subventionslöcher entstehen. 

Die SPD fordert die Regierung auf, die soziale 
Alterssicherung für Bäuerinnen so auszugestal-
ten, daß es nicht zu immer neuen Dauersubven-
tionen im Bundeshaushalt kommt. 

Dieses Gesetz ist leider keine Reform in dem Sinne, 
wie wir es uns gewünscht hätten, denn es zementiert 
nicht nur bestehende Ungerechtigkeiten, es fügt auch 
neue hinzu. Sozial ist es auch nicht, da es Landwirte 
mit höheren Einkommen immer noch stärker begün-
stigt als andere. Mir macht diese neue Finanzierung 
deshalb Sorge, Herr Kollege, weil in der Bevölkerung, 
wie Sie alle wissen, ein Vorurteil besteht — ich sage 
extra: ein Vorurteil besteht —, daß die Landwirtschaft 
ein Faß ohne Boden 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sie nähren 
es!) 

und ein großer Subventionsempfänger ohne Leistung 
wäre. 

Ich bin nicht der Meinung. Ich erlebe zu Hause im 
Vogelsberg und in der Rhön, welch eine unwahr-
scheinliche Aufgabe und welchen Einsatz die Bauern 
und Bäuerinnen dort leisten. Aber mit solchen Geset-

zen, wie Sie sie hier vorgelegt haben, schüren Sie 
eigentlich dieses Vorurteil. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Wider-
spruch bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der F.D.P.) 

Natürlich brauchen wir eine Agrarsozialreform. 
Wir sind auch dafür, daß sie in dieser Legislaturpe-
node kommt. Sie muß sozial gerecht sein und nicht 
zuletzt solide finanziert werden. Ebenso selbstver-
ständlich muß ein zentrales Anliegen dieser Reform 
sein, daß endlich die soziale Sicherung der Land-
frauen durch eigenständige Beiträge und Rentenan-
sprüche deutlich verbessert wird. 80 % der Bäuerin-
nen leisten vor allem in den Nebenerwerbsbetrieben 
einen entscheidenden Anteil der Arbeit auf dem Hof. 
Trotzdem sind sie bisher im Alter vom Ehemann 
finanziell abhängig. 

Wichtig ist auch, daß künftig eine kontinuierliche 
Versicherungsbiographie mit vernünftigen Konditio-
nen für die Landfrauen geschaffen wird. Hierbei muß 
beachtet werden, daß die Ausgestaltung der eigen-
ständigen Sicherung mit der angestrebten Reform der 
Alterssicherung der Frauen in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung abgestimmt ist, zu der sich das Par-
lament verpflichtet hat. 

Die nachträgliche Berücksichtigung von Beitrags-
jahren, wie sie der Entwurf vorsieht, führt aber zu 
grotesken Verzerrungen und schafft ein Präjudiz für 
die angesprochenen Reformen, das zu unerfüllbaren 
Erwartungen führen muß. Eine rückwirkende Dop-
pelanrechnung bereits gezahlter Beiträge wäre in der 
gesetzlichen Rentenversicherung undenkbar und ist 
auch nicht vorgesehen. 

Herr Hornung, Sie haben eben dem Kollegen von 
der PDS vorgeworfen, er würde hier einen neuen 
Konflikt Ost-West heraufbeschwören. Das fände ich 
auch nicht zulässig. Aber Sie vergessen, daß es mit 
diesem Gesetz auch einen Konflikt zwischen den 
Frauen, die Beiträge gezahlt haben, und den Frauen 
im Westen, die nicht gezahlt haben, geben kann. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Dieser Kon-
flikt ist doch da!) 

— Ja eben, aber mit Ihrem Gesetz wird das ver-
schärft. 

Ehegatten, die beide ihren Beitrag in die Alters-
kasse gezahlt haben, muß es makaber erscheinen, daß 
alle anderen diese doppelten Anwartschaften jetzt 
sozusagen umsonst bekommen sollen. Das ist sozial-
politisch nicht vertretbar. 

Auf diese Weise wird auch Ihr Ziel verfehlt, die 
Finanzierung der Altersversorgung langfristig abzu-
sichern. Was Sie planen, ist ein unrealistisches 
Zuschußgeschäft in Milliardenhöhe. Ich erlaube mir, 
noch einmal den Kollegen Heinrich zu zitieren. Auf 
einer Veranstaltung, auf der wir Mitte letzten Jahres 
gemeinsam waren, hat er gesagt: 

Wir müssen aus der Sonderrolle Landwirtschaft 
heraus. Betriebe, die dazu in der Lage sind, 
müssen sich stärker selbst beteiligen. Der Perso- 
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nenkreis, der von dem hochsubventionierten 
System profitiert, muß enger gezogen werden. 

(Zuruf von der F.D.P.: Richtig!) 

Ich denke, mit diesem Agrarreformgesetz ist das nicht 
erreicht. 

Noch etwas: Wir wissen alle, welche großen Bela-
stungen die Landfrauen, die Bäuerinnen vor Ort 
haben. Neben dieser Agrarsozialreform, die sicher 
notwendig ist und an der wir auch zügig mitarbeiten 
werden, gäbe es natürlich auch eine Reihe von ande-
ren politischen Maßnahmen, die die Arbeit der Bäue-
rinnen sehr entlasten könnten. Damit meine ich vor 
allen Dingen die Pflegeversicherung. Das beschä-
mende Gezerre um die Finanzierung wird auch auf 
den Rücken der Bäuerinnen ausgetragen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gegenvorschlag! 
— Bringen Sie doch nicht alles durcheinan

-

der!) 

Denn die Bäuerinnen und die Bevölkerung in den 
ländlichen Regionen sind von der Pflegeversicherung 
und von der Unterstützung, wenn wir sie endlich 
haben, ganz besonders betroffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen genau, daß die Landfrauen, die Bäuerinnen 
dies auch ständig fordern. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Da gibt es ja 
auch keinen Dissens!) 

— Dann machen Sie es endlich; Sie zerren das doch 
ständig hin und her. 

Bei der Berechnung des Beitragszuschusses — 
darauf möchte ich zum Schluß zurückkommen — muß 
das gesamte Einkommen beider Ehegatten voll 
berücksichtigt werden. Dazu ist eine gemeinsame 
Veranlagung notwendig. Die im Gesetzentwurf vor-
gesehene individuelle Veranlagung bei Gleichvertei-
lung auf beide Personen muß entfallen, da sie Mani-
pulationen zugunsten von Landwirtschaftsehepaaren 
mit hohem außerlandwirtschaftlichem Einkommen 
ermöglicht. Das sind Punkte, von denen ich denke, 
daß wir sie im Laufe der Beratung noch korrigieren 
können. 

Auch wir Sozialdemokraten halten Beitragszu-
schüsse an landwirtschaftliche Familien mit niedri-
gem Einkommen aus sozial- und agrarpolitischen 
Gründen für gerechtfertigt, um die schwere Struktur-
krise in der Landwirtschaft abzumildern. Angesichts 
der Einsparbeschlüsse im Sozialbereich ist es jedoch 
unverantwortlich, daß Höfe, die z. B. 75 000 DM im 
Jahr erwirtschaften, noch zusätzliche Bundesmittel für 
die Alterskasse erhalten sollen. 

Lassen Sie mich zusammenfassen: Die agrarsoziale 
Sicherung ist eine notwendige Reform, eine drin-
gende Reform. Es wäre in der Tat zu wünschen, daß 
wir einen Konsens finden. Wir sind dazu bereit. Wir 
hoffen, ja wir erwarten, daß Sie in den bevorstehenden 
Ausschußberatungen, bei der Anhörung der Fachver-
bände und vielleicht auch mit Hilfe der zuständigen 
Fachministerien von einigen — — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete, der Abgeordnete Heinrich möchte Ihnen 
eine Zwischenfrage stellen. 

Barbara Weiler (SPD): Bei den letzten drei Worten 
finde ich das nicht gerade passend. 

Ich wiederhole: Wir erwarten, daß Sie in den Bera-
tungen unter Zuhilfenahme der Fachkenntnisse in 
den Ministerien von einigen absurden Artikeln im 
Gesetz Abstand nehmen. Dann werden wir auch 
zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Parlamentarischen Staatssekretär Ru-
dolf Kraus das Wort. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann 
mich sicher auf einige grundsätzliche Positionen 
beschränken. Ich möchte auf einige Argumente ein-
gehen, die von seiten der Opposition als K ritik an 

 diesem Gesetz vorgetragen worden sind. 
Zunächst einmal möchte ich sagen, daß ich sehr froh 

darüber bin, daß auch von seiten der SPD ganz 
offensichtlich die Notwendigkeit der Reform erkannt 
ist und daß in vielen Bereichen offenbar die Bereit-
schaft besteht, mit uns gemeinsam eine Linie zu 
finden, die wir dann auch beim Bundesrat durchset-
zen können, obwohl dort die Irritationen groß gewor-
den sind: Ursprünglich gab es Zustimmung, die aber 
zwischenzeitlich wieder zurückgezogen wurde. Es ist 
offensichtlich ein Problem Ihrer Partei, daß einheitli-
che Meinungsäußerungen nicht so leicht herzustellen 
sind. 

Zunächst einmal zum Hauptpunkt: H andelt es sich 
hier um ein Gesetz, durch das Neuausgaben zugun-
sten einer bestimmten Personengruppe erfolgen? 
Genau das ist nicht der Fall. Wir alle wissen, daß für 
den soziostrukturellen Einkommensausgleich ur-
sprünglich Gelder in der Größenordnung von 2 Milli-
arden DM zur Verfügung standen. Diese agrarsoziale 
Reform wird zwischen 500 und 600 Millionen DM pro 
Jahr ab 1995 kosten, d. h. einen Bruchteil des Geldes, 
das bisher der Landwirtschaft über direkte Einkom-
mensbeihilfen zugute gekommen ist. 

Ein ganz erheblicher Teil dieser Gelder ist ganz im 
Sinne der Einsparpolitik bereits dem Rotstift zum 
Opfer gefallen. Wenn man ehrlich ist, muß man das, 
was hier getan wird, in direkte Beziehung zu dem 
setzen, was früher insgesamt get an  wurde. Man muß 
sehen, wieviel hier bereits eingespart wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Abg. Hermann Wimmer [Neuötting] [SPD] 

meldet sich zu einer Zwischenfrage) 
— Bitte schön, gern. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Wimmer, bitte schön. 

Hermann Wimmer (Neuötting) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, glauben Sie nicht, daß es Schwierigkeiten mit 
allen anderen gesellschaftlichen Gruppen in der 
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Republik geben wird, wenn man den Versuch unter-
nimmt, Gelder aus einem anderen Haushaltsbereich 
in die Sozialpolitik zu packen? Glauben Sie nicht, daß 
der Versuch, Einkommenspolitik verstärkt über So-
zialpolitik zu betreiben, seine Grenzen hat? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Erstens einmal, 
Herr Kollege Wimmer: Natürlich hat es seine Gren-
zen, Einkommenspolitik über soziale Systeme betrei-
ben zu wollen. Aber Sie wissen genausogut wie ich, 
daß es andere Wege, diese Einkommensbestandteile 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung zu erhalten, 
nicht gibt. Auch ich glaube natürlich, daß es schwierig 
ist, so etwas zu erklären. Deswegen bemühe ich mich 
ja, auch hier das zu tun. Daß es aber schwierig ist, 
Ihnen als einem angeblichen Fachmann das zu erklä-
ren, überrascht mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

— Wir wollen hier nicht beleidigend sein; das ist nicht 
nötig. Lassen wir es! 

(Barbara Weiler [SPD]: Sie haben doch ange

-

fangen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sehen 
keine andere Möglichkeit als die, diesen Einkom-
mensausgleich, Herr Kollege Wimmer, über das So-
zialsystem zu transportieren. Soweit mir bekannt ist, 
ist das ja früher auch eine Forderung von Ihnen 
gewesen. Es ist ja auch von der Opposition immer 
wieder gefordert worden, m an  sollte die bäuerliche 
Bevölkerung und die bäuerlichen landwirtschaftli-
chen Betriebe erhalten. Man  will keine Agrarindustrie 
und keine Großfarmen. M an  will keine mengenmä-
ßige Ausweitung der Produk tion. 

(Zuruf von der SPD: Wir haben sie aber!) 

Man will keine Erhöhung der Produktivität zu Lasten 
der Natur. Wenn das alles richtig ist, muß man doch 
einen Einkommensausgleich für die Landwirtschaft 
bereitstellen, um genau diese nega tive Entwicklung 
zu vermeiden, bei der auch Sie der Meinung sind, daß 
man sie vermeiden muß. Wenn man  das will, muß man 
letztlich auch diesen Weg akzeptieren. 

(Zuruf von der SPD) 

Ich komme zum zweiten Punkt, der sehr kritisiert 
worden ist, nämlich zu der Frage der Zurechnung der 
Verheiratetenzeiten für die Bäuerin. Ich lasse nicht 
gelten, daß man sagt: Was sagen die Handwerker-
frauen dazu? Das ist deshalb kein Vergleich, weil es 
bei der Versicherung der Handwerker eben keinen 
Verheiratetenzuschlag gibt. Das ist eine Einmaligkeit 
im System der landwirtschaftlichen Altersversorgung. 
Das gibt es nirgends sonst. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Wenn man das abschaffen will, dann muß man das 
sagen. Herr Wimmer, Sie sind doch mit Sicherheit 
nicht der Meinung, man soll den Verheiratetenzu-
schlag ersatzlos streichen, so wie Ihre Kollegen das 
offensichtlich meinen. Sie haben immerhin gesagt, 
man sollte 50 % der Beitragszeit zurechnen. Das ist 
immerhin ein Teil. Wir sind der Meinung, daß man  

diese Regelung ganz erhalten muß, und nehmen 
dabei in Kauf, daß der eine oder andere dabei einen 
echten Vorteil hat. 

Warum, glauben Sie, können wir das in Kauf 
nehmen? Als man die Handwerkerversicherung ein-
geführt hat, waren die Einstiegsbedingungen für den, 
der sich neu versichern lassen wollte, ganz hervorra-
gend. Das ist völlig unbestritten. Wenn wir die Pflege-
versicherung einführen, und zwar entweder nach 
Ihrem System oder nach unserem, werden diejenigen, 
die nahe am Risiko sind, ungewöhnlich günstige 
Einstiegsmöglichkeiten haben, jedenfalls gemessen 
an dem, was versicherungsmathematisch notwendig 
wäre. Es ist geradezu ein Kennzeichen der Einführung 
neuer umlagefinanzierter Systeme, daß die Einstiegs-
bedingungen recht günstig sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich halte 
es für absolut gerechtfertigt, die Verheiratetenzeiten 
den Bäuerinnen zuzurechnen, wenn man gleichzeitig 
berücksichtigt, daß in Zukunft eben von den Bäuerin-
nen einkommensabhängig eigene Beiträge für ihre 
eigenständige Sicherung zu bezahlen sind. Ich denke, 
daß deshalb richtig ist, was wir hier vorgeschlagen 
haben, und ich denke, daß wir noch einmal darüber 
reden sollten, ob es nicht einsichtig ist, so zu verfah-
ren, wie wir das meinen. 

Noch ein Wort zu den Bäuerinnenrenten in den 
neuen Ländern: Ich möchte keine Neiddiskussion 
beginnen. Tatsache ist, daß die Renten der Frauen, die 
in der Landwirtschaft in den neuen Ländern beschäf-
tigt sind, mit Sicherheit ein ganzes Stück besser sind 
als das, was hier von uns vorgesehen ist, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
nicht nur deswegen, weil dort immer Beiträge bezahlt 
worden sind. 

(Vorsitz: Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 
Die Bäuerinnenrenten und die Renten für die Ange-
stellten und Arbeiter in der Landwirtschaft der neuen 
Länder sind ja auch deswegen relativ gut und besser 
als die, die hier gezahlt werden, weil es eben nicht nur 
auf die Zeiten ankommt, in denen man eingezahlt hat, 
sondern weil die sogenannten Sozialzuschläge und 
die Auffüllbeträge eine ganz maßgebliche Rolle spie-
len. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Frage der Abgeordneten Weiler? 

Barbara Weiler (SPD): Herr Kollege, ist Ihnen klar, 
daß die Rentenbeiträge der Bäuerinnen und der 
anderen Rentnerinnen in Ostdeutschland vor allen 
Dingen auch deshalb relativ gut sind, weil diese 
Frauen die Möglichkeit hatten, eine kontinuierliche 
Erwerbs- und Beitragsbiographie aufzubauen, die in 
Westdeutschland nicht möglich war? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin, 
das ist überhaupt kein Widerspruch zu dem, was ich 
vorhin sagte. Sie erkennen mit mir gemeinsam an, daß 
die Versorgung dort ganz hervorragend ist. Die 
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Gründe dafür habe ich genannt. Deswegen bin ich der 
Meinung, daß in dieser speziellen Frage ein kleinli-
ches Schielen der neuen L ander auf die alten Lander 
in keiner Weise gerechtfertigt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 

anderen Dinge sind bereits von meinen Vorrednern 
ausgiebig und sehr eingehend be trachtet worden. Ich 
möchte mich deshalb auf ein Schlußwort beschrän-
ken. Wir denken, daß auf jeden Fall festgehalten 
werden kann: 

Erstens wird durch die Reform der Bundeshaushalt 
nicht zusätzlich belastet. Diese Reform steht deshalb 
im Einklang mit den Erfordernissen der notwendigen 
Haushaltskonsolidierung. 

Zweitens entspricht die Reform der Zielsetzung der 
Bundesregierung und der Koa lition, an die Stelle des 
Ausbaus den Umbau unseres Sozialversicherungssy-
stems zu setzen. 

Drittens wird die Reform der besonderen Rolle, die 
der Bäuerin in den landwirtschaftlichen Familienbe-
trieben zukommt, in vollem Umfang gerecht. 

Ich hoffe, daß wir anläßlich der Beratungen in den 
Ausschüssen und auch mit der Opposition noch zu 
einer Meinungsfindung kommen können, die es mög-
lich macht, dieses Gesetz doch noch gemeinsam zu 
verabschieden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich schließe damit 
die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt. Der 
Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf der Drucksache 12/5700 an  die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es dazu 
anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht der Fa ll . — 
Damit ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 12/5692 — 

Wir haben noch elf Fragen. Unmittelbar an diese elf 
Fragen beginnt die Aktuelle Stunde. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeri-
ums des Innern auf. Die Fragen 17, 18 und 19 der 
Kollegen Uwe Lambinus und Gernot Erler werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft auf. Die Beantwortung der Fragen 
erfolgt durch den Parlamentarischen Staatssekretär 
Dr. Heinrich Kolb. Zunächst die Frage 20 des Abge-
ordneten Werner Ringkamp: 

Wie beurteilt die Bundesregierung — insbesondere vor dem 
Hintergrund des das deutsche Sozialversicherungssystem prä-
genden sog. Generationenvertrages — den Sachverhalt, daß das 
Bundesministerium für Wirtschaft zusammen mit dem Land 
Mecklenburg-Vorpommern die Kosten wirtschaftlicher Bera-
tung kleiner und mittlerer Unternehmen durch Rentner, Ruhe-
ständler und Pensionäre („Senioren"), die bei zwei bestimmten 
Seniorenexpertenorganisationen aufgelistet sein müssen, mit 
bis zu 15 000 DM Subventionen für Reise- und Nebenkosten 
fördert, während die Kosten der wirtschaftlichen Beratung  

derselben kleinen und mittleren Unternehmen durch aktiv tätige 
Unternehmens-, Betriebs- und vergleichbare Berater seitens des 
Bundesministeriums für Wirtschaft mit höchstens 4 000 DM 
Subvention gefördert werden? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege, ich 
beantworte Ihre Frage wie folgt: Die Senior-Experten 
leisten mit ihrem hohen persönlichen Engagement 
einen wichtigen Beitrag zum wirtschaftlichen Aufbau 
in Ostdeutschland. Angesichts der schwierigen Lage 
vieler Existenzgründer sowie kleiner und mittlerer 
Unternehmen bei der raschen Einführung der Sozia-
len Marktwirtschaft in den neuen Ländern mußten 
alle Ressourcen für die Beratung dieser Unternehmen 
ausgeschöpft werden. Die Auflage des Senior-Exper-
ten-Programms des Bundes ist daher gerechtfertigt 
und erforderlich, es wurde allerdings von vornherein 
befristet und degressiv angelegt. 

Die Erfahrungen mit dem Senior-Experten-Pro-
gramm sprechen für die Notwendigkeit der Senioren-
hilfe. Die Resonanz, insbesondere positive Meinungs-
äußerungen der Begünstigten, belegen den Erfolg. 
Der Durchschnittswert einer Beratung über das Bun-
desprogramm beträgt etwa 2 600 DM. Die Förderung 
fließt den Trägerorganisationen für Aufwendungen 
im Zusammenhang mit der Projektdurchführung zu. 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern hat das seit 
1990 bestehende Bundesprogamm durch ein eigenes 
Programm ergänzt. Die Ausgestaltung dieses Pro-
gramms unterscheidet sich jedoch hinsichtlich Zweck 
und Durchführung. Die Förderung kann hier im ein-
zelnen tatsächlich bis zu 15 000 DM betragen. Hierbei 
handelt es sich aber um einen maximalen Wert, der 
nur erreicht wird, wenn ein Einsatz extrem lange 
dauert. 

Im übrigen steht für die Beratung durch aktiv tätige 
Berater eine erheblich umfangreichere Förderung zur 
Verfügung. So kann ein Unternehmen für verschie-
dene Beratungsleistungen kumulativ eine Förderung 
von bis zu 39 000 DM in Anspruch nehmen. 

Im Bundeshaushalt 1993 — dies macht die unter-
schiedliche Gewichtung auch noch einmal deutlich — 
stehen insgesamt 12,5 Millionen DM für Unterneh-
mensberatungen zur Verfügung; davon lediglich 
1,5 Millionen DM für Seniorendienste. Ich glaube, 
dies spricht für sich selbst. Eine nennenswerte Wett-
bewerbsverzerrung oder gar eine Benachteiligung 
kommerzieller Unternehmensberatung ist angesichts 
der Sachlage und auf Grund der Zahlen nicht erkenn-
bar. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wir kommen zur 
Frage 21 des Abgeordneten Ringkamp: 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
treffen, damit wirtschaftlicher Wettbewerb um Arbeitsaufträge 
zwischen Rentenbeziehern und jenen, die durch Arbeit Einkom-
men zwecks Bestreitung ihres eigenen Unterhalts und Heranzie-
hung zur Bezahlung der Renten erzielen müssen, abgestellt und 
zukünftig vermieden wird? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege, im Zusammenhang mit der zuvor gestellten 
Frage sind keine Maßnahmen nötig, da, wie ich 
ausgeführt habe, eine Beeinträchtigung des Wettbe-
werbs oder auch des Generationenvertrags nicht 
ersichtlich ist. 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wir kommen zur 
Frage 22 des Abgeordneten Erich G. Fritz: 

Was hat die Bundesregierung seit der Stahldebatte am 
10. März 1993, in der sie vom Deutschen Bundestag aufgefordert 
worden ist, sich für faire Marktchancen der deutschen Stahlin-
dustrie einzusetzen, getan, um neue Subventionen für die 
Stahlindustrie in Mitgliedsländern der Europäischen Gemein-
schaft zu verhindern? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Fritz, die Bundesregierung besteht in den 
Beratungen in Brüssel über die Stahlproblematik auf 
einer strikten Einhaltung der Beihilfedisziplin in der 
Gemeinschaft. Dort, wo Beihilfen letztlich gewährt 
werden, muß ein angemessener Kapazitätsabbau 
erfolgen. Sie unterstützt zudem die Kommission in 
ihren Bemühungen, mögliche Subventionsfälle rück-
haltlos zu klären. 

Diese Haltung hat die Bundesregierung auch nach-
drücklich bei der Diskussion der Stahlproblematik im 
EG-Ministerrat am 4. Mai und zuletzt vorgestern, am 
21. September 1993, vertreten. 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, im 
Stahlrat, der wohl vorgestern getagt hat, standen ja 
sowohl die Subventionspraxis als auch die Frage der 
Zukunft von EKO-Stahl zur Diskussion. Gibt es eine 
Änderung der Haltung der Bundesregierung zur Kop-
pelung von Zustimmungen zu Subventionen und 
Kapazitätsabbau im Hinblick auf die Haltung der EG 
zu EKO? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Fritz, es gibt keine Änderung der Haltung. 
Wir werden nachdrücklich auch künftig dafür eintre-
ten, daß Subventionen an Kapazitätsabbau gekoppelt 
sein müssen. Wir werden aber auch weiterhin in 
Brüssel deutlich machen, daß wir EKO in dieser 
Hinsicht für anders gelagert halten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage vom 
Kollegen Weiermann. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß der Wirtschaftsausschuß des 
Deutschen Bundestages im November des letzten 
Jahres einstimmig einen Beschluß mit dem Inhalt 
gefaßt hat, daß der deutsche Bundeswirtschaftsmini-
ster in der Europäischen Gemeinschaft so lange kei-
nen Beschlüssen für Subventionen in anderen EG-
Ländern zustimmen möge, bis die Interessen der 
deutschen Stahlindustrie eine entsprechende Berück-
sichtigung finden? Ist Ihnen das bekannt? 

Wenn Ihnen das bekannt ist: Wie werden Sie in den 
weiteren Verhandlungen vorgehen? Dies frage ich, 
weil die Stahlindustrie in der gegenwärtigen Phase 
--- bei einem Verlust von kalendertäglich zwischen 1 
und 2 Millionen DM — eine dreiviertel Milliarde an 
Verlusten in den jeweiligen Bereichen — nicht insge-
samt, da ist es noch mehr — zu verzeichnen hat und 
vermutlich das Ende des Jahres kaum noch überleben 
kann. Wie werden Sie vorgehen? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege, genau das, was Sie als Beschlußlage hier 
zitiert haben, ist das, was den Handlungen der Bun-

desregierung zugrunde liegt. Das werde ich auch in 
der Beantwortung der Frage 23 des Kollegen F ritz 
noch einmal deutlich machen. Es sind zwischenzeit-
lich keine neuen Beihilfen — außer für ostdeutsche 
Unternehmen — gewährt worden, und ich denke, die 
sollten hier nicht in Diskussion stehen. 

Ich will  auch noch darauf hinweisen, daß die Gele-
genheit besteht, in der Sitzung des Bundestagsaus-
schusses für Wirtschaft am 29. September, d. h. in der 
nächsten Woche, die Stahlproblematik noch einmal 
im Detail zu diskutieren. Dann wird sicher auch hierzu 
noch entsprechend beizutragen sein. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wir kommen zur 
Frage 23 des Abgeordneten F ritz: 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber 
vor, ob und in welchem Umfang von der EG-Kommission neue 
Subventionen genehmigt worden sind? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Fritz, die Kommission hat nach hiesiger 
Kenntnis — zu den Ergebnissen der Tagung vorge-
stern  komme ich gleich noch — außer für ostdeutsche 
Unternehmen keine neuen Beihilfen genehmigt. Die 
größeren Beihilfefälle, insbesondere für die italieni-
sche und spanische Stahlindustrie, die derzeit zur 
Entscheidung anstehen, müssen zudem vom Minister-
rat einstimmig gebilligt werden. Der Ministerrat hat 
über diese Beihilfen bereits im Dezember 1992 sowie 
im Mai 1993 und vorgestern diskutiert, ohne daß es zu 
einer Genehmigung kam. Dabei geht es auch um 
EKO-Stahl; das ist bereits zitiert worden. Mit Entschei-
dungen ist erst im November dieses Jahres zu rech-
nen. 

Am 21. September spielten die Beihilfefragen bei 
der Tagung des Rates naturgemäß wieder eine wich-
tige Rolle. Es wurde wiederum über die Beihilfean-
träge von Italien, Spanien, auch von EKO diskutiert. 
Entscheidungen wurden auch jetzt nicht getroffen. Zu 
zwei kleineren Beihilfefällen — einer davon betrifft 
die Bundesrepublik Deutschland — wurde ein „avis 
favorable" erteilt. Das heißt, hier sind weitere Klärun-
gen sachlicher und rechtlicher Art erforderlich, so daß 
die beschriebene Sachlage nach wie vor gilt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage, Herr 
Fritz. 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß der Bundeswirtschaftsmi-
nister in den letzten Wochen Gespräche mit Vertre-
tern  sowohl der deutschen Stahlunternehmen als auch 
der Gewerkschaften geführt hat? Welche Überein-
stimmungen gibt es bei diesen Gesprächen, die unter 
Umständen eine abgestimmte deutsche Posi tion bei 
den Gesprächen in Brüssel möglich machen? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Der Bun-
deswirtschaftsminister steht ständig im Gespräch 
— ich bin in vergangenen Fragestunden auch schon 
nach konkreten Terminen gefragt worden; ich habe 
sie auch heute hier nicht zur Verfügung — sowohl mit 
Unternehmensvertretern als auch mit den Vertretern 
der Gewerkschaften. 

Ich kann nur wiederholen, daß der Wirtschaftsmini-
ster auch in Zukunft alles tun wird, um in seinen 
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Verhandlungen in Brüssel die Position der deutschen 
Stahlindustrie zu stärken. Ich denke, daß hier die 
Interessen der Unternehmen und der Arbeitnehmer 
letztlich gleichgelagert sind, d. h. möglichst ungestör-
ter subventionsfreier Wettbewerb. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Noch eine weitere 
Frage. 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, die 
deutschen Stahlunternehmen haben im Frühjahr 
angekündigt, bis zum Herbst dieses Jahres ein Kon-
zept vorzulegen. Wenn ich recht informiert bin, 
beginnt der Herbst heute. 

Ein solches Konzept ist bisher nicht auf dem Tisch. 
Es ist auch nicht einfach für Konkurrenten, sich auf ein 
solches Konzept zu einigen. Sehen Sie eine Möglich-
keit für den Bundeswirtschaftsminister, ein solches 
Konzept zu moderieren? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Fritz, die Bundesregierung ist wie bisher 
schon bereit, in konkreten Einzelfällen zu vermitteln. 
Ich bitte aber um Ihr Verständnis, daß es nicht 
Aufgabe der Bundesregierung sein kann, die 
Umstrukturierungspläne p rivater Unternehmer zu 
entwickeln, voranzutreiben und zu koordinieren. Das 
liegt in der Verantwortung der Unternehmen und 
ihrer Organe. Diese Verantwortung kann auch in 
schwierigen Zeiten nicht bei der Bundesregierung 
abgegeben werden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage vom 
Kollegen Weiermann. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
es nicht gerade wegen dieser Situation, daß es bislang 
zu keiner Klärung auf dem Stahlmarkt gekommen ist, 
zwingend notwendig, der Forderung nachzukommen, 
in der Bundesrepublik Deutschland eine von der IG 
Metall und von Arbeitnehmern verlangte Stahlkonfe-
renz durchzuführen? Wäre das diesmal nicht sinn-
voll? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege, ich teile Ihre Einschätzung nicht. Ich kann 
nur wiederholen, was ich eben schon gesagt habe: Es 
ist zuerst und vor allem Aufgabe der Unternehmen, 
entsprechende Konzepte zu entwickeln und zu koor-
dinieren. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zweite Zusatz-
frage. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Würden Sie dann bitte 
zur Kenntnis nehmen, daß bei einer weiteren Zurück-
haltung der Bundesregierung, die unverständlich ist, 
weit mehr als die zunächst erwarteten 40 000 Arbeits-
plätze, die bei einer Rückführung der Produktion 
ohnehin in Frage stünden, verlorengehen? Ist es gut, 
wenn die Bundesregierung so verfährt? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege, ich nehme das zur Kenntnis, aber ich teile 
auch hier Ihre Einschätzung nicht. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Damit käme ich zur 
Frage 24 des Abgeordneten Michael von Schmude. — 
Ich sehe ihn nicht. Es wird verfahren, wie in der 
Geschäftsordnung vorgesehen. — Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung. Die Fragen 25, 
26, 27 und 28 werden schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
steriums für Frauen. Die Fragen 29 des Abgeordneten 
Claus Jäger, 30 der Abgeordneten Monika Ganseforth 
und 31 des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz wer-
den schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. ) 

Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
steriums für Verkehr. Zur Beantwortung steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Manfred Carstens 
bereit. 

Die Frage 32 des Abgeordneten Fuchtel wird 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich komme zur Frage 33 der Abgeordneten Margrit 
Wetzel: 

Bezugnehmend auf meine schriftliche Frage 97 in Drucksache 
12/5443 frage ich die Bundesregierung, ob sie bereit ist, ihren 
Informationsstand dem der öffentlichen Diskussion anzunähern 
und mir mitzuteilen, welche Abmessungen (Länge, Breite, 
Tiefgang, Seitenhöhe, Segelfläche) und welche Geschwindig-
keiten die von HDW (Howaldtswerke, Deutsche Werft) für APL 
(American President Line) projektierten 5 234-TEU-Container-
schiffe haben werden? 

Herr Staatssekretär. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die jetzt von American 
President Line in Auftrag gegebenen Schiffe können 
insgesamt 5 234-TEU-Container befördern. Der Ent-
wurfstiefgang beträgt 12 m, der maximale Tiefgang 
14 m. Die Windangriffsfläche be trägt 6 695 m2  bei 
12 m Tiefgang und 6 161 m 2  bei 14 m Tiefgang. Die 
übrigen Abmessungen betragen: Länge zwischen den 
Loten 262 m, Breite 40 m. 

Die Höchstgeschwindigkeit dieser Schiffe auf offe-
ner See be trägt 24 Knoten. Für die Revierfahrten 
gelten aber die Revier- bzw. sicherheitsspezifischen 
Geschwindigkeiten, die weit unter der Höchstge-
schwindigkeit liegen. 

Frau Präsidentin, Frau Abgeordnete Dr. Wetzel, es 
wird zu empfehlen sein, daß ich die nächste Frage 
sofort mitbeantworte, weil diese Abmessungen auch 
dort genannt sind. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Bitte sehr. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Ich bitte um ge trennte 
Beantwortung, weil das, glaube ich, sonst mit den 
Zusatzfragen nicht hinzubekommen ist. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Doch, Sie haben 
auch dann vier Fragen. 

*) Die Antworten auf die Fragen 30 und 31 siehe 175. Sitzung, 
Seite 15113 
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Dr. Margrit Wetzel (SPD): Es wäre für mich von der 
sachlichen Ordnung her einfacher, wenn ich meine 
Fragen getrennt stellen darf. 

Herr Staatssekretär, mit welcher konkreten Ge-
schwindigkeit werden die Schiffe dieser Größenord-
nung im Revier fahren, welche Umsteuerzeiten erge-
ben sich aus dieser Geschwindigkeit, und welcher 
dadurch bedingte Stoppweg ergibt sich für Schiffe 
dieser Größenordnung? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Wir haben 
es bei diesen Fragen damit zu tun, daß, sobald man in 
ein Revier kommt, entweder schiffahrtspolizeiliche 
Vorschriften gelten und/oder Lotsendienste bereitste-
hen, die das genau regeln. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Ich bin mit der Antwort 
nicht zufrieden, Herr Staatssekretär, weil die Lotsen-
dienste weiß Gott nichts mit dem Stoppweg zu tun 
haben. Ich möchte Sie bitten, das zu recherchieren 
und gegebenenfalls schriftlich zu beantworten. — Ich 
meine die Fragen wirklich ernst; sie sind sehr kon-
kret. 

Meine zweite Frage wäre: Welcher Driftwinkel 
ergibt sich bei starkem Seitenwind für diese Schiffe, 
welche Fahrwasserbelegung ergibt sich daraus in den 
Revieren, und ist Begegnungsverkehr gleichartiger 
Schiffe unter diesen Bedingungen dann noch mög-
lich? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Dabei 
kommt es, Frau Präsidentin — das werden auch die 
Kolleginnen und Kollegen des Hohen Hauses nach-
vollziehen können —, ganz auf den Einzelfall an. 

(Heiterkeit) 
Den will ich gern einmal in Form eines besonderen 
Beispiels darstellen, und ich kann Ihnen dazu eine 
schriftliche Antwort zusagen. 

(Carl-Detlev Freiherr von Hammerstein 
[CDU/CSU]: Es kommt immer darauf an, von 

wo der Wind kommt!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage des 
Kollegen Ewen. 

Carl Ewen (SPD): Herr Staatssekretär, Ihre Ausfüh-
rungen machen deutlich, daß bei Schiffen dieser 
Größenordnung die Revierfahrt möglicherweise so 
gefährlich wird, daß der Zugang zu den deutschen 
Nordseehäfen erschwert ist, so daß daraus automa-
tisch ein Bedienen des Hafens Rotterdam erfolgt. 
Können Sie sicherstellen, daß das Revier so ausgebaut 
wird, daß Hamburg bzw. Bremerhaven erreicht wer-
den können? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Abge-
ordneter Ewen, das kann man nicht auf jeden Fall und 
für jeden Vorgang sicherstellen. Denn die Frage 34, 
die gleich noch beantwortet wird, zielt auf noch 
größere Schiffe mit noch mehr Tiefgang ab. Irgendwo 
ist natürlich die Kapazität auch einmal zu Ende, zu 
einem Hafen zu kommen. Wir wissen ja, daß z. B. 
Rotterdam einen Tiefgang von 23 m hat. Es gibt in 

Deutschland überhaupt keinen Hafen, der eine solche 
Tiefe bietet. Insofern kann ich das seitens der Bundes-
regierung natürlich nicht für jeden Fall sicherstel-
len. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage? 

Carl Ewen (SPD): Daraus ergibt sich die Frage, ob 
dann, wenn Sie schon die Vermutung äußern müssen, 
daß sowohl das Elberevier wie auch das Weserrevier 
nicht ausreichen könnten, das Jaderevier und der 
Tiefwasserhafen Wilhelmshaven so ausgebaut wer-
den können, daß solche Containerschiffe dorthin 
geleitet werden können, damit Großverkehre der 
Zukunft nicht an deutschen Häfen vorbeigehen. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Das ist eine 
sehr wichtige Frage, die m an  natürlich auch an eine 
solche Fragestellung anhängen kann. Man könnte 
jetzt den Rest der Fragestunde mit schiffahrtspoliti-
schen Fragen bedienen. Aber es ist in der Tat so, 
Kollege Ewen, daß man Wilhelmshaven mit Sicherheit 
anfahren könnte. Wir haben aber auch an der Unter-
weser bis Bremerhaven 13,30 m einlaufend, an der 
Unterelbe 13,5 m einlaufend. Insofern ist das schon 
auch aus meiner Sicht eine sehr wichtige Fragestel-
lung, um die es hier geht, da man irgendwo an  den 
Punkt kommt, wo es Schiffe geben könnte, die an 

 wichtige deutsche Häfen nicht mehr herankommen. 
Aber diese Frage stellt sich nicht nur hier bei uns in 

Deutschland, sondern die Fragestellung gibt es über-
all in der Welt. Da muß es auch zu irgend einem 
Zeitpunkt einmal erlaubt sein, zu fragen, ob man die 
Flüsse nach den Schiffen richten muß oder die Schiffe 
nach den Flüssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wir kommen zur 
Frage 34 der Abgeordneten Dr. Margrit Wetzel: 

Ebenfalls bezugnehmend auf meine schriftliche Frage 97 in 
Drucksache 12/5443 frage ich ergänzend, ob die Bundesregie-
rung bereit ist, Informationen über mögliche Abmessungen und 
Geschwindigkeiten für Schiffsbau- bzw. Forschungsprojekte in 
Größenordnungen von 6 000-8 000 TEU-Schiffen hinsichtlich 
öffentlicher Äußerungen (z. B. Nedlloyd/SINGAPORT 1992) 
oder Publikationen (z. B. Cargo Systems, Oktober 1992) oder 
vorliegender konkreter Forschungsprojekte einzuholen und mir 
in Gestalt einer Antwort auf diese Frage zu übermitteln? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Der jetzt 
gebaute „American President Line"-Typ läßt sich 
problemlos durch Verlängerung um eine Laderaum-
länge auf eine Kapazität von 6 000 TEU bringen. Die 
Vergrößerung der Schiffslänge beträgt in diesem Falle 
etwa 25 m. Die übrigen Daten, wie in der Frage 33 
beschrieben, ändern sich dadurch nur unwesentlich. 

Ich füge aber hinzu: Zur Zeit kennen wir keinerlei 
Anfragen bei Werften für derartige Schiffe. Aber 
theoretisch wäre es möglich, das so auszubauen. Daß 
es irgendwann einmal so kommt, will ich nicht aus-
schließen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage? 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Kann die Regierung 
versuchen, mir innerhalb einer angemessenen Zeit zu 
bestätigen oder gegebenenfalls zu widerlegen, daß 
bei beabsichtigten Vorhaben, Containerschiffe der 7. 
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oder 8. Generation zu bauen, Längen, die wesentlich 
höher als 300 m sind, aus Gründen unzureichender 
Materialfestigkeit nicht gehen und deshalb Breiten 
von 45 bis 50 m bzw. Tiefgänge zwischen 15 und 18 m 
notwendig werden? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Ich ant-
worte darauf: Ja. Wir werden das schriftlich mitteilen, 
entweder widerlegen oder bestätigen oder im Einzel-
fall bestätigen oder widerlegen. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Vielen Dank. 
Ich habe noch eine zweite Zusatzfrage. Sie hatten 

eben schon den Hafen Rotterdam erwähnt. Welche 
europäischen Häfen gibt es, deren Tiefgangsverhält-
nisse ein Laden und Löschen in den Häfen für Contai-
nerschiffe der 7. und 8. Genera tion überhaupt zulie-
ßen, oder wären solche grundsätzlich nur im Off-
shore-Bereich denkbar? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär: Ganz über-
wiegend nur im Off-shore-Bereich. Aber wenn es da 
Häfen gibt, teile ich Ihnen bei der Gelegenheit auch 
das schriftlich mit. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Fragen 35 des 
Abgeordneten Uwe Lambinus und 36 und 37 des 
Abgeordneten Albrecht Müller (Pleisweiler) werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. — Herzlichen Dank, Herr 
Staatssekretär. 

Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
steriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit. Zur Beantwortung steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Bertram Wieczorek bereit. 

Ich rufe die Frage 38 des Abgeordneten Georg 
Gallus auf: 

Was unternimmt die Bundesregierung, um die Misere bei der 
Entsorgung des Verpackungsmülls angesichts immenser Pro-
bleme und Kosten insbesondere beim Recycling von Kunststoff 
dauerhaft zu beheben? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit: Frau Präsidentin! Herr Kollege Gallus! 
Mit der Verpackungsverordnung hat die Bundesre-
gierung erreicht, daß Verpackungen nicht mehr als 
Abfall in den Müll gelangen, sondern in steigendem 
Umfang als Wertstoffe erfaßt und einem Recycling 
zugeführt werden. Die bisher erzielten Sammelmen-
gen haben dabei alle Erwartungen übertroffen. Dies 
hat bei der Verwertung von Kunststoffverpackungen 
zu Engpässen geführt. Jedoch sind auch in diesem 
Bereich bereits erhebliche Fortschritte erzielt worden. 
Wurden im Jahr 1991 nur etwa 21 000 t Kunststoffver-
packungen verwertet, so stehen in diesem Jahr bereits 
Kapazitäten in Höhe von 160 000 t zur Verfügung — 
mit deutlich steigender Tendenz. 

Diese Zahlen zeigen, daß der von der Verpackungs-
verordnung ausgehende Handlungsdruck bereits 
erhebliche Verbesserungen bei der Verwertung von 
Kunststoffen bewirkt hat. 

Es ist daher nicht Absicht der Bundesregierung, bei 
den noch bestehenden Verwertungsproblemen den 
Handlungsdruck von den betroffenen Wirtschafts-

kreisen zu nehmen. Mit Blick auf das Verursacher-
prinzip muß die Verantwortung für die Entsorgung 
der Produkte vielmehr bei der Wirtschaft bleiben. Die 
Problemlösungen sind daher von ihr in eigener Ver-
antwortung anzugehen. 

Georg Gallus (F.D.P.): Herr Staatssekretär, ich habe 
den Medien entnommen, daß beim Kunststoffrecy-
cling — und was da alles stattfindet — vorgesehen ist, 
den Kunststoff wieder zu Öl zu machen. Da kostet die 
Tonne 800 DM. Das kam im Fernsehen. Höchstwahr-
scheinlich wird das Öl dann anschließend verbrannt. 
Ich weiß nicht, was damit gemacht wird. Meine Frage 
ist, ob der Umweltminister schon eine Ökobilanz über 
diesen vorgesehenen Kreislauf erstellt hat. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Kann er gar nicht!) 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Gallus, Sie sprechen im Falle der Hydrierung 
von einer sogenannten rohstofflichen Verwertung. 
Zur rohstofflichen Verwertung gibt es noch keinerlei 
Ökobilanzen. Es gibt eine erste Untersuchung zur 
Energiebilanz, deren Ergebnis in Rela tion zur Ver-
brennung positiv ausfällt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zweite Frage. 

Georg Gallus (F.D.P.): Herr Staatssekretär, wann 
wird die Bundesregierung einheitliche Verwertungs-
vorschriften für alle Verpackungsarten schaffen und 
die Privilegierung des Kunststoffs beseitigen? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Die 
Bundesregierung hat nicht die Absicht, auch bei den 
jetzt anstehenden bzw. geführten Gesprächen zur 
Novellierung der Verpackungsverordnung zum rei-
nen Ordnungsrecht zurückzukehren und generell 
Verbote auszusprechen. 

(Peter Conradi [SPD]: Das werden wir dann 
machen!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich komme zur 
Frage 39 des Abgeordneten Gallus: 

Wie fördert die Bundesregierung die Verwendung von Ver-
packungen, die aus nachwachsenden Rohstoffen vorwiegend 
auf Stärkebasis hergestellt sind und kostengünstig dezentral auf 
dem Wege der Kompostierung entsorgt werden könnten, aber in 
der ab Oktober 1993 geltenden gestaffelten Gebührenordnung 
des Dualen Systems fehlen? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Gallus, die Bundesregierung sieht zur Zeit 
keine Veranlassung, bestimmte Verpackungsmateri-
alien, z. B. solche aus nachwachsenden Rohstoffen, 
besonders zu fördern. 

Die Gründe liegen zum einen darin, daß bisher noch 
keine Ökobilanzen vorliegen, die eine grundsätzliche 
Überlegenheit von Verpackungen aus nachwachsen-
den Rohstoffen gegenüber anderen Verpackungs-
werkstoffen belegen, zum anderen aber auch in der 
Überzeugung, daß nicht unnö tig in den von der 
Verpackungsverordnung geschaffenen Bereich der 
neuen Produktverantwortung der Wirtschaft einge-
griffen werden sollte. 

Der Entsorgungsweg der Verpackungsprodukte 
aus nachwachsenden Rohstoffen über das Verfahren 
der Kompostierung wird kritisch bewertet, da schon 
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jetzt außerordentliche Probleme beim Absatz der 
stark steigenden Komposte aus verschiedensten Her-
künften bestehen. Eine starke Zunahme von Kom-
postmengen aus Verpackungen würde diese Situa tion 
noch weiter verschärfen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage. 

Georg Gallus (F.D.P.): Herr Staatssekretär, glauben 
Sie nicht, daß es unter Umständen sinnvoller sein 
kann, sich mehr um Verpackungsmaterial aus nach-
wachsenden Rohstoffen — auch was die Forschung 
anbetrifft — und deren Verwertung zu kümmern, als 
aus Ö1 Kunststoff und aus Kunststoff dann wieder Öl zu 
machen und das Öl dann zu verbrennen, während das 
andere zumindest dezentral in den Gemeinden über 
die Kompostierung entsorgt werden könnte? 

(Carl-Detlev Freiherr von Hammerstein 
[CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Gallus, ich gebe Ihnen grundsätzlich recht. 
Sie wissen aber, daß hier noch ein erheblicher For-
schungsbedarf besteht. Um die Dinge in der Entwick-
lung weiter klären zu können, wurde ja — ich glaube: 
noch in Ihrer Verantwortung — die Fachagentur für 
nachwachsende Rohstoffe gegründet. Wir hoffen, daß 
wir dafür bald einen Ort finden, damit diese Fach-
agentur auch wirksam werden kann. 

(Beifall des Abg. Siegfried Hornung [CDU/ 
CSU] — Zuruf von der SPD: Der ist schon 

gefunden!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich komme zu 
Frage 40 des Abgeordneten Dr. Harald Kahl: 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, ob und 
wann mit einer EG-Richtlinie zu rechnen ist, die eine einheitliche 
Grundlage für die Verbrennung von ölhaltigen Bet riebs- und 
Arbeitsmitteln, Farbresten sowie Lackschlämmen, die mit Säge-
spänen versetzt als sogenannter „Ersatzbrennstoff" nach Inbe-
triebnahme der dafür erforderlichen Aufbereitungsanlagen zum 
Beispiel von Thüringen in Zementwerke nach Belgien gefahren 
werden sollen, vorsieht? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Kahl, die Umweltminister der Europäischen 
Gemeinschaft haben sich auf ihrer Tagung am 28. und 
29. Juni dieses Jahres auf die Richtlinie über die 
Verbrennung gefährlicher Abfälle, die sich sehr stark 
an der fortschrittlichen deutschen Verordnung über 
Abfallverbrennungsanlagen orientiert, geeinigt. Die 
Richtlinie erfaßt in Übereinstimmung mit unserer 
nationalen Verordnung auch die Mitverbrennung von 
gefährlichen Abfällen in Anlagen, die primär einem 
anderen Zweck dienen, z. B. Zementwerke. 

Allerdings ist noch nicht abschließend geklärt, ob es 
sich bei den von Ihnen genannten Abfallarten um 
gefährliche Abfälle im Sinne der EG-Richtlinie han-
delt, da eine Liste dieser gefährlichen Abfälle zur Zeit 
von der EG-Kommission erst erarbeitet wird. Insoweit 
besteht bisher noch keine vollständige Harmonisie-
rung. Dabei kommt es jedoch nicht darauf an, ob ein 
solcher Stoff lediglich als Ersatzbrennstoff bezeichnet 
wird. Maßgeblich ist allein, ob der Abfallbegriff der 
Europäischen Gemeinschaft erfüllt ist. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Dann komme ich zu 
Frage 41 des Abgeordneten Horst Kubatschka: 

Wie viele Risse wurden bei der Jahresrevision im Kernkraft-
werk Isar 1 (KKI 1) festgestellt, und wird die Bundesregierung 
dafür Sorge tragen, daß im Kernkraftwerk Isar 1 ein lückenloses 
Überwachungsprogramm — wie seit einem Jahr im baugleichen 
Reaktor Brunsbüttel — durchgeführt wird? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Kubatschka, in der diesjährigen Jahresrevi-
sion des Kernkraftwerkes Isar I wurde ein umfangrei-
ches Sonderprüfprogramm an den austenitischen 
Rohrleitungssystemen durchgeführt. Dabei war vor-
rangig der Nachweis der Bet riebssicherheit insbeson-
dere für den folgenden Betriebszyklus zu führen. 

Durch zerstörungsfreie Prüfungen war die Rißfrei-
heit nachzuweisen, wobei die Prüftiefe entsprechend 
den Anforderungen gestaffelt wurde, und zwar von 
100 % Prüfumfang im Bereich der druckführenden 
Umschließung im Sicherheitsbehälter bis zu einem 
geringeren Prozentsatz im Bereich von kaltgehenden 
Leitungen außerhalb des Sicherheitsbehälters. 

Lediglich bei der Untersuchung der austenitischen 
Rohrleitungen des Lagerdruckwassersystems für die 
Kühlmittelpumpen, das jedoch in Zukunft wegen des 
Umbaus der Zwangsumwälzpumpen vollständig ent-
fällt, wurden 23 Anrißbefunde festgestellt. Diese 
Befunde haben die Sicherheit des Kernkraftwerkes 
Isar I zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt. Trotzdem 
wird den Ursachen der Befunde in einem bereits 
laufenden Untersuchungsprogramm nachgegangen. 
Alle übrigen austenitischen Rohrleitungssysteme wa-
ren frei von Rißbefunden. 

Auf Grund der Ergebnisse der Untersuchungen an 
 den austenitischen Rohrleitungen bestanden keine 

Bedenken gegen eine Wiederinbetriebnahme des 
Kernkraftwerks Isar I. Die Zustimmung zum Wieder-
anfahren des Kernkraftwerks wurde von der zustän-
digen Aufsichtsbehörde am 31. August 1993 erteilt. 

Das Bundesumweltministerium und auch der 
zuständige Fachausschuß der Reaktorsicherheits-
kommission hatten nach der erfolgten Unterrichtung 
durch die Aufsichtsbehörde über die Ergebnisse der 
Prüfung ebenfalls keine Bedenken gegen den Weiter-
betrieb dieser Anlage. 

Die atomrechtliche Aufsichtsbehörde hat bis zur 
nächsten Revision im Jahre 1994 die Überarbeitung 
des Konzepts der wiederkehrenden Prüfungen und 
eine abschließende Ursachenklärung der Rißbefunde 
im Kernkraftwerk Isar I angeordnet. Ein Programm für 
die wiederkehrenden Prüfungen der austenitischen 
Schweißnähte wird rechtzeitig vor dem nächsten 
Revisionsstillstand vorgelegt werden. 

Auch für das Kernkraftwerk Brunsbüttel ist ein 
entsprechendes Prüfkonzept derzeit erst in der Bear-
beitung und kann daher nicht als Maßstab für Prüfun-
gen im Kernkraftwerk Isar I herangezogen werden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, die 
Bayernwerke AG, einer der Be treiber des Kernkraft-
werks Isar I, teilte Ende August mit, alle Schweißnähte 
mit Anrissen hätten sich im Bereich der Druckwasser-
systeme befunden, wie Sie jetzt bestätigt haben, und 
seien — jetzt folgt ein Zitat — „auf Grund ihrer 
Einbaugeometrie sowie der spezifischen Temperatur- 
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und Druckverhältnisse einem zwar niedrigen, aber 
gegenüber anderen Leitungen erhöhten Spannungs-
niveau unterworfen gewesen". 

Teilt die Bundesregierung auf Grund dieser Aus-
sage meine Meinung, daß zumindest ein Teil der 
entdeckten Risse betriebsbedingt sind? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Die 
Ergebnisse der Untersuchung, ob es sich um betriebs-
bedingte oder um herstellungsbedingte Risse h andelt, 
liegen noch nicht vor. 

Ich möchte aber noch einmal betonen, daß das 
entsprechende Lagerwasserdrucksystem nur zur 
Schmierung der Kühlwasserpumpen bestimmt und es 
ohnehin vorgesehen war — das wird m an  auch noch in 
anderen Kraftwerken überprüfen —, dieses System 
komplett auszutauschen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Horst Kubatschka (SPD): Wie sind die Sicherheits-
vorrichtungen im KKI I bei einem vollständigen Abriß 
von Rohrleitungen auszulegen? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Kol-
lege Kubatschka, diese Frage müßte ich Ihnen schrift-
lich beantworten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gibt es weitere 
Fragen? — Herr Fuhrmann, bitte. 

Ame Fuhrmann (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
möglicherweise doch in der Lage, dem Hohen Haus zu 
sagen, welche Ursachen zu den Rissen geführt 
haben? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Ich 
muß hier noch einmal betonen, daß es keine abschlie-
ßende Beurteilung gibt, weder bei der Frage „herstel-
lungsbedingt" noch bei der Frage „betriebsbedingt". 
Es gibt allerdings beim jetzigen Stand der Untersu-
chungen eine Tendenz, die eventuelle Rückschlüsse 
auf eine Ursache im Bereich der Wasserchemie, näm-
lich des sehr hohen Wasserstoffgehalts des dort im 
System befindlichen Wassers, zuläßt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es gibt noch eine 
Zusatzfrage. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Herr Staats-
sekretär, ich habe eine Frage in bezug auf die Risse. 
Wie war deren Beschaffenheit? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege, Sie wissen ja, daß es sich um Röntgenbefunde 
im Mikrobereich handelt. Ich verweise auch hier 
darauf, daß Sie sich die Veröffentlichungen zuschik-
ken lassen sollten, wenn eine abschließende Beurtei-
lung im Ausschuß — „Druckführende Komponenten 
der Reaktorsicherheitskommission" — veröffentlicht 
worden sein wird. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Frage 42 wird 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär Wieczorek. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Forschung und Technologie. Die Fra-
gen 43, 44 und 45 werden schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Auswärti-
gen Amts. Auch die Fragen 46, 47, 48 und 49 werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit schließe ich die Fragestunde. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 3 auf: 

Aktuelle Stunde 
Begründung der Bundesregierung für ihr 
Fernbleiben von vereinbarten Verhandlungen 
am 18. September 1993 über ein Pflegege-
setz 

Diese Aktuelle Stunde wurde von der SPD verlangt. 
Ich erteile als erstem dem Abgeordneten Rudolf 
Dreßler das Wort. 

Rudolf Dreßler (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die SPD-Fraktion hat für heute 
eine Aktuelle Stunde im Parlament beantragt, um die 
Bundesregierung zu zwingen, ihre Beweggründe 
öffentlich zu machen, warum das so wichtige Pflege-
gesetz im Hickhack zwischen Kanzler Kohl und 
Außenminister Kinkel zerrieben wird. 

Wie die Regierung, wie CDU/CSU und F.D.P. mit 
einer zentralen gesellschaftspolitischen Aufgabe die-
ser Bundestagsperiode umgehen, ist unver antwortlich 
unserem Land gegenüber und stellt die Regeln der 
parlamentarischen Demokratie auf den Kopf. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ilja 
Seifert [PDS/Linke Liste]) 

Das Anliegen Hunderttausender pflegebedürftiger 
Menschen wird mit den Mitteln der politischen R an

-küne diskreditiert, ja, es wird mit Füßen getreten. Die 
Ereignisse des letzten Wochenendes lieferten dafür 
ein beredtes Beispiel und stellten den würdelosen 
Höhepunkt in einer traurigen Entwicklung dar. Die 
Bundesregierung und die Koalitionsparteien weiger-
ten sich, in konkreten Sachgesprächen mit der SPD zu 
versuchen, eine gemeinsame und tragfähige Lösung 
für die geplante Pflegeversicherung zu finden, in 
Sachgesprächen, meine Damen und Herren, die vor-
her unter den beteiligten Parteien mit der Bundesre-
gierung vereinbart worden waren. 

Die Aufforderung von Bundesminister Seehofer, die 
SPD möge sich endlich mit der Koalition um eine 
sachgerechte Lösung bemühen, wirkt angesichts sei-
ner eigenen Gesprächsverweigerung nicht einmal 
mehr komisch. Ich frage: Ist so eine intellektuell 
deprimierende Reaktion eines Bundesministers Drei-
stigkeit oder Hilflosigkeit? Ich glaube, bei dem 
Zustand der Bundesregierung trifft wohl beides zu. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn der gleiche Mini-
ster die SPD-Länder auffordert, sich der gemeinsamen 
Verantwortung bewußt zu sein, so weise ich dies als 
grobe Anmaßung zurück. Wer wurde denn eigentlich 
der gemeinsamen Verantwortung nicht gerecht? Die-
jenigen, die — wie SPD-Länder und Bundestagsfrak- 
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tion der SPD — am vereinbarten Verhandlungstisch 
saßen, oder diejenigen, die — wie CDU/CSU, F.D.P. 
und Bundesregierung — die vereinbarten Verhand-
lungen boykottierten? 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt in London ein Theater, das sich rühmt, seit 
Jahren mit großem Erfolg ein und dasselbe Stück zu 
spielen: „The Mouse Trap", „Die Mausefalle", von 
Agatha Christie. In Bonn gibt es eine Regierung, die 
sich nicht schämt, seit Jahren mit anhaltendem Miß-
erfolg ein und dasselbe Polittheater abzuspulen mit 
dem Namen „Die Pflegeeinigung von Helmut Kohl 
und Otto Graf Lambsdorff". Nur, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU und der F.D.P., wo in 
London profilierten Schauspielern der Beifall des 
Publikums gilt, breitet sich in Bonn mittlerweile 
blanke Fassungslosigkeit über das Wirken politischer 
Laienspieler aus. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Damit das klar ist: Die SPD will eine soziale Pflege-
versicherung: erstens solidarisch finanziert, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist leere Pole
-mik!) 

zweitens mit angemessenen Leistungen und drittens 
für alle verpflichtend. Seit zwei Jahren liegen dazu 
wortgleiche Gesetzentwürfe in Bundestag und Bun-
desrat vor. Es ist doch mit Händen zu greifen, daß die 
F.D.P. an  der Pflegeversicherung überhaupt kein 
Interesse hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Was für die F.D.P. gilt, das gilt in gleichem Maße auch 
für große Teile der Union, für die Mittelstandsvereini-
gung und den Wirtschaftsrat. Auch sie wollen in 
Wahrheit keine Pflegeversicherung, auch sie sind sich 
nicht zu schade, das Vorhaben durch allerlei zwielich-
tige Manöver zu hintertreiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies, meine Damen und Herren, war der eigentliche 
Grund für den Verhandlungsboykott der Koalitions-
parteien. Daß der kleine Koalitionspartner F.D.P. am 
vergangenen Wochenende CDU/CSU und Bundesre-
gierung wie einen Tanzbär am Nasenring durch die 
Manege geführt hat, mögen manche für blamabel 
halten; mir ist das relativ gleichgültig. Wer auch wen 
immer düpiert haben mag, wenn das gesamte Manö-
ver zu Lasten Hunderttausender hilfsbedürftiger 
Menschen geht, dann ist ein solches Verhalten wür-
delos. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich füge ganz leise hinzu: Vergeblich haben viele 
nach der Richtlinienkompetenz des Kanzlers gerufen, 
die diesem Trauerspiel ein Ende setzen sollte. CDU/ 
CSU und F.D.P. als Parteien des Verhandlungs-
boykotts 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lassen Sie sich 
doch etwas Besseres einfallen!) 

offenbarten mit ihrer Gesprächsabsage allerdings 
noch etwas: Sie fühlten sich nämlich dem inhaltlichen 

Ringen mit der SPD um eine tragfähige Pflegeversi-
cherung schlichtweg nicht gewachsen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste — Lachen bei der CDU/ 

CSU und der F.D.P.) 
Wenn dann aus Kreisen der F.D.P. zu hören ist, m an 

 wolle nicht Opfer von inhaltlichen Gesprächen zwi-
schen SPD und Union werden, so läßt das Rück-
schlüsse auf den Zustand der Regierung zu. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ihre Redezeit ist 
beendet. 

Rudolf Dreßler (SPD): Deshalb sage ich Ihnen: Es 
wird Ihnen nicht gelingen, in diesem Falle weiterhin 
so zu tun, als könnten Sie einen Spalt zwischen die 
Arbeitnehmerschaft, die alles allein bezahlen soll, und 
die Pflegebedürftigen setzen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gleiches Recht für 
alle! Als nächster spricht der Abgeordnete Karl-Josef 
Laumann. 

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich kann die Aufgeregt-
heit der SPD darüber, daß die Verhandlungen am 
Wochenende nicht zustande gekommen sind, gar 
nicht verstehen. In einer parlamentarischen Demo-
kratie ist es noch immer so, daß wir die Gesetze im 
Ausschuß und im Parlament beraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Da sind alle beteiligt. Ich denke, da haben Sie auch die 
Möglichkeit mitzuwirken. 

Ein weiterer Punkt lautet: Das Ziel Ihrer Aktuellen 
Stunde ist sehr durchsichtig. Sie wollen hiermit versu-
chen — es ist Ihr gutes Recht, das zu versuchen —, in 
der Öffentlichkeit deutlich zu machen, daß wir uns in 
der Regierungskoalition schwertun, die Pflegeversi-
cherung und vor allem ihre Finanzierung sicherzu-
stellen. 

Diese Aktuelle Stunde macht aber auch deutlich, 
daß Sie nicht mehr in der Lage sind und nicht die Kraft 
aufbringen, diesen Sozialstaat umzubauen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
weil Sie nicht bereit sind, über eine Kompensa tion 
nachzudenken. Sie, die SPD, beharren auf Besitz-
standsdenken, und Sie sind es auch, meine Damen 
und Herren, die wegen dieses Besitzstandsdenkens 
eine Kompensation der Kosten, die durch eine neue 
Versicherung entstehen, nicht wollen. 

Sie betreiben Sozialpolitik — so habe ich den 
Eindruck —, wie das in den 60er und 70er Jahren 
möglich war: Probleme, die es anzugehen gilt, durch 
Draufsatteln auf die Lohnnebenkosten, auf menschli-
che Arbeit zu lösen. Ich glaube, daß die Bürger in 
diesem Land sehr genau wissen, daß ein Draufsatteln 
auf die Kosten der menschlichen Arbeit so nicht mehr 
möglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Von daher zeigt das Ringen in meiner Partei, um 

eine Kompensation zu finden, daß wir eine verantwor-
tungsvolle Politik insbesondere für die Arbeitnehmer 
in diesem Land machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Denn sie sind auf Arbeitsplätze angewiesen und erst 
in zweiter Linie auf Sozialpolitik. 

(Zuruf von der SPD: Arbeiterverräter!) 

— Arbeiterverräter ist derjenige, der Arbeitsplätze zu 
teuer macht, so daß es dann keine mehr gibt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
F.D.P. — Detlev von Larcher [SPD]: Zehn 

Jahre regiert ihr!) 

Ich denke, daß der Vorschlag, den wir gefunden 
haben, die Lohnfortzahlung an zehn Feiertagen in 
Deutschland um 20 % abzusenken 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Ihr klaut 
denen den Lohn!) 

oder die Möglichkeit zu nutzen, daß derjenige, der 
den Lohnverzicht nicht haben möchte, auf Freizeit 
verzichtet, indem er zwei Urlaubstage einsetzt, wirk-
lich eine sozialverträgliche Kompensa tion ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich habe in dieser Woche zwei Besuchergruppen 
von der KAB hier in Bonn gehabt. Das sind alles Leute, 
die an der Werkbank stehen. Sie haben mir gesagt: 
Eine solche Kompensation ist in Ordnung; wir sind 
bereit, sie zu tragen, damit es die Familien, die 
pflegebedürftige Angehörige haben, zukünftig in 
Deutschland besser haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich kann am Anfang der Beratungen, die wir in der 
nächsten Woche im Ausschuß und in den folgenden 
Wochen in Parlament und Ausschuß haben werden, 
an Sie, die SPD, eigentlich nur appellieren: 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Durchpeit

-

schen wollt ihr das!) 

Seien Sie sich der Verantwortung, die Sie mit Ihrer 
Bundesratsmehrheit auch in diesem Gesetzgebungs-
verfahren haben, bewußt. 

(Peter W. Reuschenbach [SPD]: Scheinheilig

-

keit nennt man  das!) 

Ich kann Sie nur davor warnen, die Pflegeversiche-
rung, 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Ein unver

-

antwortlicher Gesetzentwurf!) 

die die Situation von Hunderttausenden von Familien, 
die pflegebedürftige Angehörige haben, verbessern 
wird, zu boykottieren, weil es in Ihren Köpfen anschei-
nend nicht vorstellbar ist, auf ein bißchen zu verzich-
ten, um Spielräume für neue wich tige Aufgaben zu 
bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie werden sich damit abfinden müssen, daß meine 
Partei zusammen mit dem Koali tionspartner diesen 
Weg unerschrocken gehen wird. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie werden in dieser Frage die Straße nicht gegen uns 
aufbringen; denn die Leute sind vernünftiger als Ihre 
Partei. 

Schönen Dank. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste hat die 
Abgeordnete Dr. Gisela Babel das Wort. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Diese Aktuelle Stunde auf Ver-
langen der SPD findet statt, weil sie von der Regierung 
gern wissen will , warum sie am Wochenende nicht in 
den Westerwald gezogen ist. Die Aktuelle Stunde 
bietet aber für uns in der Koali tion, besonders für die 
F.D.P., die Chance, die SPD zu fragen, welche Ziele sie 
bei dem Thema Pflege verfolgt. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 
Meine Damen und Herren, ich wi ll  es für die 

Koalition noch einmal ganz einfach sagen: F.D.P. und 
CDU/CSU wollen eine Pflegeversicherung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Arne  Fuhrmann [SPD]: Was für eine?) 

Dieser Wille ist ungebrochen. Wir wollen sie in Ver-
antwortung für die pflegebedürftigen Menschen in 
unserem Land. Wir wollen sie im Umlageverfahren 
mit einem Beitragssatz von 1,7 %. Wir wollen in 
diesem Umfang Leistungen gewähren. 

Wir haben einen zweiten wichtigen Punkt: Wir 
wollen die Pflegeversicherung in zwei Stufen einfüh-
ren. Wir sagen: Die ambulante Pflege hat Vorrang. Sie 
muß zuerst kommen, damit die Leistungen zunächst in 
die Familien und in die Gemeindekrankenstationen 
gehen. Danach soll die stationäre Pflege drankom-
men. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dieter-Julius Cro

-

nenberg) 
Und der dritte Punkt: Die Koa lition ist sich einig, daß 

die gestiegenen Lohnkosten zur Hälfte ausgeglichen 
werden sollen. Dazu liegen Vorschläge auf dem 
Tisch. 

Jetzt komme ich zur SPD. Was will die SPD? 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ein gutes 
Gesetz!) 

Sie konnte sich, wie wir im nachhinein noch viel, viel 
klarer hörten als vielleicht von vornherein für alle 
offensichtlich, nicht einigen, was sie eigentlich in 
diesen Verhandlungen an  Kompensation anbieten 
wollte. Sie hat im Gegenteil gesagt, daß das Wort 
Kompensation im sozialdemokratischen Wörterbuch 
nicht vorkommt. Meine Damen und Herren, nun gibt 
es ja vielleicht auch auf der Oppositionsseite die 
Möglichkeit, ein Fremdwort zu lernen, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ganz schön arro

-

gant!) 
aber die Tatsache, daß Sie die Kompensa tion ableh-
nen, möchte ich doch zum Anlaß nehmen, Ihnen 
einmal vorzuführen, was das für eine Politik ist. 
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Sie wollen die Kosten für die Pflegeversicherung auf 
den Lohn draufpacken. Dann darf ich Sie vielleicht 
doch einmal fragen: Wissen Sie eigentlich, was in 
unserem Land vorgeht? 

(Lachen bei der SPD) 

Aufruhr und Angst im Ruhrgebiet um Arbeitsplät-
ze, Entlassungsankündigungen von Daimler-Benz, 
Investitionsentscheidungen von Bosch im Ausland, 

(Dr. Fritz Schumann [Kroppenstedt] [PDS/ 
Linke Liste]: Das ist doch Ihre Regierung! — 
Hans  Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Dafür sind 

Sie doch verantwortlich!) 

vier Millionen Arbeitslose. Mittlerweile fürchtet in 
diesem Land jeder zweite Arbeitnehmer um seinen 
Arbeitsplatz. Und in dieser Situa tion wollen Sie die 
Lohnkosten ohne Ausgleich erhöhen! 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Wer regiert eigent

-

lich?) 

Meine Damen und Herren, was ist das für eine Politik, 
die so verantwortungslos 

(Beifall bei der SPD) 

die Arbeitsplätze gefährdet, die Lohnkosten erhöht 
ohne Ausgleich? 

Jetzt komme ich zu den inhaltlichen Punkten. Da 
fallen Ihnen nur zwei Dinge ein: Die Pflegeversiche-
rung, sagt die SPD, braucht höhere Leistungen. Wie 
schön, wie einfach! 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

Und Sie sagen, die stationäre Pflege muß auch 
gleich in Kraft treten. Auch dazu kann man nur sagen: 
Wie schön und wie einfach! Nebenbei wollen Sie dann 
auch noch möglichst die Versicherungsgrenze für die 
Krankenversicherung sprengen. 

Aber das Schlimmste ist — das wird uns erschrek-
kend klar —: Sie wollen das überhaupt nicht ausglei-
chen, Sie wollen keine Kompensa tion. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Natürlich 
wird ausgeglichen!) 

Und die Konsequenz: Die Koa lition kann mit einer 
solchen Opposition überhaupt keine Vereinbarungen 
treffen. Nein zur Kompensation, aber Ja zu einer 
unbezahlbaren Pflege — das ist eine Politik, die 
geradezu unglaublich leichtfertig ist. 

Im übrigen will ich feststellen, daß die Kompensa-
tion für die Koalition ein Mittel des Ausgleichs der 
Pflegeversicherung ist. Sie kommt nicht für sich allein 
in Frage; ich will das noch einmal festhalten. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Was hat denn Herr 
Solms gesagt?) 

Aus Ihrer Oppositionsrolle heraus kann ich das noch 
verstehen, aber wenn die Bundesländer jetzt sagen, 
wir wollen die Pflegeversicherung scheitern lassen, 
muß ich nun doch den Ministerpräsidenten von Rhein-
land-Pfalz fragen: 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wer ist 
denn das?) 

Sie sagen, es geht Ihnen um pflegebedürftigte Men

-

schen? Dann sorgen Sie dafür, daß die Weichen so 

gestellt werden, daß die Pflegeversicherung in 
Deutschland verabschiedet wird. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Dr. Ilja Seife rt . 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Hier wird immer gesagt, 
daß die Pflegeversicherung den Menschen helfen 
wird. So, wie es jetzt vorgeschlagen wird, hilft es 
niemandem von den Betroffenen. Reden Sie mit den 
Betroffenen! 

Ich möchte mich nicht lange über den Hickhack 
auslassen, ob nun jemand in irgendein Schloß kommt 
und dort in einem ziemlich exklusiven Kreis mit dem 
anderen diskutiert oder nicht. Mir geht es darum, daß 
den Menschen, die assistierende Hilfe brauchen, um 
selbstbestimmt leben zu können, geholfen wird. 

Herr Blüm, Sie erzählen im Fernsehen, daß es keine 
Kompensation ohne Widerstand geben wird. Wenn 
dem so ist, dann haben Sie doch endlich den Mut, 
gegen den Widerstand derer aufzutreten, denen es 
ausschließlich um die Kompensation geht. Haben Sie 
den Mut, die Kompensa tion fallenzulassen! 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD — Wolfgang Loh-
mann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Populis-

mus ist das doch!) 

— Vielen Dank den Kollegen von der SPD. 

Haben Sie doch einmal den Mut in den Mittelpunkt 
Ihres Denkens und Handelns die Menschen zu stellen, 
für die assistierende Pflege Voraussetzung für ein 
menschenwürdiges Leben ist, und nicht einen Kosten-
faktor in irgendeiner Wirtschaft! 

Haben Sie den Mut, den Menschen ihren objektiven 
Nachteil, soweit das durch Geld überhaupt geht, 
wenigstens teilweise auszugleichen, den Nachteil, 
der darin besteht, daß sie ohne eine wirksame assi-
stierende Hilfe nichts mehr selbst bestimmen können. 
Herr Minister, haben Sie den Mut, den gordischen 
Knoten durchzuhauen, der diejenigen, die assistie-
rende Pflege leisten, ihrerseits wieder in ein äußerst 
vertracktes und menschlich sehr belastendes Abhän-
gigkeitsverhältnis zu denen bringt, denen sie die Hilfe 
zur Selbstbestimmtheit bieten. Geben Sie ihnen 
ordentlichen Lohn, geben Sie ihnen Renten-, Kran-
ken- und Arbeitslosenversicherung. 

Wenn Sie gerade sagten, jeder müsse ein bißchen 
verzichten, dann frage ich: Warum sollen denn nicht 
die Millionäre verzichten? Wir verlangen doch gar 
nicht, daß die Unternehmen besteuert werden. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Die Millionäre sollen ein bißchen mehr abgeben! 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch 
Kommunismus! Haben Sie nicht gemerkt, 
wohin das geführt hat? — Zurufe von der 

PDS/Linke Liste und der SPD) 



15186 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. September 1993 

Dr. Ilja Seifert 

— Nein. Wenn die Leute, die im Jahr mehr als 
1 Million DM zu versteuern haben, ein halbes Prozent 
mehr von ihrem Einkommen abgeben, dann werden 
sie nicht arm davon, dann können sie sich immer noch 
ihre Brötchen kaufen. Aber diejenigen, die keine 
Arbeit haben, brauchen jede Mark. 

Haben Sie, Herr Blüm, und haben Sie von der 
Regierung doch bitte endlich den Mut, die objektiven 
Nachteile von den schwachen Schultern der einzel-
nen auf die Allgemeinheit zu übertragen! Hier muß 
der Staat endlich sein Engagement verstärken und 
darf sich nicht zurückziehen, wenn dieser Sozialstaat 
nicht ganz und gar vor die Hunde gehen soll. 

In der Frage der Pflegeabsicherung zeigt sich an 
einem ganz praktischen Beispiel, warum wir Men-
schen mit Behinderung mit so großem Nachdruck und 
nicht ganz und gar erfolglos auf ein Antidiskriminie-
rungs- und Gleichstellungsgesetz abheben und 
warum wir darum kämpfen, daß in der Verfassung 
Nachteilsausgleiche für diejenigen vorgesehen wer-
den, die diese Nachteile nicht anders als mit der Kraft 
der Gemeinschaft ausgleichen können. Ich appelliere 
schon an  dieser Stelle ausdrücklich an Sie, meine 
Damen und Herren, bei der Abstimmung über das 
Grundgesetz in Art. 3 diesen Nachteilsausgleich und 
das Diskriminierungsverbot für Menschen mit Behin-
derung aufzunehmen. 

Es ist doch kein Zufall, daß eine steuerfinanzierte 
Lösung von den Experten hinter halb vorgehaltener, 
aber doch nicht ganz und gar verdeckter Hand als die 
eigentlich beste Lösung genannt wird. Sie ist nur 
leider von der falschen Partei, nämlich von der PDS/ 
Linke Liste, vorgeschlagen worden. Aber wenn es 
Ihnen um die Menschen geht, kann das nicht das 
einzige Kriterium sein. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Konrad Weiß das 
Wort . 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In den 
vergangenen Monaten wurde die Diskussion um die 
Einführung — oder ich sollte besser sagen: die Ver-
hinderung — einer sozialen Pflegeabsicherung aus-
schließlich auf die Fragen der Finanzierung verkürzt. 
Die SPD, die ein weiteres Mal große Koalition spielen 
und mit der CDU/CSU in dieser Frage außerparla-
mentarisch klüngeln wollte, hat sich einen blamablen 
Korb geholt. Das wäre ja nicht weiter schlimm, wür-
den nicht durch das endlose taktische Geplänkel 
jeden Tag aufs neue Menschen enttäuscht und verbit-
tert, die dringend auf Hilfe warten. 

Sowohl Sie, Herr Schäuble, wie Sie, Herr Scharping, 
haben in der Haushaltsdebatte vor 14 Tagen gefühl-
voll — fast unter Tränen, möchte ich sagen — an  die 
Betroffenen erinnert, aber den Worten sind keine 
Taten gefolgt. 

Die Absicht des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung, die Pflegesozialversicherung mit Be-
ginn des neuen Jahres wirksam werden zu lassen, ist  

kaum noch realisierbar. Ich weiß die Bemühungen 
von Norbert  Blüm durchaus zu schätzen, sich durch 
den Parteipuddingberg zu beißen, der, alles erstik-
kend, über diesem wichtigen Reformprojekt wabert. 
Aber wieder einmal erweist sich, daß diese Bundesre-
gierung und die sie tragenden Parteien nicht in der 
Lage sind, zukunftsweisend zu denken und zu han-
deln, und immer nur dann ein paar Schritte vorwärts 
stolpern, wenn sie dazu geprügelt werden. 

Dazu kommt, daß auch die Sozialbürokraten die 
betroffenen Menschen immer mehr aus den Augen 
verlieren. Ich denke da an  die geplanten erneuten 
Kürzungen von Sozialleistungen, insbesondere die 
massiven Angriffe auf das Sozialminimum. Ich denke 
auch an die 1,8 Millionen Kinder, die in Deutschland 
schon jetzt auf Sozialhilfe angewiesen sind — eine 
beängstigende Zahl und ein kritisches Poten tial für 
künftige Konflikte. 

Dies gilt auch für die Pflegeversicherung, gegen die 
wir so, wie sie jetzt konzipiert ist, erhebliche Beden-
ken haben. Dennoch bin ich zu Kompromissen bereit, 
wenn dadurch der Einstieg in die Pflegesozialversi-
cherung ermöglicht wird. Die Kritik des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und auch unsere Vorschläge 
sind Ihnen bekannt. Ich will einige Punkte dennoch 
nennen. 

Nach unserer Auffassung sind im Koalitionsentwurf 
die Eingangsvoraussetzungen für die Leistung unrea-
listisch hoch angesetzt. Eine allgemeine Pflegebe-
dürftigkeit bleibt prinzipiell unberücksich tigt. Auf 
diese Weise wird der Grundsatz des Vorrangs der 
Prävention auf das gröbste verletzt. Es ist völlig 
unbefriedigend, wenn Menschen mit allgemeiner 
Pflegebedürftigkeit auf unsichere Ermessensent-
scheidungen der Sozialämter verwiesen werden. Eine 
solche Schlechterstellung kann nicht im Interesse des 
Gesetzgebers liegen und muß daher ausgeschlossen 
werden. 

Ich möchte erneut dafür plädieren, bedarfsgerechte 
Leistungen für alle Menschen vorzusehen, die frem-
der Hilfe bei der Bewäl tigung ihres Alltags bedürfen. 
Zum einen wird die ohnehin schwierige persönliche 
Situation der Betroffenen durch ein ungenügendes 
Leistungsangebot erschwert, zum anderen provoziert 
eine derart kurzsichtige Ausgabenpolitik langfristige 
Folgekosten, die ansonsten möglicherweise vermeid-
bar wären. 

Die Vorstellung der Koalition, im Sinne des Subsi-
diaritätsprinzips auch den Pflegebereich teilweise der 
privaten Vorsorge zu überantworten, halte ich für 
fragwürdig. Nicht nur in den neuen Bundesländern, 
aber besonders dort sind viele Menschen eben nicht in 
der Lage, zusätzlich 20 oder 30 DM für die Prämien 
einer privaten Pflegezusatzversicherung aufzubrin-
gen. Für die wachsende Zahl von Arbeitslosen, Vor-
ruheständlern und Sozialhilfeempfängern ist ein sol-
cher Betrag vielfach unerschwinglich. 

Natürlich ist eine bedarfsgerechte Ausgestaltung 
des Leistungsrechts mit erheblichen Mehrkosten ver-
bunden. Nach Auffassung des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN war es unverantwortlich, der Wirtschaft 
frühzeitig zu signalisieren, eine Absicherung des 
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Pflegerisikos sei zum Nulltarif zu haben. Das Verfah-
ren, bei leerem Konto mit dickem Scheckbuch zu 
wedeln, erinnert fatal an die Finanzierung der deut-
schen Einheit. 

Die immer neuen Finanzierungsmodelle, die aus 
dem hohlen Bauch gezaubert werden, machen das 
Ganze nicht besser. Richtig wäre gewesen, sich mit 
diesem Thema seriös und vorausschauend auseinan-
derzusetzen und dabei die wahren Kosten nicht zu 
bagatellisieren, sondern sie offenzulegen und zu 
begründen. Ich bin überzeugt, daß eine wirksame 
Anschubfinanzierung möglich gewesen wäre, wenn 
Theo Waigel endlich die Finanzämter auf Vorder-
mann gebracht hätte und die Milliarden an Steuern, 
die von deutschen Unternehmen und deutschen 
Wohlstandsbürgern der Allgemeinheit hinterzogen 
werden, einsammeln würde. 

Es wird höchste Zeit, daß in der Finanzierungsde-
batte endlich darauf verzichtet wird, die Popanze 
Lohnnebenkosten und Mißbrauch von Sozialleistun-
gen zu bemühen. Der Mißbrauchsdebatte wird man-
gels Beweisen hoffentlich bald die Luft ausgehen. Bei 
den Lohnnebenkosten ist zu bedenken, daß ihre 
relative Höhe maßgeblich nicht zuletzt durch die 
Selbstbedienungsmentalität der Bundesregierung 
verursacht ist. Notwendig wäre, den Versicherungs-
zweigen diese Kosten aus Bundesmitteln zu erstatten, 
die sie aus der Rentenversicherung zusätzlich hätten. 
Die resultierende Entlastung bei den Sozialversiche-
rungsbeiträgen würde die Belastung durch die Pflege-
versicherung bereits abdecken. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Weiß, ich bin in der Aktuellen Stunde 
gezwungen, ganz korrekt zu verfahren. Meine übli-
che Großzügigkeit kann ich nicht walten lassen. 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich komme zum Schluß. Ich bitte, den letzten Satz 
noch sagen zu dürfen, Herr Präsident. 

Darüber hinaus sollten den Versicherungsträgern 
Aufwendungen für versicherungsfremde Leistungen, 
die aber unbest ritten gesellschaftlich notwendig sind, 
aus Bundesmitteln generell erstattet werden. 

Ich danke für Ihre Geduld. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Bundesminister für besondere Aufga-
ben und Chef des Bundeskanzleramtes, Herrn F ried-
rich Bohl, das Wort. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben und Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
geht in dieser Aktuellen Stunde formal darum, wes-
halb es zu den Gesprächen am vergangenen Wochen-
ende in Sachen Pflegeversicherung nicht gekommen 
ist. Materiell geht es darum: Wie soll und wird die 
Pflegeversicherung parlamentarisch über die Bühne 
gehen? Zu beiden Punkten will ich etwas sagen. 

Die Frage, warum es am vergangenen Wochenende 
nicht zu den Gesprächen gekommen ist, kann nur vor 
dem Hintergrund der bis zu jenem Zeitpunkt einge-

tretenen Entwicklung beantwortet werden. Es war so, 
daß sich am Freitag, dem 10. September, die Fachleute 
der drei Fraktionen dieses Hohen Hauses zusammen-
gefunden haben und auch dort schon ein Dissens 
sichtbar wurde, weil das, was dort angedacht war, bei 
den Fraktionsführungen schon auf Bedenken stieß 
und insoweit am 10. September keine umfassende 
Vereinbarung getroffen werden konnte. 

Wahr ist, daß sich bis zum Freitag, dem 17. dieses 
Monats, dann sozusagen eine Szenerie aufbaute, die 
den Eindruck erweckte, als würde es am Wochen-
ende, am Samstag beginnend, in Windhagen diese 
Verhandlungen geben. Aber eine verbindliche 
Zusage der Koalition lag schon deshalb nicht vor, weil 
sich die Koalition erst am 17. September damit 
abschließend befaßte. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Und deshalb waren 
die Betten schon bestellt?) 

— Es kann ja sein, daß man Vorsorge trifft. Aber es 
muß ja möglich sein, verbindliche Absprachen abzu-
warten. Ich will ganz emotionslos den Sachverhalt 
darstellen, weil Sie, Herr Kollege Dreßler, in den 
letzten Tagen natürlich den Versuch unternommen 
haben, die eigene Konzeptionslosigkeit in der Pflege-
versicherung dadurch zu überdecken, 

(Widerspruch bei der SPD) 

daß Sie uns vorwerfen, Verhandlungen nicht begon-
nen zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wahr ist, daß wir in der 
Koalition und der Regierung der Auffassung waren, 
daß die Szenerie, die sich entwickelt hat — nicht 
zuletzt durch Ihre aktive Mithilfe, Herr Kollege Dreß-
ler —, der Sache nicht gerecht werden konnte. Wir 
waren und sind der Auffassung, daß es am vergange-
nen Wochenende richtig gewesen wäre, sozusagen im 
kleinen Kreis auszuloten, welche Fragen noch geklärt 
und gegebenenfalls entschieden werden müssen und 
wie es mit der Kompensation steht. Wir wollten 
sozusagen nicht den zweiten Westfälischen Frieden in 
den Tagen dort mit großer Verhandlungsdelegation 
behandeln, sondern wollten im kleinen Kreis auslo-
ten, welche Möglichkeiten noch bestehen. 

Ich habe Sie, Herr Kollege Dreßler, und auch Sie, 
Herr Ministerpräsident Scharping, in Ihrer Eigen-
schaft als SPD-Vorsitzender am Freitag, dem 17. Sep-
tember, angerufen, und Ihnen angeboten, daß sich 
eine Verhandlungs- oder Gesprächsdelegation der 
Koalition und der Bundesregierung von drei Personen 
mit einer gleich starken Verhandlungs- oder 
Gesprächsdelegation von Ihnen treffen könne. 

Dieses Angebot haben Sie — nach dem Vorlauf 
kann ich das auf Grund Ihrer Position durchaus 
nachvollziehen — unser Angebot abgelehnt. Das ist 
die Tatsache. 

(Lachen bei der SPD) 

Wenn Sie ein Gesprächsangebot ablehnen, dann sind 
wir nicht die Parteien des Verhandlungsboykotts, 
sondern wir sind die Parteien von Handlungsfähigkeit 
in der Pflegeversicherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Das ist der Sachverhalt. Es ist sehr erfreulich, daß 
Sie diese Aktuelle Stunde beantragt haben, weil damit 
offensichtlich zum ersten Mal die Chance besteht, 
diesen weithin unbekannten Sachverhalt auch einem 
breiteren Publikum zugänglich zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang ist als zweites die entscheidende Frage zu 
stellen, wie es denn nun die SPD mit der Kompensa-
tion hält. Zu meinem großen Erstaunen muß ich 
feststellen, daß das Bemerkenswerteste, das bisher zu 
diesem Punkt heute in der Aktuellen Stunde gelaufen 
ist, folgender Vorgang war: Als eben der Kollegen 
Seifert von der PDS erklärte, man wolle keine Kom-
pensation, kam vom linken Block des Hohen Hauses 
stürmischer Beifall. Ich sehe, daß dem nicht wider-
sprochen wird, 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Richtig!) 

— Herr Dreßler bestätigt es.  — 

(Rudolf  Dreßler [SPD]: Es geht um Pflege!) 

Ich frage Sie, Herr Ministerpräsident Scharping, als 
den Vorsitzenden der SPD: Will die SPD in der 
Pflegeversicherung die Kompensation, ja oder nein? 
Das ist die Frage, die hier zu beantworten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Peter  W. Reuschenbach [SPD]: Es geht um 

Solidarität! Ja oder Nein?) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, die Koali tion 
hat einen moderaten und gangbaren Weg zur Kom-
pensation vorgeschlagen. Die Sozialleistungen in 
Deutschland brauchen nun bei Gott weltweit keinen 
Vergleich zu scheuen. Wenn Sie den Eindruck erwek-
ken, als werde mit dieser Kompensationsregelung die 
berühmte Brandfackel in den Sozialstaat geworfen, 
dann muß ich wirklich mit Frau Kollegin Babel fragen: 
In welcher Welt leben Sie eigentlich? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sind der Auffassung, daß alle zur Pflegeversi-
cherung beitragen müssen, damit Menschen in Not 
geholfen werden kann. Erstmals soll es ein Pflegegeld 
für alle geben, die zu Hause Angehörige pflegen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist das 
Wichtigste!) 

Erstmals gibt es eine Altersversicherung für die 
Pflegepersonen. Erstmals gibt es für alle einen 
Anspruch auf ambulante Pflegeeinsätze zu Hause. 
Erstmals zahlt eine Sozialversicherung bei Heim-
pflege. 

Das sind doch wirklich weitreichende und ganz 
neue Seiten in der Sozialgeschichte, die wir schreiben 
und von denen Sie sich hier abmelden. Ich glaube, am 
meisten ärgert Sie, daß Sie 13 Jahre lang, als Sie die 
Verantwortung trugen, dieses Thema überhaupt nicht 
gesehen haben. Diese Koalition handelt, und diese 
Koalition wird es auch durchsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich kann nur sagen: Sie werden mit dem, was Sie an 
destruktiver Kri tik gerade in den letzten Tagen hierzu 
wieder vorgetragen haben, scheitern. Ich bin der 
festen Überzeugung, daß Sie im Moment vielleicht  

ganz eindrucksvoll ihre kämpferischen Sprüche vor-
tragen können, aber die Menschen draußen im Lande, 
insbesondere die 1,6 Millionen Pflegebedürftigen, 
werden dafür kein Verständnis haben. Die wollen 
Sachlichkeit in diesem Hohen Hause, und die wollen 
endlich eine vernünftige Regelung. Die wird diese 
Koalition herbeiführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Ein letztes, meine Damen und Herren. Ich finde, es 

muß endlich Klarheit darüber geschaffen werden, wie 
Sie es mit der Kompensation meinen. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Ich habe Sie eben schon angesprochen, Herr Minister-
präsident Scharping. Ich höre, daß Sie nach mir zu 
diesem Thema sprechen. Ich fordere Sie, Herr Mini-
sterpräsident Scharping, auf: Erklären Sie, welche 
Position die SPD zur Kompensation in der Pflegever-
sicherung einnehmen wi ll . 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Darum 
erteile ich nunmehr dem Ministerpräsidenten des 
Landes Rheinland-Pfalz, Rudolf Scharping, das 
Wort. 

Ministerpräsident Rudolf Scharping (Rheinland-
Pfalz): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Lassen Sie mich zunächst einmal sagen, 
in welch eigenartiger Lage sich ein Mitglied des 
Bundesrates befindet. Da soll morgen im Bundesrat 
über ein Gesetz verhandelt werden, das die Koalition 
eingebracht hat und das im Prinzip aus zwei Teilen 
besteht, nämlich dem, was hier Pflegeversicherung 
genannt wird, und dem, was Entgeltfortzahlungsge-
setz genannt wird. Sie haben sich bei der Bezeichnung 
von Gesetzen etwas Besonderes angewöhnt: „Gesetz 
zur Begrenzung der Mietpreissteigerung" bedeutet, 
daß die Mieten erhöht werden; „Entgeltfortzahlungs-
gesetz" bedeutet, die Entgeltfortzahlung wird einge-
schränkt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ilja 
Seifert [PDS/Linke Liste]) 

Man muß sich bei Ihnen ja daran gewöhnen, daß 
„1984" und George Orwe ll  vorbei sind. „New speak" 
ist mittlerweile eine gängige Floskel. Wenn Sie einem 
Gesetz einen Titel geben, kann man sicher sein, Sie 
wollen das Gegenteil dessen erreichen, was der Titel 
signalisiert. 

(Beifall bei der SPD) 
Das ist aber noch nicht alles; es geht ja noch ein 

gutes Stück weiter. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Sache!) 

Wenige Tage vor der Verabschiedung dieses Geset-
zes kommt die Koali tion, die es eingebracht hat 
— nach ihrem eigenen Bekunden nach sorgfältiger 
Überlegung und wohldurchdacht —, zu dem Ergeb-
nis, das alles sei nun wirklich der Schnee von gestern, 
das Karenztagegesetz komme weg und statt dessen 
werde man in die Lohnfortzahlung an Feiertagen 
— unspezifisch gesagt — eingreifen. 
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Ich halte es für einen — ganz vorsichtig gesagt — 
sehr kümmerlichen Umgang mit Verfassungsorga-
nen, den 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

Gesetzentwurf einer Bundesregierung beraten zu sol-
len, von dem dieselbe Bundesregierung und die sie 
tragende Koali tion sagen, so ernst sei es nun wirklich 
nicht gemeint gewesen, es komme etwas ganz ande-
res. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sollten sich einmal überlegen, was das alleine für 
den Umgang von Verfassungsorganen miteinander 
bedeutet. 

Es ist ja nicht so, daß Sie lange überlegt hätten. Der 
Kollege Blüm tut mir ja fast leid. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Aber nur fast! — Karl-Josef Laumann 
[CDU/CSU]: Er ist aber l ange Arbeitsmini

-

ster!) 

Es ist zwar in diesem Hause üblich geworden, aus 
allen möglichen Gesprächen zu berichten. Ich werde 
mich dennoch nicht daran beteiligen. Aber einen 
sicheren Eindruck habe ich: Sie hatten nicht mit dem 
mangelnden Willen der SPD zu verhandeln, zu kämp-
fen. Es war nur die Frage, ob die Mittelstandsvereini-
gung, der Wirtschaftsrat der CDU oder die F.D.P. am 
Ende diejenigen sein würden, die Herrn Blüm seine 
Ziele wegschießen würden, und zwar nach der 
Methode: Alles darf passieren, nur darf Norbert Blüm, 
der ein sozialpolitisch versierter Mann ist, mit der SPD 
unter keinen Umständen verhandeln; denn es könnte 
etwas herauskommen, was den genannten Herrschaf-
ten nicht passen würde. Das war doch die Ursache. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß Ihnen ehrlich sagen: Ich halte es für ein 
Stück aus dem Tollhaus, erst Gespräche miteinander 
zu führen, dann Verhandlungen auf den Weg zu 
bringen, sorgfältig zu sondieren, Herr Kollege Bohl 
— daran war ich ein bißchen beteiligt —, sich dann in 
Sondierungsgesprächen zusammenzusetzen, zu ver-
einbaren, daß man verhandelt, auch den Katalog 
dessen, worüber man verhandeln will, sogar die 
Reihenfolge, in der verhandelt wird, zu vereinbaren 
und dann zu kommen und zu sagen: Das alles war 
nicht ernst gemeint, jetzt beginnen wir bei dem Schritt 
Sondierung noch einmal von vorn. Wenn Sie sich 
selber nicht ernst nehmen, dann seien Sie bitte ver-
ständnisvoll, wenn wir sagen: Wir nehmen uns noch 
ernst. Verhandlungen, die Sie vereinbart haben, soll-
ten Sie dann auch führen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Vertreter der Koali tion an dieses Pult kom-
men und Ihre besondere sozialstaatliche Verantwor-
tung beschwören: Ich will Ihnen wirklich nicht zu nahe 
treten, aber sich in einer Zeit, in der Lohnersatzlei-
stungen gekürzt werden, in der das Wohngeld gekürzt 
wird und andere Sozialleistungen gekürzt werden 
sollen, hier hinzustellen und zu sagen, daß man 
ansonsten der heftigste Verfechter des Sozialstaates 
sei, ist auch schon ein Stück dreist. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn das, was Sie vorgelegt haben, kann m an  so 
beschreiben, wie Sie das tun, Herr Bohl. M an  kann es 
auch anders beschreiben, nämlich aus der Sicht der 
Menschen. 

Ich bin nun wirklich sehr erstaunt. Ich war bei der 
Haushaltsberatung des Deutschen Bundestages hier 
und habe zu diesem Zeitpunkt — das kann man im 
Protokoll nachlesen — bei der CDU/CSU Gelächter 
geerntet, weil ich darauf hingewiesen habe, daß m an 

 zunächst aus der Sicht der betroffenen Menschen und 
nicht aus der Sicht der Finanzierung argumentieren 
soll. Da haben Sie alle nur laut gelacht. Nun stelle ich 
fest, daß Sie wohl begriffen haben, daß man  etwas 
stärker an die denken soll, über die da geredet 
wird. 

Wie sieht das aus mit der häuslichen Pflege? Welche 
Verbesserung steckt gegenüber dem gegenwärtigen 
Zustand in Ihrem Gesetzentwurf? 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sagen Sie doch 
einmal etwas zur Kompensation!)  

— Verehrte Frau Kollegin Babel, ich will Ihnen gern 
nachher noch etwas zur Kompensa tion sagen; aber ich 
glaube, Sie sollten sich einmal überlegen, wie glaub-
würdig Sie sind, wenn Sie erst die Verhandlungspa-
piere unterschreiben und dann hinterher hier so 
reden, wie Sie geredet haben. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ilja 
Seifert  [PDS/Linke Liste]) 

Deswegen will ich zunächst einmal etwas zu dem 
sagen, was kompensiert werden soll; denn ich bin ja 
mit Norbert Blüm völlig einverstanden. Er hat ja 
abends mit mühsam beherrschter Stimme im Fernse-
hen sehr deutlich gesagt, er habe volles Verständnis 
für die Haltung der SPD, daß m an  zuerst das Produkt 
kennen müsse, bevor man über den Preis zu reden 
beginne. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ilja 
Seifert [PDS/Linke Liste]) 

— Die Union darf ruhig klatschen, wenn man ihren 
Arbeitsminister zitiert. Das sollte sie nicht hindern. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Im übrigen sage ich etwas zu dem Produkt selbst. 
Die Leistungen in der häuslichen Pflege bedeuten, 
wenn Sie die Schwerstpflegebedürftigen be trachten 
— das habe ich Ihnen schon vorgerechnet —, 997 DM 
plus 200 DM aus dem, was die Krankenversicherung 
heute leistet; das macht 1 197 DM. Der eigentliche 
Skandal 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

steckt darin, daß ihre Festlegung auf 1 200 DM eine 
Festlegung ohne Dynamisierungsmöglichkeiten ist, 
was dazu führen würde, daß Ihr Gesetzentwurf im 
Jahre 1994 eine Verbesserung um 3 DM im Monat 
bedeuten und — normale Dynamisierung unter-
stellt — im Jahre 1995 eine Verschlechterung um 10 
bis 12 DM im Monat bewirken würde. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Damit müssen Sie sich auseinandersetzen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Das zweite ist, daß aus dem, was Sie Pflegeversiche-
rung nennen, insgesamt 460 000 bis 470 000 Men-
schen herausfallen werden 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ist gar nicht 
wahr!) 

und daß Sie mit den Leistungen, die Sie da beschwö-
ren, wirksame Hilfe für pflegebedürftige Menschen 
weder in der häuslichen noch in der stationären Pflege 
erreichen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Wer hat das 
erzählt?) 

Wenn Sie in Ihrem Gesetzentwurf regeln, daß 
bestimmte Alterskrankheiten, z. B. jene, die mit 
einem psychiatrischen Erscheinungsbild verbunden 
sind, nach Ermessensentscheidungen in den Kreis der 
Pflegebedürftigkeit einbezogen werden oder nicht, 
dann will ich Ihnen sagen, was das in der Praxis der 
Sozialämter bedeutet. Ein wenig Erfahrung traue ich 
mir mittlerweile zu. Ich weiß nicht, wie viele von 
Ihnen, die hier dauernd schöne Zwischenrufe machen 
und das für intelligent halten, was sie dazwischenru-
fen,  

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Intelligen

-

ter als das, was Sie  sagen!)  

jemals in der Lage gewesen sind, mit den Menschen 
zu reden, die sich beispielsweise in Altenheimen mit 
dieser Situation auseinandersetzen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das dritte ist, daß Sie unbeschadet all dessen einen 
Versichertenkreis wählen, der den wirklichen Be-
dürfnissen in keiner Weise gerecht wird. Was jemand 
aus den Reihen der Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft hier redet, das finde ich beson-
ders beachtlich. Offenkundig ist bei Ihnen die Angst 
vor der Farbe Rot so ausgeprägt, daß Sie nicht einmal 
mehr schamrot werden können; 

(Beifall bei der SPD) 

denn das müßten Sie eigentlich, Herr Kollege Lau-
mann, angesichts dessen, was Sie hier gesagt 
haben. 

Dann kommt der nächste Punkt, nämlich die Frage: 
Wie wird denn finanziert? Was schlagen Sie da vor? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn die Vertreter einer Wirtschaftspolitik, die 
dafür mitverantwortlich — ich sage: mitverantwort-
lich, nicht: allein verantwortlich — sind, daß in diesem 
Land fünf Millionen Arbeitsplätze fehlen, daß es eine 
wachsende Zahl von Sozialhilfeempfängern gibt, lei-
der Gottes auch unter Kindern, wenn sie sagen: weil 
wir das so mit zu verantworten haben, darf jetzt in 
Sachen Belastung von Arbeitsplätzen nichts gesche-
hen, dann schlagen sie sich, finde ich, selbst ins 
Gesicht. 

Was Sie tun, ist eine massive Provokation der 
Arbeitnehmer durch die Art der Finanzierung. 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Das glau

-

ben nur Sie!) 

Das wird dazu führen, daß es — und das halte ich mit 
Blick auf den Zustand unseres Gemeinwesens aller

-

dings für hoch bedenklich — zu einer erheblichen 

Verschärfung der Tarifverhandlungen kommen wird, 
die am Ende dieses Jahres und zu Beginn des nächsten 
Jahres anstehen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sie provo-
zieren!) 

Das wird besonders dadurch bewirkt, daß Sie eine 
Überkompensation vorschlagen, die im Ergebnis nur 
dazu führt, daß die Arbeitnehmer insgesamt nicht nur 
den Arbeitnehmeranteil an der Pflegeversicherung 
zahlen sollen, sondern auch den Arbeitgeberanteil 
vollständig und noch einige Milliarden obendrein. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ilja 
Seifert [PDS/Linke Liste]) 

Wenn dann, wie ich heute in entsprechenden Nach-
richtenagenturen gelesen habe, der Kollege Solms 
und andere aus diesem Hause öffentlich verkünden: 
auch wenn es nicht zu einer Pflegeversicherung 
komme, werde auf jeden Fall der Eingriff in die 
Tarifautonomie vorgenommen und auf jeden Fall die 
Lohnkürzung an Feiertagen gemacht, dann wird der 
eigentliche Charakter dieser Operation deutlich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Sie wollen etwas ganz anderes erreichen, als die 
Pflegeversicherung zu finanzieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wird dann häufig mit den Lohnnebenkosten 
argumentiert. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Vielleicht kann man über den Zusammenhang 
einen kurzen Moment miteinander nachdenken. Ich 
muß Ihnen sehr deutlich zwei Dinge sagen. Sie sagen, 
die Lohnnebenkosten behindern die Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Wirtschaft. 

(Georg Gallus [F.D.P.]: Ja und?) 

Schauen Sie sich doch bitte einmal in einer nun 
allerdings kapitalintensiven Wirtschaft an, wie hoch 
der Anteil von Lohnkosten im fertigen Produkt ist! 
Überlegen Sie einmal, wie sich dieser Prozentsatz von 
20 %, 30 % auf das auswirkt, was an Lohnnebenkosten 
im Produkt steckt, und wieviel davon gesetzlich fest-
gelegt worden ist! Sie werden darauf kommen, daß in 
einem normalen Maschinenbauunternehmen, in der 
normalen Automobilbranche und in anderen Berei-
chen der Anteil der Lohnnebenkosten im fertigen 
Produkt bei 3 bis 4 % liegt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Handwerker! Wir 
haben auch Handwerker!) 

— Auch zu dem Punkt will ich Ihnen gleich noch etwas 
sagen. 

Das sage ich Ihnen aus folgendem Grund: Sie haben 
eine Wirtschafts- und Finanzpolitik be trieben, die 
dank hoher Verschuldung zu hohen Zinsen geführt 
hat und die wegen der hohen Zinsen den Außenwert 
der D-Mark erheblich beeinflußt hat. Es ist gänzlich 
unglaubwürdig, eine Wirtschaftspolitik zu betreiben, 
die den Außenwert der D-Mark um 15 % in zwei 
Jahren erhöht, aber gleichzeitig den relativ geringen 
Anteil der Lohnnebenkosten im fertigen Produkt zu 
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beklagen. Wer über Wettbewerbsfähigkeit redet, der 
sollte das ein bißchen sorgfältiger tun. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Im übrigen wissen Sie ja von uns, daß wir sehr dafür 
sind, Lohnnebenkosten zu senken. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! Oho!) 

Ich habe hier in der Haushaltsdebatte einen Vorschlag 
dafür gemacht. Ich habe das am Beispiel der Arbeits-
losenversicherung dargestellt. 

Allerdings will ich Sie auch noch auf folgendes 
hinweisen. Sie können doch nicht auf der einen Seite 
den Anstieg der Lohnnebenkosten beklagen und auf 
der anderen Seite auch eine Sozialpolitik betreiben, 
die am Ende dieses Jahres alleine den Rentenversi-
cherungsbeitrag um ca. 2 % anheben wird. Wo ist 
denn da die innere Logik Ihrer Politik? 

(Beifall bei der SPD) 

Das Schlimme an dieser Koalition ist doch, daß sie 
im Widerstreit der Interessen zwischen CDA, Mittel-
standsvereinigung, Wirtschaftsrat, F.D.P. und allem, 
was da sonst noch hineinspielen mag, zu einer strin-
genten geradlinigen Politik überhaupt nicht mehr 
fähig ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie können doch mit den wirtschaftlichen und 
sozialen Herausforderungen dieses Landes gar nicht 
mehr verantwortungsbewußt umgehen. 

Das Beispiel der Diskussion über die Pflegeversi-
cherung ist ja nicht nur ein Beispiel, das Arbeitnehmer 
betreffen wird. Es betrifft ja auch Arbeitgeber. Die 
Herren vom Wirtschaftsflügel sollte doch zumindest 
nachdenklich machen, daß auch die deutschen 
Arbeitgeber mit Blick auf den sozialen Frieden und 
mit Blick auf den verfassungswidrigen Eingriff in die 
Tarifautonomie vor dem Weg warnen, den Sie jetzt 
gefunden haben. Auch das wird ein Holzweg blei-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich füge hinzu, was Ihnen die Wohlfahrtsverbände 
zu diesem Thema gesagt haben. Sie dürfen nicht 
erwarten, daß wir Sie aus den selbstgestellten Fallen 
befreien, wenn Sie das auch noch mit der Erwartung 
verbinden, wir sollten einen freundlichen Diener 
machen und uns dafür entschuldigen, daß wir eine 
klare gemeinsame Linie haben und Sie unfähig sind, 
eine gemeinsame Posi tion in dieser Frage zu formu-
lieren. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Karl

-

Josef Laumann [CDU/CSU]) 

— Erst kommt das Produkt, und dann kommt der Preis, 
verehrter Herr Zwischenrufer. 

Vor diesem Hintergrund sage ich Ihnen mit a ller 
Deutlichkeit: Rechnen Sie bitte ja nicht damit, daß wir 
am Ende — gleichgültig, wo darüber abgestimmt 
wird — ein Produkt akzeptieren, das unter einem 
völlig falschen Etikett segelt, das sich Pflegeversiche-
rung nennt, aber an der grundlegend schwierigen 
Situation der Pflegebedürftigen, ihrer Angehörigen  

und der Pflegekräfte in den Altenheimen nichts wirk-
sam ändert. Das werden wir nicht tun. 

(Beifall bei der SPD — Siegf ried Hornung 
[CDU/CSU]: Sie haben Ihren eigenen Ent-

wurf nicht gelesen!) 

Sie betreiben ja beim Titel eines jeden Gesetzes 
Etikettenschwindel. In diesem Fall werden wir ihn 
verhindern können. Dazu sage ich Ihnen gleich und 
wiederhole ich auch hier — für den Fall, Herr Kollege 
Bohl, daß Sie es bei der Debatte über den Haushalt 
Ihrer Bundesregierung nicht gehört haben —, was ich 
bereits gesagt habe: 

Erstens. Wir sind nicht der Blindenhund, um Sie aus 
der selbstverschuldeten Lage herauszuführen. 

Zweitens. Wir sind bereit, zuerst über den Inhalt 
einer Pflegeversicherung und dann über die Finanzie-
rung zu reden, und zwar ohne Vorbehalt und mit einer 
einzigen Grenze: Es darf keinen Eingriff in die Tarif-
autonomie geben, egal, an welcher Stelle Sie ihn 
planen. Es wird ihn mit uns und unseren politischen 
Möglichkeiten nicht geben. Wir werden das so gut, 
wie wir können, bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Da eine alte Weisheit sagt, daß die Unterwerfung 
mit der Annahme der Fragestellung beginnt, erwarten 
Sie bitte nicht, daß wir uns Ihren Fragestellungen 
unterwerfen! 

Wir sind bereit, über die Frage der Finanzierung 
unter Einbeziehung aller Möglichkeiten zu reden, 
wenn Sie mit uns gemeinsam dafür gesorgt haben, daß 
den Menschen in der Bundesrepublik Deutschland, 
die Pflege brauchen oder die Pflege leisten, ein 
anständiges solidarisches Gesetz zur Verfügung 
gestellt wird, das ihre Situa tion wirklich verbessert, 
statt daß es nur so tut, als ob. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Beifall 
bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mini-
sterpräsident, Sie haben mehr oder weniger unbeab-
sichtigt 

(Heiterkeit) 

die Redezeit, die in der Aktuellen Stunde nach Nr. 7 
Abs. 2 unserer Richtlinien genannt ist, deutlich über-
schritten. Ich erteile deswegen dem Abgeordneten 
Peter Struck zur Geschäftsordnung das Wort. 

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Da in der Tat überraschend 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz die 
in der Anlage 5 der Geschäftsordnung vorgesehene 
Redezeit überschritten hat — ich finde aber, aus guten 
Gründen überschritten hat —, 

(Beifall bei der SPD) 

beantrage ich, die Aussprache zu eröffnen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
dem Abgeordneten Jürgen Rüttgers ebenfalls zur 
Geschäftsordnung das Wort. 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Regelungen, 
die für die Aktuelle Stunde geschaffen worden sind, 
sehen vor, daß der Übergang in eine Debatte dann 
ermöglicht werden sollte, wenn jemand, der nach dem 
Grundgesetz das Recht dazu hat, die Zeit überschrei-
tet. 

Das, was wir hier gerade erlebt haben, ist nichts 
anderes als eine Manipula tion dieser Regeln. Deshalb 
beantrage ich — wir werden darüber im Ältestenrat 
noch zu reden haben —, die jetzt stattfindende 
Debatte auf eine Stunde zu begrenzen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, Sie haben den Antrag des 
Geschäftsführers der CDU/CSU-Frak tion gehört. Ich 
frage zunächst die Opposi tion, ob sie mit diesem 
Vorgehensvorschlag einverstanden ist. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Nein! Abstimmen, 
Herr Präsident!) 

— Das ist nicht der Fall. Ich muß darüber abstimmen 
lassen. 

Wer für eine Debattenzeitbegrenzung auf eine 
„Bonner Stunde", also eine Stunde und ein paar 
Minuten, ist, 

(Heiterkeit) 

den bitte ich um das Handzeichen. — Wer ist dage-
gen? — Es ist so beschlossen. 

Ich erteile dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung Norbert Blüm das Wo rt . 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe eine Hoffnung, nämlich daß der 
weitere Fortgang der Debatte über die Pflegeversi-
cherung nicht ein Wettbewerb wird, wer der bessere, 
wer der schlechtere Mensch ist, daß es nicht zu einem 
Hickhack von Rechthaberei kommt, sondern daß es 
ein Wettbewerb wird, wie wir den Hilfsbedürftigen 
am besten helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich sage das nach allen Seiten: Ich war und bin für 
den Versuch der Einigung. Er ist immer besser als 
Streit. Die Pflegeversicherung ist schließlich kein 
Gesetz wie hundert andere. Sie ist ein neues Kapitel 
der Sozialversicherung. Da ist es immer gut, sich um 
ein breites Fundament zu bemühen. 

Ich verstehe deshalb die Enttäuschung all derer, die 
auf den Einigungsversuch in der letzten Woche 
gesetzt hatten; ich gehöre zu ihnen. 

Ich hoffe nicht, daß der S treit das letzte Wort in der 
Debatte über die Pflegeversicherung hat. Ich füge 
allerdings hinzu: Das Notwendige muß gemacht wer-
den. Ohne Streit ist es besser; aber wenn es nicht ohne 
Streit geht, dann eben mit Streit. Konsens ist  

erwünscht, aber dadurch entfällt nicht der Hand-
lungsbedarf. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Unter „Konsens" 
verstehen Sie immer nur Zustimmung zu 

dem, was Sie sagen!) 
— Nein, unter Konsens verstehe ich den Einigungs-
versuch. Ich verstehe darunter nicht, daß einer sagt, 
was die anderen machen sollen, sondern daß m an 

 Einigung versucht. Dafür gibt es sicherlich Grenzen. 
Ich appelliere an Sie, in den parlamentarischen Bera-
tungen diesen Einigungsversuch nicht Geschäftsord-
nungsdebatten zu opfern. 

Herr Kollege Scharping — — 

(Dr.  Gisela Babel [F.D.P.]: Er ist schon weg! — 
Karl-Josef  Laumann [CDU/CSU]: Er sucht 
die Kompensation! — Heiterkeit bei der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mini-
ster, der Abgeordnete Rüttgers bittet um eine Zwi-
schenfrage. 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Herr Minister, 
können Sie sich erklären, ob es ein besonderer Aus-
druck der Hochachtung gegenüber diesem Haus ist, 
daß Ihr Vorredner unmittelbar nach seiner Rede den 
Plenarsaal verlassen hat? Oder ist das die Gesprächs-
bereitschaft der SPD zur Lösung dieses Problems? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Dr.  Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Im Kin- 
dergarten hat man bessere Manieren! So was 

nennen die Gesprächsbereitschaft?) 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Auch ich hätte mir gewünscht, daß 
mein Vorredner den Dialog auch in diesem Saale 
fortführt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ihm ist die 
Spucke ausgegangen!) 

Ich will  zu den inhaltlichen Fragen dennoch einige 
Bemerkungen machen. Ministerpräsident Scharping 
hat unseren Entwurf wegen minderer Leistung kriti-
siert. Herr Ministerpräsident Scharping, ausweislich 
der Rechnungen umfaßt der Entwurf der Koalitions-
parteien um ein Finanzvolumen von 25,8 Milliarden 
DM; Stand 1991. Das ist 1 Milliarde DM mehr, als die 
SPD mit ihrem Einnahmekonzept zustande bringt. Sie 
haben zwar eine höhere Beitragsbemessungsgrenze, 
aber einen niedrigeren Beitrag. Deshalb gebietet es 
die Ehrlichkeit, zu sagen: Man kann nicht mit weniger 
Einnahmen mehr Leistungen bezahlen. Das gehört 
zum Einmaleins. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Ministerpräsident Rudolf Scharping [Rhein-

land-Pfalz] betritt den Saal) 
— Ich freue mich, daß der Herr Ministerpräsident in 
den Saal zurückgekehrt ist. Herr Ministerpräsident, 
ich will ja den Dialog hier führen. 

(Buh-Rufe des Abg. Hans-Joachim Fuchtel 
[CDU/CSU] — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 
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Ich will  noch einmal festhalten: Sie haben geringere 
Einnahmen und versprechen höhere Leistungen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Das ist doch Mengen

-

lehre, was Sie da vorführen!) 
Wie wollen Sie das erklären? Es bleibt dabei: Sie 
haben insgesamt weniger Einnahmen und verspre-
chen mehr Leistungen. Das ist der Versuch, aus einem 
Suppentopf, der weniger gefüllt ist als der unsrige, 
mehr Teller zu füllen. Das geht nicht. Sie haben 
weniger Einnahmen und wollen mehr ausgeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Die  Abg. Dr. Peter Struck [SPD] und Dr. Ilja 
Seifert  [PDS/Linke Liste] melden sich zu 

einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister — — 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Nein, ich möchte das im Zusammen-
hang darstellen. Darf ich im Zusammenhang reden? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Dazu nur ganz 
kurz!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Sie brin-
gen Ihren Gedanken zu Ende, und dann sind Sie 
bereit, die beiden Zwischenfragen zu beantworten. 
Bitte sehr. 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Auch der zweite Teil, Herr Minister-
präsident: unsere Leistungen seien nicht dynamisiert, 
trifft nicht zu. § 26 unseres Entwurfes ist mit dem Wo rt  
„Dynamisierung" überschrieben. Natürlich werden 
unsere Leistungen angepaßt. Der Beitragssatz beträgt 
1,7 %. Mit jeder Lohnerhöhung, wie jeder weiß, wach-
sen bei gleichbleibendem Beitragssatz die Einnah-
men und damit auch die Ausgabenmöglichkeiten. 

Schon heute können mit 1,7 % im Jahre 1993 höhere 
Ausgaben für die stationäre Versorgung bezahlt wer-
den als 1991. Schon heute wären es zwischen 400 und 
500 DM mehr. Es ist also richtig — vielleicht können 
wir das schon aussagen; wie gut ist es doch, Dialog zu 
haben —, daß unser Gesetz mit Dynamisierung arbei-
tet. 

Sie haben darüber hinaus, Herr Ministerpräsident, 
die Finanzierung der Investitionskosten völlig im 
unklaren gelassen. 1,8 Milliarden, das ist ganz wich-
tig, obwohl unser Entwurf davon ausgeht, daß die 
Länder von den 7 bis 8 Milliarden, die sie sparen, 
mindestens 3 Milliarden für die investive Förderung 
zur Verfügung stellen. Das ist noch einmal mehr als 
bei Ihnen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Das verfährt nach der Methode des Schulmeisterleins 
Wutz, dessen Einnahmen und Ausgaben immer aus-
geglichen waren, weil er nur die Ausgaben aufge-
schrieben hat. Nein, es kommt darauf an, Einnahmen 
und Ausgaben in Einklang zu bringen. Und das 
stimmt bei Ihnen nicht. Es stimmt wirklich nicht. 

Was den Personenkreis anbelangt: Auch da haben 
wir dazugelernt. Warum darf man  im Beratungsver-

fahren nicht dazulernen? Eine Volksversicherung ist 
— streitfrei — verfassungsrechtlich nicht möglich. 
Deshalb haben Sie einen Vorschlag, der verfassungs-
rechtlich nicht möglich ist. 

Insofern wäre es schon gut, wir würden uns auch bei 
den Beratungen im Ausschuß wirklich der Klärung 
von Sachfragen zuwenden. Was im übrigen das Ver-
hältnis — — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister, es gab ja den Wunsch nach Zwischenfra-
gen. 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Ja, bitte, dann wenden wir uns jetzt 
den Zwischenfragen zu. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Gut.  — 
Dann  zunächst Herr Dr. Seifert. 

Dr. Ilja Seifert  (PDS/Linke Liste): Herr Bundesmini-
ster, wenn Sie hier so eindringlich schildern, wie 
wichtig es ist, ordentliche Einnahmen zu haben, 
warum plädieren Sie dann nicht dafür, wirklich alle 
auf eine verfassungskonforme Weise einzubeziehen 
und keine Bemessungsgrenze, weder die der Kran-
kenversicherung noch die der Rentenversicherung, zu 
nehmen, sondern in einer steuerfinanzierten Lösung 
alle Menschen einzubeziehen? Je mehr sie verdienen, 
desto mehr müssen sie einzahlen. 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Darüber ist ja auch in der sozialpoliti-
schen Debatte viel gestritten worden. 

Ich erkläre mich für das bewährte sozialpolitische 
Modell, das mit Beiträgen Leistungsansprüche aus-
löst. Ich glaube, ein steuerfinanziertes System kommt 
einem versorgungsstaatlichen Denken sehr viel 
näher. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Da kommt 
er ja her!) 

Vor allen Dingen ruft es die Gefahr he rvor, daß diese 
Ansprüche dann im Wettbewerb mit Straßenbau, 
Bildung, Universitätsbau Jahr für Jahr neu ausgehan-
delt werden müssen. 

Ich glaube, es liegt ein viel stärkerer emanzipativer 
Gedanke zugrunde, sich mit Beitragsleistungen 
Ansprüche zu erwerben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Zurufe von der SPD) 

— Nein, das ist das alte bewährte Sozialversiche-
rungssystem, ein Solidaritätssystem. Dem gebe ich 
den Vorzug, wobei wir ja die Ergänzung durch die 
Sozialhilfe haben. 

Deshalb, Herr Ministerpräsident Scharping — ich 
bin ja in einem Dialog —: Sozialhilfe und Sozialversi-
cherung sind nie in dem Sinne gedacht, daß beide 
Leistungen aufeinandergestapelt werden, sondern 
die Leistungen der Sozialversicherungen werden wie 
in der Renten-, wie in der Kranken-, wie in der 
Arbeitslosenversicherung so auch in der Pflegeversi-
cherung angerechnet. Das ist überhaupt nichts Neues, 
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sondern ein bewährtes Prinzip unseres Sozialstaa-
tes. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun Herr 
Dr. Struck. 

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Minister, darf sich Sie 
angesichts der Tatsache, daß der Ministerpräsident 
des Landes Rheinland-Pfalz für eine halbe Minute den 
Saal verlassen hat, 

(Unruhe bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
fragen: Halten Sie nicht mit mir die Frage des Kollegen 
Rüttgers für billige Polemik, die nur die inhaltlichen 
Schwächen überdecken soll? 

(Beifall bei der SPD — Hans-Joachim Fuchtel 
[CDU/CSU]: Dazu habt ihr aber lange 

gebraucht!) 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Da wir keine inhaltlichen Schwächen 
haben, gibt's auch nichts zu verdecken. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. — Detlev von Larcher [SPD]: 

Billige Polemik war es trotzdem!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Fahren 
Sie in Ihrer Rede fo rt , Herr Bundesminister. 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Ja. — Ich möchte nun zu dem Thema 
Kompensation kommen. 

Meine Damen und Herren, ich finde, daß zur 
Pflegeversicherung, und zwar nicht als Beiwerk, in 
der Tat der finanzielle Ausgleich für die Wirtschaft 
gehört. Das möchte ich noch einmal erklären. Der 
Arbeitgeberbeitrag ist kein Beitrag, den der Arbeitge-
ber aus seiner p rivaten Schatulle bezahlt, weshalb wir 
ihm jetzt dieses schwere Opfer womöglich entgelten 
wollen, sondern der Arbeitgeberbeitrag ist ein Lohn-
kostenbestandteil, und deshalb sind an dieser Entla-
stung Arbeitnehmer wie Arbeitgeber interessiert, weil 
wir Arbeitsplätze erhalten wollen. Das heißt es 
doch! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Ich gebe zu, das Wort „Arbeitgeberbeitrag" führt in 

der Öffentlichkeit vielleicht in die falsche Richtung, 
als ginge es um eine p rivate Entlastung der Arbeitge-
ber. Der Arbeitgeberbeitrag ist ein Lohnkostenbe-
standteil; er könnte sogar auf den Arbeitnehmerbei-
trag draufgeschlagen werden; das Ganze könnte 
Arbeitnehmerbeitrag genannt werden. Dabei hätte 
sich überhaupt nichts verändert. 

Es geht darum, daß in dieser Zeit die Lohnkosten in 
der Tat nicht steigen dürfen, weil sonst die Sozialpoli-
tik ihre eigene Quelle verschütten würde. Das wäre 
keine Sozialpolitik, sondern eine unsoziale Politik 
gegen die Arbeitslosen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Insofern muß man sich hier für die Kompensa tion 

nicht entschuldigen, als hätten wir ein schlechtes 
Gewissen. Sie ist Bestandteil einer sozialen Politik. 

Wir haben nun die Selbstbeteiligung in der Lohn-
fortzahlung gegen die Einschränkung der Lohnzah-
lung an Feiertagen ausgewechselt. Was gibt es 
eigentlich darüber zu klagen? Das ist doch das Nor-
malste eines parlamentarischen Systems. Herr Mini-
sterpräsident, Sie beklagen sich darüber. Seien Sie 
doch froh darüber, daß in der parlamentarischen 
Beratung Diskussionen aufgenommen werden. Wür-
den wir es nicht machen, wären Sie heute auf gestan-
den  und hätten gesagt: Die Regierung ist überhaupt 
nicht lernfähig. Nun haben wir es gemacht; und nun 
seien Sie doch froh, daß wir in der Beratung auf 
Argumente eingehen. 

Nur, es führt kein Weg an Einschränkungen vorbei. 
Ich kenne überhaupt keine Kompensation, die leicht-
fiele. Denn dann wäre es nämlich keine Kompensa-
tion. Jetzt frage ich, ich frage auch Sie, Herr Minister-
präsident, ganz eindringlich: Ist das wirklich der 
Grund zu einer solchen geradezu mit abendländi-
schem Pathos vorgetragenen Entrüstung über den 
bescheidenen Vorschlag zur Kompensa tion, den wir 
machen, bei den zehn bundeseinheitlichen Feierta-
gen 20 % des Lohns zurückzunehmen? Wer das nicht 
will , kann dafür zwei Tage Urlaub weniger neh-
men. 

Wissen Sie, welche Einschränkung das für einen 
Durchschnittsverdiener ist? Es ist eine Einschränkung. 
Ich sage ja nicht, es falle leicht. Für einen Durch-
schnittsverdiener im Westen sind es netto 18 DM im 
Monat, im Osten netto 13 DM. Das ist eine schwere 
Einschränkung; aber gemessen am Los der Hilfsbe-
dürftigen ist es eine milde Gabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer die 13 Mark nicht bezahlen will, soll auf Urlaub 
verzichten. Darm muß er halt ein paar Stunden mehr 
arbeiten. 

Mir hängt eine solche Debatte in der Tat schon zum 
Hals heraus: Immer dieses Pathos der Hilfsbereit-
schaft. Nicht jeder, der „Herr, Herr!" sagt, kommt ins 
Himmelreich, und nicht jeder, der sozial redet, ist 
wirklich sozial. Da muß auch etwas gemacht werden. 
Mit schönen Worten ist den Hilfsbedürftigen nicht 
geholfen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister — — 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Nein, jetzt machen wir da noch einmal 
weiter. 

Ich bin es wirklich leid. Ich bin diese Betroffenheits-
lyrik leid. Von einer Be troffenheit zur nächsten; das 
Problem besichtigen und weiterreisen? Laßt uns das 
Problem lösen! Und das geht nicht ohne Umstellungen 
im Sozialstaat. Aufgesattelt kann er nicht werden; 
sonst ruinieren wir den Sozialstaat, auf den die Arbeit-
nehmer und die Hilflosen am meisten angewiesen 
sind. — So. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Darf 
ich — — 

Dr. Norbert  Blüm, Minister für Arbeit und Sozialord-
nung: Jetzt machen wir da noch weiter. 18 Mark, 
13 Mark sind Geld. Ich sage nicht, das sei kein Geld. 
Aber jeder kann morgen pflegebedürftig sein. Und 
dann bezahlt er nicht 18 Mark, sondern dann wird 
seine Familie aus dem Gleis geworfen, und er ist 
Sozialhilfeempfänger. Es ist ein Gebot der Solidarität, 
daß dieses unwürdige Spiel in der Pflege aufhört. Und 
dafür müssen auch Opfer gebracht werden. 

Wir sind doch geradezu ein Wohlstandsland. Es ist 
ja fast ein Almosen, was wir hier als Kompensation 
anbieten: Zwei Tage weniger Urlaub. 

(Abg. Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Nein, lieber Kollege Büttner; jetzt bin ich wirklich in 
Form. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Ich bin Gewerkschafter. Ich schäme mich fast: Die 
Tinte, mit der wir die Kompensation niedergeschrie-
ben haben, ist noch nicht trocken, da sind schon die 
Protestzüge unterwegs. Wo haben die eigentlich ein-
mal für die Pflegebedürftigen protestiert? Wo waren 
die denn 20 Jahre? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
F.D.P. — Zurufe von der SPD) 

Ich habe an  vielen Mai-Demonstrationen teilgenom-
men; ich werde auch im nächsten Jahr und, wenn es 
sein muß, immer teilnehmen. Aber ich habe stets 
gesehen: Die Gefahr ist groß, daß für den Besitzstand 
derjenigen gekämpft wird, die im System sind, und 
die, die draußen sind, mit schönen Worten abgespeist 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Einen so eindrucksvollen Protest wie den jetzigen 
gegen die Kompensation habe ich vom DGB und der 
DAG noch nie erlebt. Das bedauere ich als Mitglied 
der IG Metall. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will ja nicht sagen, es wäre leicht, zwei Tage 
Urlaub zu opfern. Aber das sind zwei Tage in einem 
Land, das mit über 30 Tagen Urlaub im Jahr eine 
Spitzenstellung hat, in einem Land, das in ganz 
Europa mit die meisten Feiertage hat, in einem Land 
mit der kürzesten Jahresarbeitszeit unter allen Indu-
strienationen, 

(Zurufe von der SPD) 

in einem Land mit der niedrigsten Lebensarbeitszeit. 
Viermal Spitzenstandard: Längster Urlaub, größte 
Feiertagszahl, niedrigste Jahresarbeitszeit und kürze-
ste Lebensarbeitszeit! Und da seid ihr nicht bereit, 
13 Mark für die Pflegebedürftigen zu opfern! Ich finde, 
das ist eine sehr kleinkarierte Gesellschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt noch zur Tarifautonomie: Ich werde die Tarif-
autonomie auch gegen manche Versuchungen — ich 
kenne sie selbst in den eigenen Reihen — immer 
verteidigen. Es kann aber nicht so sein, daß die 

Tarifautonomie ihre Schutzräume immer enger und 
enger zieht, bis sie am Schluß eine Fesselung des 
Gesetzgebers darstellen. Dann könnten wir uns ver-
abschieden. Dann könnten wir nur einen Wettbewerb 
darüber führen, wer mehr draufsattelt. Es kann doch 
nicht Sinn der Tarifautonomie sein, daß sie dem 
Gesetzgeber jede Handlungsmöglichkeit versagt. Es 
gibt einen Kernbereich, den ich immer verteidigen 
werde. Wenn es aber beim Feiertag — die Lohnzah-
lung an  Feiertagen ist ja durch ein Gesetz festgelegt — 
Konflikte mit dem Tarif geben sollte, müssen wir uns 
doch bewegen können. Sonst können wir uns als 
Parlament abmelden; dann kann der Tarifpartner das 
Parlament ersetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Was die Entgeltfortzahlung anbelangt, so lassen Sie 

uns das Gesetz, auch wenn die Selbstbeteiligung 
gestrichen ist, noch im Spiel behalten. Es gibt darin 
nämlich wichtige Sachen; insofern ist es ein Gesetz, 
das den richtigen Namen trägt. Im heutigen Entgelt-
fortzahlungsrecht werden Arbeiter und Angestellte 
immer noch unterschiedlich behandelt, nach heuti-
gem Lohnfortzahlungsrecht ist die Lohnfortzahlung in 
den neuen Ländern gar nicht gesetzlich abgesichert. 
Wieso bezeichnen Sie es als Rückschritt, wenn wir das 
Gesetz im Spiel, im parlamentarischen Beratungs-
raum lassen? 

Der langen Rede kurzer Sinn: Ich würde alles dafür 
tun, daß die Debatte über die Pflegeversicherung 
nicht in einer unwürdigen Rechthaberei endet. Wir 
haben in unserem Gesetz schon viele Nachbesserun-
gen vorgenommen. Ich sitze nicht auf dem hohen Roß 
und behaupte, daß das Gesetz nicht besser werden 
könnte. Ich fürchte aber, daß wir denjenigen, um die 
es geht, nicht helfen, wenn sich jeder auf das hohe Roß 
des Prestiges setzt; da stimme ich Ihnen nämlich 
uneingeschränkt zu. Der ganze Streit über die Bezah-
lerei, über § 36 Abs. 3 ist für die im Pflegeheim 
geradezu eine makabre Veranstaltung. 

Ich werde mich, wenn es sein muß, an jedem Streit 
beteiligen. Auch wenn die ganze Welt wackelt und 
wenn alle Besitzstandsverteidiger ihre Festungs-
mauern hochziehen: Die Pflegeversicherung muß 
kommen — und sie bewegt sich doch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Hermann Otto 
Solms. 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann 
jedes Wort, das der Kollege Norbert Blüm hier gesagt 
hat, voll unterschreiben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Lachen bei der SPD — Rudolf Dreßler [SPD]: 
Das war zuviel! Schämt ihr euch eigentlich 

nicht?) 
Ich will deswegen noch einmal darauf hinweisen, daß 
ich es einfach unanständig finde, Herr Dreßler, 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Ihr trickst Euch 
gegenseitig aus, und dann wagen Sie hier, so 
etwas zu sagen? Schämen Sie sich gar 

nicht?) 
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wenn den politischen Gegnern unterstellt wird, sie 
wollten ein bestimmtes Ziel nicht oder nicht so sehr 
wie man  selber. 

Alle demokratischen Parteien in diesem Hause 
wollen, und zwar mit voller Kraft und voller Energie, 
eine 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Sie sollten sich schä

-

men, Herr Solms, wirklich!)  

Pflegeversicherung einführen. Es geht doch nicht um 
das Ob, sondern um das Wie einer solchen Pflegever-
sicherung. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Es geht natürlich auch darum, wie sie finanziert wird, 
damit unsere Finanzen nicht noch stärker in Unord-
nung geraten, als sie es aufgrund der Gesamtentwick-
lung und der deutschen Einheit sind. 

Deswegen darf ich Ihnen sagen: Der einzige Unter-
schied in der Behandlung der Mate rie zwischen 
Norbert Blüm und mir liegt darin, daß er größeres 
Vertrauen in Verhandlungen mit Ihnen gesetzt hat, als 
ich das tue. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Wir 
haben da schlechte Erfahrungen!) 

Und die Debatte beweist, daß ich bei der Beurteilung 
dieser Frage recht gehabt habe. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Es ist eben nicht richtig, was Frau Babel von Herrn 
Scharping unterstellt wurde, daß nämlich die Verein-
barungen unterzeichnet gewesen wären. Wir hatten 
unsere Zustimmung dazu nicht gegeben. Im übrigen 
ist das eine Nebensache. Es geht in der Sache darum, 
wie die Pflegeversicherung aussehen soll. Es geht 
darum, ob Sie den Mut dazu haben, auch Ihren 
Anhängern zu sagen, daß wir Leistungen nicht 
umsonst, nicht zusätzlich verteilen können, sondern 
daß sie finanziert werden müssen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Dann müssen Sie auch sagen, aus welchen Quellen 
sie finanziert werden und wen das belastet. 

Wenn Sie den Pflegebedürftigen — das ist eine der 
ärmsten Gruppen in dieser Gesellschaft — 

(Rudolf  Dreßler [SPD]: Ach nee!) 

helfen wollen, dann kann das doch nicht heißen, daß 
Sie vergessen, zu sagen, wen Sie dafür belasten 
müssen. Sie wissen, daß die größte Not, die stärkste 
Verwerfung in diesem Lande gegenwärtig darin liegt, 
daß wir zuwenig Arbeitsplätze haben, zusätzlich 
Arbeitsplätze verlieren. In der ganzen westlichen Welt 
weiß man nicht, wie man die steigende Sockelarbeits-
losigkeit bekämpfen soll; und in der Situation verwei-
gern Sie die Diskussion darüber, wie man die zusätz-
liche Belastung der Arbeitsplätze vermeiden kann! 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Das ist doch lächer

-

lich! — Zurufe von der SPD) 

Das ist für mich aus der Sicht einer Arbeitnehmerpar-
tei, die Sie ja noch immer sein wollen, eine tiefe 
Enttäuschung. Das muß ich hier ganz eindeutig 
sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Ich habe mir natürlich auch Ihren Entwurf genau 
angeschaut und habe überlegt, welche Elemente in 
dem SPD-Entwurf dazu beitragen könnten, daß der 
Kompromiß, den wir, CDU/CSU und F.D.P., nach 
langen, schwierigen Verhandlungen erreicht haben, 
verbessert werden könnte. Mir ist wirklich kein Punkt 
aufgefallen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Ach, deshalb haben 
Sie die Sache platzen lassen! Jetzt kommt 
Herr Solms langsam zur Wahrheit! Bis jetzt 

war es Bluff!) 

Jetzt kommen wir zu den wesentlichen Punkten. 
Der Vorrang der häuslichen Pflege ist ein wirklich 
humanes Anliegen; denn Sie wissen, daß alle Pflege-
bedürftigen, wenn immer es möglich ist, bis zum Ende 
ihres Lebens zu Hause verbleiben wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wie wollen Sie da sicherstellen, wenn Sie gleichzeitig 
die stationäre gegenüber der häuslichen Pflege 
begünstigen? 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Auf den 
Kopf gestellt hat die SPD das Thema!) 

Die Infrastruktur für die häusliche Pflege ist ja noch 
gar nicht entwickelt; also müssen Sie auch einen 
zeitlichen Vorrang für die häusliche Pflege einrichten, 
damit sie überhaupt im Vergleich mit der stationären 
Pflege wettbewerbsfähig sein kann. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wie halten Sie es denn mit der Möglichkeit der 
Kostenexplosion? Sie halten ja immer noch am 
Kostendeckungsprinzip fest, obwohl wir doch bei der 
Gesundheitsreform gelernt haben, daß wir mit diesem 
Prinzip finanziell an  die Wand laufen. 

(Zuruf des Abg. Rudolf Dreßler [SPD]) 

Das geht doch gar nicht. Die Holländer haben uns 
gezeigt: Dieses Prinzip hat dazu geführt, daß in 
wenigen Jahren die Kosten auf das Mehrfache ange-
stiegen sind, so daß sie nicht mehr finanzierbar sind. 
Also müssen wir doch eine Bremse gegen die Gefahr 
dieser Kostenexplosion einrichten. In Ihrem Entwurf 
ist dazu nichts enthalten. 

(Zuruf von der SPD) 

Dann kommt die Kompensa tion, meine Damen und 
Herren. Herr Blüm hat das Notwendige dazu 
gesagt. 

(Zuruf von der F.D.P.: Herr Scharping 
nichts!) 

Wir halten es für unausweichlich, daß die zusätzliche 
Belastung der Arbeitsplätze ausgeglichen wird. Das 
muß man tun, um in der Arbeitsplatzpolitik Fortschritt 
zu erzielen. 

Schließlich geht es um die Frage des Kreises der 
Versicherten. Herr Scharping hat behauptet, der Kreis 
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der Versicherten sei bei uns so eng beschnitten, daß es 
unsoziale Auswirkungen hätte. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Natürlich ist es so!) 

Er hat den Gesetzentwurf offensichtlich nicht gese-
hen, nicht verstanden; 

(Zurufe von der SPD) 

denn bei uns werden 98 % aller Menschen versi-
chert, 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Wo sind die denn 
versichert?) 

und zwar in der gesetzlichen und in der p rivaten 
Krankenversicherung. 98 % werden pflichtversichert! 
Da können Sie nicht von einer sozialen Fehllage 
reden. 

(Zuruf von der SPD: Wie wollen Sie denn das 
sicherstellen?) 

Die Sache mit der Überkompensation hält nun 
wirklich keiner Be trachtung stand. Herr Blüm hat 
auch darauf hingewiesen. Die Be troffenen haben das 
freie Recht, zwei Urlaubstage anstatt der Kompensa-
tion zu wählen. Zwei Urlaubstage sind nun wirklich 
kein Opfer in einem Land, in dem es bis zu 14 oder 15 
Feiertage sowie 30 und mehr Urlaubstage im Jahr 
gibt. 

Meine Damen und Herren, es hilft nichts: Die 
Auseinandersetzung mit Ihrem Entwurf zeigt, daß in 
ihm keine Verbesserungsmöglichkeit enthalten ist. 
Eine Behandlung außerhalb des verfassungsmäßig 
vorgegebenen Weges macht dann auch keinen Sinn. 
Schließlich haben die Verfassungsväter gute Gründe 
gehabt, warum sie diesen Weg so vorgeschrieben 
haben. Die Mehrheit im Deutschen Bundestag ent-
scheidet; dann kommt das Gesetz in den Bundesrat, 
wobei sich die Länder aus Sicht der Länderinteressen 
damit zu befassen haben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Was macht Ihr 
eigentlich in der Koalitionsrunde? Ist das 

auch Verfassungsorgan?) 

Lernen Sie das bitte einmal: aus Sicht der Länderin-
teressen, nicht aus Sicht der parteipolitischen Interes-
sen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Deswegen sitzen im Bundesrat nicht Vertreter des 
Parlaments oder der Landesparlamente, sondern dort 
sitzen Vertreter der Landesregierungen. Das alles ist 
verfassungsmäßig sehr gut ausgedacht. Dieser verfas-
sungmäßige sauber vorgeschriebene Weg ist der 
Weg, den wir für den richtigen halten. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Es trieft!) 

Abschließend möchte ich deshalb sagen: Wenn Sie, 
Herr Dreßler, hier aus der Emo tion heraus andro-
hen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ganz massiv!) 

daß es auch im Bundesrat keine Zustimmung geben 
könne, was auch immer passieren würde, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der wird sich noch 
wundern!) 

dann treiben Sie ein leichtfertiges Spiel mit den 
Interessen der pflegebedürftigen Menschen in diesem 
Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU —Widerspruch bei 
der SPD) 

Denn nachdem wir nun diesen Gesetzentwurf ein-
gebracht haben, in den Ausschüssen intensiv disku-
tieren und natürlich auch bereit sind, auf alle wichti-
gen Argumente einzugehen 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Das müssen Sie mir 
gerade sagen!) 

und Änderungen vorzunehmen, kann das Pflegege-
setz nur noch an dem Widerstand der SPD scheitern, 
der dann parteipolitisch motiviert wäre. Ich warne Sie: 
Diese Diskussion führen wir dann gern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Sie sind schon in Ham-

burg rausgeflogen!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Ottmar Schreiner das 
Wort. 

Ottmar Schreiner (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich will nur einen Satz auf den 
kuriosesten Beitrag dieses Nachmittags verwenden, 
der vom Chef des Bundeskanzleramtes stammt. Er hat 
die SPD mit der Bemerkung kritisiert, die Verhand-
lungsdelegationen seien zu aufgeplustert gewesen. 
Diese Bemerkung qualifiziert Herrn Bohl für einen 
Beitrag 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist doch Nebensa-
che!) 

— das ist wirklich eine Nebensache, ich möchte das 
nur einmal ausführen — in der Lach- und Schießge-
sellschaft. Denn die SPD ist mit einem ganz anderen 
Vorschlag hineingegangen. Die Zehnerzahl war der 
ausdrückliche Wunsch der Koali tion, mit der Begrün-
dung, man könne die verschiedenen Binnenelemente 
der Koalition sonst nicht ausreichend bündeln. Ich will 
das nur anführen; es lohnt nicht, darüber zu reden. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Genauso war es!) 
Ich komme zu dem zentralen Vorwurf, der SPD

-

Vorschlag gebe keine Antworten auf die kritische 
Entwicklung der Arbeitskosten, der Lohnnebenko-
sten, gefährde Arbeitsplätze; dann wurden Firmen 
angeführt, deren Arbeitsplätze jetzt gefährdet sind 
und deren Arbeitsplätze jetzt wegbrechen. Wenn Sie 
politisch Verantwortliche haben wollen, müssen Sie 
im Hinblick auf die Arbeitskosten auf sich selbst 
zeigen. Das nur am Rande. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Minister Blüm hat völlig richtig gesagt, daß die 
Arbeitgeberbeiträge 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist Quatsch!) 
— ich würde mich jetzt sehr bremsen, ich bringe gleich 
Kronzeugen — erweiterter Lohnbestandteil sind, daß 
es keine echten Arbeitgeberbeiträge sind, sondern 
daß sie zum erweiterten Lohnbestandteil gehören. 
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Genau darauf nimmt der Finanzierungsvorschlag des 
SPD-Gesetzentwurfes Rücksicht. Wir haben vorge-
schlagen: anteilige Finanzierung — Arbeitgeberbei-
trag, Arbeitnehmerbeitrag. Das wäre überhaupt 
nichts Neues gewesen. Das Problem ist, daß der 
Bundesminister Blüm falsche Schlußfolgerungen aus 
dem Finanzierungsvorschlag der SPD zieht. 

Jetzt will ich zwei Kronzeugen aus den Koalitions-
reihen für den Finanzierungsvorschlag der SPD-Pfle-
geversicherung benennen: Der eine ist Vizepräsident 
Cronenberg, der andere ist der Obmann der CDU/ 
CSU im Ausschuß für Arbeit und Soziales, der Kollege 
Warrikoff. 

Ich zitiere jetzt aus dem Protokoll der Anhörung des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales anläßlich der 
Anhörung des SPD-Pflegegesetzentwurfes im vorigen 
Jahr. Ich zitiere den Kollegen Warrikoff. Er fragt eine 
Sachverständige: 

Frau Jüttner, die Arbeitgeber wehren sich gegen 
das Umlageverfahren mit der Begründung, daß 
die Lohnnebenkosten oder, etwas weiter gefaßt, 
die Lohnkosten insgesamt steigen. 

Nun frage ich mich, ob nicht die Gewerkschaf-
ten ... wie in jüngster Vergangenheit versuchen, 
auf der Lohn- oder Vergütungsseite insgesamt 
herauszuholen, was herauszuholen ist, und daß 
letzten Endes in den Verhandlungen mit den 
Arbeitgebern der Arbeitgeberanteil für Pflege 
mit eingeht. Ich stelle jetzt die Behauptung 
auf ..., daß, da die Obergrenze ohnehin festliegt, 
der Arbeitgeberanteil zur Pflege gar nicht zu 
einer Erhöhung der Lohnkosten insgesamt führt. 
Ich behaupte also: In den Tarifverhandlungen 
haben die Arbeitgeber einen oberen Plafond, den 
sie nicht überschreiten zu können glauben. Die-
ser obere Plafond wird durch Lohnzahlungen 
oder aber durch Lohnersatzzahlungen erreicht, 
z. B. durch die Pflegeumlagen. 

Das ist genau die Position der letzten hundert Jahre. 
Sie können den Produktivitätsfortschritt, bezogen auf 
die Arbeitnehmerseite, in dreierlei Va rianten weiter-
reichen. Das eine ist die Variante Reallohnsteigerung. 
Die zweite Variante heißt Arbeitszeitverkürzung. Die 
dritte Variante heißt Finanzierung von sozialen Lei-
stungen, die betriebliche Kosten verursachen. Sie 
können die Varianten auch kombinieren. 

Diese Grundeinschätzung des Kollegen Warrikoff, 
die eigentlich eine ökonomische Binsenweisheit aller-
erster Güte ist — mehr ist das nicht —, wird vom 
Kollegen Julius Cronenberg einen Tag vorher — Hut 
ab, Herr Kollege — mit der Bemerkung geteilt, daß die 
Arbeitgeberbeiträge „Kosten wie Lohn und Mate rial 
sind" und „letztlich auch in der Lohnfindung ihren 
Niederschlag finden". Das ist präzise das, was ich 
soeben von Herrn Warrikoff zitiert habe. 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Das ist 
doch wirklich so!) 

— Das ist der Finanzierungsvorschlag der SPD

-

Bundestagsfraktion. Wenn der Minister Blüm einen 
letzten Rest von Realitätsbewußtsein gehabt hätte, 

anstatt sich vollständig zu verrennen, hätte er mit den 
Tarifparteien geredet und gefragt, 

(Bundesminister Dr. Norbert Blüm: Habe 
ich!)  

ob dieser Weg, der über hundert Jahre getragen hat, 
auch bei der Finanzierung der Pflege tragen 
könnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zwei Jahre lang 
hat er geredet! — Volker Kauder [CDU/ 
CSU]: Haben Sie es überhaupt verstanden, 

Herr Schreiner?) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Schreiner, der Abgeordnete Blüm möchte 
Ihnen gerne eine Zwischenfrage stellen. 

Dr. Norbert Blüm (CDU/CSU): Herr Kollege Schrei-
ner, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich 
mit den Sozialpartnern nicht einmal, sondern mehr-
fach gesprochen habe und nicht zu diesem Ziel, das 
auch ich begrüßt hätte, gekommen bin? 

Ottmar Schreiner (SPD): Ich bin bereit, zur Kenntnis 
zu nehmen, was ich über diese Gespräche in Erfah-
rung gebracht habe. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
Sie können mir das gerne bestätigen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Eben hat er gesagt, Blüm habe nicht 

mit ihnen gesprochen!) 
Herr Präsident, ich bitte mir diese Zeit nicht anzu-

rechnen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die Uhr 
läuft nicht mehr. Ich habe sie gestoppt. Sie können in 
aller Ruhe auf den Abgeordneter Blüm eingehen. 

Ottmar Schreiner (SPD): Ich habe zufälligerweise 
über diese Gespräche in Erfahrung gebracht, daß die 
Gewerkschaften bereit gewesen seien — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ich dachte, es gab 
keine Gespräche!) 

— Haben Sie Bohnen in den Ohren? Er redet von 
seinen Gesprächen mit den Tarifparteien. Sitzen Sie 
auf Ihren Ohren, oder was ist hier los? 

Ich habe in Erfahrung gebracht, daß die Gewerk-
schaften signalisiert hatten, daß für den Fall einer 
solidarischen Pflegeversicherung im traditionellen 
Umlageverfahren, 

(Dr. Norbert Blüm [CDU/CSU]: Haben wir 
ja!) 

das bei ihnen natürlich Berücksichtigung finden 
würde, wenn es darum ginge, über die Lohnerhöhun

-

gen des anstehenden Tarifjahres zu reden. Mir ist 
zudem gesagt worden, auch die Arbeitgeberseite 
habe bei den Gesprächen an  Ihrem Tisch entspre

-

chende Zustimmung signalisiert, sei dann aber von 
den Verbandsoberen in den Zentralen mit der 
Begründung zurückgepfiffen worden: Es geht der 
Arbeitgeberseite nicht um die 0,75 % oder 0,6 % oder 
0,8 % Beitragsvolumen, sondern es geht der Arbeitge

-

berseite prinzipiell darum, die erreichten sozialen 
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Errungenschaften im Sinne sozialer und solidarischer 
Absicherung insgesamt zurückzudrehen in Richtung 
Privatisierung. Das ist mein Kenntnisstand. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Norbert Blüm 
[CDU/CSU]: Das ist eine falsche Darstel

-

lung!) 
Das ist der eigentliche Grund, warum die F.D.P.

-

Freunde Sie am vergangenen Wochenende in die 
Jauchegrube geschmissen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das wie-
derum veranlaßt den Abgeordneten Grünbeck, eine 
Frage zu stellen, vorausgesetzt, Sie sind bereit, sie zu 
beantworten. 

Ottmar Schreiner (SPD): Wollte er sie wegen des 
Zitats an Sie richten oder an mich? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich glaube 
nicht — bedauerlicherweise, muß ich sagen —, daß 
der Präsident in den Dialog einbezogen werden kann. 
— Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Herr Kollege Schreiner, 
würden Sie bereit sein, Ihre Aussagen zu korrigieren, 
daß der Abbruch oder die Verminderung von Arbeits-
plätzen nicht nur in unmittelbarem Zusammenhang 
mit den innerparteilichen Streitigkeiten hier in diesem 
Hohen Hause zu tun hat, sondern daß dieser S treit in 
keinem anderen Wettbewerbsland stattfindet und wir 
dadurch ständig Gefahr laufen, daß wir durch die 
Erhöhung der Kosten interna tional nicht mehr wettbe-
werbsfähig sind und dadurch eine wirklich asoziale 
Politik betreiben, indem wir Arbeitsplätze sukzessive 
durch überzogene Forderungen kaputtmachen? 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Ottmar Schreiner (SPD): Herr Kollege Grünbeck, 
ich bin für die Frage sehr dankbar, weil zumindest die 
Antwort auf meine Redezeit nicht angerechnet 
wird. 

(Heiterkeit bei der SPD) 
Es wird von uns nicht bestritten, daß wir seit 1991 

eine kritische Lohnstückkostenentwicklung haben. 
(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.: 

Aha!) 
Es ist aber auch nicht zu bestreiten, daß in den letzten 
20 Jahren die Lohnstückkosten — und das ist das 
einzige wirklich brauchbare interna tionale Ver-
gleichskriterium — unterproportional gestiegen sind. 
Wenn man  jetzt fragt, warum dann in den letzten 
beiden Jahren kritische Entwicklungen eingetreten 
sind, dann stoßen Sie ganz schnell auf die grundver-
kehrte Finanzierung der deutschen Einheit durch die 
Bundesregierung über die sozialen Sicherungssy-
steme. Das ist doch das Problem! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 
Jetzt sage ich Ihnen dazu, Kollege Grünbeck: Als 

die Koalition vor wenigen Jahren die Lohnnebenko-
sten in Gestalt der Erhöhung der Beiträge zur Arbeits-
losenversicherung massiv erhöhte, war das den 
Arbeitgeberfunktionären noch nicht einmal eine 

Presseerklärung wert — den gleichen Arbeitgeber-
funktionären, die jetzt seit Monaten und Jahren hef-
tigst gegen die Finanzierung der Pflegeversicherung 
polemisieren. 

Nochmals: Wir haben ausgerechnet, daß allein nach 
unseren Überlegungen etwa 4 Prozentpunkte bei den 
sozialen Sicherungsleistungen eingespart werden 
könnten, wenn man die Finanzierung dahin legte, wo 
sie hingehört — nämlich in eine gerechte Steuerfinan-
zierung. 

In der Haushaltsdebatte dieses Bundestages hat auf 
eine Anfrage des Kollegen Büttner vor wenigen Tagen 
der Bundeswirtschaftsminister Rexmann — — 

(Zurufe von der F.D.P.: Oh!) 

= Rexrodt gesagt, und ich zitiere jetzt Herrn Rex-
rodt: 

Wenn es aber darum geht, die Arbeitslosenversi-
cherung umzubauen in die Richtung, daß 
bestimmte Leistungen herausgenommen und 
beispielsweise dem Steuerzahler übertragen 
werden, sind wir zu Gesprächen bereit. Das ist 
einer der Vorschläge zum Umbau unseres Sozial-
systems. Es ist eine Menge dran und kann dazu 
führen, daß wir die Beiträge senken können. Dies 
würde ein Beitrag dazu sein, daß wir die Lohnzu-
satzkosten senken können. 

— Das ist immer noch Originalton Rexmann. 
Ich könnte Ihnen jetzt Herrn Blüm aus der gleichen 

Debatte zitieren. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Schreiner, ich verstehe ja, daß Sie es 
geschickt versuchen, Ihre fünf Minuten Redezeit 
durch die hervorragenden Vorlagen der Fragestel-
ler 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Danke schön!) 
künstlich ordentlich zu verlängern, aber Sie müssen 
auch mich verstehen, daß es eine Grenze gibt, ab der 
ich das dann auf die Redezeit anrechnen muß. 

Wir einigen uns jetzt einmal so: Der Abgeordnete 
Grünbeck will noch eine Zwischenfrage stellen, und 
Sie antworten kurz und präzise, und ab da wird wieder 
auf die Redezeit angerechnet. 

Im übrigen erlaube ich mir bei der Gelegenheit den 
Hinweis, daß Ihre Bemerkung „Sitzen Sie auf ihren 
Murmeln?" bei Durchsicht des Protokolls vielleicht 
zweckmäßigerweise — weil unparlamenta risch — 
gestrichen werden kann. 

Ottmar Schreiner (SPD): Darf ich das kurz klarstel-
len? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte, ja. 

Ottmar Schreiner (SPD): Ich habe nach meiner 
Auffassung nicht „Murmeln", sondern „Bohnen" 
gesagt, aber wenn Sie „Murmeln" sagen, bin ich auch 
damit einverstanden und bitte auch nicht um Strei-
chung. 

(Heiterkeit bei der SPD) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Dann ist 
das hier oben falsch angekommen. Beim einen wie 
beim anderen lohnt es sich um der Fairneß willen zu 
streichen. 

Jetzt hat der Abgeordnete Grünbeck die Gelegen-
heit, eine Frage zu stellen, und der Abgeordnete 
Schreiner die Möglichkeit, diese präzise zu beantwor-
ten, und dann würde die Uhr wieder laufen. 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Obwohl ich allerhöchste 
Bedenken zu Ihren Ausführungen über die Lohn-
stückkosten in der heutigen Zeit habe: Wären Sie 
bereit, ein Angebot von mir anzunehmen, als Con trol-
ler und als Unternehmensberater in meine Firma zu 
kommen und dort einmal die Kostensituation zu 
studieren und dann dem Deutschen Bundestag dar-
über zu berichten? 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr gut! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Sie sind nach einer Woche 

pleite! — Heiterkeit bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich weiß 
nicht, ob solche Werbeaktionen unangenehme Folgen 
haben können, Herr Abgeordneter Grünbeck. — Bitte 
schön. 

Ottmar Schreiner (SPD): Herr Kollege Grünbeck, 
ich sage Ihnen sofort zu. Ich erinnere Sie nur an das 
bislang von Ihnen nicht eingelöste Versprechen, mir 
bei Gelegenheit eine Filiale Ihres Unternehmens in 
meinem Wahlkreis aufbauen zu wollen. Das bringt 
mich dazu, das einmal in Erinnerung zu rufen. 

Noch einmal zu den Lohnnebenkosten, weil Mi-
nister Blüm — ich will  das jetzt nicht mehr zitieren, 
weil die Uhr weiterläuft —, genau das gleiche vor 
wenigen Tagen in der Haushaltsdebatte gesagt hat. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die Uhr 
läuft jetzt wieder. 

Ottmar Schreiner (SPD): Ja, danke schön, Herr 
Präsident. 

Wenn der Bundeswirtschaftsminister und der Bun-
desarbeitsminister, die ja im wahrsten Sinne keine 
sehr innige Freundschaft pflegen — das ist auch 
richtig —, in dieser zentralen Frage der Absenkung 
der Lohnnebenkosten um mehrere Prozentpunkte 
— jedenfalls deutlich mehr, als die Pflege insgesamt 
kosten würde — vor wenigen Tagen im Deutschen 
Bundestag vorgetragen haben, das müsse jetzt 
gemacht werden, dann frage ich Sie, wann Sie es denn 
machen wollen. Das ist doch die Frage: Wann machen 
Sie es denn? Dann würde nämlich Ihre gesamte 
zusätzliche Agitation gegen die Finanzierungsproble-
matik der Pflege in sich zusammenbrechen, weil Sie 
mehr als das doppelte Volumen dessen, was die 
Pflegeversicherung insgesamt jährlich kosten würde, 
aus den Lohnnebenkosten, aus den Arbeitskosten 
insgesamt herausbewegen könnten. Warum machen 
Sie es nicht? 

(Beifall bei der SPD) 
Was soll hier die gesamte dumpfe Agitation gegen 
gestiegene Arbeitskosten, gegen Lohnzusatzkosten, 
was soll das alles, wenn Sie die eigenen Möglichkei

-ten, die Sie haben, zwar ständig öffentlich proklamie-
ren, aber nicht umsetzen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In diesem Zusammenhang noch ein, zwei Sätze zu 
den Erkenntnissen von Minister Blüm, es gehe um 
Almosen, um kleine Opfer der Arbeitnehmer. Ja, der 
Kollege Schlaumann hat gesagt, sie müßten auf ein 
bißchen verzichten. Ich will Ihnen das jetzt noch 
einmal in wenigen Sätzen vorrechnen. 

(Unruhe bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die gesellschaftliche Lohnquote, und zwar die 
bereinigte Lohnquote, d. h. der Anteil der Arbeitneh-
mer- und Arbeitnehmerinneneinkommen am gesell-
schaftlichen Gesamteinkommen, ist von 1982 bis jetzt 
von damals 77 % auf jetzt 71 % abgesunken. Wenn wir 
die gleiche Verteilungsquote wie 1982 hätten, hätten 
heute ein Arbeitnehmer und eine Arbeitnehmerin im 
Schnitt ca. 420 DM am Monatsende mehr in ihrer 
Einkommenstüte. Ich will nur darauf hinweisen, daß 
man über Almosen redet, die man den Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern abverlangt, nachdem man 
in 10 Jahren eine rabiate und radikale gesellschaftli-
che Umverteilungspolitik zu Lasten der Arbeitneh-
merschaft gemacht hat. Daran darf man erinnern. 

(Beifall bei der SPD) 

Der zweite Punkt: Es geht ja nicht nur um die 
Lastenverteilung, sondern es geht darum, daß, soweit 
ich das übersehe, zum erstenmal in der Geschichte der 
Bundesrepublik ein Bundesarbeitsminister einen Ge-
setzentwurf begrüßt, der in den Kernbereich der 
Tarifautonomie eingreifen und sie schwerstens 
beschädigen würde, wenn dieses Gesetz verabschie-
det würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Lohnfindung ist der originäre Teil der Tarifauto-
nomie. Über diesen Gesetzentwurf würden die pau-
schalen Monatseinkommen von über 70 % aller 
Beschäftigten schlicht und einfach um einen Be trag in 
einer erheblichen Größenordnung nach unten abge-
stuft werden. Das heißt, die vorangegangenen Tarif-
gespräche würden ad absurdum geführt werden. Sie 
könnten dann im Ergebnis immer dann, wenn es 
Rexmann aus anderen Gründen gefallen könnte, 
erneut hier gesetzlich operieren, um in die Tarifauto-
nomie einzugreifen. Das ist doch der entscheidende 
Punkt, wo ich nicht begreifen kann, daß ein Bundes-
arbeitsminister diese massiven Eingriffe in die Kern-
bestandteile der Tarifautonomie nicht nur in Kauf 
nimmt, sondern auch noch positiv begrüßt. Das ist 
absolut nicht mehr nachvollziehbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben eine ganze Reihe von Bedenken gegen 
den Pflegeversicherungsentwurf der Koalition in sei-
ner Substanz vorgetragen. Ich will noch ein, zwei 
Punkte kurz wiederholen, weil sie besonders bemer-
kenswert sind. 

Der Gesetzentwurf der Koalition läßt 465 000 Men-
schen, die derzeit ambulanter Pflegeleistungen 
bedürfen, aus dem Pflegeversicherungsgesetz her-
ausfallen. Die Leistungen bei ambulanter Pflege sind 
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zu gering und werden dem Vorrang dieser Hilfe, die 
auch von uns gewollt ist, nicht gerecht. 

Ich habe jetzt noch eine Minute und will die übrigen 
Punkte weglassen. Ich nehme an, daß die Nachredner 
darauf eingehen. Ich will nur noch einen Satz zum 
Verfahren sagen, weil angemahnt worden ist, in einer 
parlamentarischen Demokratie müßten der Ausschuß 
und das Parlament hinreichend Gelegenheit haben, 
sich mit dem Gesetzentwurf zu befassen. Ich will nur 
ganz kurz andeuten, daß uns heute vormittag von der 
Koalition gesagt worden ist, es gebe überhaupt keine 
Anhörung, es gebe kein Recht der Minderheit auf 
eine Anhörung zu dem neuen Kompensationsvor-
schlag. Er ist substantiell aber etwas völlig anderes als 
der alte Vorschlag der Einführung von Karenzta-
gen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Schreiner, ich wäre Ihnen sehr dankbar, 
wenn Sie langsam zum Schluß kommen würden. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Nicht 
„langsam", sondern sofort!) 

Ich bin, mit Verlaub gesagt, sehr großzügig gewesen, 
was die Nichtanrechnung der Redezeit für die Ant-
worten auf die Fragen anbelangt. 

Ottmar Schreiner (SPD): Vielen Dank, Herr Vize-
präsident. 

Dann will ich noch ganz kurz andeuten, daß, wenn 
die Koali tion unter grober Mißachtung der Geschäfts-
ordnung der Opposition ihr Minderheitenrecht auf 
eine Anhörung nehmen will, dies jedenfalls auf eine 
quasi diktatorische Inanspruchnahme der eigenen 
Mehrheit in diesem Parlament hinausläuft. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Abg. Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU] 

meldet sich zu Wort) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte, Herr 
Rüttgers. 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Entschuldigen Sie 
bitte, Herr Präsident, aber dieser Vorgang scheint mir 
schwerwiegend zu sein. 

Es ist, wenn ich es richtig verstanden habe, von dem 
Herrn, der gerade geredet hat, gesagt worden, daß 
hier eine quasi diktatorische Inanspruchnahme der 
Mehrheit in diesem Hause stattfinden würde. Ich halte 
diesen Vorgang für unglaublich. Ich meine, Herr 
Präsident, daß er nicht einfach übergangen werden 
kann und auch entsprechende Konsequenzen seitens 
des Präsidiums haben muß, die über eine normale 
Rüge hinausgehen. Ich halte es für unglaublich, was 
hier gerade passiert ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, ich werde diesen Vorfall hier nicht unter-
suchen. Wir werden uns im Ältestenrat darüber unter-
halten. 

Ich erteile nunmehr dem Abgeordneten Hans-
Joachim Fuchtel das Wort. 

Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Dem Herrn Parteivorsit-
zenden der SPD scheint die Bonner Luft gar nicht gut 
zu bekommen, denn wenn wir auf seinen Platz sehen, 
so stellen wir fest, daß er schon wieder verschwunden 
ist. Ich denke, ihm hätte es ganz gut getan, wenn er 
hier noch etwas zugehört hätte, denn wir haben aus 
dieser Debatte etwas gelernt. Wir haben nämlich nach 
dieser Debatte die Feststellung zu treffen, daß die SPD 
in keiner Weise eine Kompensation für die Pflegever-
sicherung anzubieten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Herr Scharping vorher gesagt hat: „Erst das 
Produkt, dann der  Preis",  dann muß ich sagen: Das 
Produkt ist doch schon längst auf dem Markt. Wenn er 
dann keinen Preis nennt, dann ist das eben eine 
Nullnummer, die er anzubieten hat, und nicht 
mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Das muß allen Beteiligten einmal klar werden. Dann 
sieht man, wer hier konzeptionell Sozialpolitik macht 
und wer hier destruktiv Sozialpolitik macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Wenn er hier noch rügt, daß wir von den Karenzta-
gen abgegangen sind und jetzt einen anderen 
Lösungsvorschlag anbieten, so muß ich sagen: Dies 
zeigt Flexibilität. Wenn Sie, meine Damen und Her-
ren von der SPD, nur halb so flexibel wären, dann 
wären wir schon ein ganzes Stück weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. — Hans Büttner [Ingol-
stadt] [SPD]: Dummheit und Unverschämt-

heit!) 

Meine Damen und Herren, Sie können an einer 
Frage nicht vorbeigehen, nämlich: Können wir verant-
worten, im Jahr 1993 ein Pflegegesetz ohne Ausgleich 
der Belastung für die Wirtschaft zu beschließen? Die 
Antwort heißt nein. Es wäre ein völlig falsches Signal, 
das wir aussenden würden, wenn wir in der jetzigen 
Situation ein Gesetz ohne Kompensation beschließen 
würden. Das hätte man nicht einmal in den 70er 
Jahren beschließen dürfen. Sie haben auch keines 
zustande gebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, was an  dieser 
Geschichte besonders übel ist, ist, daß Sie von der SPD 
das alles wissen, aber aus parteitaktischen Gründen 
dagegenhandeln. In der Haushaltsdebatte werfen Sie 
uns zuwenig Hilfe für die Beseitigung der Arbeitslo-
sigkeit vor, in der Pflegediskussion tun Sie alles, um 
mehr Arbeitslosigkeit zu produzieren. 

(Abg. Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Wir tagen heute nacht sowieso schon bis 3 Uhr. Da 
müssen wir nicht noch durch Zwischenfragen eine 
Verlängerung der Debattenzeit herbeiführen. Aber 
um 3 Uhr sind Sie, Herr Büttner, nicht mehr hier. — 
Meine Damen und Herren, das ist schlichtweg para- 
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dox. Sie von der SPD hätten wirklich allen Grund 
dafür, richtig rot zu werden. 

Tatsache ist, die Sozialdemokraten wollen ihre 
Unfähigkeit zum Umbau der sozialen Prioritäten über-
spielen. Deswegen sind sie gegen a lles. Das ist der 
wahre Grund. Das aber geht dann nicht, wenn man in 
den Ländern Verantwortung trägt. Darm steht man 
nämlich vor der Notwendigkeit, doch ein Stück an 
konstruktiver Politik zu übernehmen. Genau dies tun 
Sie nicht. Sie ziehen sich ganz billig aus der Affäre. 

Meine Damen und Herren, Aufgabe der aktuellen 
Sozialpolitik ist es, die Menschen von der Notwendig-
keit des Umbaus der sozialen Prioritäten zu überzeu-
gen, damit den demographischen Entwicklungen der 
Gesellschaft Rechnung ge tragen werden kann. Sie 
tun das Gegenteil. Sie verhindern die Solidarität mit 
der älteren Generation und steuern damit auf einen 
Generationenstreit größten Ausmaßes zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Gott hat doch auch Ihnen die Augen vorne ange-
bracht, damit Sie in die Zukunft schauen. Aber Sie 
machen damit das Gegenteil. 

Meine Damen und Herren, Sie handeln hier nicht 
nur gegen die Interessen der älteren Generation, Sie 
handeln damit auch gegen die Interessen der jünge-
ren Generation. Diese Politik wird Sie noch schneller 
einholen als Ihre Versäumnisse in der Asylfrage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Die SPD scheint das alles aber nicht zu stören. Ich 

frage mich, mit welcher Ethik Sie das vor sich selbst 
rechtfertigen. Das bleibt wohl Ihr Geheimnis. 

Vielmehr setzen Sie als Freunde einer Politik der 
Demoskopie darauf, daß niemand etwas hergeben 
muß, und Sie meinen, es gehe ohne jegliche Ein-
schränkung. Damit möchten Sie Ihre Konzeptionslo-
sigkeit überdecken. Sie möchten dies mit einer Stra-
tegie des lachenden Dritten kaschieren: Entweder, so 
ist Ihre Hoffnung, macht die Union das mit Ihnen und 
bekommt dann einen kräftigen Hauskrach mit der 
F.D.P., oder die Gesetzgebung der Koaltion wird 
schlichtweg verhindert. 

In diesem Spiel holzen Sie wie niemals zuvor. Aber, 
meine Damen und Herren, wir sind nicht auf dem 
Bolzplatz, sondern im deutschen Parlament. Ich habe 
Sie nochmals aufzufordern: Legen Sie endlich Ihren 
Vorschlag für die Kompensation vor, damit wir ernst-
haft über eine Gesetzgebung verhandeln können! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr der Abgeordneten Petra Bläss das Wort. 

Petra Bläss (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist beschämend, daß 
eine solch sensible Problematik wie die Pflegeabsi-
cherung erst ewig verschleppt und dann mit einem 
entwürdigenden Hickhack behandelt wird. Das prak-
tizierte Verfahren stellt die parlamentarische Demo-
kratie auf den Kopf. Denn die Mehrzahl der Abgeord-
neten, auch des Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung, wird letztlich zum Stimmvieh degradiert. 

Sie sind z. B. in Anhörungen zum Hausaufgaben-
machen zu schon nicht mehr aktuellen Regelungen 
verdonnert, während im stillen Kämmerlein oder in 
Urlaubsparadiesen schon an neuen Varianten ge-
strickt wird bzw. werden sollte. Die dann letztlich 
geltenden Regelungen werden ohne viel Federlesens 
parlamentarisch durchgepeitscht. Das kennen wir 
bereits von anderen Gesetzen. Ich erinnere nur an das 
Rentenüberleitungsgesetz. 

Anstatt Anhörungen parlamentarische Höhe-
punkte sein zu lassen, wo an Prüfsteinen die Tauglich-
keit der vorgeschlagenen Varianten gemessen wird, 
stehen sie derzeit permanent auf der Tagesordnung. 
Momentan wird sehr hektisch und fast olympiaver-
dächtig daran gebastelt, einen Termin in der nächsten 
Woche für eine Anhörung der neuen Koalitionsvor-
schläge zu finden. Selbst die immer wieder anreisen-
den Sachverständigen können diese Verfahrensweise 
wohl kaum mehr ernst nehmen. 

Noch zwei Anmerkungen zu den Anhörungen: 
Ostdeutsche Vereine und Verbände direkt Betroffe-
ner werden meist erst nach unserer Intervention 
zugelassen. Und es ist schon makaber, wenn bei einer 
öffentlichen Anhörung zur Pflegeabsicherung nicht 
einmal Bedingungen dafür gegeben sind, daran mit 
Rollstühlen teilnehmen zu können. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Genau 
darum geht es!) 

Meines Erachtens ging es doch in sämtlichen Anhö-
rungen um die zentrale Frage: Was ist alles für eine 
bedarfsgerechte Pflege hinsichtlich des betroffenen 
Personenkreises, des Leistungsumfangs und der Absi-
cherung der Pflegekräfte notwendig, und wie ist das 
solidarisch zu finanzieren? 

Darauf waren die vorgelegten Gesetzentwürfe zur 
Pflegeabsicherung zu überprüfen. Bei dieser Meßlatte 
ist der Koalitionsentwurf in jeder Hinsicht durchgefal-
len. Das konnten wir am vergangenen Donnerstag 
und Freitag ja erleben, denn weder für Pflegebedürf-
tige noch für Pflegende bietet er einen wirklich 
emanzipatorischen Pflegeansatz, ganz zu schweigen 
von Ihren unsäglichen Kompensationsvorschlägen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Was ist 
denn das, „emanzipatorischer Pflegean-

satz"?) 

— Ich denke, diese Frage aus Ihren Reihen ist typisch, 
weil in diesem Hause leider nicht von einem wirklich 
emanzipatorischen Pflegeansatz ausgegangen wird. 

Was die Höhe der Sozialausgaben in diesem Lande 
betrifft, so konnten wir gestern in der Anhörung zum 
SKWPG zu den Sozialkürzungen vom DIW verneh-
men, daß der Standort Deutschland wirklich nicht in 
Gefahr ist, was die Höhe der Sozialausgaben 
betrifft. 

Zur unsäglichen Mißbrauchsdebatte nur die kurze 
Anmerkung: Sie hat weder Hand noch Fuß; das haben 
die letzten Anhörungen erneut gezeigt. Trotzdem 
wird daran festgehalten, einfach um die Leute in 
diesem Lande nach wie vor zu verunsichern und zu 
entsolidarisieren. 

Zu der Behauptung, es sei kein Geld da, möchte ich 
das Argument wiederholen, das der Bund der Steuer- 
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zahler bringt: In diesem L ande werden jährlich Steu-
ern in Höhe von 130 Milliarden DM hinterzogen. Nur 
10 % würden ausreichen, um Ihren Vorschlag zur 
ersten Runde einer Pflegeabsicherung finanzieren zu 
können. 

Das derzeitige Hickhack um Karenztage, Feiertage 
und Urlaubskürzung verdeckt, um was es eigentlich 
geht: um den Einstieg in den Ausstieg aus dem 
Sozialstaat. Jede Art von Kompensation belastet 
allein die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Der 
derzeit vorliegende Vorschlag der Lohnkürzung an 
zehn Feiertagen bzw. des Verzichts auf zwei Urlaubs-
tage entlastet die Arbeitgeber noch mehr als das 
Karenztagemodell. Die Arbeitgeber machen dabei 
sogar ein Plus, denn sie wirtschaften genau das Geld 
in ihre Taschen, das auf der anderen Seite gebraucht 
würde. 

Dies alles vergißt, um wen es in dieser Frage 
eigentlich geht, nämlich um die Verbesserung der 
Lage derer, die der Pflege und der Hilfe bedürfen, und 
derer, die aufopferungsvoll diese Arbeit leisten, um 
Menschen also, um deren Schicksal in der Bundesre-
publik schon seit mittlerweile 20 Jahren gepokert 
wird. 

Ich danke. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Damit ist der Zusatzpunkt, der als 
Aktuelle Stunde begann und als normale Debatte 
endete, beendet. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 21 a 
bis k auf: 

Überweisungen im vereinfachtenVerfahren 

a) Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes über die Fortfüh-
rung von Unterstützungen der Bürger der ehe-
maligen Deutschen Demokratischen Republik 
bei Gesundheitsschäden infolge medizinischer 
Maßnahmen 
(Unterstützungsfortführungsgesetz — 
UntFortG) 
— Drucksache 12/4874 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

b) Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines ... Gesetzes zur Änderung 
des Straßenverkehrsgesetzes 
— Drucksache 12/4875 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung der Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften über den Jah

-resabschluß und den konsolidierten Abschluß 
von Versicherungsunternehmen 
(Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetz 	— 
VersRiLiG) 

— Drucksache 12/5587 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

d) Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines ... Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 

— Drucksachel2/5169 — 

Überweisung svorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu den 
Änderungen des Übereinkommens vom 
24. Mai 1983 zur Gründung einer europäi-
schen Organisation für die Nutzung von mete-
orologischen Satelliten („EUMETSAT") 

— Drucksache 12/5277 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Post und Telekommunikation 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

f) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Zeiten Zusatzprotokoll vom 17. November 
1992 zum Vertrag zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Förderativen Repu-
blik Brasilien über den Seeverkehr 

— Drucksache 12/5447 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

g) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Änderungsprotokoll vom 6. Februar 1992 zu 
dem Europäischen Übereinkommen zum 
Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen 
Tierhaltungen 

— Drucksache 12/5469 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (feder-
führend) 
Ausschuß für Gesundheit 

h) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Anpassung von Dienst- und Versorgungs-
bezügen in Bund und Ländern 1993 (Bundes-
besoldungs- und -versorgungsanpassungsge-
setz 1993 — BBVAnpG 93) 

— Drucksache 12/5472 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 
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i) Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach-

ten Entwurfs eines Gesetzes zur Anderung des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes, des Woh-
nungsbindungsgesetzes und anderer woh-
nungsrechtlicher Vorschriften (Wohnungsbau-
änderungsgesetz 1993 — WoBauÄndG 1993) 

— Drucksache 12/5473 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. In-
gomar Hauchler, Joachim Poß, B rigitte Adler, 
weiterer Abgeordneter und der Frak tion der 
SPD 
Abschaffung der steuerlichen Absetzbarkeit 
von Bestechungs- und Schmiergeldern 
— Drucksache 12/4104 — 

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wi rtschaftliche Zusammenarbeit 

k) Beratung des Antrags der Abgeordneten Hans 
Wallow, Dr. Ingomar Hauchler, Dieter Heister-
mann, weiterer Abgeordneter und der Frak tion 
der SPD 
Vorlage eines Gesetzes für die Gründung 
eines deutschen Umwelt- und Katastrophen-
hilfswerkes (Deutsches Hilfskorps) 
— Drucksache 12/5045 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Beim Antrag der Frak tion der SPD auf 
Drucksache 12/5045 zum Deutschen Hilfskorps — das 
ist Tagesordnungspunkt 21 k — soll die Federführung 
jedoch beim Auswärtigen Ausschuß liegen. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Das ist offen-
sichtlich der Fall. Dann ist das beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 a bis n sowie 
den Zusatzpunkt 4 a bis c auf: 

22. Abschließende Beratungen ohne Aussprache 

a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung pflanzen

-

schutzrechtlicher und saatgutrechtlicher 
Vorschriften 
— Drucksache 12/4990 — 
(Erste Beratung 163. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 
— Drucksache 12/5730 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Gudrun Weyel  

b) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 28. Juli 1992 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Republik 
Litauen über die Seeschiffahrt 
— Drucksache 12/4690 — 
(Erste Beratung 155. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Verkehr (16. Ausschuß) 
— Drucksache 12/5605 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Carl Ewen 

c) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 23. Juli 1992 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Do-
minikanischen Republik über den Luftver-
kehr 
— Drucksache 12/4571 — 
(Erste Beratung 152. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Verkehr (16. Ausschuß) 
— Drucksache 12/5604 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Lothar Ibrügger 

d) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 22. April 1992 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Repu-
blik Albanien über den zivilen Luftver-
kehr 
— Drucksache 12/4472 — 
(Erste Beratung 149. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Verkehr (16. Ausschuß) 
— Drucksache 12/5615 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Lothar Ibrügger 

e) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Einwilligung in eine weitere überplanmä-
ßige Ausgabe bei Kapitel 11 12 Titel 616 31 
— Zuschuß an die Bundesanstalt für 
Arbeit 
— Drucksachen 12/5091, 12/5348 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Diller 
Dr. Gero Pfennig 
Ina Albowitz 

f) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 
überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 23 02 
Titel 686 23 (Beteiligung der Bundesrepu-
blik Deutschland am Welternährungspro-
gramm) 
— Drucksachen 12/4944, 12/5349 — 
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Berichterstattung: 

Abgeordnete Helmut Esters 
Dr. Christian  Neuling 
Werner Zywietz 

g) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Außerplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 
06 02 — Allgemeine Bewilligungen — 
(apl.) Titel 686 11— Förderung der interna-
tionalen Zusammenarbeit in Asylangele-
genheiten 
— Drucksachen 12/5109, 12/5350 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Deres 
Ina Albowitz 
Rudolf Purps 

h) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Unterrichtung gemäß § 64 Abs. 2 Bundes-
haushaltsordnung über die Veräußerung 
der bundeseigenen Liegenschaft in Mei-
ningen, ehemalige Stadtkaserne 
— Drucksachen 12/5096, 12/5351 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Nils Diederich (Berlin) 
Adolf Roth (Gießen) 
Werner Zywietz 

i) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Gerald Thalheim, Brigitte Adler, E rnst 
Kastning, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 
Entschädigung von Besitzern ehemaliger 
„Kreispachtbetriebe" 
— Drucksachen 12/4574, 12/5352 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Bartholomäus Kalb 
Dr. Siegrid Hoth 
Ernst Kastning 

j) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
Übersicht 10 über die dem Deutschen Bun-
destag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 12/5353 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Horst Eylmann 

k) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung 
Die Griechischen Inseln des Ägäischen 
Meeres; 
— Abschlußbericht der Kommission 
— Vorschlag für eine Verordnung (EWG) 
des Rates über Sondermaßnahmen für 
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse 
zugunsten der kleineren Inseln des Ägäi-
schen Meeres 
— Drucksachen 12/4555 Nr. 2.11, 12/5417 — 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Egon Susset 

1) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Aus-
schuß) 
zu der dem Deutschen Bundestag zugelei-
teten Streitsache vor dem Bundesverfas-
sungsgericht 2 BvE 6/93 
— Drucksache 12/5573 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Horst Eylmann 

m) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 113 zu Petitionen 
— Drucksache 12/5643 — 

n) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 114 zu Petitionen 
— Drucksache 12/5644 — 

ZP4 a) Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. 

Bericht über die Lage der Ausländer in der 
Bundesrepublik Deutschland 

— Drucksache 12/5713 — 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (17. Ausschuß) zu 
der Verordnung der Bundesregierung 

Zweiundzwanzigste Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (Verordnung über Immissionswerte —
22. BImSchV) 

— Drucksachen 12/5424, 12/5718 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Dietmar Schütz 
Dr. Jürgen Starnick 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft (9. Aus-
schuß) zu der Verordnung der Bundesregie-
rung 

Aufhebbare Achtundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverord-
nung 

— Drucksachen 12/5207, 12/5727 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Elke Leonhard-Schmid 

Wir kommen zunächst zu Tagesordnungs-
punkt 22 a: Einzelberatung und Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Änderung pflanzenschutzrechtlicher und 
saatgutrechtlicher Vorschriften; es handelt sich um 
die Drucksachen 12/4990 und 12/5730. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das H and-
zeichen. — Ich wäre dankbar, wenn sich alle an der 
Abstimmung beteiligten. — Wer stimmt dagegen? — 
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Enthaltungen? — Keine. Der Gesetzentwurf ist damit 
in zweiter Beratung angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die den 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. — 
Darf ich das Stehen der Abgeordneten Schreiner und 
Büttner als Zustimmung werten? — Ja. Wer ist dage-
gen? — Wer enthält sich? — Der Gesetzentwurf ist 
einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 22 b: Abstim-
mung über den von der Bundesregierung eingebrach-
ten Vertragsgesetzentwurf zum Abkommen mit dei 
Republik Litauen über die Seeschiffahrt. Der Gesetz-
entwurf liegt Ihnen auf Drucksache 12/4690 vor. 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt auf Drucksa-
che 12/5605, den Gesetzentwurf unverändert anzu-
nehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwuri 
zuzustimmen wünschen, sich zu erheben. — Wei 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Gesetzent-
wurf ist angenommen. 

Da es sich um ein Vertragsgesetz h andelt, findet nur 
die zweite Lesung statt. 

Tagesordnungspunkt 22 c: Wir kommen zur Abstim-
mung über den von der Bundesregierung eingebrach-
ten Vertragsgesetzentwurf zum Abkommen mit der 
Dominikanischen Republik über den Luftverkehr. Er 
liegt Ihnen auf Drucksache 12/4571 vor. 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt auf Drucksa-
che 12/5604, den Gesetzentwurf unverändert anzu-
nehmen. Diejenigen, die diesen Gesetzentwurf in 
unveränderter Fassung anzunehmen wünschen, bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Damit ist dieser Gesetzentwurf 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 22d: Wir kommen zur Ab-
stimmung über den von der Bundesregierung einge-
brachten Vertragsgesetzentwurf zum Abkommen mit 
der Republik Albanien über den zivilen Luftverkehr. 
Er liegt Ihnen auf Drucksache 12/4472 vor. 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt auf Drucksa-
che 12/5615, den Gesetzentwurf unverändert anzu-
nehmen. Ich bitte diejenigen, die diesem Vorschlag 
folgen wollen, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Keine. Damit ist der Gesetz-
entwurf angenommen. 

Tagesordnungspunkt 22 e bis 22 g: Beschlußemp-
fehlung des Haushaltsausschusses zu über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben. Es handelt sich um den 
Zuschuß an die Bundesanstalt für Arbeit, um die 
Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland am 
Welternährungsprogramm und um die Förderung der 
internationalen Zusammenarbeit in Asylangelegen-
heiten. Die Beschlußempfehlungen liegen Ihnen auf 
den Drucksachen 12/5348, 12/5349 und 12/5350 vor. 
Wenn Sie damit einverstanden sind, lasse ich über die 
drei Beschlußempfehlungen gemeinsam abstimmen. 

(Dr. Barbara Höll [PDS/Linke Liste]: Bitte 
getrennte Abstimmung!) 

Getrennte Abstimmung? — Dann müssen wir 
getrennt abstimmen. 

Zunächst stimmen wir über die Beschlußempfeh-
lung auf Drucksache 12/5348 ab. Wer stimmt dafür? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist 
diese Beschlußempfehlung einstimmig angenom-
men. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung auf 
Drucksache 12/5349 ab. Wer stimmt dafür? — Gegen-
stimmen? — Enthaltungen? — Die Beschlußempfeh-
lung ist einstimmig angenommen. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung auf 
Drucksache 12/5350 ab. Wer stimmt dafür? — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — Diese 
Beschlußempfehlung ist gegen die Stimmen der PDS/ 
Linke Liste angenommen. 

Tagesordnungspunkt 22h: Beschlußempfehlung 
des Haushaltsausschusses zur Veräußerung einer 
bundeseigenen Liegenschaft in Meiningen. Sie liegt 
Ihnen auf der Drucksache 12/5351 vor. 

Die Kollegin Barbara Höll hat gebeten, eine Erklä-
rung nach § 31 unserer Geschäftsordnung abgeben zu 
dürfen. Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte eine persönli-
che Erklärung zu meinem Abstimmungsverhalten bei 
diesem Punkt geben. Ich werde die Beschlußempfeh-
lung des Haushaltsausschusses ablehnen und möchte 
das etwas ausführlicher begründen. 

§ 64 der Bundeshaushaltsordnung schreibt vor, daß 
Grundstücke, die erheblichen Wert oder besondere 
Bedeutung haben und deren Verkauf nicht im Haus-
haltsplan vorgesehen ist, nur mit Einwilligung des 
Bundestages und des Bundesrates veräußert werden 
dürfen, soweit nicht aus zwingenden Gründen eine 
Ausnahme hiervon geboten ist. An die Deutsche 
Bundesbank hat der Bund eine 6 000 qm große 
Teilfläche eines durch die Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten über Nacht zur bundeseigenen 
Liegenschaft gewordenen Grundstücks in zentraler 
Geschäftslage in Meiningen verkauft. Der Deutsche 
Bundestag kann diesen Ausverkauf bundeseigenen 
Grundvermögens heute lediglich zur Kenntnis neh-
men, da der Bundesfinanzminister auf Grund einer 
von ihm behaupteten besonderen Eilbedürftigkeit die 
Ausnahmemöglichkeit in Anspruch nahm, die die 
Bundeshaushaltsordnung zuläßt. Der Bundesfinanz-
minister hat diese Eilbedürftigkeit jedoch nicht belegt. 
Auch der Beschlußfassung im Haushaltsausschuß am 
30. Juni 1993, an der der Vertreter der PDS/Linke Liste 
nicht teilnehmen konnte, hatte lediglich das von mir 
erwähnte Schreiben zugrunde gelegen. 

Ich erkläre ausdrücklich, daß ich sowohl den Ver-
kauf von Teilflächen des Grundstücks an das L and 
Thüringen als auch an die Stadt Meiningen billige und 
zustimmend zur Kenntnis nehme. Ich protestiere 
jedoch gegen die nun zum wiederholten Male von der 
Bundesregierung geschaffenen vollendeten Tatsa-
chen. Ich erinnere den Bundestag an den von ihm im 
Juni 1993 gegen die Stimmen der PDS/Linke Liste 
gebilligten Verkauf eines bundeseigenen Grund-
stücks an die Flughafen Frankfurt AG. Auf dem 
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Grundstück hatte sich bereits ein Gebäude im Rohbau 
befunden, obwohl der Bundestag dem Kaufvertrag 
von Januar 1993 noch zustimmen mußte. 

Ich betone, daß ich sowohl den Verkauf einer 
Teilfläche an die Bundesbank mißbillige als auch die 
vom Bundesfinanzminister in Anspruch genommene 
Ausnahmemöglichkeit bestreite. 

Die Bundesregierung stellt auf diese Art und Weise 
das Parlament nicht zum ersten Mal vor vollendete 
Tatsachen. Statt die Einwilligung des Bundestages 
einzuholen und der Opposition angesichts der außer 
Zweifel stehenden Mehrheitsverhältnisse wenigstens 
die Illusion parlamentarischer Kontrollmöglichkeiten 
zu lassen, degradiert die Bundesregierung die Abge-
ordneten zu Marionetten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Wir kom-
men nunmehr zur Abstimmung über die Drucksache 
12/5351. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? 
— Wer stimmt dagegen? — Die Beschlußempfehlung 
ist gegen die Stimmen der PDS/Linke Liste angenom-
men. 

Tagesordnungspunkt 22i: Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD zur Entschädigung von Besitzern ehemaliger 
„Kreispachtbetriebe", Drucksachen 12/4574 und 
12/5352. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Empfehlung des Ausschusses? — 
Wer stimmt dagegen? — Die Beschlußempfehlung ist 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 22j: Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses zu Streitsachen vor dem Bundes-
verfassungsgericht auf der Drucksache 12/5353. Das 
ist die Übersicht 10. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Die Beschlußempfehlung ist einstimmig ange-
nommen. 

Tagesordnungspunkt 22k: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zu dem Abschlußbericht und dem Verord-
nungsvorschlag der EG bezüglich landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse. Sie liegt Ihnen auf der Drucksache 
12/5417 vor. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die  Beschlußempfehlung ist einstimmig angenom-
men. 

Tagesordnungspunkt 221: Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses zu einer Streitsache vor dem Bun-
desverfassungsgericht auf der Drucksache 12/5573. 
Es handelt sich um ein Organstreitverfahren bezüg-
lich der Mitwirkungsmöglichkeiten eines fraktionslo-
sen Abgeordneten im Bereich der Europapolitik. 

Der Ausschuß empfiehlt, eine Stellungnahme abzu-
geben und einen Prozeßbevollmächtigten zu bestel-
len. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung ist einstimmig angenommen. 

Tagesordnungspunkt 22 m und n: Beschlußempfeh-
lung des Petitionsausschusses auf den Drucksachen 
12/5643 und 12/5644. Das sind die Sammelübersich-
ten 113 und 114. Wer stimmt diesen Beschlußempfeh-
lungen zu? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Die Beschlußempfehlungen sind bei Enthaltungen 
der PDS/Linke Liste angenommen. 

Zusatzpunkt 4 a: Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. zu einem Bericht über die Lage 
der Ausländer. Er liegt Ihnen auf der Drucksache 
12/5713 vor. Wer stimmt für diesen Antrag? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
einstimmig angenommen. 

Zusatzpunkt 4 b: Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit zu der Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes auf der Drucksache 
12/5718. Wer stimmt für die Beschlußempfehlung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung ist einstimmig angenommen. 

Zusatzpunkt 4 c: Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft zur Änderung der Außenwirt-
schaftsverordnung, Drucksachen 12/5207 und 
12/5727. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? 
— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung ist gegen die Stimmen der PDS/ 
Linke Liste angenommen. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 7a bis d 
auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Vermeidung von Rückständen, Verwertung 
von Sekundärrohstoffen und Entsorgung von 
Abfällen 
— Drucksache 12/5672 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Marion Caspers-Merk, Dr. Liesel Hartenstein, 
Michael Müller (Düsseldorf), weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der SPD Novellie-
rung der Verpackungsverordnung 
— Drucksache 12/5242 

—Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (17. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten an Klaus Len-
nartz, Harald B. Schäfer (Offenburg), Hans 
Gottfried Bernrath, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 
Kennzeichnung von Kunststoffen 
— Drucksachen 12/2502, 12/4793 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Harald Kahl 
Klaus Lennartz 
Birgit Homburger 
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d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (17. Ausschuß) zu 
dem Entschließungsantrag der Gruppe der 
PDS/Linke Liste zur Großen Anfrage der Abge-
ordneten Jutta Braband, Dr. F ritz Schumann 
(Kroppenstedt) und der Gruppe der PDS/Linke 
Liste 
Auswirkungen auf die Abfallentsorgung durch 
die Einführung des „Dualen Systems Deutsch-
land" (DSD) 

— Drucksachen 12/2027, 12/2682, 12/3469, 
12/5370 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Steffen Kampeter 
Marion Caspers-Merk 
Birgit Homburger 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 
einer Stunde vor. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Das ist offensichtlich der Fall. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Ich erteile dem Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit das Wort. Herr Minister, 
bitte. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nur selten 
hat ein Entwurf eines Umweltgesetzes der Bundesre-
gierung schon vor der parlamentarischen Beratung 
die Gemüter derar tig bewegt wie das Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz, das wir hier heute erörtern. 
Ich meine, daß diese engagierte Debatte den Dimen-
sionen des Problems, der enormen umweit- und wirt-
schaftspolitischen Brisanz des Themas auch durchaus 
angemessen ist. Dies hat bereits die Beratung im 
Bundesrat gezeigt, und so freue ich mich auf die 
Diskussion dieses Gesetzentwurfs in den Ausschüssen 
dieses Hohen Hauses. Ich hoffe, daß wir alle, wie ich 
auch, offen für konstruktive Anregungen und Ergän-
zungen sind. 

Die Wertungen, die dieser Gesetzentwurf bisher 
erfahren hat, sind oft drastisch und diame tral entge-
gengesetzt. Von den einen wird der Einstieg in eine 
„Öko-Planwirtschaft" heraufbeschworen. Andere se-
hen darin einen Kniefall vor der Industrie. Ich meine, 
solche Pauschalurteile vernebeln mehr, als daß sie zu 
Lösungen führen. 

Für den so dringend notwendigen gesellschaftli-
chen Konsens in dieser zentralen Frage der Umwelt- 
und Wirtschaftspoli tik muß, wie ich meine, eine ehrli-
che Bestandsaufnahme die Grundlage sein. Dazu 
zählt, daß wir mit dem Übergang von der Abfall- zur 
Kreislaufwirtschaft die Art des Produzierens und Kon-
sumierens in einer modernen Industriegesellschaft 
wirklich auf den Prüfstand stellen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig ! ) 

Wie können wir, so muß gefragt werden, erreichen, 
daß bei der Produktion abfallarme Verfahren und 
wiederverwertbare Produkte zum Zuge kommen, daß  

bei Produktion und Konsum die Stoffkreisläufe 
geschlossen werden, ohne die Wirtschaft mit einem 
Netz von Paragraphen zu ersticken? 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!) 

Wie, so muß gefragt werden, können wir die Eigen-
initiative, die Eigenverantwortung und die Innova-
tionskraft zur Abfallvermeidung stärken und dennoch 
durch klare gesetzliche Vorgaben eine umweltver-
trägliche Produktion und Entsorgung gewährlei-
sten? 

Der Wirtschaftsstandort Deutschland — gegenwär-
tig zu Recht wieder intensiv diskutiert — braucht in 
der gegenwärtigen Zeit für ein langfristiges, umwelt-
verträgliches Wachstum die Freisetzung innovativer 
und unternehmerischer Entscheidungskraft ebenso 
wie die frühzeitige Einbindung des Umweltschutzes 
in Produktion und Konsum. 

Wir können diese Herausforderung, wie ich meine, 
in einem Satz zusammenfassen: Es gilt, mit möglichst 
wenig staatlicher Reglementierung ein Op timum an 
abfallarmer Produk tion und abfallarmem Konsum zu 
gewährleisten. Ich glaube, daß dieser Gesetzentwurf 
wirklich ernst macht. Er ist ein wichtiger Schritt auf 
dem Weg zu einer auch ökologischen und sozialen 
Marktwirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Welche Eckpunkte haben wir? 

Erstens. Die Grundphilosophie lautet: vom Abfall 
her denken — in Produktion und im Verbrauch. Wie 
wollen wir diesen Leitsatz umsetzen? Zunächst stellt 
der Gesetzentwurf klar und eindeutig die Verantwort-
lichkeit fest. Wer Güter, wer Produkte herstellt, ist für 
die Vermeidung und umweltverträgliche Verwertung 
der dabei entstehenden Rückstände verantwortlich. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Wer denn 
sonst?!) 

Ich glaube, genau das muß man immer und immer 
wieder unterstreichen. Es geht um die Produktverant-
wortung. 

Die alte Rollenverteilung, daß die Wirtschaft produ-
ziert und die Gemeinden und die Kreise auf Kosten der 
Allgemeinheit die dabei entstehenden Abfälle entsor-
gen, wird damit abgelöst; ich glaube: zu Recht. 

Die Grundphilosophie des Gesetzentwurfs ist daher 
die Anforderung an die Wirtschaft und die p rivaten 
Verbraucher, in ihren Entscheidungen frühzeitig vom 
Abfall her zu denken. Das heißt: In Entscheidungen 
über Produktion und Konsum müssen wir nicht nur 
den Nutzen und die Tauglichkeit eines Produkts 
einbeziehen, sondern entscheidend auch die Frage, 
was mit diesem Produkt nach Ende seines Lebenszy-
klus zu geschehen hat. 

In der Vergangenheit ist diese Frage kaum Gegen-
stand ökonomischer Entscheidungen gewesen. Die 
Folge — sehr naheliegend — war: Die Wirtschaft hat 
sich immer stärker um Design, um Produktsicherheit 
und um Preiswürdigkeit gekümmert — sicher ganz 
wichtige Dinge —, aber für das Schicksal der Produkte 
nach dem Gebrauch ist die Verantwortung eben nicht 
übernommen worden. Der Weg in die Wegwerfgesell- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. September 1993 	15209 

Bundesminister Dr. Klaus Töpfer 
schaft war damit vorgezeichnet. Ein Kreislauf fand 
nicht statt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf setzt das Verursa-
cherprinzip im Abfallbereich konsequent um. Die 
Kosten der Abfallentsorgung müssen in die Preise der 
Erzeugnisse einbezogen werden; denn dann können 
wir das Ziel erreichen, daß aus dem Eigeninteresse 
von Produzenten Abfallvermeidung, Abfallverminde-
rung  und Wiederverwertbarkeit zu einem grundle-
genden Prinzip werden. 

Zweitens zum Rückstandsbegriff: Eine verursacher-
bezogene Vermeidungsstrategie darf nicht erst bei 
bereits entstandenen Abfällen ansetzen. Die abfall-
rechtliche Verantwortung ist so weit wie irgend mög-
lich nach vorne zu verlagern. Sie muß bereits am 
Entstehen der Abfälle ansetzen. 

Wir tun dies mit diesem Gesetzentwurf, indem wir 
bereits Rückstände aus der Produktion und dem 
Konsum in das Gesetz einbeziehen. Hiermit erfassen 
wir also auch Bereiche, die bisher nicht Abfall im 
Sinne des Abfallgesetzes waren. 

Zentraler Inhalt des Gesetzentwurfs sind klare Vor-
gaben zur umweltverträglichen Vermeidung und 
Verwertung von Rückständen aus Produktion und 
Konsum. Soweit Rückstände verwertbar sind, werden 
sie als Sekundärrohstoffe bezeichnet, und der Produ

-

zent hat die Pflicht, sie zu verwerten. Erst wenn 
Rückstände nicht mehr verwertet werden können, 
sind sie als Abfälle umweltverträglich zu entsorgen. 
Das ist der Ablauf in diesem Gesetz. 

Drittens zum EG-Abfallbegriff — auch heißdisku-
tiert, da wir das europäische Recht auch umsetzen: Mit 
dem Zentralbegriff des Rückstands, wie gerade 
gekennzeichnet, setzt das Gesetz die EG-Abfallricht-
linie in vollem Umfang um. Wir verhindern damit, daß 
sich an der Grenze Abfälle plötzlich in sogenannte 
Wertstoffe verwandeln oder umgekehrt — eine Tatsa-
che, die uns in der Vergangenheit wirklich sehr viel 
Ärger gemacht hat. Ich werde nicht müde, diese 
wirklich mafiösen Verhältnisse des Verschiebens von 
Abfällen auch an dieser Stelle zu geißeln 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und um allgemeine Mithilfe zur Überwindung dieser 
Dinge zu bitten. 

Viertens: der Aufbau der Grundpflichten im Gesetz. 
Dem Entwurf liegt eine strenge Hierarchie der Pflich-
ten zugrunde. Im Sinne einer abfallarmen Kreislauf-
wirtschaft sind in den im Gesetz genannten Fällen 
Rückstände vorrangig zu vermeiden. Ist die Vermei-
dung nicht möglich, sind Rückstände zu verwerten. 
Wenn auch dies nicht möglich ist, folgt schließlich die 
dritte Stufe, die Pflicht zur umweltverträglichen Ent-
sorgung. 

Lassen Sie mich zu diesen Teilbereichen einige 
kurze Anmerkungen machen, zunächst zur Vermei-
dungspflicht: Hier sind in der Vergangenheit schon 
wichtige Bausteine geschaffen worden. Der wichtig-
ste Baustein ist ganz sicherlich die bereits im Bundes-
Immissionsschutzgesetz verankerte Pflicht zur Ver-
meidung und Verwertung von Reststoffen, was bereits 
bei der Genehmigung einer Anlage nachzuweisen ist. 
Diese Klärung ist also wirklich weit nach vorne  

verlagert. Ich gebe gerne zu, daß diese Regelung im 
Bundes-Immissionsschutzgesetz von vielen in den 
Ländern bisher leider nicht oder nicht hinreichend 
genutzt werden konnte. 

Auf dieser Pflicht baut der Gesetzentwurf auf und 
erweitert den Ansatz in alle Bereiche der Produktion 
und des Verbrauchs. Beispielhaft ist die Kreislauffüh-
rung von Einsatzstoffen. Ziel bleibt, Energie und 
Rohstoffe zu schonen und Umweltbelastungen an der 
Quelle zu vermeiden. 

Fünftens: der Grundsatz der Produktverantwor-
tung. Kernpunkt der Vermeidungspflicht sind die 
Regelungen zur Produktverantwortung. Zu Recht 
sprechen wir, wie ich meine, von einer neuen Produkt-
verantwortung. Nach diesem Grundsatz sind insbe-
sondere rückstandsarme Produkte zu entwickeln und 
in Verkehr zu bringen. Soweit möglich, sind sie so 
herzustellen, daß sie mehrfach verwendet und 
umweltverträglich verwertet werden können. 

Diese Produkte und diese Produkttechniken — auch 
das sollte man  immer wieder unterstreichen —, also 
die abfallarmen, die energiesparenden, die reparatur-
fähigen Produkte und Produktionstechniken, werden 
wir in Zukunft auf dem Weltmarkt sehen. Wer dies 
jetzt durch entsprechende Anforderungen provoziert, 
wird den Wirtschaftsstandort Deutschland auf Sicht 
weiterentwickeln können. 

Dabei ist uns natürlich klar: Wir können und wir 
wollen nicht durch Gesetz für viele tausend Produkte 
detaillierte Vorgaben machen. Dies wäre eine Über-
reglementierung, die dem Ziel einer ökologischen 
Marktwirtschaft gerade entgegenwirken würde und 
die Verantwortung wieder zurückverlagern würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen die Dynamik in der Produktverantwortung 
und nicht im Gesetz geregelt sehen. 

Deshalb liegt dem Gesetzentwurf eine Doppelstra-
tegie zugrunde. Wo für Massenprodukte und Erzeug-
nisse mit umweltgefährlichen Inhaltsstoffen durch 
klare Vorgaben die mehrfache Verwendung und 
umweltverträgliche Verwertung sinnvoll ist, werden 
wir die Produktverantwortung auch durch Rechtsver-
ordnungen konkretisieren. Soweit dies nicht möglich 
ist, bildet die Produktverantwortung eine Leitlinie für 
Innovationen der Wirtschaft. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch einmal 
unterstreichen: Ich werde auch weiterhin im Zentrum 
auf Rücknahmepflichten von Erzeugnissen setzen. 
Wie bereits die bisher erlassenen Verordnungen 
gezeigt haben, geht von derartigen Rücknahmever-
pflichtungen ein sehr starker Vermeidungsdruck aus. 
Immer und immer wieder ist zu unterstreichen, daß 
wir mit der Verpackungsverordnung zum erstenmal 
den Gipfelpunkt der Müllberge überschritten haben: 
Es gibt 500 000 t Abfälle weniger, weil es auch 
weniger Verpackungen gibt. Das ist das Entschei-
dende. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Gestatten Sie mir nun einige Hinweise auf die 
Verwertungspflicht, über die ja ebenfalls heiß disku-
tiert wird. Zwar wird kein Thema in abfallpolitischen 
Sonntagsreden so oft beschworen wie die Rückstands- 
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vermeidungspflicht bei Produktion und Verbrauch, 
aber die Möglichkeit der Rückstandsvermeidung hat 
ganz sicher ihre Grenzen. Können deswegen Rück-
stände auf Grund des Fehlens technischer Möglich-
keiten oder wegen wirtschaftlicher Unzumutbarkeit 
nicht vermieden werden, sind die entstandenen Rück-
stände als Sekundärrohstoffe umweltverträglich zu 
verwerten. 

Dabei, meine Damen und Herren, soll nach dem 
Gesetzentwurf die stoffliche Verwertung in der Regel 
Vorrang vor der energetischen Verwertung haben. 
Dies kann aber — lassen Sie mich das deutlich 
sagen — nur gelten, soweit nicht die energetische 
Verwertung die umweltverträglichere Alternative 
darstellt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Steffen  Kampeter [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Diese wichtige Regelung des Gesetzentwurfes hat 
mir recht massive Kritik und Vorhaltungen auch von 
Teilen der Wirtschaft eingetragen, die ich natürlich 
sehr ernst nehme. Aber lassen Sie mich auf folgendes 
hinweisen: Mit den weltweit höchsten Anforderungen 
etwa an die Verbrennungstechnik, die wir in Deutsch-
land rechtlich festgeschrieben haben, ist offenbar 
inzwischen ein Prozeß des Umdenkens oder des 
Weiterdenkens eingetreten. Ich freue mich darüber, 
daß Länderkollegen wie etwa Jo Leinen im Saarland, 
Fritz Vahrenholt in Hamburg und Klaus Matthiesen in 
Nordrhein-Westfalen sehr klar dort für die energeti-
sche Verwertung von Abfällen eintreten, wo eine 
stoffliche Verwertung ökologisch nicht sinnvoller ist. 
Ich finde mich also, glaube ich, über die Parteigrenzen 
hinweg darin wieder, und das ist für die Umweltpoli-
tiker, wie ich meine, ein gutes und wichtiges Ziel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle dazu noch sagen, 
weil ich mich heute wirklich auf das Gesetz konzen-
triere — ich halte es für eines der wichtigsten, die wir 
überhaupt in dieser Legislaturperiode machen —: Ich 
habe stets betont, daß ich nicht auf Grund des Vor-
rangs der stofflichen Verwertung zu einer Verwertung 
um der Verwertung willen kommen darf. Dies wäre 
Ideologie und nicht wirksamer Umweltschutz. 

(Marion Caspers-Merk [SPD]: Zur Vermei

-

dung sagt er keinen Ton!) 

— Wir haben doch über die ganze Prioritätsreihen-
folge gesprochen und ich habe die Vermeidung 
genannt. Ich will es wiederholen: Durch die Verpak-
kungsverordnung z. B. haben wir 500 000 t Verpak-
kungsmaterial vermieden. Diese sind vom Bürger gar 
nicht erst zu bezahlen gewesen; das ist auch eine 
wichtige Angelegenheit. Ich danke also herzlich, Frau 
Kollegin, für den Zwischenruf, der es mir ermöglicht 
hat, das noch einmal zu unterstreichen. 

Ich sage jetzt etwas ganz Einfaches, das vielleicht 
deshalb immer wiederholt werden muß: Die jeweils 
umweltverträglichere Verwertungsart muß den Vor-
rang haben. Die dogmatische Diskussion über den 
Vorrang der stofflichen oder der energe tischen Ver-
wertung führt im allgemeinen ins Abseits. Ich möchte  

konkrete umweltverträgliche Problemlösungen. Das 
ist der entscheidende Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Genauso deutlich sage ich allerdings auch, daß es 

keinen Durchmarsch in die Verbrennung von Abfäl-
len geben kann und geben wird. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Das hat nie 
einer gefordert!) 

Energetische Verwertung unterscheidet sich nach 
diesem Gesetzentwurf von Verbrennung, um auch 
das klar zu sagen. Wir wollen hier Energie gewinnen, 
und ich muß ganz deutlich sagen: Ich kann es nicht 
verstehen, wenn wir diese Differenzierung nicht auch 
in diesem Hause eindeutig klarmachen können. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
abschließend — — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich kann 
Ihnen nach Art. 43 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht das 
Wort entziehen, aber Sie reden jetzt auf Kosten der 
Redezeit Ihrer Fraktion. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ich komme des-
wegen, meine Damen und Herren, zum Schluß, wobei 
ich bei demjenigen um Verständnis bitte, dem ich eine 
Minute abgezwackt habe. 

Ich bin der Überzeugung, daß wir die private 
Entsorgung ebenfalls weiter vorantreiben müssen. Ich 
vertraue nach wie vor darauf — wir haben das Gesetz 
entsprechend qualifiziert —, daß wir die staatliche 
Verantwortung beibehalten. Ich hoffe sehr, daß dieses 
Grundlagengesetz für einen Einstieg in eine ökologi-
sche und soziale Marktwirtschaft trotz aller Detaildis-
kussionen und trotz aller Kri tik auch in diesem Hause 
Zustimmung finden wird. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren! Mir liegt nun auszugsweise das 
Protokoll der Debatte, die sich aus der Aktuellen 
Stunde ergeben hat, vor. Nachdem ich das Protokoll 
gelesen habe, muß ich dem Abgeordneten Schreiner 
einen Ordnungsruf erteilen, 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Schon wieder!) 
weil er der Mehrheit im Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung vorgeworfen hat, mit quasi diktatori-
schen Methoden zu arbeiten. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Immer der 
Schreiner!)  

Ich erteile nunmehr der Abgeordneten Dr. Liesel 
Hartenstein das Wort. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! „Die Abfallwirtschaft ist 
zu einem zentralen Handlungsfeld der Umweltpolitik 
geworden und an einem entscheidenden Punkt ange-
kommen." 

Was ich eben zitiert habe, ist ein wahrer Satz. Dieser 
Satz steht in der Einleitung zum Gesetzentwurf der 
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Bundesregierung, und er weckt Erwartungen. Man 
denkt unwillkürlich: Jetzt kommt die Schlußfolgerung 
daraus. Aber leider werden die Erwartungen nicht 
erfüllt, Herr Minister! 

Wer den Gesetzentwurf aufmerksam studiert, wird 
bitter enttäuscht sein; denn er greift viel zu kurz. Die 
Bundesregierung gibt zwar vor, ein Kreislaufwirt-
schaftsgesetz vorzulegen, sie rühmt sich, den Schritt 
zur Produktverantwortung des Herstellers zu tun; nur 
findet beides leider nicht statt. Ich sage ausdrücklich: 
leider. Es steht höchstens auf dem Papier. 

Der Bundesumweltminister kommt mir fast vor wie 
ein Autofahrer, der den Motor hochjagt, aber dann 
nicht startet. Sie, Herr Töpfer, haben offensichtlich 
wieder den Fuß vom Gaspedal nehmen müssen, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sie sind doch 
immer für die Geschwindigkeitsbegren

-

zung!) 

nachdem die Wirtschaftsverbände massiv beim Bun-
deskanzler interveniert und Sie gewissermaßen als 
Störenfried verklagt haben. Schade, denn der Blinker 
war letztes Jahr in die richtige Richtung gestellt. 

Meine Damen und Herren, in einer Zeit, in der das 
Wort vom Müllnotstand zu Recht die Runde macht, in 
der man  weiß, daß die Kapazität von 60 % der in den 
alten Ländern noch betriebenen Deponien ab Mitte 
der 90er Jahre erschöpft sein wird, in der sich der 
Wohlstandsmüll auch in den neuen Ländern zu Ber-
gen häuft, in der alle Welt davon redet — und übrigens 
auch Sie davon reden; das freut uns ja —, daß wir den 
Einstieg in eine ökologisch und sozial verträgliche 
Marktwirtschaft schaffen müssen, in einer sol-
chen Zeit ist Ihr Gesetzentwurf beinahe schon ein 
Anachronismus; denn er setzt immer noch am Ende 
der Röhre an, nämlich dann, wenn der Abfall schon 
entstanden ist. 

Ich will  vier kardinale Schwachstellen benennen: 
Erstens. Der Vermeidungsgrundsatz ist auf der 
Strecke geblieben. Notwendig ist eine klare Ziel-
hierarchie: Abfallvermeidung vor -verwertung, vor 
-behandlung und -beseitigung. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!) 

Sie haben es im Abfallgesetz von 1986 nicht geschafft, 
die Abfallvermeidung an die erste Stelle zu rücken; 
Sie verpassen offensichtlich diese Chance auch heute 
wieder. Das ist unverzeihlich, und das kann so nicht 
akzeptiert werden. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Minister, was soll die trickreiche Wortakroba-
tik in § 4? Hören Sie bitte zu, Herr Kampeter. Da steht: 
„Die Vermeidung von Rückständen durch ihre Ein-
bindung in Erzeugnisse oder ihre Verwertung als 
Sekundärrohstoff hat ordnungsgemäß und schadlos 
zu erfolgen. " 

Hier wird stillschweigend Vermeidung mit Verwer-
tung gleichgesetzt. Das ist nicht in Ordnung, und das 
las sich übrigens im Entwurf des Bundesumweltmini-
sters von Juni 1992 noch ganz anders. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Da hatte die Vermeidung eine klare Priorität. Warum 
jetzt dieser Schwenk? 

Die Antwort wurde schon gegeben. Vermeidung 
soll also jetzt durch Fab rikation von Hunderttausen-
den von Parkbänken aus Abfällen erfolgen. Das kann 
doch wohl nicht wahr sein! 

Nein, liebe Kolleginnen und Kollegen, Abfallver-
meidung ist das Nichtentstehen von Abfällen! 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Hier ist der Dreh- und Angelpunkt einer neuen 
Abfallpolitik. Der beste Abfall ist der, der gar nicht erst 
entsteht. Der Gesetzentwurf spricht da leider eine 
andere Sprache. 

Für die echte Abfallvermeidung müssen die Wei-
chen gestellt werden, auch in Form ökonomischer 
Anreize, z. B. durch Steuer- und Abgabenlösungen. 
Davon sagt der Gesetzentwurf kein Wort. 

Zweiter Punkt: Produktverantwortung. Die Grund-
idee ist richtig. Wir befürworten sie. Aber es besteht 
die Gefahr, daß dies eine leere Worthülse bleibt. Denn 
mit einer vagen Beschreibung der Grundsätze und mit 
einem halben Dutzend von Verordnungsermächti-
gungen ist eine Trendwende zu einem Öko-Design 
nicht zu erreichen, 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Leider wahr!) 
auch nicht mit bloßen Rücknahme- und Rückgabe-
pflichten. 

Ziel ist eine Produktion, die mit weniger Rohstoffen 
und mit weniger Energie und möglichst ohne Schad-
stoffe auskommt. Dafür müssen die Rahmenbedin-
gungen richtig gesetzt werden. Nicht das Wegwerf-
produkt darf sich bezahlt machen, sondern das Mehr-
fachverwendungsprodukt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Zuruf von der F.D.P.: Vorschläge, nicht nur 

reine Rhetorik!) 
Um nicht mißverstanden zu werden, lieber Kollege 

Kampeter: Die Politik soll der Wirtschaft nicht vor-
schreiben, welche Produktinnovationen sie zu ma-
chen hat — keineswegs; ich hoffe, Sie registrieren 
das —, aber sie muß die Rahmenbedingungen so 
setzen, daß der Produzent und der Verbraucher 
jeweils von sich aus die ökologisch bessere Alterna-
tive wählen. Das wäre die Aufgabe dieses Gesetzes. 
Geschieht dies nicht, bleibt das Wort vom ökologi-
schen Umbau ein Papiertiger. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau 
Dr. Hartenstein, nun ist der Kollege Kampeter doch 
gewillt, eine Frage zu stellen, vorausgesetzt, Sie 
wollen sie beantworten. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Bitte schön, Herr 
Kampeter. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Frau Kollegin Har-
tenstein, der Bundesumweltminister hat sich vorhin 
für die jeweils ökologisch vorteilhafteste Form der 
Behandlung von Reststoffen, die im Regelungsbe-
reich dieses Gesetzes anfallen, ausgesprochen. Wo 
sehen Sie denn — nun bitte ganz konkret — den 
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Unterschied zu Ihrer Forderung, die Sie hier in einen 
Widerspruch zu unserer Poli tik zu stellen versuchen, 
daß sich das jeweils ökologisch vorteilhafte Verfahren 
auch durchsetzen muß? Hier gibt es doch überhaupt 
keinen Unterschied in der Zielsetzung, sondern wir 
müssen uns vielmehr im Gesetzgebungsverfahren 
sicherlich auf bestimmte Wege einigen. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Lieber Kollege Kam-
peter, wir werden dies sicher versuchen, und wir 
werden ganz konkrete Vorschläge dazu machen. Zum 
Beispiel werden wir die Rücknahme- und Rückga-
bepflichten selbstverständlich unterstützen. Aber sie 
reichen nicht aus. Im Rahmen der jetzt zur Verfügung 
stehenden Zeit möchte ich nur soviel sagen: Wir 
müssen Instrumente einsetzen — und übrigens dann 
den Mut haben, sie auch anzuwenden; die Bundesre-
gierung hat das seit 1986, sieben Jahre lang, ver-
säumt —, die darauf hinauslaufen, daß weniger Roh-
stoffverschwendung stattfindet und daß abfallarme 
Produktionsverfahren und energiesparende Produkti-
onsverfahren begünstigt werden. Ich habe vorhin 
zwei Möglichkeiten genannt: Abgaben- und Steuer-
lösungen. Das sind marktwirtschaftlich wirksame 
Instrumente, die man hier anwenden muß, wenn man 
zum Ziel kommen will. Lassen Sie uns darüber bitte im 
Ausschuß reden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Verehrte 
Kollegin, einen Moment bitte! Ich möchte eine große 
Bitte äußern. Nach der jetzigen Tagesordnung und 
der Zeiteinteilung, die im Ältestenrat vorgesehen ist, 
landen wir heute nacht irgendwo zwischen zwei und 
drei Uhr. Ich wäre Ihnen allen also sehr verbunden, 
wenn man sich, was Zwischenfragen anbelangt, 
äußerste Zurückhaltung auferlegen würde. Sonst wird 
es wirklich für den Saaldienst und die Stenographen 
unzumutbar. Das ist eine ernstgemeinte Bitte, und ich 
wäre dankbar, wenn diese Bitte denjenigen, die 
später in den Saal kommen, vermittelt würde. 

So, Frau Dr. Hartenstein, nun können Sie fortfah-
ren. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Herr Präsident, ich 
respektiere das gern. Natürlich sind die Redner — das 
gilt nicht nur für mich — dann auch dankbar, wenn sie 
keine Pauschal- und Globalfragen gestellt bekom-
men, die sie dann in einer halben Minute erschöpfend 
beantworten sollen. 

Dritter Punkt: Verbandslösung. Der Gesetzentwurf 
strebt eine weitgehende Privatisierung der Verwer-
tung und Entsorgung an. Nach ihrer Gegenäußerung 
verschließt sich die Bundesregierung den Bedenken 
des Bundesrates jedoch völlig. Zu fragen ist aber doch, 
wie Entsorgungssicherheit und Kontrolle gewährlei-
stet werden sollen, wenn in Zukunft — ich sage das 
einmal so — Hunderte von DSDs entstehen. Es besteht 
die Gefahr, daß sich ein unüberschaubares und 
unkontrollierbares Gestrüpp von Entsorgungssyste-
men ausbreitet. Nach den Erfahrungen mit dem 
Dualen System ist dies jetzt sicher der ungeeignetste 
Zeitpunkt für eine Privatisierung der Entsorgung auf 
breiter Front. 

Die Bundesregierung weist in ihrer Gegenäußerung 
darauf hin, daß Deutschland gegenwärtig der größte 
Abfallexporteur innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft sei. Dies ist kein Ruhmesblatt; das muß sich 
ändern. Deswegen müssen zwei Folgerungen gezo-
gen werden: Erstens. Eine Umdeklaration von Abfäl-
len in Wirtschaftsgut ist strikt zu untersagen. Zwei-
tens. Das Prinzip der Inlandsentsorgung ist voll zu 
unterstützen; hier sind wir uns sicherlich einig. 

Vierter Punkt: Begriffswirrwarr. Wir gehen mit Rie-
senschritten auf Europa zu. Da ist es schon erstaunlich, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, daß ein bundesdeut-
sches Gesetz 1993 noch versucht, eine vom EG-
Sprachgebrauch völlig abweichende Regelung zu 
treffen. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
erzeugt schon in sich eine babylonische Sprachver-
wirrung: Rückstände, Abfälle, Sekundärrohstoffe, 
Reststoffe — alles geht bunt durcheinander. Die mit 
dem Vollzug in den Ländern befaßten Beamten müs-
sen sich wohl neue Müllwörterbücher anschaffen. 
Dies sollte schleunigst bereinigt und EG-konform 
gemacht werden. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Seien Sie 
nicht so pessimistisch, Frau Hartenstein!) 

Meine Damen und Herren, es wäre töricht, den 
Streit um des Streites wi llen zu suchen; das ist nicht 
unsere Absicht. Wir brauchen ein neues, ein wirksa-
mes und zeitgerechtes Abfallgesetz. Das aber errei-
chen wir nicht, wenn die Strukturen nicht stimmen 
und wenn der entscheidende Schritt zur Produktver-
antwortung zur Farce wird. 

Was ist aus unserer Sicht erforderlich? Punkt eins: 
eine klare Prioritätenfolge, wie sie auch der Bundes-
rat in seinem Gesetzentwurf von 1991 bereits gefor-
dert hat. Dafür ist das nötige Instrumenta rium bereit-
zustellen. 

Punkt zwei: Der Vorrang der stofflichen Verwer-
tung vor der thermischen muß sichergestellt sein. 
Verbrennung ist nach unserer Auffassung, Herr Mini-
ster Töpfer, kein Verwertungs-, sondern ein Behand-
lungsverfahren. 

Punkt drei: Abfallentsorgung muß eine öffentliche 
Aufgabe bleiben; sie darf nicht der Kontrolle der 
beseitigungspflichtigen Körperschaften entgleiten. 
Dafür sind die ökologischen Gefahren zu groß. 

Punkt vier: Auch Forderungen wie die sogenannte 
Lex Aldi, also die Bestimmung, daß der Einzelhandel 
Getränke und andere Waren nicht nur in Einwegbe-
hältern, sondern auch in Mehrwegflaschen anbieten 
muß, müssen in das Gesetz aufgenommen werden — 
ebenso wie zusätzliche ökonomische Anreize, bei-
spielsweise eine Abgabe auf Einwegverpackungen. 

Schließlich brauchen wir eine Produktverantwor-
tung, die diesen Namen auch verdient. Es ist heute 
unbestritten, daß eine ökologische Ressourcenpolitik 
bei der Rohstoffverwendung ansetzen muß. Rohstoff-
verschwendung darf sich nicht mehr lohnen. 

Übrigens haben große Teile der Wirtschaft längst 
begriffen, daß das ökologisch Sinnvolle am Ende auch 
das ökonomisch Vernünftige ist. Die Politik sollte nicht 
ewig hinterherhinken. Deshalb lassen Sie uns mitein- 
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ander ein gutes Gesetz machen. Wir sind dazu 
bereit. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Steffen Kampeter das 
Wort . 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Neben der 
klassischen Auffassung, daß die Begrenzung der Res-
sourcen eine wesentliche Bestimmungsgröße für die 
sogenannten Grenzen des Wachstums ist, hat sich in 
den Vereinten Na tionen die Auffassung durchgesetzt, 
daß in vielen Fällen auch die Aufnahmefähigkeit des 
Ökosystems für Abfälle ein wichtiger Bestimmungs-
grund für Wachstumsgrenzen ist. 

Unser Planet kann die in zunehmendem Maße 
anfallenden Abfälle aller Art nicht mehr aufnehmen. 
Aufgabe einer intelligenten Abfallwirtschaftspolitik, 
wie Bundesumweltminister Töpfer sie heute vorge-
stellt hat, ist es daher, die Grenzen dieses Wachstums 
zu verschieben, indem Rückstände vermieden und 
Sekundärrohstoffe wiederverwertet werden. 

Für die Nachhaltigkeit unseres Wirtschaftens, eine 
zentrale Forderung der Umweltkonferenz in Rio, ist 
eine freiheitliche Abfallwirtschaftspolitk, ist die Kreis-
laufwirtschaft und die neue Produktverantwortung 
unverzichtbar. Vor diesem Hintergrund begrüßen wir 
als CDU/CSU-Bundestagsfraktion die Einbringung 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes hier und heute durch 
die Bundesregierung. 

Allen innenpolitischen Aufgeregtheiten zum Trotz 
halten wir an der Grundkonzeption der Kreislaufwirt-
schaft fest. Dabei werden wir von dem internationalen 
Echo bestärkt, das die Kreislaufwirtschaft im Ausland 
findet. Wenn wir die eher auf innenpolitische Frage-
stellungen gerichtete Sichtweise der Opposi tion ein-
mal verlassen, müssen wir feststellen, welch interna-
tional hohe Aufmerksamkeit und welch interna tional 
hohe Zustimmung die Abfallwirtschaftspolitik der 
Bundesrepublik bekommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich empfehle den Kritikern von der Opposition, 

einmal das nachzulesen, was in dem Umweltprüfbe-
richt der OECD über die Abfallwirtschaft ausgesagt 
worden ist. Es liest sich wie eine posi tive Darstellung 
unserer Regierungspolitik, abgegeben allerdings von 
einer objektiven Seite. Dem habe ich nichts mehr 
hinzuzufügen. Es ist eine gute Lesehilfe für die Oppo-
sition. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Eine abfallwirtschaftspolitische Wirklichkeitsverwei-
gerung, wie sie hier heute teilweise vorgetragen 
worden ist, verkennt den richtung- und zukunftswei-
senden Ansatz dieser Abfallwirtschaftspolitik. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Opposition, liebe Frau Hartenstein, verfahren Sie mit 
Ihren diesbezüglichen ideologischen Scheuklappen 
so, wie es unser Gesetzentwurf vorsieht: Geben Sie sie  

in den Abfall als Hausmüll; eine Wiederverwertung, 
auch in anderen Bereichen der Umweltpolitik, 
erscheint wenig erfolgversprechend. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich will hier auch einmal feststellen, wie in anderen 
Kreisen, z. B. im Club of Rome, derzeit über unsere 
Kreislaufwirtschaft in der Bundesrepublik diskutiert 
wird. So bezeichnete das holländische Mitglied des 
Club of Rome, Walter von Dieren, die Verpackungs-
verordnung als den ersten Versuch, flexible Grenzen 
des Wachstums zu entwickeln. Er spricht von dem 
entscheidendsten Eingriff in einen Markt aus umwelt-
politischen Gründen, der jemals durchgeführt worden 
ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nehmen 
Sie bitte zur Kenntnis: Wir entwickeln mit diesem 
Kreislaufwirtschaftsgesetz und der ihm zugrunde lie-
genden Konzeption einen zukunftsweisenden Ansatz 
der Wirtschafts- und Umweltpolitik, der richtungwei-
send für andere Staaten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sehr verehrte Frau Kollegin Hartenstein, Sie haben 
in Ihrem Redebeitrag sehr auf die Instrumente der 
Kreislaufwirtschaft abgehoben. Über diese Instru-
mente stehen wir im Meinungsstreit, und ich freue 
mich sehr, daß Sie den Dialog über diesen Gesetzent-
wurf angeboten haben. Wir wollen ihn im Umweltaus-
schuß konstruktiv führen, aber auch mit den SPD-
geführten Ländern, die sich ja mehr in Presseerklärun-
gen als in Redebeiträgen in der heutigen Debatte 
äußern. 

Das Ordnungsrecht ist das klassische Instrument im 
abfallwirtschaftlichen Vollzug, das sich gerade bei 
den Vollzugsbeamten außerordentlich hoher Beliebt-
heit erfreut. Ordnungsrecht ist dort gut, wo es um die 
unmittelbare Gefahrenabwehr geht. Ordnungsrecht 
ist schlecht, wo Flexibilität und Eigeninitiative gefragt 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb wollen wir auch in diesem Gesetzentwurf die 
Instrumente des Ordnungsrechts dahin gehend über-
prüfen, wie wir sie einfacher, sprich: handhabbarer für 
den Vollzug, machen können, und wollen dort, wo es 
möglich ist, auf Ordnungsrecht auch einmal verzich-
ten. 

Ordnungsrecht ist ja nicht einfach kostenlos zu 
haben. Wir haben enorme volkswirtschaftliche Nach-
teile und be triebswirtschaftliche Kosten für die Unter-
nehmungen, die für mangelhaft flexible ordnungs-
rechtliche Lösungen anfallen. Deswegen ist ein zen-
trales Anliegen, das wir als CDU/CSU-Fraktion in die 
Beratung dieses Gesetzentwurfs einbringen wollen, 
die Flexibilisierung des Ordnungsrechts. 

Die marktwirtschaftlichen Instrumente — der 
zweite Zentralbegriff, der auch von Ihnen, Frau Har-
tenstein, in die Debatte eingeführt wurde — halten wir 
ebenso wie der Sachverständigenrat für Umweltfra-
gen für die mit Abstand besten Instrumente. Abgaben 
sind auch in der Abfallwirtschaft zukunftsweisend. 
Wir haben eine erste privatwirtschaftliche Abfallab- 
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gabe in Form des Grünen Punktes bereits durch 
Gesetz eingeführt. 

(Lachen bei der SPD) 

Klar ist allerdings auch, daß in der derzeitigen 
Wirtschaftslage aus nicht immer nachvollziehbaren 
Gründen zusätzliche Abgabenlösungen nicht durch-
setzbar sind. So wünschenswert eine Abfallabgabe 
wäre, so wenig mehrheitsfähig ist sie zur Zeit im 
Parlament. Wir als Umweltpolitiker haben dies zur 
Kenntnis zu nehmen. Wir wenden uns daher einem 
Instrument zu, das wir für das zukünftig erfolgverspre-
chendste und zielführendste Instrument der Abfall-
wirtschaftspolitik halten, nämlich den Rücknahme-
verpflichtungen. 

Unser Prototyp in Sachen Rücknahmeverpflichtung 
beherrscht die Schlagzeilen mehr, als allen Beteilig-
ten lieb sein kann. Die Anlaufprobleme bei der 
Verpackungsverordnung nehmen wir außerordent-
lich ernst. Wir halten die Rücknahmeverpflichtungen 
für ein richtungsweisendes Instrument. Es läßt dem 
Konsumenten endlich einmal die Entscheidung dar-
über, welchen Stellenwert er tatsächlich selbst der 
ökologischen Verpackungsoptimierung beimißt. 

Was für eine beeindruckende Mehrheit hat sich für 
den Sammelfluß gegen unnützes Verpacken ausge-
sprochen! Die deutschen Konsumenten handeln der-
zeit sehr viel umweltbewußter, als es sich der Bundes-
rat jemals hat träumen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist der entscheidende Unterschied, Frau Kolle-
gin Hartenstein. Die Konsumenten entscheiden im 
System der Verpackungsverordnung gegen unnütze 
Verpackung. Wir schreiben es ihnen nicht vor, indem 
wir bestimmte Verpackungen verbieten. Wir überlas-
sen ihnen, den Konsumenten — auch all denen, die 
wir hier in diesem Saal Konsumenten sind —, die 
Entscheidung darüber; und sie entscheiden. Sie ent-
scheiden für die Umwelt, sie entscheiden für Verpak-
kungsvermeidung, sie entscheiden für weniger Abfall 
auf unseren Deponien. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Sie bezahlen, 
weil sie nicht anders können!) 

Ich kann Ihre Argumentation überhaupt nicht nach-
vollziehen, daß die Schreckensvision der Abfallwirt-
schaftspolitik die Einführung von mehreren dualen 
Systemen in der Bundesrepublik Deutschland ist. Ich 
verstehe die Verpackungsverordnung als Prototyp 
einer Rücknahmeverpflichtung, an dem wir auch Vor- 
und Nachteile dieses Instrumentes erleben können. 
Alle Probleme, die sich im derzeitigen Vollzug der 
Verpackungsverordnung ergeben, bieten uns Mate-
rial für andere Formen der Rücknahmeverpflichtung. 
Allerdings stelle ich für die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion eindeutig fest, daß wir erst bereit sind, über 
weitere Verordnungen nachzudenken, wenn alle Pro-
bleme des Vollzugs der Verpackungsverordnung 
gelöst sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist teilweise schon ein Trauerspiel, wie wirt-
schaftliche Interessen auf dem Rücken der Umwelt-
politik ausgetragen werden. Das Beispiel in Hamburg, 
das gestern durch die Medien ging, ist dafür eine gute 

Illustration. Da verlautbart morgens ein Abfallwirt-
schaftsunternehmen, daß es nicht mehr für das Duale 
System arbeitet. Daraus macht die interessierte, der 
Umweltpolitik gegenüber eher feindlich eingestellte 
Presse eine große neuerliche Krise des Dualen 
Systems. Im Lichte der heutigen Nachrichtenlage 
stellt sich heraus, daß diese Pressemeldung lediglich 
darauf abzielte, zu einem günstigen Vertragsverhand-
lungsergebnis mit dem Dualen System zu kommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
Zustände müssen allerdings aufhören. Sie haben 
nichts mit der Konzeption der Verpackungsverord-
nung zu tun. Hier wird versucht, wirtschaft liche Inter-
essen auf dem Rücken der Umweltpolitik auszutra-
gen. Dies halte ich für falsch. 

Lassen Sie mich abschließend ein weiteres Voll-
zugsproblem der Verpackungsverordnung nennen, 
das wir einer Lösung zuführen müssen: die zuneh-
mende Konzentration im Abfallwirtschaftsbereich. 
Hier ist festzustellen: Sollte die Verpackungsverord-
nung scheitern, sollte das Duale System seine Tätig-
keit einstellen, wird eine Gruppe in unserem Wirt-
schaftsbereich benachteiligt sein, nämlich die zahlrei-
chen kleinen und mittelgroßen Unternehmen, die 
innerhalb des Dualen Systems arbeiten. Dies wollen 
wir vermeiden. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie Ihre 
Bemerkung „abschließend" so ernst nehmen, wie ich 
sie genommen habe. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Deswegen wollen 
wir zielorientiert am Vollzug der Verpackungsverord-
nung arbeiten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr der Abgeordneten Frau Birgit Homburger 
das Wort. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich finde, heute ist ein erfreuli-
cher Tag für das Parlament, zumindest ein erfreulicher 
Tag für die Umweltpolitiker. Denn mit der Debatte, 
die wir heute führen, wird das Kreislaufwirtschaftsge-
setz endlich in den Deutschen Bundestag eingebracht. 
Ich sage dies, ohne daß ich verkenne, Herr Umwelt-
minister, wie schwierig die Behandlung dieses The-
mas ist. Das werden wir alle noch in den Debatten und 
Diskussionen sehen, die wir dazu im Umweltausschuß 
führen müssen. 

Es hat lange genug gedauert, bis dies soweit war. 
Ich denke, es ist gut, daß die Gegenäußerung der 
Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 
noch rechtzeitig kam, so daß das Gesetz noch heute ins 
Plenum eingebracht werden konnte. Damit ist sicher-
gestellt, daß wir bei der Anhörung nächste Woche 
nicht nur allgemein über das Thema diskutieren, 
sondern wirklich den Gesetzentwurf einbeziehen 
können. Damit ist für eine möglichst zügige Beratung 
im Parlament und hoffentlich auch für einen erfolgrei-
chen Abschluß die Grundlage gelegt. 
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Der Gesetzentwurf sieht vor, die Abfallwirtschaft 
insgesamt auf neue Beine zu stellen — im Gegensatz 
zu dem, was der Bundesrat anfangs beantragt hat; das 
waren nur partikulare Änderungen. Die F.D.P. will im 
Rahmen dieser neuen Abfallwirtschaft nicht mit punk-
tuellen Produktverboten und Eingriffen in den Pro-
duktionsprozeß arbeiten, sondern setzt auf marktwirt-
schaftliche Instrumente. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir haben heute schon einiges darüber gehört. Das 
zentrale marktwirtschaftliche Instrument in diesem 
Gesetzentwurf ist die Rücknahmeverpflichtung, die 
zu mehr Produktverantwortung beim Hersteller füh-
ren wird. 

Allerdings muß ich sagen: Ich bedauere, daß die 
Bundesregierung es mit diesem Gesetzentwurf nicht 
geschafft hat, die Abfallwirtschft noch konsequenter 
an  marktwirtschaftlichen Lenkungsinstrumenten zu 
orientieren. Eine Flankierung der Rücknahmever-
pflichtung durch Instrumente wie z. B. Zertifikate, 
Deponiesteuern oder Abfallabgaben hätte aus meiner 
Sicht gewisse ordnungsrechtliche Konstella tionen 
überflüssig gemacht. 

Ich will im Hinblick auf das, was die Kollegin von 
der SPD vorhin gesagt hat, aber auch deutlich 
machen: Nicht alles, was Abgabe und Steuer heißt, ist 
im marktwirtschaftlichen Sinne ein vernünftiges Len-
kungsinstrument. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Schade, daß sie es nicht mehr hören kann! — 
Gegenrufe von der SPD: Wir richten es ihr 
aus! — Sie kann es im Protokoll nachle- 

sen!) 

Daher ist jetzt die Situa tion gegeben, daß wir wieder 
mit einer Reihe von Verordnungsermächtigungen 
arbeiten werden. Deswegen gilt es, darauf zu achten, 
daß wir den Einfluß des Parlaments auf die Verord-
nungen des Umweltministers stärken. Hier sind ver-
schiedene Konstruk tionen denkbar, die ebenfalls 
intensiv besprochen werden müssen. 

Ich komme auf den zentralen Punkt der Produkt-
verantwortung zurück. Er besteht darin, daß der 
Produzent seine Ware nach Ablauf der Lebensdauer 
des Produkts zurücknehmen muß und Sorge dafür zu 
tragen hat, daß es wiederverwertet oder, wenn das 
nicht möglich ist, möglichst schadlos entsorgt wird. 
Mit dieser Rücknahmeverpflichtung werden ökono-
mische Anreize gesetzt, die bei den Herstellern zu 
einer ökologischen Optimierung der Produktion füh-
ren werden. Denn die Entsorgung des Produkts am 
Ende der Lebensdauer wird nicht länger nur den 
entsorgungspflichtigen Gebietskörperschaften und 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern angelastet, 
sondern es werden die Hersteller in die Pflicht genom-
men. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das wird am Beispiel der Verpackungsverordnung 
deutlich. Einerseits führt es zu Änderungen bei den 
Produkten und andererseits zur Vermeidung von 
Unnötigem. 

Denjenigen in diesem Parlament, die immer noch 
skeptisch sind, ob wir der Industrie eine solche Ver-

antwortung im Rahmen des Verursacherprinzips 
überhaupt zumuten können, möchte ich sagen, daß 
die Industrie weiter ist, als sich mancher hier das 
vorstellen kann. Ich nenne beispielhaft die Entwick-
lung auf dem Elektronikmarkt. Einige größere Fir-
men haben im Hinblick auf die Diskussion über 
Abfallvermeidung und Abfallverwertung, die wir hier 
geführt haben, die Anzahl der verwendeten Kunst-
stoffe z. B. bei Kopierern von bisher zwanzig auf zwei 
bis drei reduziert. Auch bei der Demontage der Geräte 
gibt es erfreuliche Erfolge. Ich muß hier deutlich 
sagen, daß die Rücknahmeverpflichtung zu entspre-
chenden Entwicklungen führen wird, auch bei den 
Betrieben, die in diesem Bereich noch nicht soweit 
sind. 

Das Beispiel Elektronikmarkt zeigt im übrigen 
auch, daß die Koa lition den richtigen Weg beschreitet. 
Eine Vorschrift über die Reduzierung und Art von in 
der Produk tion zu verwendenden Kunststoffen, wie 
sie von der SPD wiederholt gefordert wurde, ist völlig 
unsinnig. Indem wir die Hersteller in die Verantwor-
tung für die Entsorgung ihrer Produkte hineinneh-
men, ergibt sich diese Entwicklung von selbst, wie das 
gerade angeführte Beispiel zeigt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Politik sollte sich wirklich in dem Sinne, wie es 
vorhin schon von der Kollegin von der SPD gesagt 
wurde, auf das Setzen von Rahmenbedingungen 
beschränken. Sie sollte es unterlassen, zu versuchen, 
Vorschriften über die zu verwendenden Produkte 
bzw. Materialien zu erlassen. Ich warne davor, das zu 
tun. Denn wir alle miteinander haben nicht genügend 
Kenntnis davon, was vernünftigerweise gemacht wer-
den sollte. Das muß derjenige entscheiden, der produ-
ziert. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: So 
ist es!)  

Ich komme zu einem weiteren zentralen Problem 
— es wurde schon angesprochen —, zum Abfallbe-
griff. Es wurde gesagt, wir müßten den Abfallbegriff 
der EG übernehmen. Es ist in der Tat richtig: Wir 
brauchen eine klare Begriffsfestsetzung. Ich halte die 
Lösung, die der Bundesumweltminister vorgeschla-
gen hat, nämlich den Oberbegriff Rückstand mit den 
Unterbegriffen Sekundärrohstoff und Abfall, für ganz 
ausgezeichnet. Das wird nämlich vielen Firmen, z. B. 
auch den Reststoffbörsen der IHKs, die Arbeit kräftig 
erleichtern, weil damit klargestellt wird, daß nicht 
jeder Rückstand aus einer Produk tion notwendiger-
weise Abfall ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Was wir im parlamentarischen Prozeß leisten müs-
sen, ist eine saubere Abgrenzung der Begriffe, vor 
allem im Hinblick auf das EG-Abfallrecht. Das hat vor 
allen Dingen für die Firmen, die länderübergreifend 
arbeiten, wichtige Auswirkungen und damit auch 
höchste Priorität. 

Die Berichterstatter der Koalitionsfraktionen—viel-
leicht haben Sie das in der Sommerpause in der Presse 
gelesen — haben in einem Katalog dessen, was wir für 
regelungsbedürftig halten, vorgeschlagen, das EG-
Abfallrecht voll zu übernehmen. Das kann beispiels- 
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weise dadurch erfolgen, daß der Beg riff „waste" dem 
Oberbegriff „Rückstand" zugeordnet wird, der Begriff 
„Sekundärrohstoff" dem Beg riff „waste for recovery" 
und der Begriff „Abfall" dem Beg riff „waste for 
disposal". Damit haben wir eine klare Definition und 
eine klare Übernahme des EG-Abfallbegriffs. Außer-
dem können wir an den Begriffen, die der Umweltmi-
nister vorgeschlagen hat, festhalten, was ich aus 
psychologischen Gründen für absolut notwendig 
halte. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Rangfolge, die wir wollen, habe ich schon 
mehrfach deutlich gemacht: Die Vermeidung hat 
oberste Priorität. Als zweites in der Rangfolge steht die 
Verwertung. Hier werden wir wahrscheinlich in die 
schwierigsten Diskussionen kommen, die wir im 
Umweltausschuß hinter uns bringen müssen, wenn 
wir zu einer Lösung im Sinne der Umwelt kommen 
wollen. 

Wir haben ja — Kollege Kampeter hat es gesagt — 
in  den vergangenen Wochen genügend Erfahrungen 
mit der Diskussion um das Duale System gemacht, 
und das muß ins Kreislaufwirtschaftsgesetz einfließen. 
Dazu gehört auch, daß wir der stofflichen Verwertung 
dort  Vorrang einräumen wollen, wo es ökologisch 
sinnvoll ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ein rigoroser und für alle Produkte geltender Vor-
rang der stofflichen Verwertung vor der energeti-
schen Verwertung und Entsorgung ist damit jeden-
falls nicht zu vereinbaren. Hier ist wirk lich wichtig, 
daß wir saubere Abgrenzungen finden. 

Es wäre eigentlich noch viel zu diesem Gesetzent-
wurf zu sagen, vor allen Dingen aber auch zu den 
anderen Anträgen, die wir heute auf der Tagesord-
nung haben. Ich will nur exemplarisch noch einen 
Punkt des SPD-Antrags zur Novellierung der Verpak-
kungsverordnung herausgreifen. Die SPD fordert 
nämlich ein Verbot von Einwegverpackungen dort, 
wo es eingeführte oder mögliche Mehrwegsysteme 
gibt. Daß dies aus unserer Sicht nicht sachdienlich ist, 
habe ich bereits ausgeführt. 

Spätestens seit Dienstag dieser Woche, seit der 
Vorstellung der Daten zu Ökobilanzen, mußte es 
eigentlich jedem klar sein, daß ein genereller Vorrang 
von Mehrweg vor Einweg ökologisch nicht sinnvoll 
ist. Das ist ein ganz klares Ergebnis. Wir können 
insofern, wenn wir im Sinne der Umwelt sauber 
arbeiten wollen, eben nicht ideologische Vorstellun-
gen über jegliche wissenschaftliche Erkenntnisse set-
zen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das heißt, daß die Arbeit der Forschungsinstitute 
nicht umsonst war, sondern daß sie in der Tat wichtige 
Erkenntnisse für uns alle bringt, und die Ergebnisse 
machen jetzt schon deutlich, daß eben diese stereotyp 
vorgetragene Forderung der SPD, Mehrwegsysteme 
grundsätzlich den Einwegverpackungen vorzuzie-
hen, so nicht haltbar ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr die Abgeordnete Frau Dr. Dagmar 
Enkelmann. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Kampeter, ich würde nicht von einer Umweltfeind-
lichkeit der Presse sprechen. Ich glaube, es ist besser, 
davon zu sprechen, daß die Presse einen Teil der 
kritischen Öffentlichkeit gegenüber bundesdeutscher 
Umweltpolitik darstellt, und das Ist gut so. 

Frau Kollegin Hartenstein ist leider nicht mehr da. 
Sie hat vorhin schon einmal den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zitiert, und weil es so schön klingt, 
will  ich es auch noch einmal machen. Es heißt nämlich 
darin: 

Die Abfallwirtschaft ist zu einem zentralen Hand-
lungsfeld der Umweltpolitik geworden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich meine, das ist völlig falsch. Es müßte heißen: Die 
Abfallwirtschaft ist die Offenbarung des Fiaskos bun-
desdeutscher Umweltpolitik. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Aber bleiben wir ruhig bei Ihrer Formulierung, 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sie müßten 
öfter in den Umweltausschuß kommen!) 

selbst sie spricht für eine Prioritätensetzung, die nicht 
mehr zeitgemäß ist. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Sie 
haben wohl alte SED-Regeln abgeschrie-

ben!) 

Sie wollen die Abfälle bewirtschaften — wann 
endlich fangen Sie an, Abfälle zu vermeiden? — Ich 
kann übrigens meine Reden selber schreiben. Das 
wäre übrigens, Herr Kollege Kampeter, wirklich 
zukunftsweisend. 

Wir meinen, daß das gesamte System vom Kopf auf 
die Füße gestellt werden muß, und in diese Richtung 
zielte z. B. auch der Entschließungsantrag der 
Gruppe PDS/Linke Liste. Ich will zur Erinnerung noch 
einmal die wesentlichen Punkte dieses Antrags nen-
nen. Im übrigen ist es ein Antrag vom Oktober 1992; 
daran sei erinnert. 

Erstens. Sollte die Bestandsaufnahme zum Stichtag 
1. Januar 1993 zeigen, daß die vereinbarten Verwer-
tungsquoten nicht nachgewiesen werden, sollte die 
Verpackungsverordnung sofort in Kraft treten. 

Zweitens sollten das DSD abgewickelt werden und 
die Finanzmittel und die aufgelaufenen Verpak-
kungsabfälle in einen öffentlichen Zweckverband 
eingebracht werden. 

Drittens. Träger des Zweckverbandes sollten die 
entsorgungspflichtigen Gebietskörperschaften wer-
den. 

Dieser Antrag ist mehrheitlich im Ausschuß abge-
lehnt worden; dafür werden die Kommunen jetzt mit 
dem DSD im Stich gelassen. Als Allheilmittel wird seit 
Monaten — man kann eigentlich sagen, seit Jahren — 
das neue Kreislaufwirtschaftsgesetz angekündigt. 
Kommen wir also zu diesem Gesetz. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlpe riode — 176. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. September 1993 	15217 

Dr. Dagmar Enkelmann 
Es verspricht Rahmenbedingungen, die eine 

Lösung der Probleme gewährleisten sollen — wieder 
ein Versprechen von der Bundesregierung, das nicht 
eingehalten wurde. Wo liegen meines Erachtens die 
Knackpunkte? 

Der erste ist auch schon u. a. von Frau Kollegin 
Homburger genannt worden. Es gibt keine klare 
Definition der Begriffe, die im Gesetz gebraucht 
werden. Die Begriffe Rückstand, Sekundärrohstoff, 
Abfall 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Frau Homburger hat sie gerade definiert!) 

tauchen als unklare Rechtsbestimmungen auf. — Das 
habe ich gerade gesagt. — Das heißt, es fehlen hier die 
Definitionen. Die Konsequenz wären natürlich prakti-
sche Probleme beim Gesetzesvollzug. Möglicher-
weise ist das sogar politisch gewollt. 

Es ist notwendig, klar und deutlich zu definieren, 
was Vermeidung ist. Dieser Beg riff ist im Gesetzent-
wurf eindeutig überfrachtet. Meines Erachtens sollte 
der Begriff Vermeidung, wie er in diesen Entwurf 
hineingehört, durchaus auch ein Verbot der Herstel-
lung bestimmter Produkte beinhalten. Ich weiß, daß 
Sie eindeutig dagegen sind. Es sollte eine deutliche 
Trennung der Begriffe Vermeidung und Verwertung 
vorgenommen werden. 

Zweitens. Es erfolgt eine unzulässige Reduk tion 
der Verwertung auf umweltschädliche Müllverbren-
nung. 

Drittens läßt der Entwurf einer subjektiven Inter-
pretation der Rückstandsproduzenten breiten Spiel-
raum, z. B. inwieweit und welche Stoffe verbrannt 
werden, welche Kriterien an die Gesamtenergiebilanz 
der Müllverbrennungsanlagen angelegt werden 
usw. 

Ein Beispiel noch aus der Trickkiste der Bundesre-
gierung, wie sie in diesem Gesetz wieder einmal 
deutlich wird: Es wird z. B. als neuer Beg riff für die 
Entsorgungsanlage jetzt der Beg riff Verwertungsan-
lage verwandt. Das ist Schlichtweg Verdummung der 
Massen. Die Frage ist, ob damit die Hemmschwe lle 
z. B. für Proteste oder Widerstand der Betroffenen 
erhöht werden soll. Ich sage Ihnen, das Gegenteil wird 
passieren, die Betroffenen werden noch genauer hin-
sehen, wenn entsprechende Projekte geplant wer-
den. 

Unser Vorschlag ist: Das bisherige Abfallgesetz 
sollte konsequent an  die EG-Richtlinien angepaßt 
werden, einschließlich auch der Defini tion der Son-
derabfälle, als eine Übergangsregelung, bevor eine 
vernünftige Gesetzgebung auf den Tisch gelegt wird. 
Ich meine, daß man  diesen Gesetzentwurf dann auch 
fallenlassen könnte. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Werner Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Begriffsscholastik und Augenwischerei — so lautet 
das vernichtende Urteil des Umweltbundesamtes zum 
Kreislaufwirtschaftsgesetz bei der Anhörung im Mai, 
und der Bundesrat hielt in seiner Stellungnahme fest, 
daß der Gesetzentwurf in der vorliegenden Form 
erheblicher Änderungen bedürfe. Da ist nicht viel 
hinzuzufügen. 

Die Abfallpolitik der Bundesregierung steht vor 
einem Debakel. In den alten Bundesländern wurde 
das Sero-System bewußt zerschlagen. Statt dessen 
gaukeln uns nun grüne Punkte Aktivitäten zur Müll-
verwertung vor. Das Gerangel um das Duale System 
Deutschland nimmt trotz aller gegenteiligen Versi-
cherungen der Bundesregierung kein Ende. Am 
1. Oktober werden die gelben Säcke in Hamburg 
wieder von der kommunalen Müllabfuhr abgeholt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, würden Sie eine Zwischenfrage der 
Abgeordneten Homburger beantworten? 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, selbstverständlich. 

(Zuruf von der F.D.P.) 
— Keine abfälligen Bemerkungen, Herr Kollege! 

(Vorsitz: Vizepräsident Helmuth Becker) 

Birgit Homburger (F.D.P.): Herr Kollege, würden Sie 
vielleicht die Liebenswürdigkeit haben, dem Plenum 
zu sagen, was der Vertreter des Umweltbundesamtes 
in der ersten Anhörung zur Abfallwirtschaft und zu 
diesem Gesetzentwurf damals gesagt hat, welche 
Stellungnahme er abgegeben hat? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann er nicht, 
da war er nicht da!)  

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Man muß ja nicht unbedingt anwesend sein, 
um diese Information entgegenzunehmen. Wir müs-
sen die Arbeit bei uns etwas aufteilen. 

Die Information, die ich habe, ist, daß es in diesem 
Gesetz wirklich zu einem Begriffswirrwarr kommt. 
Das ist mehrfach angeprangert worden, daß hier die 
Begriffe beliebig verwendet werden, um eine 
bestimmte Strategie zu stützen, die eben nicht ein 
Recycling, nicht eine Kreislaufwirtschaft im eigentli-
chen Sinne zum Inhalt hat, sondern im Grunde auf 
eine sehr merkwürdige Art von Verwertung zielt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Gestatten Sie noch 
eine weitere Zusatzfrage, Herr Kollege Schulz? 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bitte schön. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Herr Kollege, wollen Sie 
zur Kenntnis nehmen, daß in der Tat das, was Sie 
gerade ausgeführt haben, Begriffswirrwarr und 
Schwierigkeiten bei der eindeutigen Defini tion, eine 
Rolle gespielt hat, daß ich gerade vorhin in meiner 
Rede — ebenso wie der Kollege Kampeter, aber auch 
der Bundesumweltminister heute — versucht habe, 
diesen Begriffswirrwarr auf Grund dieser Anhörung 
auszuräumen, und daß darüber hinaus der Vertreter 
des Umweltbundesamtes in der Anhörung diesen 
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Gesetzentwurf nicht etwa in Bausch und Bogen ver-
dammt hat, sondern eigentlich grundsätzlich positiv 
dazu steht? 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe Ihnen ja gesagt, wie die Grundein-
schätzung ausgefallen ist: Augenwischerei und 
Begriffsscholastik. Sie haben ausgeführt, daß Sie es 
für günstig halten, künftig von Rückständen, Sekun-
därrohstoffen und Abfällen zu sprechen. Das alles ist 
mir sehr vertraut. Ich habe einmal in einem Institut für 
Sekundärrohstoffwirtschaft gearbeitet. Ein hochtra-
bender Begriff! Das, was dort herausgekommen ist, ist 
das glatte Gegenteil von dem gewesen, was da 
annonciert worden ist. Ich komme in meinem Text 
noch darauf zu sprechen. 

Ich kenne diesen verbreiteten Zweckoptimismus, 
der im Grunde genommen mit dem eigentlichen Ziel, 
einer Vermeidung am Entstehungsort, sehr wenig zu 
tun hat. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Das war keine 
Antwort!) 

Abfallvermeidung, dieses Wort führt diese Regie-
rung gerne und oft im Mund. Leider besteht diese 
Abfallvermeidung aus nichts anderem als dem Frisie-
ren öffentlicher Statistiken und aus Begriffswirrwarr; 
ich habe das schon gesagt. In diesem Entwurf wird 
sogar die Müllverbrennung zur Abfallvermeidungs-
technologie gemacht. Energetische Verwertung heißt 
der fragwürdige „ ring of fire". 

Im April 1991 hat der Bundesumweltminister im 
Umweltausschuß sein abfallpolitisches Gesamtkon-
zept vorgestellt. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Da waren Sie 
auch nicht da!) 

— Ich bin im Gegensatz zu Ihnen offenbar trotzdem 
gut informiert. Das Herumsitzen macht offenbar nicht 
klüger. — Von den 14 angekündigten Vorhaben sind 
bislang gerade mal drei verwirklicht worden: die 
unsägliche Verpackungsverordnung, die Klär-
schlammverordnung und — mit erheblicher Verspä-
tung — die TA Siedlungsabfall. Die für 1991 angekün-
digte Studie über Ökobilanzen bei Getränkeverpak-
kungen wurde vorgestern der Öffentlichkeit präsen-
tiert. Rund 1 Million DM wurde dafür ausgegeben. 
Dreieinhalb Jahre hat es gedauert. Was ist herausge-
kommen? Die dürftige Erkenntnis, daß gegenwärtig 
keine eindeutigen Aussagen möglich seien. 

Die Abfallpolitik dieser Regierung ist eine spezielle 
Art Sondermüll. Wo ist die Elektronikschrottverord-
nung? Wo bleibt die Verordnung über Altpapier? Was 
macht die Altautoverordnung oder die TA Shredder-
abfälle? 

Das Glanzstück der Ankündigungswelle, das Ab-
fallabgabengesetz, ist vom Wirtschaftsminister end-
gültig gekippt worden. Was übrigbleibt, ist das hilf-
lose Eingeständnis eines durchaus bemühten Mini-
sters, er halte trotz aller Widerstände an der Abfallab-
gabe fest. 

Aber in Windeseile kann diese Regierung handeln, 
wenn es um die Einschränkung öffentlicher Rechte 
geht. Bei Verfahrensbeschleunigungen ist man ganz  

fix. Mit dem Investitionserleichterungs- und Wohn-
baulandgesetz wurde uns gezeigt, was alle umwelt-
politischen Lippenbekenntnisse letztlich wert sind: 
nichts, aber auch gar nichts. 

Meine Damen und Herren, zurück zum Abfallge-
setz. Blumige Begriffe und Wortschöpfungen können 
über die Substanzlosigkeit der Vorlage nicht hinweg-
täuschen. Vom Vorrang der Abfallvermeidung schon 
bei der Produktion kein Wort. Statt dessen ist die Rede 
von Kreislaufwirtschaft. 

Diese Worte erinnern mich an die DDR. Auf der 
10. Tagung des ZK der SED charakterisierte man „die 
Schaffung in sich geschlossener Stoffkreisläufe, in 
denen alle anfallenden Abprodukte weitgehend wie-
der verwertet werden", als eine Schlüsseltechnologie. 
Auf dem X. Parteitag der SED wurde die Forderung 
erhoben, sich auf die „effektivste Nutzung und 
höchstmögliche Veredelung der zur Verfügung ste-
henden Rohstoffe sowie die maximale Wiederverwen-
dung von Sekundärrohstoffen und Abprodukten" zu 
konzentrieren. Von der Sero-Wirtschaft der DDR, die 
trotz aller Mängel Vorbild für die Bundesrepublik 
hätte sein können, bleibt nur noch der Begriff „Sekun-
därrohstoff" übrig. Die Kreislaufwirtschaft, die der 
Bundesregierung vorschwebt, ist ein Täuschungsma-
növer. Müll mit der Bezeichnung „Sekundärrohstoff" 
soll unkontrolliert in Feuerungen, Zementwerken, im 
Straßenbau oder in Bergwerken verschwinden. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Verwertet wer-
den!) 

Was hier stattfindet, ist keine Kreislaufwirtschaft, 
sondern eher eine versteckte Abfalldeponierung. 

Meine Damen und Herren, nach unserer Auffas-
sung ist die Vorlage der Bundesregierung nicht geeig-
net, das Abfallproblem wirksam zu lösen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Ihre auch 
nicht!) 

Das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat einen Antrag für 
eine vermeidungsorientierte Abfallwirtschaft vorge-
legt. In unserem Antrag findet sich eine klare Hierar-
chie, nämlich Vermeidung vor Verwertung, Verwer-
tung vor Behandlung und Behandlung vor Ablage-
rung. Die Abfallwirtschaft muß endlich vom Kopf auf 
die Füße gestellt werden. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Wie 
denn?) 

Statt von Abfallvermeidung zu reden, aber Mullver-
brennung zu meinen, brauchen wir konsequente 
Vermeidungsmaßnahmen bereits bei der Produktion. 
Die können Sie konkret unserem Antrag entneh-
men. 

Das Ansetzen an  der Quelle statt am Ende der 
Materialströme verringert nicht nur die Abfallmen-
gen, sondern auch den untragbaren Energie- und 
Rohstoffverbrauch unserer Volkswirtschaft. 

Wenn unsere Worte Sie schon nicht überzeugen und 
nicht fruchten, dann hören Sie wenigstens auf den 
früheren Innenminister Zimmermann. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Ein guter 
Mann!)  
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Der hat immerhin einen Merksatz geprägt: „Der beste 
Müll ist der, der erst gar nicht entsteht. " Sie sollten 
sich diesen Satz eingerahmt künftig auf den Kabi-
nettstisch stellen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, der nächste Redner ist unser Kollege Dr. Ger-
hard Friedrich. 

Dr. Gerhard Friedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! An sich wollte ich als 
letzter reden. Unser Parlamentarischer Geschäftsfüh-
rer weiß das. Ich hätte nach der wirklich tollen 
Haushaltsrede von Frau Caspers-Merk gern noch die 
zweite Rede abgewartet und Ihnen einmal im Detail 
gezeigt, was da alles falsch ist. Ich mache es aber ein 
bißchen anders. 

Die Pressestelle der CSU hat eine Rede herausge-
geben, auf der steht: „Es gilt das gesprochene Wort." 

 Der Text ist trotzdem richtig. 

Ich will aber etwas anderes machen, nämlich versu-
chen, an Hand einiger Anmerkungen meiner Vorred-
ner die parteipolitischen Fronten aufzulockern, weil 
wir ja den Eindruck erwecken, als verliefen die 
Fronten sozusagen haarscharf zwischen SPD und 
Koalition. Das ist so nicht richtig. 

Frau Caspers-Merk, mir ist folgendes aufgefallen. 
Ich glaube, es war der Umweltminister — es könnte 
auch jemand anderes gewesen sein —, von dem der 
Herr Leinen und der Herr Matthiesen gelobt worden 
sind. Ich habe vermißt, daß Sie Beifall geklatscht 
haben. 

(Beifall des Abg. Dr. Peter Glotz [SPD]) 

Soll ich Ihnen denn im Detail aufzeigen, daß diese uns 
sehr nahestehen? 

Umjetzt wirklich parteipolitische Fronten aufzulok-
kern, sage ich Ihnen dazu -- und da bin ich eigentlich 
ein bisserl traurig —: Nicht in der Innenpolitik, aber 
speziell in der Abfallpolitik stehe ich leider dem Herrn 
Leinen manchmal näher als meinem bayerischen 
Umweltminister. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Gerhardt Rudolf Baum 

[F.D.P.]) 

— Ja, doch. — Es ist den Leuten vielleicht nicht 
aufgefallen: Sie haben schlicht vergessen, wenn man 
SPD-Minister lobt, Beifall zu klatschen. 

(Freimut Duve [SPD]: Mein Beifall gehört 
mir! — Heiterkeit bei der SPD) 

Was zur stofflichen Verwertung bei der Kollegin 
Hartenstein gelaufen ist, das ist auch ein tolles Stück, 
meine Damen und Herren. Die Geschichte beginnt 
damit, daß die SPD-Länder im Bundesrat bei der 
Beratung der Verpackungsverordnung die stoffliche 
Verwertung durch einen Änderungsantrag etwas 
stärker betont haben. „Vorrangig stofflich verwerten" 
wollte Töpfer. „Vorrangig" haben die SPD-Bundes-
länder gestrichen. Verwertung ist ganz wichtig, also: 
nicht einschränken durch „vorrangig". 

Jetzt sind Sie plötzlich auf die Idee gekommen, daß 
Verwertung problematisch ist, daß es Down-Recy-
cling gibt. — Soll ich Ihnen Ihre Presseerklärungen 
vorlesen? Sie problematisieren doch j etzt Verwertung, 
die Öko-Gruppen problematisieren Verwertung. Wir 
sind ihnen dafür dankbar. Gemeinsam mit dem Bun-
desumweltminister greifen wir diese K ri tik auf. 

Ich sage Ihnen, wir formulieren in dem Punkt § 4 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes neu. Der Minister kün-
digt an, daß er in der Sache die Kritik der Öko-
Verbände und der SPD aufgreift. Die Frau Hartenstein 
distanziert sich davon und sagt, man dürfe doch die 
stoffliche Verwertung nicht aufweichen. Sollen wir Sie 
denn mit solchen Dingen ernstnehmen? 

(Freimut Duve [SPD]: Sie sollen regieren! — 
Heiterkeit bei der SPD) 

Jetzt gebe ich mal ein anderes Beispiel, meine 
Damen und Herren. Es gibt noch mehrere solcher 
Dinge. Hier wird zur Zeit immer die Verpackungsver-
ordnung kritisiert. Weil sich die Debatte verschoben 
hat, hatte ich Zeit, mir in Ruhe auf einem Zettel einige 
Zitate aufzuschreiben. Das wäre nicht möglich gewe-
sen, wenn wir heute rechtzeitig um 15 Uhr geredet 
hätten. 

Ich bin der Frage nachgegangen: Ist DSD als Alter-
native zur Rücknahme im Geschäft aus der Sicht der 
SPD etwas Sinnvolles oder nicht? Müller (SPD) sagte 
im Hessischen Rundfunk am 4. August 1993: Fraktion 
hat beschlossen, DSD in der heutigen Form aufzulö-
sen. Frau Hartenstein sagte am 7. Juli 1993 in einer 
Presseerklärung: Ziehen Sie die Lizenzen zurück. — 
Da  hat die sehr liebenswürdige Kollegin Hartenstein 
den Eindruck erweckt, daß der Herr Töpfer die 
Genehmigung für DSD zurücknehmen muß. 

(Zuruf des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Tatsächlich müssen die Landesminister die Genehmi-
gungen zurücknehmen. 

(Freimut Duve [SPD]: Mensch, das haben Sie 
ja toll herausgefunden!) 

Dann habe ich einmal in einer hervorragenden 
Zeitung, Nr. 10, Ausgabe Oktober 1993, nachgelesen, 
was denn die zuständigen SPD-Landesminister zu 
dem Thema sagen. Der Jo Leinen sagt, der Widerruf 
der Freistellung würde die Probleme verschärfen. 
Reden Sie doch einmal mit dem Jo Leinen. Der hat 
doch recht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Der Herr Matthiesen sagt: Wir haben verschiedene 
Probleme bei DSD. Zu einer Lösung trägt die Diskus-
sion über die Zurückziehung der Befreiung von der 
Rücknahmepflicht in einigen Ländern nicht bei.  — 
Der  Herr Matthiesen ist nicht Ihrer Auffassung, er ist 
unserer Auffassung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Darm gibt es noch ein paar, die schwirren zwischen 
den Fronten und vernebeln. Der Herr Fischer hat in 
„Sieg Tech", Nr. 10, 1993 — das ist alles nachzule-
sen —, viel geschrieben, aber nicht gesagt, ob man 
jetzt zurücknehmen soll oder nicht. Denn dann müßte 
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er ja seine Aussage auch vollziehen, aber festlegen 
möchte er sich lieber nicht. Auch die Frau Griefahn hat 
nur durch den Text geeiert, aber nicht in der Sache 
gesagt, ob sie Ihre Auffassung teilt. Meine Damen und 
Herren, Sie haben doch wirklich keine geschlossene 
Front. Sie erwecken hier nur den Eindruck, als wäre 
sie geschlossen. Ich könnte das gleiche zu dem Pro-
blem aufzeigen, ob die Rücknahme im Geschäft 
sinnvoll ist. 

(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Das wi ll 
 doch keiner!) 

— Da gab es Presseerklärungen — ich sage Ihnen 
nachher die Fundstelle — Ihres früheren umweltpoli-
tischen Sprechers, des Landrats aus Nordrhein-West-
falen — er ist selten hier —, Herrn Lennartz. Der Kolle-
ge Lennarzt hat noch im Jahr 1992 und auch schon 
1991 gesagt: Die Verpackungsverordnung, die Rück-
nahme im Geschäft, ist etwas Gutes; schlimm ist nur 
der Umweg über die haushaltsnahe Sammlung, über 
das DSD. 

Meine Damen und Herren, Sie sind sich doch nicht 
einig. Ich gebe zu, daß auch ich mit meinem eigenen 
bayerischen Umweltminister nicht immer einig bin. 
Seien wir doch etwas ehrlicher in diesem Hause! 
Speziell in der Abfallpolitik ist das, was Herr Gauwei-
ler sagt, immer populär, aber nicht immer richtig, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Ich will hier einmal die Fronten auflockern. Sie sind 
sich absolut uneinig. Auch bei uns gibt es gewisse 
Differenzen. Das sollten wir hier nicht vernebeln, 
sondern offen zugeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Noch ein Beispiel; dann, so fürchte ich, ist meine 
Redezeit zu Ende. Die wirklich sehr liebenswürdige 
Kollegin Hartenstein hat hier gesagt, die Privatisie-
rung der Abfallentsorgung sei etwas ganz Übles. 
Wenn ich nach Bayern  zu einem von mir wirklich sehr 
geschätzten Beamten, dem Professor Vogel, gehe, 
dann sagt er mir: Was ihr an Privatisierung macht, ist 
vor allem im Sondermüllbereich höchst bedenklich. 

(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Sehr 
richtig!) 

Dann schaue ich mir an, was die SPD-Länder machen. 
Ich habe mich erkundigt, wie man  das woanders 
macht. Dann hat man  mir gesagt: In Hessen ist viel 
privatisiert worden, und der Matthiesen in Nordrhein-
Westfalen hat viel privatisiert, viel mehr als die 
Bayern. Jetzt tun Sie doch nicht so, als ob der 
Matthiesen lauter Blödsinn machen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das Schlimmste ist — dann höre ich wirklich auf —, 
daß Herr Matthiesen ausgerechnet die harmlosen 
Abfälle kommunal, damit quasi staatlich, entsorgen 
läßt, daß er aber gerade die problematischen Abfälle, 
die Sonderabfälle, privat entsorgen läßt. Räumt also  

einmal in euren eigenen Reihen auf, dann nehmen wir 
euch ernst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich erteile jetzt das Wort zu 
einer nicht einfachen Rede unserer Frau Kollegin 
Marion Caspers-Merk. 

Marion Caspers-Merk (SPD): Herr Dr. Friedrich, 
auch ich habe eine Rede vorbereitet, werde sie aber 
nicht halten, sondern ich werde Ihnen antworten. Das 
ist etwas ganz Neues im Parlament, daß man sich 
zuhört und spontan aufeinander eingeht. 

Herr Kollege Friedrich, Sie sind ein netter 
Mensch, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Dieter  Wiefelspütz [SPD]: Das reicht nicht!) 

aber Sie haben hier nicht erwähnt, daß Sie natürlich in 
dieser Frage Partei sind. Sie sind nämlich Kuratori-
umsmitglied beim DSD und haben in dieser Eigen-
schaft natürlich das, was hier nicht läuft, auch ein 
gutes Stück weit mit zu verantworten. Es genügt eben 
nicht, sich in ein Kurato rium nur hineinwählen zu 
lassen, sondern man muß dann seine Aufgaben auch 
erfüllen. Es genügt eben nicht, daß ein Kurato rium, so 
wie beim DSD, nur dekorativen Zwecken dient. Das ist 
eigentlich das Hauptproblem bei diesem Kurato-
rium. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dieter 
Wiefelspütz [SPD]: Wann haben Sie Ihre 
Verantwortung wahrgenommen, Sie Kurato-

riumsmitglied?) 
Wir haben bei diesem Monopolisten DSD folgendes 

Problem: Wir sind nicht gegen das DSD, sondern wir 
sind gegen die Rechtsgrundlage, die Verpackungs-
verordnung. Das ist nämlich das eigentliche Problem. 
Die Verpackungverordnung hat denselben Struktur-
fehler wie das Kreislaufwirtschaftsgesetz. Beide sind 
nämlich schlampig gemacht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Ich habe den Eindruck, daß Sie, Herr Dr. F riedrich, 

jetzt mit Ihrer sehr unterhaltenden Rede Nebelkerzen 
geworfen haben, denn kein einziger Ihrer Redner ist 
auf unsere Vorschläge zum Thema Verpackungver-
ordnung und Novellierung dieser Verordnung einge-
gangen. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Ich!) 
— Ich habe von Kollegen gesprochen, Frau Hombur-
ger. Das war wohl korrekt, denn Frau Homburger hat 
als einzige zu diesem auch angekündigten Antrag 
hier geredet. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin Cas-
pers-Merk, Herr Töpfer möchte eine Zwischenfrage 
stellen. 

Marion Caspers-Merk (SPD): Herr Töpfer, Ihre 
Zwischenfrage lasse ich zu. Ich möchte Ihnen 
zunächst aber noch folgendes zum Thema Verpak-
kungverordnung sagen. Ich finde es unerhört, daß wir 
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seit Juni den Änderungsantrag auf dem Tisch haben. 
Unsere Kritik kennen Sie seit zwei Jahren. Jetzt ist es 
uns gelungen, daß morgen im Bundesrat eine gemein-
same Initiative der Länder eingebracht wird. Das 
Bundesland Hamburg hat eine Initiative ergriffen, 
und sie ist mit uns abgestimmt. Sie werden sehen, daß 
die Änderungsanträge für die Verpackungverord-
nung im Kern  die gleichen sind, wie sie hier in diesem 
Antrag dem Haus vorliegen. Darauf sind Sie mit 
keinem Ton eingegangen. 

Das Folgende können Sie, Herr Bundesumweltmi-
nister, gleich noch mitbeantworten. 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Er will  doch 
fragen!) 

— Ich weiß, daß Sie Ihre Antworten immer in Fragen 
verpacken. Das ist doch bekannt und passiert in 
diesem Hause ständig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt tragen Sie ja 
doch Ihre Rede vor!) 

Ich möchte Ihnen folgendes vorlesen. Sie haben in 
Punkt 9 Ihrer Presseerklärung am 3. September fol-
gendes gesagt: 

Es erfolgt eine vorbehaltlose Überprüfung der 
Verpackungverordnung durch Bund und Länder 
vor dem Hintergrund der zwischenzeitlichen 
Erfahrungen, vornehmlich unter Berücksichti-
gung ökologischer Ansprüche bei der Realisie-
rung des Dualen Systems. 

Die einzigen, die bislang etwas vorgelegt haben, 
sind in der Tat die SPD-Bundestagsfraktion und die 
Länder. Sie sind uns die Antwort zur Novellierung der 
Verpackungverordnung — das ist die Strukturkrise 
des DSD — bislang schuldig geblieben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin Cas-
pers-Merk, gestatten Sie jetzt eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Dr. Klaus Töpfer? 

Marion Caspers-Merk (SPD): Gerne. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte. 

Dr. Klaus Töpfer (CDU/CSU): Frau Kollegin, da Sie 
gerade unseren Kollegen Fried rich auf seine Mitglied-
schaft im Beirat des DSD angesprochen haben und 
damit vielleicht unterschwellig etwas mit einbringen 
wollten, 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Oberschwellig!) 
frage ich Sie: Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß der Vorsitzende dieses Gremiums Ernst Ul rich von 
Weizsäcker ist? Sind Sie nicht der Meinung, daß es 
sehr gut ist, wenn man versucht, in ein solches neues 
Instrument, das weltweit keinen Vergleich hat, alles 
mit einzubringen, was an Sachverstand da ist, so daß 
man dann hinterher wirklich die damit verbundenen 
Wirkungen einer Kreislaufwirtschaft durchsetzen 
kann? 

Marion Caspers-Merk (SPD): Herr Kollege Töpfer, 
unser sehr geschätzter Kollege E rnst Ulrich von Weiz-
säcker ist in der Tat Vorsitzender des Kuratoriums des 
DSD. Das ist zutreffend. Aber er hat ausdrücklich  

beklagt, daß dieses Kuratorium nur dekorative 
Zwecke hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist doch der 
Vorsitzende! Er ist dafür verantwortlich!) 

Er kann nämlich überhaupt nicht eingreifen. Er hat im 
übrigen in einem Schreiben seine Kritikpunkte dazu 
dargelegt und hat auch Änderungsvorschläge zur 
Struktur des DSD vorgelegt, die dann der Kollege 
Friedrich in einem Schreiben kritisiert hat. Es gibt also 
ein Bündel von Änderungsvorschlägen aus dem Kura-
torium des DSD, die von E rnst Ulrich von Weizsäcker 
vorgetragen wurden und die nicht aufgenommen 
wurden. Das ist das Problem. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Ger

-

hart  Rudolf Baum [F.D.P.]: Soll er zurücktre-
ten?) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin Cas-
pers-Merk, gestatten Sie eine Frage des Kollegen 
Friedrich? 

Marion Caspers-Merk (SPD): Ja. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr, Kollege 
Friedrich. 

Dr. Gerhard Friedrich (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Caspers-Merk, sind Sie bereit, nachher mit mir in 
mein Büro zu gehen, 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 
sich die Akten des Kurato riums anzuschauen, um sich 
davon zu überzeugen, daß ich Professor von Weizsäk-
ker kritisiere, weil er gerade keine Anträge im Kura-
torium stellt? Ich habe ihn kritisiert, weil er in der 
Presse jammert, wie schlimm das alles ist, und noch 
keinen einzigen konkreten Änderungsantrag im 
Kuratorium gestellt hat. Sind sie bereit, das nachher in 
meinem Büro nachzulesen? 

Marion Caspers-Merk (SPD): Herr Kollege F ried-
rich, ich nehme natürlich Ihr Angebot, mit Ihnen ins 
Büro zu gehen, nicht an, aber ich bin gern bereit, zu 
überprüfen, was Sie uns hier sagen. Ich kann Ihnen 
umgekehrt die Änderungsvorschläge zum DSD 
schriftlich nachweisen. Ich kenne Ihre Auslassungen 
zu diesem Thema. Ich finde es in Ordnung, wenn Sie 
den Inhalt der Vorschläge kritisieren. Das ist gut. Aber 
Sie sollten nicht verschweigen, daß es diese Vor-
schläge gibt; sie liegen auf dem Tisch. 

Im übrigen bin ich froh, daß Abfallwirtschaft und 
auch Verordnungen immer noch von der Regierung 
und vom Parlament gemacht werden. Deswegen wäre 
es wichtig gewesen, wenn Sie heute in diesem Hause 
Ihre Änderungsvorschläge zur Verpackungsverord-
nung vorgelegt hätten. Das haben Sie nicht getan. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin Cas-
pers-Merk, gestatten Sie noch eine Frage des Kolle-
gen Michael Müller? 

Marion Caspers-Merk (SPD): Ja. 
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Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Herr Kollege 
Müller. 

Michael Müller (Düsseldorf) (SPD): Frau Kollegin 
Caspers-Merk, stimmen Sie mir zu, daß wir hier nicht 
auf Nebenkriegsschauplätzen kämpfen sollten, uns 
also nicht mit einem Kurato rium oder mit Ernst Ulrich 
von Weizsäcker beschäftigen, sondern über die poli-
tische Verantwortung reden sollten, nämlich über 
eine völlig verfehlte Verpackungsverordnung? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
damit angefangen!) 

— Es ist völlig richtig. Ich frage sie ja. Was regen Sie 
sich denn so auf? 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Sie führen die 
Kollegin zum Thema zurück!) 

Marion Caspers-Merk (SPD): Herr Kollege Müller, 
selbstverständlich ist es vollkommen richtig, daß wir 
über die Verpackungsverordnung und über unseren 
Antrag reden sollten. Ich habe gerade kritisiert, daß 
kein Mitglied der Koalition, auch nicht der Bundesum-
weltminister, auf unseren Antrag mit auch nur einer 
Silbe eingegangen ist. Ich finde es nicht in Ordnung, 
wenn man am 3. September in der Presse ankündigt, 
daß man hier vorbehaltlos über die Verpackungsver-
ordnung sprechen will, aber dann, wenn sie im 
Plenum aufgerufen wird, die Antwort schuldig bleibt. 
Das haben wir hier zu kritisieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin Cas-
pers-Merk, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage der 
Kollegin Birgit Homburger? 

Marion Caspers-Merk (SPD): Ja. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich möchte darauf 
aufmerksam machen, daß das Sitzungsende im 
Moment 2.40 Uhr ist. Ich lasse diese Zwischenfrage 
noch zu. Dann fahren wir in der Debatte fort. 

Bitte, Frau Kollegin Homburger. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Frau Kollegin Caspers-
Merk, könnten Sie uns bitte sagen, seit wann die Regel 
gilt, daß Verordnungen im Parlament beschlossen 
werden? 

Marion Caspers-Merk (SPD): Frau Kollegin Hom-
burger, genau das ist der eigentliche Skandal, daß 
eine Verpackungsverordnung, die sich als nicht taug-
lich erweist, nicht vom Verordnungsgeber geändert 
wird, sondern daß wir über eine Hilfskonstruktion die 
Initiative eingreifen müssen, damit dies hier im Parla-
ment beredet werden kann. Ich finde es eigentlich 
nicht in Ordnung, daß man, wenn man eingesehen 
hat, daß es Strukturfehler in dieser Verpackungsver-
ordnung gibt, die zur Dauerkrise des DSD führen, 
nicht bereit ist, Lernfortschritte zu machen und diese 
Verpackungsverordnung zu novellieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Caspers-
Merk, Sie können jetzt in Ihrer Rede fortfahren. Diese 
Zwischenetappen sind nicht auf Ihre Redezeit ange-
rechnet worden. 

Marion Caspers-Merk (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Präsident. 

Ich möchte zur Verpackungsverordnung und zur 
neuen Krise des DSD noch folgendes ausführen. Die 
Finanzkrise ist nur vordergründig das Problem. Die 
Krise ist das DSD selbst. 

Wir meinen, daß die Monopolstruktur nicht erlaubt, 
daß eine Kontrolle der Stoffflüsse und der Geldmen-
gen stattfindet. Wir verlangen — das tun wir im 
Interesse der Bürgerinnen und Bürger, die das ganze 
System bezahlen —, daß endlich Kostentransparenz 
geschaffen wird, daß die Umweltverbände, Verbrau-
cherverbände und diejenigen, die das alles auszuba-
den haben, nämlich die Kommunen und Kreise, am 
DSD beteiligt werden und nicht nur die Zeche zahlen 
müssen. Wir fordern weiterhin, daß endlich mit ange-
kündigten Verordnungen, die die Verpackungsver-
ordnung stützen sollten, E rnst gemacht wird. 

Sie, Herr Töpfer, sind hier, wie immer, im Wort. Sie 
haben keine der Verordnungen umgesetzt. Sie wissen 
alle, daß wir im Umweltauschuß konkrete Zeitvorga-
ben dazu erhalten haben,  wann diese Verordnungen 
kommen: Die .Altpapierverordnung sollte im Juli des 
letzten Jahres kommen, die Elektronikschrottverord-
nung sollte im Juli des letzten Jahres kommen, die 
Altautoschrottverordnung sollte im Juli des letzten 
Jahres kommen. Die Mehrwegverordnung ist ange-
kündigt, sogar schon anberaten worden, ist aber 
bislang nicht erlassen worden. 

Sie wissen auch, daß unsere Länder im Bundesrat 
ihre Zustimmung zur Verpackungsverordnung da-
mals vom Erlaß dieser zusätzlichen Verordnungen 
abhängig gemacht haben, 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Das war 
falsch!) 

daß wir eine Kunststoffkennzeichnungspflicht gefor-
dert haben und daß alle diese Verordnungen bislang 
nicht erlassen wurden. Sie haben hier eine Bring

-

schuld, d. h. Sie haben die Länder im Prinzip insoweit 
getäuscht, weil Sie die Verordnungen, die Sie zuge-
sagt hatten, bislang nicht erlassen haben. 

Das Problem, das wir mit dem Dualen System 
Deutschland haben, ist im Moment, daß die Städte 
und Kommunen finanziell in die Pflicht genommen 
werden. Es handelt sich hier urn die „Kleinigkeit" von 
250 Millionen DM, die sie stunden sollen — und das 
bei einer Finanzlage, die katastrophal ist. Wir halten 
es nicht für verantwortbar, daß man den Städten, 
Kommunen und Kreisen finanzielle Lasten aufbürdet, 
ohne daß man  bereit ist, über eine Strukturverbesse-
rung des DSD nachzudenken. 

Meines Erachtens ist es wichtig, daß die Verpak-
kungsverordnung auf eine neue Grundlage gestellt 
wird, damit das ganze System arbeiten kann. 

Ich möchte abschließend folgendes ausführen: Was 
Sie mit diesem Wirrwarr um das DSD angerichtet 
haben, ist das Schlimmste, was m an  umweltpolitisch 
anrichten kann. Sie haben nämlich den Glaubwürdig- 
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keitsverlust der Politik in Umweltfragen herbeige-
führt. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Leider wahr! — 
Birgit  Homburger [F.D.P.]: Wir haben gar 

nichts angerichtet!) 

Die Bürger haben mitgemacht, haben sortiert, und 
jetzt wird ihnen dieses Mitmachen und Sortieren zum 
Vorwurf gemacht. Mich fragen Bürgerinnen und Bür-
ger daheim im Wahlkreis: Was soll ich denn nun 
eigentlich tun? Soll ich den Joghurtbecher nun mit 51 
Wasser spülen, obwohl er später vielleicht in Indone-
sien landet? Wie kann ich sicherstellen, daß das, was 
eingesammelt wurde, auch ökologisch verwertet wird 
bzw. die Verwertung unter ökologischen Kriterien 
erfolgt? Das ist doch der entscheidende Punkt. Diese 
Unsicherheit müssen wir den Bürgern nehmen. Wir 
müssen ihnen wieder eine glaubwürdige zukunftsfä-
hige Umweltpolitik vorführen. Herr Töpfer, Sie und 
Ihr Haus sind dazu nicht in der Lage. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen zu diesem Tagesordnungspunkt nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vorla-
gen auf den Drucksachen 12/5672 und 12/5242 an  die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. 
Sind Sie damit einverstanden? — Ich höre und sehe 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunächst 
über die Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zu dem 
Antrag der Frak tion der SPD zur Kennzeichnung von 
Kunststoffen auf den Drucksachen 12/2502 und 
12/4793. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzu-
lehnen. Wir stimmen über diese Beschlußempfehlung 
ab. Wer stimmt für die Beschlußempfehlung? — Die 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Die Be-
schlußempfehlung ist mit knapper Mehrheit ange-
nommen. 

Wir stimmen jetzt ab über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Entschließungsantrag der 
Gruppe PDS/Linke Liste zu ihrer Großen Anfrage zum 
Dualen System Deutschland auf den Drucksachen 
12/3469 und 12/5370. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Entschließungsantrag abzulehnen. Wir stimmen über 
die Beschlußempfehlung ab. Wer stimmt für die 
Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Bei mehreren Stimmenthal-
tungen und Gegenstimmen ist diese Beschlußempfeh-
lung mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung sowie die 
Zusatztagesordnungspunkte 5 und 6 auf: 

10. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Frak tion der SPD 

Sofortmaßnahmen zur Durchsetzung friedli-
cher Verhandlungslösungen im ehemaligen 
Jugoslawien 

— Drucksachen 12/4192, 12/5306 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Christian Schmidt (Fürth) 
Karsten D. Voigt (Frankfurt) 
Dr. Olaf Feldmann 

ZP5 Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. 
Lage der bosnischen Kriegsflüchtlinge 

— Drucksache 12/5714 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

ZP6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerd 
Poppe, Vera Wollenberger, Werner Schulz 
(Berlin) und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Zur aktuellen Situation im Krieg in Bosnien-
Herzegowina 

— Drucksache 12/5729 — 

Überweisungsvorchlag: 
Auswärtiger Ausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die gemeinsame Aussprache eine Stunde vorgesehen. 
Sind Sie damit einverstanden? — Ich höre und sehe 
dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Bevor ich die Ausprache eröffne, bitte ich um Ihre 
Zustimmung, daß die Frau Kollegin Dr. Barbara Höll 
ihre Rede zu Protokoll gibt.*) — Ich höre und sehe 
keinen Widerspruch. Dann ist auch das so beschlos-
sen. 

Nunmehr hat das Wort als erster Redner der Bun-
desminister des Auswärtigen, Herr Dr. Klaus Kin-
kel. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
außergewöhnlich, daß ich an erster Stelle spreche. Ich 
möchte allen, die dem zugestimmt haben, sehr herz-
lich dafür danken. Ich finde das eine sehr noble Geste. 
Ich habe eine wichtige Veranstaltung, die schon um 
19 Uhr begonnen hat. Aber ich wollte — Sie werden 
das verstehen — zu Jugoslawien selber sprechen. Ich 
danke Ihnen sehr, sehr herzlich dafür. 

Die Bundesregierung verfolgt im ehemaligen 
Jugoslawien zwei Ziele: Beendigung der Gewalt und 
Hilfe für die bedrängten Menschen. Sie tut dies in 
enger Abstimmung mit ihren Partnern und Verbünde-
ten, vor allem mit der französischen Regierung. 

Das Morden und „ethnische Säubern" in Bosnien 
währt nun über eineinhalb Jahre. Die Besetzungen 
und Vertreibungen in Kroatien dauern schon zwei 
Jahre. Wir alle sind bestürzt darüber, daß so etwas im 
Europa unserer Tage geschehen konnte und gesche-
hen kann. 

*) Anlage 18 
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Die bittere Wahrheit ist: Europa, die Staatenge-
meinschaft insgesamt, war nicht in der Lage, die 
kleineren Nationen und Republiken gegen den 
aggressiven serbischen Nationalismus zu schützen 
und schlimmste Barbarei zu verhindern. Inzwischen 
lassen sich alle Beteiligten Schlimmes zuschulden 
kommen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Es ist leider so!) 

Bei all unserer Be troffenheit über das Geschehen im 
Südosten unseres Kontinents dürfen jedoch besonders 
wir Deutsche eines nicht übersehen: Inzwischen 
haben 56 UNO-Soldaten im Friedenseinsatz im frühe-
ren Jugoslawien ihr Leben gelassen. Uns steht es nicht 
an, Kritik an anderen zu üben oder Ratschläge zu 
erteilen, solange wir selber nicht bereit sind, die 
gleichen Risiken wie sie zu tragen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Um nicht mißverstanden zu werden: Ich plädiere 
nicht für ein deutsches militärisches Engagement im 
früheren Jugoslawien, sondern ich plädiere für Mäßi-
gung bei Forderungen an  andere. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abgeordne

-

ten Dr. Peter Glotz [SPD]) 

Uns allen sind die von Verfassung und Geschichte 
gezogenen Grenzen deutscher Handlungsfähigkeit 
im ehemaligen Jugoslawien bekannt. Das heißt aber 
nicht, daß wir die dortigen Vorgänge lediglich passiv 
verfolgen würden. Im Gegenteil: Wir beteiligen uns 
auf die vielfältigste Weise an den internationalen 
Bemühungen, an den Arbeiten der Konferenz über 
Jugoslawien ebenso wie an  der EG-Beoachtermis-
sion. 

Unsere Zoll- und Finanzbeamten helfen zu Lande 
und auf der Donau den Nachbarstaaten, Serbien und 
Montenegro, bei der Überwachung der Sanktionen. 
Wir beteiligen uns an  der Überwachung des Flugver-
bots über Bosnien wie an  der Einhaltung des Embar-
gos auf der Adria. 

In den letzten Tagen haben deutsche und französi-
sche Hafenexperten durch ein gemeinsames Gutach-
ten vielleicht die Voraussetzungen für eine einver-
nehmliche Regelung des Zugangs der bosnischen 
Moslems zur Adria geschaffen. 

Von allen europäischen Staaten steht Deutschland 
mit seinen humanitären Leistungen mit an der Spitze. 
In der EG tragen wir mit Abstand die Hauptlast bei der 
Aufnahme von Flüchtlingen. Unsere bislang zur 
Bekämpfung der Not im ehemaligen Jugoslawien 
vorgesehenen Unterstützung beläuft sich zusammen 
mit unserem Anteil an der EG-Hilfe inzwischen auf 
445 Millionen DM. 

Unser Engagement gilt vor allem der Unterbrin-
gung von Vertriebenen und Flüchtlingen, der Versor-
gung traumatisierter Kriegsopfer, nicht zuletzt der 
Versorgung Sarajevos und der ostbosnischen Enkla-
ven. Ich möchte den dabei beteiligten Piloten der 
Bundeswehr und allen anderen, die mithelfen, daß 
dort die schlimmste Not gelindert wird, erneut von 
diesem Platz aus sehr herzlich für ihren schwierigen 
Einsatz danken. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Besonders scheußlich — es hat mich gewundert, das 
ist überhaupt nicht an die Öffentlichkeit gedrungen, 
jedenfalls nicht so, wie ich es gedacht hatte — war vor 
einigen Tagen die Beschießung des von uns finanzier-
ten Flüchtlingsdorfs in Karlovac durch die Serben: fünf 
Tote, viele Verletzte, ein D rittel des von uns errichte-
ten Dorfs, das ich vor kurzem noch besucht habe, 
zerstört. Es fehlen einem die Worte. 

Gegenwärtig gibt es eine alles andere überragende 
politische und humanitäre Priorität, nämlich den Men-
schen in Bosnien einen zweiten Kriegswinter zu 
ersparen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wie der ausgehen würde, das allerdings wissen wir 
nicht. Hierzu bedarf es der dauerhaften Waffenruhe 
auf der Grundlage einer von allen drei Seiten in Genf 
freiwillig akzeptierten Regelung. 

Aus diesen vor allem humanitären Erwägungen 
heraus unterstützen wir die Bemühungen der beiden 
Ko-Vorsitzenden der Genfer Konferenz, vielleicht 
doch noch kurzfristig zu einer Lösung zu kommen. Ja, 
wir sehen die Unzulänglichkeit des derzeit vorliegen-
den Plans. Sollten die Konfliktparteien sich jedoch 
freiwillig auf eine Lösung einigen, kann es nicht 
unsere Aufgabe sein, dies zu kritisieren. 

Allerdings muß nach wie vor für uns gelten, daß die 
Schwächsten, nämlich die bosnischen Muslime, nicht 
zu einem Vertragsschluß gezwungen werden dür-
fen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD)  

Eine Teilrepublik muß lebensfähig sein, und es darf 
keine Lösung um jeden Preis geben. 

Wenn es zu einem Friedensschluß kommen sollte, 
hängt alles von der raschen und wirksamen Umset-
zung ab. Die Vereinigten Staaten und Rußland müs-
sen hieran mitwirken. Deutschl and würde sich im 
Rahmen seiner Möglichkeiten beteiligen. Dies gilt 
insbesondere für die Verwaltung der Stadt Mostar 
durch die EG. Man  ist an uns herangetreten und hat 
angefragt, ob wir nicht den Koordinator, den Admini-
s trator stellen könnten. Das habe ich unsern elf 
europäischen Partnern angeboten. 

Nach Abschluß eines Friedensvertrages für Bos-
nien, sollte er kommen, müßte nach unserer Auffas-
sung die Londoner Konferenz auf Ministerebene neu 
einberufen werden. Ich dränge erneut und immer 
wieder darauf, bin aber noch nicht auf volle Zustim-
mung gestoßen. Ich möchte allerdings sagen, warum 
ich meine, daß das Ganze notwendig ist: Ziel müßten 
die rasche und vollständige Implementierung der 
verschiedenen Teile des Vertrages und die Mobilisie-
rung der für den Wiederaufbau des Landes und der 
Wiederansiedlung der Flüchtlinge notwendigen Mit-
tel sein. Dafür ist die Einbindung der islamischen Welt 
dringend notwendig, ja unerläßlich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Aber ebenso wich tig ist, daß die Suche nach einer 
Gesamtregelung der mit dem Zerfall Jugoslawiens 
verbundenen Probleme vorangetrieben wird. Das gilt 
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für die Krajina, den Kosovo, den Sandjak und die 
Vojvodina. 

(Gerhart Rudolf Baum [F.D.P.]: Sehr rich
-tig!) 

Nur so kann eine Ausweitung des Konflikts vermieden 
werden. Wir haben im Augenblick die Situation, daß 
alles gebarmt auf die Genfer Verhandlungen starrt — 
zu Recht, weil man hofft, daß es zu einem Waffenstill-
stand kommt. Es wird dabei aber sehr leicht überse-
hen, daß mit einem erfolgreichen Ergebnis der Genfer 
Verhandlungen ein Großteil der Probleme natürlich 
nicht gelöst wäre. 

(Gerhart Rudolf Baum  [F.D.P.]: Sehr, sehr 
richtig!) 

Deshalb glaube ich, daß wir zwingend eine erneute 
Londoner Konferenz benötigen, um die Probleme, die 
dann noch bestehen, nicht beiseite zu legen, sondern, 
wenn irgendwie möglich, einer Lösung zuzuführen. 

Besondere Sorge, meine Damen und Herren, berei-
ten uns die immer wieder aufflammenden Kämpfe in 
den serbisch besetzten Gebieten Kroatiens. Die Ser-
ben tragen wegen der Nichterfüllung des Vance-
Planes die Hauptverantwortung. Wir wollen die kroa-
tische Seite von unakzeptablen und gefährlichen mili-
tärischen Aktionen abhalten. Hierfür tun wir alles, 
was nur irgendwie geht. Ich habe mich in letzter Zeit 
x-mal an Herrn Tudjman und seinen Außenminister 
teils bilateral, teils mit den anderen elf Partnern in 
Europa, insbesondere zusammen mit den Franzosen, 
gewandt. Er muß den Druck auf Belgrad aufrechter-
halten. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD — Freimut Duve 

[SPD]: Und verstärken!) 

Wir sind in all diesen Konflikten nicht Partei. Ich 
möchte mit großem Nachdruck sagen — ich hoffe, daß 
das dort, wohin es dringen sollte, gehört wird —: Wir 
wollen mit allen Völkern der Region — auch wie füher 
mit dem serbischen Volk — enge Beziehungen in allen 
Bereichen aufbauen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Sanktionen und alles, was unternommen wird, richten 
sich nicht gegen das serbische Volk. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Dies setzt jedoch voraus, daß sich die Regierung in 
Belgrad an einer wirksamen Umsetzung der Regelun-
gen für Bosnien-Herzegowina beteiligt und daß sie 
ihren Beitrag zu einer umfassenden Lösung der Pro-
bleme im ehemaligen Jugoslawien auf der Grundlage 
der von der EG formulierten Grundsätze leistet. 

Was nun die Sanktionen anbelangt: Da ich immer 
wieder höre, sie sollten aufgehoben oder gelockert 
werden, sage ich ganz klar, daß eine Unterschrift 
allein nicht ausreicht, um eine Lockerung zu errei-
chen. Was allein zählt, sind Taten. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Nun ist genügend geredet worden, jetzt müssen Taten 
folgen, nämlich reale nachprüfbare Schritte zur 
Umsetzung einer politischen Lösung, entsprechend 
den einschlägigen UN-Sicherheitsratsresolutionen. 

Für eine umfassende Friedensregelung gilt der 
Grundsatz: Gleiche Rechte und gleiche Pflichten für 
alle Nachfolgestaaten, für alle nationalen und ethni-
schen Gemeinschaften. Die Serben können den Alba-
nern im Kosovo nicht verweigern, was sie für die 
serbischen Gemeinschaften in Bosnien-Herzegowina 
und in Kroatien fordern. 

(Dr. Peter Glotz [SPD]: Und umgekehrt!) 

— Und umgekehrt. 

Eine Lösung der Kosovo-Frage wird immer dringen-
der. Soll sie friedlich sein, kann sie nur in der Wieder-
herstellung weitgehender Autonomie für diese Pro-
vinz bestehen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ebenso müssen die Rechte der nationalen Minder-
heiten im Sandjak und in der Vojvodina kodifiziert 
werden. 

Meine Damen und Herren, zur Beendigung der 
Krise im ehemaligen Jugoslawien gibt es keine einfa-
chen Lösungen. Das mußten wir alle schmerzhaft 
erfahren. Auch Deutschland wird weiter gefordert 
sein, im Rahmen seiner Möglichkeiten zur Wiederher-
stellung des Friedens in diesem Raum beizutragen. 
Ich bitte Sie im Deutschen Bundestag alle sehr herz-
lich, die entsprechenden Bemühungen der Bundesre-
gierung nachdrücklich zu unterstützen. 

Ich habe mich für vielfältige Unterstützung in den 
Ausschüssen und seitens des Parlaments für eine nicht 
ganz einfache Aufgabe, die wir bisher leider auch 
nicht im entferntesten zu lösen in der Lage waren, zu 
bedanken. 

Ich darf mich noch einmal sehr herzlich bedanken, 
daß Sie mich als ersten haben sprechen lassen. Ich 
bitte, es nicht als unhöflich anzusehen, wenn ich jetzt 
weggehen muß. 

Ich danke Ihnen sehr. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort unserem Kollegen 
Dr. Peter Glotz. 

Dr. Peter Glotz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Jugoslawienpolitik 
dieser Bundesregierung schwankt. Zuerst war sie von 
einem gewaltigen Kraftakt geprägt, der Erzwingung 
der Anerkennung Kroatien, und danach lange Zeit 
von kleinlauter Zurückhaltung. Es gab Monate, in 
denen die Bundesrepublik, deren Verantwortung in 
der Welt so gewachsen ist, wie ich immer höre, in 
Jugoslawien keine größere Rolle als der kleinste 
EG-Staat gespielt hat. 

Eine verläßliche, auf kontinuierliche Abstimmung 
mit unseren Partnern ausgerichtete Politik wäre bes- 
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ser gewesen als dieses Auf und Nieder der Poli tik 
dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich stehe aber nicht, an zu sagen, Herr Staatsmini-
ster, daß in den letzten Wochen die Poli tik der 
Bundesregierung an Fahrt gewonnen hat. Wir Sozial-
demokraten unterstützen die jugoslawienpolitische 
Zusammenarbeit Deutschlands mit Frankreich aus-
drücklich. Die gemeinsamen Initiativen des deut-
schen und des französischen Außenministers waren 
sinnvoll, haben bei unseren Verbündeten auch Aner-
kennung gefunden. Und gehen Sie bitte davon aus, 
daß wir auch die Idee, die Gemeinschaft mit der 
vorübergehenden Verwaltung Mostars zu be trauen, 
für richtig halten. Sollte sich die Gemeinschaft dafür 
entscheiden, einem Deutschen diese Aufgabe zu 
übertragen, wird er sicherlich die Unterstützung des 
ganzen Deutschen Bundestages haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Glotz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Lamers? 

Dr. Peter Glotz (SPD): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr. 

Karl Lamers (CDU/CSU): Herr Kollege Glotz, meine 
Frage schließt sich natürlich an Ihren ersten Satz an. 
Es war mir nicht möglich dazwischenzukommen. 
Deswegen möchte ich jetzt auf Ihre Eingangsbemer-
kung zurückkommen und Sie fragen, ob mich meine 
Erinnerung täuscht, wenn ich glaube, daß zu dieser 
Politik, der von Ihnen kritisierten Politik der Bundes-
regierung, Ihre Fraktion maßgeblich mit beigetragen 
und exakt in dieser Weise von der Bundesregierung 
gefordert hat, wie Sie sie jetzt kritisieren, und ob Sie 
zweitens meine Überlegungen nachvollziehen kön-
nen, daß die maßgeblich wiederum von Ihrer Frak tion 
geführte Diskussion über die Teilnahmemöglichkei-
ten deutscher Streitkräfte an Maßnahmen der Verein-
ten Nationen zu der Schwäche der deutschen Poli tik 
beigetragen hat. 

Dr. Peter Glotz (SPD): Zum ersten Teil der Frage, 
Herr Kollege Lamers. Lassen Sie uns doch keinen 
Hickhack machen. Sie wissen genauso gut wie ich, 
daß Sie in dieser Frage recht haben. Das heißt, es gab 
bei uns in der Fraktion eine knappe Abstimmung so 
herum und so herum, es gab unterschiedliche Mei-
nungen im ganzen Deutschen Bundestag. 

Ich glaube, daß mancher, der damals für die Aner-
kennung war, inzwischen nachdenkt. 

(Vera Wollenberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aus sehr einfachen Gründen!) 

Bitte, denken Sie doch auch mit mir gemeinsam nach, 
wie viele unserer engsten Verbündeten, auf deren 
Zustimmung Sie häufig größten Welt legen, bei der 
Frage der Anerkennung Kroatiens inzwischen mit 

den Deutschen sehr, sehr ernste Diskussionen füh-
ren. 

(Vera Wollenberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber aus sehr einsichtigen Grün-

den!) 
Ich glaube, daß die Engländer und Franzosen in 
diesem Punkt recht haben, aber ich füge hinzu: Ich 
weiß, daß es auch in meiner Frak tion Kollegen gibt, 
die anderer Auffassung sind. Wollen wir doch diese 
Kontroverse auch so ehrlich und offen miteinander 
austragen. 

Zum zweiten Punkt. Lassen Sie uns nicht bei jeder 
Gelegenheit unsere unterschiedlichen Meinungen 
über Blauhelme austragen. Unsere Meinung dazu ist 
sehr klar, und sie wird auch jugoslawienpolitisch nicht 
verändert. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Glotz, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des 
Kollegen Poppe? 

Dr. Peter Glotz (SPD): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr, Kollege 
Poppe. 

Gerd Poppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kollege 
Glotz, stimmen Sie mir zu, wenn ich feststelle, daß die 
Anerkennung Kroa tiens und Sloweniens etwa ein 
Jahr nach dem Ausbruch der ersten Kampfhandlun-
gen, nämlich des Überfalls Serbiens gegenüber Slo-
wenien und dann etwas später gegenüber Kroatien, 
erfolgte und keineswegs ein Auslöser für die Ver-
schärfung dieses Krieges gewesen ist, und daß auf der 
anderen Seite im Gegenteil die verspätete Reak tion 
sowohl Ihrer Fraktion als auch der Regierungskoali-
tion, nämlich noch ein Jahr nach dem bereits abseh-
baren Auseinanderfallen Jugoslawiens auf dem 
Bestehen dieses Staates zu beharren, nicht vielleicht 
viel eher eine problematische Sicht gewesen ist? 

Dr. Peter Glotz (SPD): Herr Kollege Poppe, ich 
stimme Ihnen zu, daß die Kritik, die an uns aus 
Serbien, auch von manchen Verbündeten, geübt wird, 
daß das die Auslösung des Krieges war, falsch ist. Aber 
Kroatien anzuerkennen, nachdem im Badinter

-

Bericht klipp und klar gesagt worden war, welche 
Fehler die Regierung Tudjman gemacht hat, wie 
miserabel oder wie unzureichend sie die serbische 
Minderheit behandelt hatte — Slowenien ist ein ganz 
anderer Fall —, dies allerdings halte ich für einen 
gravierenden politischen Fehler, den die Deutschen 
gemacht haben. Und daß dies noch mitten im Maas-
tricht-Prozeß passiert, wo wir eine gemeinsame 
Außenpolitik verabreden wollten, wo sich alle erpreßt 
fühlten, war erst recht ein großer europapolitischer 
Fehler. Das sollte auch BÜNDNIS 90 erkennen, Herr 
Kollege Poppe. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Glotz, gestatten Sie noch eine letzte Zusatzfrage in 
diesem Zusammenhang, und zwar vom Kollegen 
Freimut Duve? 

Dr. Peter Glotz (SPD): Selbstverständlich. 
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Freimut Duve (SPD): Herr Kollege Peter Glotz, Sie 
haben eben selber auf Differenzen bei uns hingewie-
sen. Insofern können wir hier wohl auch ganz offen-
miteinander über diese Frage sprechen. 

Stimmen Sie mir denn nicht zu, daß nach der 
Zerstörung Dutzender Städte, nach Vukovar, nach 
Dubrovnik, nach dem Aufmarsch einer Armee, die so 
tat, als wäre sie innerstaatliche Polizei, der einzige 
Ausweg sinnvoll war — und genau darüber denken 
inzwischen auch die Franzosen nach —, zu sagen, es 
sei kein innerstaatlicher, sondern ein internationaler 
Angriff — ein Drittel des Landes war bereits aus dem 
alten Staatsverband Kroatien, der ja nach der jugosla-
wischen Verfassung rechtmäßig zu Kroatien gehörte, 
bereits herausgelöst worden —, und aus diesem 
Grund, Menschen zu schützen und nicht einen Usta-
scha-Staat anzuerkennen, um den es hier gar nicht 
ging, die Völkergemeinschaft gezwungen war, nach 
neun Monaten Zuwarten und Ansehen des Bombar-
dements anzuerkennen, und daß diese Anerkennung 
dann fast automatisch zur Beendigung der Feindselig-
keiten geführt hat? Stimmen Sie mir darin zu? 

Dr. Peter Glotz (SPD): Herr Kollege Duve, ich 
stimme Ihnen nicht zu. Der Grundirrtum bei der 
Beurteilung ethnonationalistischer Kriege liegt ge-
rade hier vor. Sie haben ihn gerade selbst formuliert. 
Wenn sich Teile eines Staates aus einem größeren 
Staatsverband lösen, dann muß diese Lösung verein-
bart sein. Wenn sie nicht vereinbart wird, wenn die 
Sezession von einer Seite erklärt wird, dann wird es 
Mord und Totschlag geben. Wer dies nicht begreift, 
der hat nach meiner Meinung von den Auseinander-
setzungen am Balkan  nicht sehr viel beg riffen und 
bleibt bei dem alten Beg riff: Der Grund ist die serbi-
sche Aggression. Das ist zu einfach. Das ist das Modell 
„Krieg von Staaten gegen Staaten", während in 
Wirklichkeit Volksgruppen gegeneinander kämpfen. 
Dies ist eine Verkennung der Situa tion. 

(Freimut Duve [SPD]: Das ist nicht richtig!) 
— Man muß die Kontroversen offensichtlich so austra-
gen, wie sie sind. Herr Kollege Lamers hat damit 
begonnen. Ich finde es nur ehrlich und richtig, das zu 
tun. 

Nun komme ich zu meiner Redezeit zurück, Herr 
Präsident. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr. Jetzt 
beginnt sozusagen die Redezeit. 

Dr. Peter Glotz (SPD): Drei Bemerkungen. 
Erstens. Die Einigung im bosnischen Krieg — der 

Außenminister hat es gesagt —, über die in Genf 
verhandelt wird und die Präsident Izetbegovie am 
Montag seinem Parlament vorlegen wird, ist sicher 
alles andere als gerecht. Eine Fortsetzung des Krieges 
würde aber gerade die muslimische Gemeinschaft in 
eine ausweglose Lage manövrieren. Nachbesserun-
gen, die auf amerikanischen und auch auf europäi-
schen Druck zustande kamen — der Adria-Zugang —, 
sind ein kleiner Schritt. 

Deswegen sage ich: Wir sind uns bewußt, daß die 
Verhandlungen in Genf alternativlos sind und daß ein 
Scheitern unabsehbare Folgen hätte. Ich glaube also,  

daß die Haltung der Bundesregierung an diesem 
Punkt richtig ist. 

Das bedeutet allerdings, daß wir uns jetzt auch an 
der Implementierung der Lösung beteiligen müssen, 
so angespannt unsere Haushaltssituation ist: Ich 
denke, wir werden den Bundesaußenminister unter-
stützen, wenn er an diesem Punkt den schwierigen 
Weg zum Haushaltsausschuß gehen muß. Aber es ist 
notwendig, daß wir das mitmachen, so teuer das sein 
wird. 

Was die Mittel betrifft, Herr Staatsminister, bitte ich 
die Bundesregierung im übrigen, nicht nur die klassi-
schen in Erwägung zu ziehen. Das Grundübel natio-
nalistischer Kriege ist die gegenseitige Aufhetzung 
der Völker. Ich glaube, daß da manchmal eine Me-
dienintervention wichtiger wäre als eine militärische 
Intervention. Wir und die Bundesregierung sollten 
tun, was wir können, um dort Geld zu investieren und 
beispielsweise eine unabhängige Radiosta tion zu 
unterstützen, die auch der serbischen Opposi tion die 
Möglichkeit gibt, sich zu äußern. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Meine Damen und Herren, wenn wir jetzt 
über Bosnien reden, sollten wir sehen, daß es schon 
einen nächsten möglichen Kriegsschauplatz gibt. Im 
Kosovo rasen zwei Züge mit großer Geschwindigkeit 
aufeinander zu. Wir müssen alles tun, um zu verhin-
dern, daß dort der dritte jugoslawische Krieg aus-
bricht. Dies wäre ein Krieg, der dann auch Albaner, 
Griechen, Bulgaren und Türken einbeziehen würde. 
Er könnte die ganze Südflanke der NATO zerstören. 
Ich glaube, der Westen und wir müssen gemeinsam 
eine operative Poli tik betreiben, um ein solches 
Schreckensszenario zu verhindern. 

Uns ist klar, daß nahezu alle Serben das Kosovo als 
integralen Bestandteil ihres Landes be trachten. Im 
Kosovo aber leben heute mehr als 80 % Albaner. Die 
Aufhebung der Autonomie durch Miloševi č  — darauf 
hat Herr Kollege Poppe gerade hingewiesen — war 
falsch. Die mit dieser Aufkündigung verbundenen 
Brutalitäten waren verbrecherisch. Die Repression, 
die heute gegen die Albaner im Kosovo herrscht und 
die nicht nur durch die serbischen Behörden, sondern 
auch durch paramilitärische Verbände unter Arkan 
und Šešelj ausgeübt wird, ist unmenschlich und ganz 
und gar unakzeptabel. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Bundesregierung, Herr Staatsminister, könnte 
und sollte deutlich machen, daß sie die Probleme der 
Kosovo-Albaner sieht. Eine Möglichkeit wäre z. B. 
eine offizielle Einladung an Ibraim Rugova, den Füh-
rer der Kosovo-Albaner, nach Deutschland. Er ist ein 
besonnener, nachdenklicher, kompromißfähiger 
Mann. Eine angemessene Einladung an  ihn, übrigens 
auch an den einen oder anderen serbischen Opposi-
tionspolitiker — manchmal gibt es das schon —, dürfte 
uns nicht überfordern. 

Ich sage allerdings: Wenn wir den Albanern helfen 
wollen, müssen wir von einer rheto rischen zu einer 
opera tiven Politik übergehen. Wir müssen uns die 
Frage stellen, wie wir die stärkste Militärmacht der 
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dortigen Region, Serbien, zu vernünftigen Schritten 
bringen können. 

Damit bin ich beim Embargo. Meine Damen und 
Herren, es wirkt inzwischen: Die Infla tion im Land ist 
katastrophal. Viele Menschen, jedenfalls die unteren 
Schichten, darben längst. Im Winter, in einigen Mona-
ten, wird die Lage katastrophal werden. Wir sollten 
Präsident Miloševi č  nicht die Gelegenheit geben, 
seinem Volk zu sagen: Was immer wir tun, es ist völlig 
gleich, der Westen wird seine Sank tionen in jedem 
Fall aufrechterhalten. 

Sanktionen sind keine Strafe, sondern ein Hebel. 
Deswegen nenne ich zwei Punkte. 

Erstens. Wir sollten dafür sorgen — da stimme ich 
Herrn Außenminister Kinkel zu —, daß ein Signal 
gegeben werden kann. Ich rede zunächst einmal von 
den Medikamenten; diese fallen nicht unter die S ank-
tionsregelungen, werden aber de facto nicht geliefert. 
Wenn man  sich dort  operieren lassen will, muß man 

 den Operationsdraht mitbringen. Er hat gesagt: Nicht 
die serbischen Menschen sind diejenigen, gegen die 
wir kämpfen, sondern die Regierung. Das ist absolut 
richtig. Deswegen sollten wir Menschen nicht als 
Geisel nehmen und sollten durch die vernünftige 
Belieferung der Bevölkerung mit Medikamenten ein 
Zeichen geben. 

(Vera Wollenberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Mostar hat keine Medikamente, 

Sarajevo hat keine usw.!) 

— Ja, sehr richtig! Sie haben vollkommen recht. 
Übrigens bin ich Ihrer Meinung, daß man gleichartig 
handeln sollte. Ausgerechnet die deutsche Regierung 
verhängt im Falle Serbien Sanktionen, bei Mostar 
aber schweigt sie. Das ist ein Fehler; dies entnehme 
ich einem Interview, das Außenminister Hurd gerade 
gegeben hat. 

Zweitens sollten wir Serbien signalisieren, daß wir 
eine Lockerung der Sanktionen in Aussicht nehmen 
— bestimmte Sank tionen werden wir immer in der 
Hinterhand behalten müssen —, wenn Serbien einer 
Stationierung von Blauhelmen im Kosovo zustimmt. 
Dies ist eine der zentralen Forderungen und Hoffnun-
gen der Kosovo-Albaner. 

Meine Damen und Herren, auf diesem Stück Erde 
kann es jeden Tag zu einem Blutbad kommen; das 
wissen wir. Verhindert werden könnte dies, wenn dort 
ein paar hundert Blauhelme stünden; auch ein paar 
amerikanische könnten dabei sein. Wir sollten alles 
tun, um einen solchen, von den Albanern dringend 
gewünschten Schritt durchzusetzen. Das geht nur, 
wenn man die Sanktionen operativ handhabt, nicht, 
wenn man sie ewig bestehen läßt und nicht deutlich 
macht, unter welchen Bedingungen man  sie aufheben 
würde. 

(Freimut Duve [SPD]: Waffenruhe!) 

Außerdem mahne ich ein Mindestmaß an Logik an . 
Das hat Herr Außenminister Kinkel gerade zugestan-
den. Wenn wir im Kosovo eine weitgehende Autono-
mie der Albaner fordern — die müssen wir fordern —, 

dann müssen wir das auch für die serbische Bevölke-
rungsmehrheit in der kroatischen Krajina tun. 

Meine letzte Bemerkung betrifft Makedonien. Wir 
Sozialdemokraten bekunden Respekt vor der Lei-
stung der makedonischen Regierung unter Präsident 
Gligorov, die einen schwierigen Vielvölkerstaat gut 
zusammenhält. Uns ist klar: Für die Identität dieses 
komplizierten Staates ist der Staatsname von beson-
derer Bedeutung. Also sollten wir a lles tun, um die 
Bemühungen von Cyrus Vance zu unterstützen, einen 
Kompromiß zwischen den Griechen und den Makedo-
niern zu finden. Ich hoffe sehr, daß der griechische 
Wahlkampf uns nicht wieder ein Stück zurückwirft. 
Eine gewisse Gefahr dazu besteht. 

Zum Schluß. Die jugoslawische Situa tion wird oft als 
Beweis für das Versagen der Europäischen Gemein-
schaft und ihrer Mitglieder gehandelt. Ich unterstrei-
che, was Herr Kinkel gerade gesagt hat. Deutschland 
hat bisher 360 000 Flüchtlinge aus Jugoslawien auf-
genommen und sich in großem Umfang auch an 

 humanitären Hilfsmaßnahmen beteiligt. 
Es ist schon wahr, der Westen hat bei seinen 

Vermittlungsbemühungen m anchen Fehler gemacht. 
Das Wichtigste wäre, wenn westliche Staatsmänner, 
auch westliche Poli tiker außerhalb von Regierungs-
ämtern vorher nicht mehr versprechen würden, als sie 
hinterher halten können. 

Bei einer Politik der vorsichtigen, gleichwohl ope-
rativen, mit unseren Partnern abgestimmten Vermitt-
lung hat die Bundesregierung die Unterstützung auch 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU sowie bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist unser Kollege Dr. H ans 
Stercken. 

Dr. Hans Stercken (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Thema der heutigen 
Debatte war zunächst die Lage der bosnischen 
Kriegsflüchtlinge. Es ist durch einen Antrag der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erweitert wor-
den, den wir, wenn er uns zugewiesen wird — das 
möchte ich hier ausdrücklich zusagen — sicherlich in 
der nächsten Sitzung des Auswärtigen Ausschusses 
beraten werden. Dadurch sind die Akzente in der 
heutigen Debatte ein bißchen verschoben worden, 
insbesondere auch durch den Eindruck, den Sie, Herr 
Dr. Glotz, im Hinblick auf das Schwanken und die 
Zurückhaltung der Bundesregierung hier erweckt 
haben. 

Es ist damals im Auswärtigen Ausschuß unser 
Bemühen gewesen, eine Rückkopplung nicht nur zu 
den die Koalition unterstützenden Frak tionen zu 
gewährleisten, sondern auch die Opposi tion voll in die 
Meinungsbildung über diese Fragen einzubeziehen. 
Wir haben das übrigens auch in bezug auf mehrere 
Reisen des Auswärtigen Ausschusses in die betroffe-
nen Regionen und auf Einzelreisen, die im Ausschuß 
erörtert worden sind, rückzukoppeln und mit der 
Bundesregierung zu erörtern versucht. 

Ich möchte nicht, daß ein Verfahren, das ich heute 
noch für optimal halte, problematisiert wird und wir 
etwa morgen in ähnlichen Fällen die Bereitschaft 
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nicht wieder aufbringen, uns in einer so wichtigen 
außenpolitischen Frage zu ähnlicher Kooperation zu 
entscheiden. 

Natürlich ist die Beteiligung an diesen Prozessen 
unzureichend. Das ist mir in den letzten Tagen auch 
an Hand anderer Äußerungen, nicht nur aus dem 
Bereich der Opposition, deutlich geworden. Ich habe 
das gerade gemerkt, als Sie von Blauhelmen im 
Kosovo sprachen. Im Auswärtigen Ausschuß haben 
wir diese Frage mit Boutros-Ghali sehr eingehend 
erörtert, und er hat uns gesagt: Das ist eine innere 
serbische Angelegenheit, in die sich die Vereinten 
Nationen nicht einmischen können. 

Wir haben dann die Frage nachgeschoben, ob eine 
Prophylaxe dafür denkbar sei. Er hat gesagt, das sei 
eine Einmischung in die inneren Angelegenheiten; 
die Vereinten Nationen könnten sich daran nicht 
beteiligen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Stercken, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dr. Glotz? 

Dr. Hans Stercken (CDU/CSU): Ja, bitte, Herr 
Kollege. 

Dr. Peter Glotz (SPD): Herr Stercken, würden Sie zur 
Kenntnis nehmen, daß ich deswegen den Vorschlag 
gemacht habe, der Westen sollte — da es nicht anders 
geht, wenn Boutros-Ghali es gesagt hat — Serbien 
deutlich machen: Wir lockern die Sanktionen, wenn 
Serbien zustimmt, daß wir, um einen Puffer zu schaf-
fen, Blauhelme im Kosovo stationieren, wie Rugova 
und der LDK, d. h. die Albaner, es erbitten? 

Dr. Hans Stercken (CDU/CSU): Herr Kollege Glotz, 
es ist immer gut, wenn man das mit den Betroffenen 
diskutiert. Wir hatten ja mehrfach, auch in den letzten 
Wochen noch, Gelegenheit, mit Dr. Rugova hier 
darüber zu sprechen, nebenbei bemerkt, auch mit den 
Oppositionsparteien, die uns hier in Bonn besucht 
haben. Ich habe dann als Ausschußvorsitzender 
immer die Schwierigkeit, Kollegen „heranzukarren", 
weil sie sich meistens auf Wanderschaft befinden. Ich 
spreche das einmal so ungeschützt an. 

Dr. Rugova wollte übrigens in der vergangenen 
Woche wieder in Bonn sein. Er ist an der Ausreise 
gehindert worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 
Ich habe noch heute mit ihm darüber einen Meinungs-
austausch führen können. Wir sind um so mehr in 
diese Dinge verstrickt, Herr Kollege Glotz, als wir mit 
dem französischen und seinerzeit auch mit dem pol-
nischen auswärtigen Ausschuß beschlossen haben, 
daß wir den Albanern im Kosovo mit parlamentari-
schen Maßnahmen zur Verfügung stehen, so dies 
dazu beitragen kann, daß ihre Lage dort gestärkt 
wird. 

Die Bemühungen der Fraktionen und auch der 
Bundesregierung — damit möchte ich einer Legende 
entgegentreten — waren von Anfang an durch das 
Bemühen um Einheit gekennzeichnet. Wir haben zur 
Kenntnis nehmen müssen, daß Izetbegovi č  und Gligo-
rov damals den Vorschlag gemacht haben, die vier 

Essentials in einer Konföderation zu regulieren. Es ist 
hier ein Kollege unter uns, der mich begleitet hat, als 
wir von Präsident Ku čan in Ljubljana erfuhren, daß 
eine solche Konföderation rigoros und definitiv abge-
lehnt worden ist. Wir waren dann plötzlich in einer 
Lage, in der auch die Beziehungen zu den einzelnen 
Republiken für uns eine neue Qualität bekamen. 

Die Besucher der Interparlamentarischen Union 
vergangene Woche in Canberra hatten übrigens die 
Gelegenheit, gerade über diesen Punkt noch einmal 
mit Stipe Mesié, dem Parlamentspräsidenten in Za-
greb, zu reden. Ich halte es für außerordentlich wich-
tig, daß wir den Grundsatz der Einheit auch heute 
beschwören, um nicht nach ethnischen Säuberungen 
irgendwelche Gebilde zu erhalten, die wir in einer 
nicht tragfähigen staatlichen Form miteinander ver-
schnüren. Das ist für uns seit Anbeginn das bestim-
mende Element gewesen. Wie könnte das anders 
sein? — Wenn einer ein überzeugter Europäer ist, 
kann er doch nicht anderen zum genau umgekehrten 
Weg raten. Mit dieser Legende sollten wir, so glaube 
ich, rigoros Schluß machen. 

Warum haben wir Deutschen uns für diese Frage 
interessiert, wurde ich kürzlich in Paris gefragt. Wenn 
ich mich recht entsinne, waren wir in dem voraufge-
gangenen Prozeß der deutschen Einigung ungeheuer 
dankbar, daß wir alle Prinzipien, die wir in Helsinki 
beschworen hatten, die ganzen Essentials, die sich aus 
dem Bereich der KSZE ergeben hatten, auf den Prozeß 
der deutschen Einigung anwenden konnten. Ich habe 
es so empfunden, mit vielen Kollegen aus allen 
Fraktionen, daß wir damit politische Verpflichtungen 
auch gegenüber anderen in Europa übernommen 
haben und daß wir auch bei ihnen nach solchen 
Perspektiven verfahren müssen. 

Ich bin außerordentlich dankbar dafür, daß ver-
schiedene Redner die Serben beschworen haben. 
Herr Kollege Glotz, wer nach Kontakten sucht, kann 
sie auch in der Bundesrepublik finden. Ich habe am 
Samstag mit den hiesigen Serben wieder eine Veran-
staltung, auf der ich diese Überzeugungen, die hier 
auch vom Außenminister deutlich gemacht worden 
sind, vertreten werde. Sie sind auch die meinigen. 

Es wird zugegebenermaßen noch einer Fülle von 
Initiativen bedürfen, um in Serbien ein Gefühl für eine 
demokratische Opposition zu entwickeln. Aber auch 
dazu können wir als parlamentarische Kollegen, so 
denke ich, beitragen. 

Gestern nachmittag besuchte mich der Bischof von 
Mostar. Bei allen Perspektiven, die auch ein Bischof 
aus Mostar als Kroate entwickelt, hat er doch gesagt: 
„Ich beschwöre Sie, verlassen Sie nicht den Gedanken 
der Union! " Das bedeutet auch — ich sage das in aller 
Offenheit —, daß wir den Generalen von Izetbegovi ć  
nicht raten, sich jetzt mit den Serben zu arrangieren, 
weil dies gegenüber den Kroaten vielleicht eine erfolgs-
trächtigere Perspektive wäre. Unsere politische Auf-
gabe besteht darin, den Menschen zu sagen, daß nur 
durch Union, durch Kooperation — so schwierig das ist 
und so groß auch der Haß ist — Friede geschaffen 
werden kann. Sonst werden Zigtausende von Solda-
ten dort einen Friedhofsfrieden kontrollieren müssen. 
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Das kann nicht das Ziel unserer politischen Empfeh-
lungen sein. 

(Beifall des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause 
[Bonese] [fraktionslos]) 

Meine Damen und Herren, wir beschäftigen uns mit 
den Flüchtlingen. Das ist ein ungeheuer aktuelles 
Problem, über das in der vergangenen Woche der 
österreichische Außenminister in Zagreb deshalb ver-
handelt hat, weil man befürchtet, daß die Spannungen 
in diesen Lagern zwischen teilweise muslimischen 
Insassen und kroatischer Verwaltung in diesem Krieg 
zu einer Tendenz führen, sich vor allen Dingen dann, 
wenn der Winter einbricht, aus diesen Gefilden in den 
Norden abzusetzen. Das wird — das ist nicht nur eine 
Befürchtung der Österreicher oder eine Perspektive 
der Kroaten — uns alle beschäftigen müssen. Wir 
müssen Prophylaxe treiben. Mir wäre es lieber, wenn 
das Technische Hilfswerk, wenn das Rote Kreuz, 
wenn die Caritas solche Lager be treuen würden, 
damit die Spannungen abgebaut werden, die zwi-
schen muslimischen Insassen und kroatischer Verwal-
tung sichtbar bestehen. 

Mit dieser Frage befaßt sich inzwischen glücklicher-
weise auch schon die Europäische Gemeinschaft. Wir 
wollen einer neuen Fluchtbewegung durch bessere 
Lebensbedingungen in den Lagern jetzt vorbeugen. 

Das zweite ist: Es darf natürlich nicht allein eine 
Kontingentierung geben. Ich verstehe diese Auffor-
derung an unsere europäischen Freunde, nun auch 
einmal in vergleichbarem Umfang tätig zu werden, 
wie wir es seit Jahren in der Bundesrepublik Deutsch-
land leisten. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, daß wir mehr leisten als alle anderen 
zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] [fraktions

-

los]) 

Darin kommt nicht irgendeine Sehnsucht oder ein 
Fernweh der Deutschen nach dieser Region des Bal-
kans zum Ausdruck, sondern eine Dankbarkeit 
gegenüber der Geschichte, daß uns durch die Einsich-
ten, durch den Abbau der Ost-West-Spannungen 
solche Konsequenzen erspart bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause [Bo

-

nese] [fraktionslos]) 

Meine Damen und Herren, europäische Maßstäbe, 
nach denen hoffentlich auch einmal dieser Teil Euro-
pas verfahren kann, legt man vor. Die werden wir 
politisch, aber auch, so glaube ich, durch unsere Hilfe 
zu erweisen haben. 

Ich wünsche mir jedenfalls, daß dem Antrag der drei 
Fraktionen heute entsprochen werden kann. Ich habe 
bereits empfohlen, daß der Antrag der Gruppe BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN zur Beratung an den Ausschuß 
überwiesen wird. Das gibt uns die Gelegenheit, in 
größerer Ausführlichkeit die politischen Implikatio-
nen dieses Antrags hier im Plenum zu beraten. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] [frak

-

tionslos]) 

Vizepräsident Helmuth Becker:Das Wort hat jetzt 
unser Kollege Ulrich Irmer. 

Ulrich lrmer (F.D.P.): Vielen Dank, Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Auf dem Vorblatt der 
Beschlußempfehlung und des Berichts des Auswärti-
gen Ausschusses, über die wir nachher abzustimmen 
haben, lese ich, dem Ritual des Hauses entsprechend, 
unter dem Buchstaben A  „Problem":  

Alle bisherigen internationalen Pläne und Ver-
handlungen haben den Konflikt ... nicht zu Ende 
bringen können. 

Unter B „Lösung" heißt es: 

Herbeiführung und Sicherung eines sofortigen 
Waffenstillstandes und eine Verhinderung der 
Ausweitung des Konflikts auf andere Ge-
biete .. . 

Kosovo usw. 

Wenn wir in diesem Zusammenhang von Lösungen 
sprechen, müssen wir als erste und sehr bittere 
Erkenntnis uns selbst eingestehen: Eine Lösung des 
Problems kann es nach dem, was alles geschehen ist, 
gar nicht mehr geben. Selbst wenn der Pl an  durchge-
setzt wird, der als letzter Rest von allen internationa-
len Friedensbemühungen übriggeblieben ist, daß 
Rest-Bosnien mit einem Korridor gerade noch den 
Zugang zu einem zu schaffenden Hafen bekommt, 
dann ist gar nicht zu bestreiten: Die Eroberer, die 
Angreifer sind mit einem nicht geringen Teil ihrer 
Beute davongekommen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir können uns ja jetzt 
nicht damit beschäftigen, daß wir, was die Vergan-
genheit betrifft, Schuldzuweisungen vornehmen, son-
dern wir können und müssen das Wenige tun und das 
unterstützen, was hier vorher von Herrn Kinkel aus-
geführt worden ist und wozu die anderen Kollegen 
auch Stellung genommen haben. Nur, wir werden am 
Ende dieses Konfliktes, selbst wenn es zu einer 
Waffenruhe kommt, die dann vielleicht sogar als 
Frieden bezeichnet werden wird, alle miteinander als 
Verlierer dastehen. 

Ich meine, es hat dann keinen Sinn, sich jetzt zu 
fragen: War es richtig, seinerzeit die Republiken 
Slowenien und Kroatien anzuerkennen, oder war dies 
nicht richtig? Dazu hat es früher unterschiedliche 
Meinungen gegeben; dazu gibt es heute, wie dieses 
Zwischenspiel vorher gezeigt hat, nach wie vor 
geteilte Meinungen. 

Ich meine nur, wir sollten eine Lehre daraus ziehen, 
daß die internationale Staatengemeinschaft im ehe-
maligen Jugoslawien nicht erfolgreicher sein konnte. 
Wir sollten uns überlegen, ob es nicht möglich ist, 
generell für die Zukunft Regeln aufzustellen, nach 
denen derartige Konflikte, wenn sie sich wiederholen 
sollten, dann allgemein behandelt werden könnten. 
Ich meine, daß dieses auch einer Änderung, einer 
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Weiterentwicklung unserer Völkerrechtsregeln be-
darf. 

Wir haben Regeln des Völkerrechts, die sich mit 
dem Verhältnis unterschiedlicher Staaten zueinander 
befassen. Wir haben im Grunde keine Regeln, die sich 
mit dem Zusammenleben unterschiedlicher Gruppen, 
unterschiedlicher Ethnien, von Mehrheiten mit Min-
derheiten, von verschiedenen Minderheiten mitein-
ander innerhalb von Staaten beschäftigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Hier ist eben erwähnt worden, was Boutros-Ghali 
uns im Auswärtigen Ausschuß gesagt hat. Ich erinnere 
mich sehr gut daran. Er hat gesagt, in Kosovo könnten 
die Vereinten Nationen gar keine Verantwortung 
übernehmen — es sei denn natürlich, Serbien wäre 
einverstanden —, weil es sich hier um ein innerstaat-
liches Problem handelt. 

Aber, meine Damen und Herren, das ist doch das, 
was wir ständig erleben und was wir auch, so fürchte 
ich, weiterhin erleben werden. Gott sei Dank gibt es 
nicht mehr so viele Kriege von Staaten gegeneinan-
der, aber es werden zunehmend die Auseinanderset-
zungen innerhalb von Staaten zwischen Minderhei-
ten ausgetragen. 

(Staatsminister Helmut Schäfer: In Geor

-

gien!) 

— Herr Schäfer sagt: Georgien; ich könnte eine ganze 
Liste von derartigen Fällen aufzählen. Hier müssen 
wir einfach von manchen liebgewordenen traditionel-
len Vorstellungen wegkommen. 

Wir haben uns zu Beginn des Jugoslawien-Konflik-
tes eingebildet, man könne möglicherweise dem Pro-
blem dadurch beikommen, daß man die Republiken 
nach ethnischen Grenzen als selbständig anerkennt. 
Wir Deutschen waren in der Gefahr, dies besonders 
ernst zu nehmen, weil wir gerade in Inanspruchnahme 
des Selbstbestimmungsrechts unsere Vereinigung 
erzielt hatten. 

Ich meine, daß wir die Völkerrechtsprinzipien 
— auch das des Selbstbestimmungsrechts — immer in 
der Relation zu anderen Völkerrechtsprinzipien sehen 
müssen. Das Selbstbestimmungsrecht ist durch das 
Recht von Minderheiten begrenzt, in mehrheitlich 
anders strukturierten Staaten zu leben. Das Selbstbe-
stimmungsrecht, das Autonomierecht innerhalb von 
Staaten ist dadurch begrenzt, daß der Staat, der 
Autonomie gewährt, einen Anspruch auf Loyalität hat. 
Das bedingt sich alles gegenseitig. 

Ich meine, meine Damen und Herren, wir müssen 
wirklich hier einen Ansatz finden. Wir werden sicher 
morgen in der Debatte über die Vereinten Nationen 
auch noch die Möglichkeit haben, darüber zu reden. 
Wir müssen unser Völkerrecht weiterentwickeln. 

Wenn wir sagen, wir teilen die Staaten nach Ethnien 
ein, so ist das zwar an  manchen Plätzen möglich; in 
Slowenien war das möglich, aber in Kroatien war es 
eben von vornherein nicht möglich, weil es eben dort 
serbische Minderheiten gibt und gab und weil inner-
halb der Gebiete der serbischen Minderheiten inner-
halb Kroatiens wieder kroatische Minderheiten 
waren. 

In einer solchen Situa tion können Sie keine ethni-
schen Grenzen ziehen. Und wenn Sie dann Unabhän-
gigkeiten anerkennen, ohne vorher die Rechte der 
jeweiligen Minderheiten ganz verbindlich festge-
schrieben und garantiert zu haben, dann kommt es 
eben zu ethnischen Säuberungen, ob man dieses will 
oder nicht. 

(Beifall des Abg. Dr. Peter Glotz [SPD]) 
Deshalb, meine Damen und Herren, keine Schuld-

zuweisungen, bitte keine Vorwürfe, wer was in der 
Vergangenheit falsch gemacht hat. Das bringt uns 
alles nicht weiter; sondern machen wir uns Gedanken 
darüber, wie wir dafür sorgen können, daß in der 
Zukunft nach Möglichkeit derar tige Schrecknisse ver-
mieden werden können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie des Abg. Dr. Peter Glotz [SPD]) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, die nächste Rednerin ist jetzt unsere Frau 
Kollegin Vera Wollenberger. 

Vera Wollenberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
schon erschrocken, wie leicht zur Tagesordnung über-
gegangen wird. In diesen Tagen erleben wir den 
vorletzten Akt der bosnischen Tragödie. Nachdem die 
Welt dem Tod, der Vertreibung und der Vergewalti-
gung Hunderttausender bosnischer Muslime mehr 
oder weniger tatenlos zugesehen hat, ist sie nun dabei, 
die Ergebnisse von militärischen Eroberungen und 
„ethnischen Säuberungen" als sogenannte Friedens-
lösung zu akzeptieren. Die westlichen Demokratien 
haben die Notwendigkeit der Lieferung von humani-
tären Hilfsgütern als Entschuldigung ihrer Weigerung 
benutzt, den multiethnischen Staat Bosnien in seinen 
von der UNO anerkannten Grenzen zu erhalten 

(Beifall des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause 
[Bonese] [fraktionslos]) 

und die aggressiven Bestrebungen von Diktatoren mit 
Großmachtambitionen wirksam zu verhindern. 

Ein paar bosnische Verwundete, vor allem Kinder, 
wurden in den letzten Wochen noch medienwirksam 
aus der bosnischen Hölle gerettet, 2 1/2 Millionen 
Menschen in den Kesseln von Mostar, Zentralbosnien, 
Sarajevo und Gorazde aber ihrem grausamen Schick-
sal überlassen. Mehr noch: Die sogenannten Vermitt-
ler 

(Dr. Peter Glotz [SPD]: Was heißt „sogenann-
ten"?) 

Owen und Stoltenberg, die treffender Kriegsverbre-
cher genannt werden sollten, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU, der SPD 
und der F.D.P.) 

— hören Sie mir doch erst einmal zu —, haben sich 
nicht gescheut, mit dem Entzug humanitärer Hilfe zu 
drohen, wenn die bosnische Regierung sich nicht 
bereitfinden sollte, die gewaltsamen Änderungen der 
Grenzen ihres Landes zu akzeptieren. 

Ani Wochenende meldete die „Berliner Zeitung" 
dann, einer endgültigen Friedenslösung in Bosnien 
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stünden nunmehr nur noch Izetbegović' Gebietsforde-
rungen entgegen. Gemeint war dessen Versuch, für 
seine bedrängten Landsleute etwas mehr Ter ritorium 
ihres eigenen Staates zu erhalten, als Owen und 
Stoltenberg ihnen zugestehen wollten. 

Früher oder später werden sich die westlichen 
Regierungen für ihre Weigerung zu verantworten 
haben, den völkerrechtlich anerkannten Staat Bos-
nien vor seiner Vernichtung zu schützen bzw. den 
Bosniern das durch die UN-Charta garantierte Recht 
auf Selbstverteidigung zu gewähren, indem die Reso-
lution zur Verhängung eines Waffenembargos gegen 
Bosnien als einzige gewissenhaft ausgeführt wurde. 

Auch Deutschland hat sich mit schuldig gemacht, 
indem es die Bosnien-Poli tik des kroatischen Präsi-
denten weiter stützte, als kroatische Truppen im Ap ril 
mit ihrer Militäroffensive gegen Bosnien-Herzego-
wina begannen. Seitdem steht die kroatische Kriegs-
führung der serbischen an Grausamkeit nicht nach. 

Im Juni haben mein Kollege Gerd Poppe und ich 
den Außenminister und andere Regierungsmitglieder 
auf die besonders dramatische Situation in Mostar 
aufmerksam gemacht, das damals bereits seit zwei 
Monaten ohne Wasserversorgung war. Wir haben 
dringend darum gebeten, Kroatien durch wirksamen 
wirtschaftlichen Druck zur Aufgabe seiner Erobe-
rungspolitik zu zwingen. Deutschland hätte als größ-
ter Geldgeber Kroa tiens die Möglichkeit dazu gehabt. 
Es blieb bei Appellen, und das Morden ging weiter. 
Unverdrossen schickt Deutschland humanitäre Hilfe 
nach Kroatien, das seinerseits unbeirrt den bosnischen 
Muslimen möglichst jede Hilfe abschneidet. 

Deutschland, das als ehemals geteiltes Land die 
besondere Verpflichtung dazu hätte, macht sich bis-
her nicht stark gegen die Teilung von Bosnien in 
„ethnisch reine Territorien" und die Teilung von 
bosnischen Städten wie Mostar, Brčko oder Sarajevo. 
Im Gegenteil: Staatsminister Schäfer befürwortete am 
30. August 1993 in Bonn ohne Einschränkung den 
Genfer Dreiteilungsplan und damit die Sanktionie-
rung von Massendeportationen und gewaltsamen 
Eroberungen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Unglaublich!) 
Nach Schätzungen wird dieser Dreiteilungsplan noch 
einmal einen S trom von mindestens 1 Million Flücht-
lingen erzeugen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es darf nicht sein, 
daß der Deutsche Bundestag auch nur indirekt die 
serbische und kroatische Eroberungspolitik unter-
stützt. Die mit Gewalt erzielten Grenzveränderungen 
dürfen nicht völkerrechtlich anerkannt werden, selbst 
wenn sie im Augenblick hingenommen werden müs-
sen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin Wol-
lenberger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Helmut Schäfer? 

Vera Wollenberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Na ja, mal sehen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr. 

Helmut Schäfer (Mainz) (F.D.P.): Frau Kollegin 
Wollenberger, würden Sie nicht vielleicht meine Mei-
nung teilen, daß Sie es, bevor Sie hier im Saal völlig 
falsche Behauptungen aufstellen, wenigstens für 
nötig halten sollten, mit dem, den Sie angreifen, ein 
Gespräch zu führen, oder beschränken sich Ihre 
Kenntnisse und Informationsquellen auf die „TAZ" 
bzw. auf eine Organisa tion, die diese Behauptungen 
aufstellt, die klar widerlegbar sind? Denn ich habe in 
Genf, nicht in Bonn, eine Pressekonferenz gemacht, 
aus der sich ergibt, daß das, was Sie gesagt haben, 
schlicht und einfach unwahr ist. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Das ist eine krasse 
Diffamierung, was Sie da gemacht haben!) 

Vera Wollenberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wenn Sie gegen die Anerkennung des Dreiteilungs-
plans sind, so habe ich zumindest Ihre Aktivitäten 
gegen den Dreiteilungsplan bisher vermißt. 

(Hermann Rind [F.D.P.]: Dann nehmen Sie 
einmal die falschen Beschuldigungen zu

-

rück! Das gehört zum parlamentarischen 
Anstand! — Ulrich Irmer [F.D.P.]: Das müßte 

eigentlich sogar gerügt werden!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Frau Kollegin 
Wollenberger, fahren Sie fort. 

Vera Wollenberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Mit der Zerstörung des Vielvölkerstaats Bosnien

-

Herzegowina verschwindet keineswegs ein histori-
sches Überbleibsel, sondern ein Zukunftsmodell für 
ein multikulturelles Europa. Auch in diesem Sinn 
liegt Bosnien im Herzen unseres Kontinents. Die 
Zerstörung seiner Gesellschaft trifft das Herz Europas 
und greift die europäische Idee an, die Grenzen 
nationalstaatlichen Denkens und Handelns zu über-
winden. Mit Bosnien s tirbt im Kern die Idee einer 
europäischen Einheit. Wenn wir es mit Europa ernst 
meinen, dürfen wir das nicht hinnehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, Frau Kollegin Vera Wollen-
berger hat die beiden UNO-Unterhändler in Jugosla-
wien und Bosnien als Kriegsverbrecher bezeichnet. 
Im Namen dieses Parlaments weise ich das entschie-
den zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
F.D.P.) 

Ich erteile nunmehr unserem Kollegen Christian 
 Schmidt das Wort. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es ist verständlich, 
daß sich bei der so schlimmen Situation in Bosnien

-

Herzegowina manchem nicht nur rheto risch, sondern 
auch emotional der Gaul durchgeht. Man sollte dann 
allerdings wieder zu den Dingen zurückkehren, die 
auf der Tagesordnung stehen und die auch wirklich 
von uns geregelt werden können. Dazu gehören 
einige der Punkte, die in dem vom Kollegen Glotz 
formulierten Antrag stehen, der dem Auswärtigen 
Ausschuß vorgelegen hat und mit entsprechenden 
Ergänzungen von den drei Fraktionen gemeinsam 
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übernommen wurde und jetzt zur Abstimmung 
steht. 

Dazu gehört auch der andere von den drei Fraktio-
nen vorgelegte Antrag, der auf die Parlamentarische 
Versammlung der KSZE rekur riert. Dazu gehört auch 
— lassen Sie mich das ausdrücklich sagen — der 
Antrag des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der, wie 
der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses 
freundlicherweise angekündigt hat, nach einer mög-
lichen Überweisung in der nächsten Sitzung des 
Auswärtigen Ausschusses behandelt werden wird. 

Wieder einmal steht eines der traurigsten Kapitel 
der europäischen Gegenwart auf der Tagesordnung. 
Wieder einmal mahnen wir Maßnahmen der interna-
tionalen Gemeinschaft im Sinne von Humanität und 
Solidarität an . Wieder einmal wissen wir, daß die 
Chance auf die lückenlose Durchsetzung unseres 
Beschlusses gering ist. Dennoch, um unseren Willen 
zu bekunden und vielleicht doch das eine oder andere 
kleine Mosaiksteinchen zugunsten der Menschen zu 
setzen, sollten wir der vorliegenden Beschlußempfeh-
lung des Auswärtigen Ausschusses zustimmen. Es 
darf für uns keine Resignation geben, so wie die 
meisten Menschen in Bosnien-Herzegowina trotz der 
fatalen Lebensumstände, in denen sie sich befinden, 
die ihnen ein entfesselter Krieg auferlegt, nicht resi-
gnieren. 

Der beginnende Herbst und der darauf folgende 
Winter — darauf wurde schon aufmerksam ge-
macht — machen unsere Beschlußempfehlung in der 
Tat aktuell. Wir appellieren dringend an die kriegfüh-
renden Parteien, einen Waffenstillstand vor Einbruch 
des Winters nicht nur auszuhandeln, sondern auch 
einzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD und des Abg. Dr. Ilja 
Seifert [PDS/Linke Liste]) 

Ich glaube, daß die Bevölkerung, daß der durch-
schnittliche Bürger in Bosnien-Herzegowina und dar-
über hinaus des Krieges müde, müde, müde ist. Ich 
weiß, daß über dem Haß eine Möglichkeit des Zusam-
menlebens nicht ausgeschlossen ist. 

Der Bundesaußenminister hat von dem von der 
Bundesregierung finanzierten Flüchtlingslager in 
Karlovac, das viele, die hier sitzen, sicherlich schon 
besucht haben, gesprochen. Für mich am beeindruk-
kendsten war ein Gespräch mit einem derer, die sich 
dort zwangsläufig aufhalten, der 30 km entfernt in der 
Krajina seine Wohnung und sein Haus verloren hat 
und für den, obwohl er Kroate ist, sein Nachbar, der 
Serbe ist, nicht der ist, der zu verantworten hat, daß 
sein Haus in die Luft gebombt worden ist. Vielmehr ist 
er der Meinung, daß das ein Krieg ist, der an den 
Gefühlen und Interessen der wirklich Be troffenen von 
Anfang an vorbeigegangen ist, daß es ein Krieg ist, der 
ins Land getragen worden ist. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Fast jeder 
Krieg geht an den Interessen der Bürger 
vorbei! — Karsten D. Voigt [Fr ankfurt] [SPD]: 

Ja, wenn es immer so einfach wäre!) 

— Danke für die Entgegnung des Zwischenrufers. 
Wenn es immer so einfach wäre zu wissen, wer in 

diesem Krieg etwas wi ll  und wer welche Wendungen 
mit verfolgt. 

Jetzt kommt es darauf an , daß wir die Union 
erhalten, daß wir die Genfer Vorschläge — ich sehe 
keine Alternativen — so weit vorantreiben, daß sie auf 
jeden Fall zu einer Beendigung des Konflikts füh-
ren. 

Natürlich kann ein Moslemreservat nicht das Resul-
tat dieser Genfer Verhandlungen sein. Die ehemalige 
britische Premierministerin Thatcher hat in ganz 
anderem Zusammenhang einmal bei der Frage einer 
Anerkennung eines südafrikanischen Homeland ge-
sagt: Which of them should I recognize? Welches von 
ihnen soll ich denn anerkennen, wenn es sieben, acht 
verschiedene geographische Teile einer angeblichen 
staatlichen Einheit gibt oder einer, die es werden soll? 
Wir können natürlich nicht Schutzzonen und Reser-
vate, die nicht lebensfähig sind, für bosnische Mus-
lime schaffen und dulden und den Kroaten und den 
Serben gestatten, daß sie sich aus Bosnien-Herzego-
wina verabschieden. 

Die Verhinderung eines Überschwappen des Kon-
flikts nach Kosovo, Sandjak und Wojwodina wurde als 
wichtiges Ziel angesprochen. Sie sind auch in unse-
rem Antrag enthalten. 

Aber Herr Glotz, wenn Sie mir eines erlauben: Sie 
haben heftige Kritik daran geübt, daß wir die Aner-
kennungspolitik gegenüber Kroatien verfolgt haben. 
Ich bin der Meinung, daß es richtig war, Slowenien 
und Kroatien gemeinsam anzuerkennen. Sonst hätte 
der falsche Eindruck bei denen, die Krieg führen und 
aggressiv Krieg geführt haben, nämlich den Serben, 
entstehen können, als wäre Kroatien eine von der 
europäischen Gemeinschaft freigegebene „chasse 
gardée" für ihre eigenen Interessen. 

Aber wenn Ihre These, daß die einseitige Sezession 
das Problem darstellt, richtig ist, dann müßten wir 
eigentlich in Kosovo besserer Hoffnung sein dürfen. 
Denn die Frage der Sezession stellt sich hier nicht. 
Trotzdem bin ich dieser Hoffnung nicht. Ich würde 
mich freuen, wenn Sie recht behalten würden. Aber 
ich befürchte — davon handelt auch dieser Antrag —, 
daß wir ohne eine Inte rvention politischer Art, ohne 
eine Einmischung in diesen Konflikt nicht zu einem 
friedlichen Zusammenleben kommen werden oder es 
erhalten können. 

Wichtig ist dabei natürlich, daß man mit dem 
Hausherrn spricht. Wir werden eine Einflußnahme 
nicht erreichen, wenn wir nicht an  ein vorsichtiges 
Wiederanknüpfen des Gesprächsfadens auch in Rich-
tung der serbischen Politik — sei es die Opposition 
oder die gegenwärtigen Machthaber — herangehen 
im vollen Bewußtsein der Aggression, im vollen 
Bewußtsein der Menschenrechtsverletzungen. Natür-
lich muß dann auch über Dinge gesprochen werden, 
die beispielsweise die Auslieferung der Kriegsverbre-
cher an  das Internationale Kriegsverbrechertribunal 
beinhalten. 

Trotzdem muß aber mit diesen Hausherren, die sie 
nun einmal sind — ob es uns gefällt oder nicht — über 
die Regelungen des Minderheitenschutzes, insbeson-
dere in Kosovo über die Wiedereinsetzung des Auto-
nomiestatuts für die Albaner, das 1986 aufgehoben 
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worden ist, und über eine Implementierung des Min-
derheitenschutzes gesprochen werden.  

Hier allerdings ein weiteres dunkles Kapitel der  

europäischen Politik: Es ist schon sehr bedauerlich,  
daß wir es auf der Ebene des Europarates immer noch  

nicht geschafft haben, ein Zusatzprotokoll zur Euro-
päischen Menschenrechtskonvention zu verabschie-
den, das den Minderheitenschutz kodifiziert und auch  

die Möglichkeit internationaler Sanktionierung bei  
Verletzungen gibt. Ich hoffe, daß die Konferenz in  

Wien trotz gegenteiliger Erwartungen doch noch zu  

solch einer Regelung kommt. Aber, wenn es nicht  

dazu kommen sollte, werden wir uns wieder ein  
Instrument aus der Hand nehmen lassen, gegenüber  
diesen Staaten, die Minderheiten haben, Einfluß zu  
nehmen.  

Schließlich komme ich zum Kon flikt in Kroatien, in  
der Krajina. Wir haben in Ziffer 4 unseres Antrages  

ganz deutlich den Vance-Plan angesprochen. Wo ist  
der Vance-Plan geblieben? Natürlich sind wir — und  
wir stimmen dem Außenminister zu — alle an seiner  
Seite, gemeinsam mit der Bundesregierung zu versu-
chen, den Kroaten klarzumachen, daß Gewalt kein  

Ausweg Aber ich daß die Kroaten schon schon  
einen Anspruch darauf haben, daß das, was unter dem 
Dach der Vereinten Nationen vereinbart worden ist, 
zumindest im Ansatz durchzusetzen versucht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu gehört die Übernahme der Administration 
 von den Serben weg zu den UNPROFOR-Einheiten. 

 Dazu gehört eben auch die Möglichkeit der Rückfüh-
rung von vertriebenen Kroaten und auch Serben aus 
ihrer Heimat in der Krajina. Das ist ein ganz wichtiger 
Punkt. Wenn Sie die Frage der Verlängerung des 
Mandats, die in den letzten Tagen eine Rolle gespielt 
hat, genau bewerten, werden Sie zu dem Ergebnis 
kommen, daß die Vereinten Nationen nicht umhin-
können, ein Zeichen in Richtung der Kroaten zu geben 
und auch die Serben in die Schranken zu weisen. 

Zur Nachschubunterbindung haben wir uns eben-
falls in diesem Antrag einvernehmlich geäußert. In der 
Tat wäre es gut, wenn nach Bosnien-Herzegowina, 
vor allem aus beiden benachbarten Ländern, keine 
Waffen mehr fließen würden. Alles, was wir über die 
Verhaltensweisen, die die Kriegsführung und die 
Kriegsziele betreffen, hören, läßt uns gegenüber Mate 
Boban genauso skeptisch sein wie gegenüber Herrn 
Karadzic. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Dr. Peter Glotz [SPD]) 

Das ist nicht immer so gewesen und muß auch in 
Zukunft nicht so bleiben, wenn man wieder zur 
Vernunft kommt. 

Eine letzte Bemerkung zum Antrag über die Lage 
der bosnischen Kriegsflüchtlinge, den wir erneut 
vorgelegt haben. Mancher der Kollegen mag sich an 
dem letzten Satz stoßen. Ich halte ihn, auch wenn er 
von der Parlamentarischen Versammlung der KSZE 
formuliert worden ist, für nicht sehr glücklich. Es heißt: 
Wir bekräftigen, daß die „Fluchtbewegungen aus 

dieser europäischen Region nach Asien keine Lösung 
auf Dauer sind". 

(Ul rich Irmer [F.D.P.]: Fluchtbewegungen 
sind überhaupt keine Lösungen!) 

Fluchtbewegungen sind nie eine Lösung auf Dauer. 
Sie sind überhaupt nie eine Lösung. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Fluchtbewegungen beweisen nur, daß das Recht auf  
Heimat auch 50 Jahre nach Ende des Zweiten Welt-
krieges in Europa noch mit Füßen getreten werden 
kann. Das ist das, was uns nicht ruhig schlafen lassen 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, als letzter Redner zu diesem Tagesordnungs-
punkt erhält unser Kollege Gert  Weisskirchen das 
Wort. 

Gert  Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es wäre ganz  

gewiß falsch, zu glauben, wir hätten es, was diesen  
Konflikt betrifft, nur mit schwarz und weiß zu tun oder  

nur mit gut und böse. Da ist Herr Tudjman oder  

Kroatien nicht der Hort der Demokratie und Serbien  

oder Miloševič  nicht das Gegenteil davon. Das ist ganz  
gewiß richtig.  

Ich würde eher der Analyse von Adam Michnik  
zustimmen, der dazu klar gesagt hat, do rt  erleben wir  
jetzt, daß die Maske des kollektiven Kommunismus,  
dieser kollektiven Ideologie abgenommen und eine  

Maske eines neuen Koliketivismus, nämlich des  
Nationalismus, aufgesetzt wird. Insofern ist nur ein  

Diktaturmodell durch ein anderes ausgewechselt  
worden. Ich würde dem weitgehend zustimmen,  

(Beifall des Abg. Dr. Peter Glotz [SPD])  

weil ich meine, daß der zentrale Punkt, warum es dort  

in dieser schrecklichen Art und Weise zu Kriegen vice  

versa und gegeneinander kommt, der ist, daß es eher  
daran liegt, daß es in diesen Regionen schwache  
Demokratien gibt. Dort, wo es starke Demokratien  

gibt, besteht eher die Chance, daß die Konflikte, die  

ausgetragen werden, friedlich oder friedlicher mitein-
ander ausgetragen werden.  

Das müßte uns doch auch zum Nachdenken zwin-
gen. Vielleicht ist das eine Debatte, die wir anders  

führen müßten, gerade gegenüber Ex-Jugoslawien.  

Es muß darauf ankommen, die demokratischen Grup-
pierungen, Bewegungen und Parteien, die es dort  

auch gibt, viel stärker zu unterstützen, als es bisher der  

Fall gewesen ist. Das ist vielleicht auch ein Versäum-
nis, das wir begangen haben.  

Darum, denke ich, kommt es nicht nur darauf an, die  

Aggressoren zu benennen. Das ist notwendig, und da  

ist — da besteht gewiß kein Zweifel —, Miloševi č  als  
erster zu benennen. Aber die anderen Aggressoren  

sind genauso zu benennen; denn nur dann, wenn wir  
klar sagen, wo wir unsere Bündnispartner finden,  
nämlich auf zivilem Lösungswege hinarbeitende  
friedliche Gruppierungen der neuen Demokratien  
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und der sozialen Bewegung, und wenn wir sie stärken 
und sie stützen, kann es gelingen, daß dieser unselige 
Kreislauf, in dem sich diese Länder befinden, endlich 
von unten, von innen, von den neuen Demokratien 
durchbrochen werden können. Da müssen wir sehr 
viel mehr helfen, als es bislang der Fall ist. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Das zweite, was ich sagen möchte, ist — das hängt 
vielleicht sogar damit zusammen —, daß wir dann, 
wenn das richtig wäre, alles daransetzen müßten, daß 
die Pläne, die jetzt debattiert werden und die auch 
noch einen bestimmten Namen tragen, nämlich Frie-
denspläne, nicht, wenn es irgend möglich ist, an 
einem ethnischen Zuschnitt orientiert sind und keine 
Grenzen vorsehen dürfen, die entlang der Grenzen 
des ethnischen Zuschnitts verlaufen. 

Das ist doch eigentlich das Problem, auf Grund 
dessen ich glaube daß jemand wie A lija Izetbegovi č  
jetzt Angst davor hat, daß das, was in Genf verhandelt 
worden ist, in dieser Form auch zu Papier gebracht 
wird, daß es nachher unterschrieben wird und dann 
von uns allen gemeinsam akzeptiert werden wird. 
Wäre dann nicht die Gefahr groß, daß wir etwas 
respektieren, anerkennen und in die Realpolitik über-
setzen, das nichts anderes bedeutet als das Recht 
dessen, der die überlegeneren Waffen hat, und das 
Recht dessen, der meint, er müßte nur genügend 
Gewalt einsetzen, damit das dann auch von uns, von 
der Staatengemeinschaft, akzeptiert wird? Das ist 
doch die eigentliche Gefahr, die dahintersteckt. Das 
spiegelt dann auch das Problem der bosnischen 
Flüchtlinge. 

Überhaupt Flüchtlinge: Es gibt gegenwärtig rund 
3,5 Millionen Menschen in Ex-Jugoslawien, die aus 
ihrer angestammten Heimat, aus ihren Gemeinden, 
vertrieben worden sind. Fast 800 000 sind aus Ex

-

Jugoslawien geflüchtet; fast die Hälfte davon sind 
allein bei uns in Deutschland. Ich finde, man sollte 
auch in dieser Debatte sagen: Es ist wirklich eine 
große Leistung der Menschen in unseren Städten und 
Gemeinden, daß sie die Bereitschaft zeigen, diesen 
fast 400 000 Menschen aus Ex-Jugoslawien offen 
gegenüberzutreten. Es ist ein guter Beweis für 
Deutschland, daß wir das tun. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Auch das muß gesagt werden. 

Insofern, Herr Kollege Schmidt, muß man das unter-
stützen, was die KSZE-Parlamentarierkonferenz sagt; 
nicht in dem Satz, den Sie zu Recht kritisiert haben. 
Ihn kann man durchaus so kritisieren, wie Sie es getan 
haben. Der Hinweis, der in Ziffer 28 der Erklärung der 
Parlamentarierkonferenz gemacht worden ist, ist 
angebracht. Es muß doch endlich dazu kommen, daß 
alle Europäer eine gemeinsame Flüchtlingspolitik 
machen, damit die Flüchtlingsströme nicht nur allein 
bei uns hängenbleiben und wir den größeren Anteil 
der Lasten tragen, übrigens neben Ungarn, neben 
Österreich und neben der Schweiz, wobei die beiden 
erstgenannten sogar, gemessen an der Bevölkerungs-
zahl, noch mehr an Integrationsfähigkeit aufbringen, 
um die Lage der Flüchtlinige aus Ex-Jugoslawien in 
ihrem Lande erträglich zu machen. Das ist eine große 

Leistung. Aber, bitte schön, jetzt müssen alle Europäer 
gemeinsam ein Konzept entwickeln, damit dieses 
Problem von uns allen gemeinsam gelöst wird. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Scharrenbroich? 

Darf ich, bevor Sie fragen, noch sagen: Wenn wir es 
richtig verfolgt haben, sind die Olympischen Spiele 
des Jahres 2000 nach Sydney vergeben worden. 

(Beifall der Abg. Birgit Homburger [F.D.P.]) 
Bitte, Herr Kollege Scharrenbroich. 

Heribert Scharrenbroich (CDU/CSU): Herr Kollege 
Weisskirchen, wenn Sie von der Notwendigkeit 
einer gemeinsamen europäischen Flüchtlingspolitik 
sprechen — was ich unterstreichen möchte —, dann 
meinen Sie aber doch sicher damit nicht das, was wir 
eben im Unterausschuß „Menschenrechte und huma-
nitäre Hilfen" von der Bundesregierung erfahren 
haben, nämlich daß Flüchtlinge aus Bosnien-Herze-
gowina nur dann nach Kroatien kommen können, 
wenn sie ein Durchreisevisum haben, und daß mit 
Ausnahme eines skandinavischen L andes kein euro-
päisches Land mehr bereit ist, diesen Flüchtlingen 
Einreisevisa zu erteilen? 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Scharren-
broich, ich kann Ihnen zustimmen, und ich möchte das 
noch ein bißchen verschärfen. Ich teile schon die 
Auffassung, daß wir Europäer mindestens Mitverant-
wortung an diesem schrecklichen Krieg tragen. Es 
wäre, wie ich finde, schrecklich, wenn wir dieser 
Mitverantwortung noch den Zynismus sozusagen als 
ein zusätzliches Geschenk hinzufügen würden, indem 
wir jetzt nicht bereit wären, weiteren Flüchtlingen 
noch eine Heimstatt, wenigstens zeitweise, anzubie-
ten, damit sie die Chance auf einen Platz in Europa, 
auch bei uns, haben, an dem sie wenigstens diese 
kurze Zeit noch überbrücken können, solange der 
schreckliche Krieg da unten tobt. Ich finde, Sie haben 
völlig recht, Herr Scharrenbroich. Ich bitte darum, daß 
dies neben der Verlängerung der Duldungsfristen, die 
die Innenminister jetzt dankenswerterweise für einige 
Flüchtlinge beschlossen haben, in dem Konzept 
berücksichtigt wird. Vielen D ank für diesen Hin-
weis. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir nicht 
begreifen, daß dies ein europäisches Problem ist, 
nämlich den Flüchtlingen aus Ex-Jugoslawien auch in 
Europa eine Möglichkeit zu bieten, daß sie, solange 
dieser Konflikt dort leider herrscht, bei uns leben, 
dann zwingen wir sie geradezu dazu, die Angebote 
anderer anzunehmen, z. B. nach Malaysia zu 
gehen. 

Ein anderer muslimischer und islamischer Staat 
bietet an, daß dort diejenigen eine Ch ance bekom-
men, die vor den Konflikten fliehen, die in Europa 
ausgetragen werden und in Europa zu den Fluchtbe-
wegungen geführt haben. 

Ich glaube, es wäre ein schrecklicher Irrtum, wenn 
wir glaubten, wir könnten damit auch noch die Flücht-
lingsprobleme Europas in die Dritte Welt exportieren. 
Was für eine grauenhafte Entwicklung würde sich hier 
anbieten! Das Gegenteil ist richtig. 
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Das ist ein europäischer Konflikt, und wir Europäer 
müssen erkennen, daß wir den islamischen Flüchtlin-
gen — wenn man  das schon einmal so scharf zuspitzen 
will  — einen Platz in Europa anbieten müssen. Denn 
der Islam und die Muslime Bosniens gehören genauso 
wie wir zu Europa. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, weitere Wortmeldungen zu 
diesem Tagesordnungspunkt liegen nicht vor. Ich 
schließe daher die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt für die 
Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
auf der Drucksache 12/5306? — Wer stimmt dagegen? 
— Stimmenthaltungen? — Bei Stimmenthaltungen 
und Gegenstimmen aus der Gruppe PDS/Linke Liste 
ist diese Beschlußempfehlung angenommen. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 12/5714 und 12/5729 an  die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? — Ich höre 
und sehe keinen Widerspruch, sondern nur Zustim-
mung. Die Überweisung ist beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 102 zu Petitionen 
(Mieterhöhung in den neuen Bundesländern) 
— Drucksache 12/4917 — 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Frak tion der 
SPD vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. — Ich 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst 
unserem Kollegen Wolfgang Dehnel das Wort. 

Wolfgang Dehnel (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Zu den Grund-
rechten einer demokratischen Gesellschaft gehört das 
Recht auf Heimat und auf eine menschenwürdige 
Bleibe. Aufgabe der Legisla tive und der Exekutive ist 
es, Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, daß die-
sem Anliegen Rechnung ge tragen wird. 

Nicht erst mit der deutschen Einheit sind deutliche 
Rückstände, nicht nur auf dem Wohnbestandssektor, 
festzustellen. Der erschreckende Zustand Hundert-
tausender Wohnungen, Tausender Straßenzüge so-
wie ganzer Städte- und Gemeindebilder in den neuen 
Bundesländern ist offen zutage ge treten. 

Gleichzeitig prallen die berechtigten Interessen von 
Vermietern und Mietern ha rt  aufeinander. Auch das 
ist bei dem erforderlichen Umgestaltungsprozeß auf 
nahezu allen gesellschaftlichen Feldern in den neuen 
Bundesländern verständlich. 

Die Bundesregierung hat dem mit vielen Maßnah-
men und Initiativen Rechnung ge tragen. Es ist für 
mich unumstritten, daß dieser Prozeß durch parlamen-
tarische Auseinandersetzungen sowie durch Petitio-

nen entsprechend beeinflußt wurde. Das Pe titions-
recht ist grundgesetzlich in A rt . 17 verankert — wie 
weise von den Verfassern schon 1949 gedacht. 

(Dr. Rudolf Karl Krause [Bonesel [fraktions-
los]: Das gab es schon vorher!) 

Die deutsche Einheit muß zusammenwachsen und 
nicht zusammenwuchem, mahnte Bundespräsident 
Richard von Weizsäcker schon 1990, wohl vorausse-
hend, daß sich nicht nur helfende Menschen im 
Aufbau Ost einbringen, sondern sich auch sogenannte 
Absahner der Unwissenheit, zeitweiliger Rechtsunsi-
cherheit, aber auch alter Seilschaften bedienen. 

Die vorliegenden Sammelpetitionen zur Einfüh-
rung einer Mietobergrenze sind nur einige von ca. 
20 000 Pe titionen, die jährlich in fairer demokratischer 
Weise durch den Petitionsausschuß entsprechend 
bearbeitet werden. 

Auf den ersten Blick, wenn man sich vor allem die 
Mietforderungen in Stadtzentren vor Augen führt, 
scheint das Einführen von Mietobergrenzen einzu-
leuchten. Aber es hat sich in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschl and und der ehemaligen 
DDR nicht bewährt, die staatliche Beeinflussung des 
Wohnungsmarkts überzudimensionieren. Im Osten 
Deutschlands sind wir heute gezwungen, mit vielen 
Milliarden die Sanierung so schnell wie möglich 
voranzutreiben, wozu auch entsprechende Mieten 
beitragen müssen. 

Im Westen Deutschlands hat sich überwiegend der 
Wohnungsmarkt, der sich selber Obergrenzen schafft, 
bewährt, wobei unums tritten ist, daß die Bevölke-
rungswanderung von Ost nach West und von Süd 
nach Nord schon jetzt den Anstieg der Zahl der 
Sozialwohnungen notwendig macht. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Es gibt 
doch gar keine Sozialwohnungen im 

Osten!) 

Die Einführung von Mietobergrenzen hat der Fach-
ausschuß schon im November 1991 beraten und mit 
Mehrheit abgelehnt. Dieser Empfehlung ist der Deut-
sche Bundestag in seiner 83. Sitzung am 13. März 1992 
gefolgt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Dr. Seifert, Herr Kollege 
Dehnel? 

Wolfgang Dehnel (CDU/CSU): Nein. Ich habe 
immer gelernt, zuzuhören. Das habe ich auch bei ihm 
immer gemacht. Er kann mir jetzt erst einmal zuhö-
ren. 

In der Zwischenzeit wurde aber gleichzeitig durch 
die Bundesregierung das Vierte Mietrechtsände-
rungsgesetz erarbeitet, das vom Deutschen Bundes-
tag am 2. Juli 1993 abschließend beraten wurde. 

Der Vermittlungsausschuß hatte sich zuvor mit den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrats befaßt und 
das Verhandlungsergebnis am 30. Juli 1993 einstim-
mig beschlossen, also auch mit den Stimmen der 
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Ministerpräsidenten der neuen Bundesländer und 
auch der SPD-geführten Länder. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Ich bin 
aber PDS!) 

Diese vierte Mietrechtsnovelle trägt im besonderen 
Maße den ostdeutschen Mieterschutzinteressen ange-
messen Rechnung, behindert aber andererseits nicht 
die dringend notwendigen Investitionen im Woh-
nungsbau. 

Zur Dämpfung des Mietanstiegs ist vor allem vorge-
sehen, daß die 30 %ige Kappungsgrenze bei Mieter-
höhung für die Dauer der nächsten fünf Jahre um 20 % 
gesenkt wird, wenn die Wohnung vor dem 1. J anuar 
1981 fertiggestellt worden ist und ein Mietzins ohne 
Betriebskostenanteil über 8 DM/m 2  Wohnfläche 
liegt. 

Die ortsübliche Vergleichsmiete, bis zu der bei 
laufendem Mietverhältnis die Mieten angehoben 
werden dürfen, soll künftig nach den Mietabschlüssen 
der letzten vier Jahre ermittelt werden; nicht nur, wie 
bisher, der letzten drei Jahre. 

Bei Wohnungsmodernisierungen wird der Vermie-
ter mehr als bisher darauf verpflichtet, seinen Mietern 
zwei Monate vor Beginn der Baumaßnahme deren 
Art, Umfang und voraussichtliche Dauer mitzuteilen. 
Unterläßt er dies oder übersteigt durch die Moderni-
sierung die Mietzinserhöhung den angekündigten 
Betrag um mehr als 10 %, so muß er mit der Mieter-
höhung künftig sechs Monate statt, wie bisher, drei 
Monate warten. Außerdem wird die Vermittlungsge-
bühr für die Mietwohnung künftig auf zwei Monats-
mieten begrenzt. 

Bei Wohnungsumwandlung wird der Mieter ein 
Vorkaufsrecht für die von ihm bewohnte Wohnung 
erhalten. Er kann also, wenn die umgewandelte 
Wohnung an einen Dritten verkauft wird, in den 
Kaufvertrag zum selben Preis einsteigen, den der 
Dritte zu zahlen bereit ist. 

Beispielsweise bekommt ein arbeitsloses ostdeut-
sches Ehepaar mit zwei Kindern — das ist leider noch 
zu oft der Fall —, dem 2 070 DM zur Verfügung stehen 
und dessen Miete 595 DM für eine Wohnung mit 70m 2 

 und Fernheizung beträgt, 253 DM Wohngeld. Die 
Belastungsquote be trägt also 15,1 % des verfügbaren 
Einkommens. Die durchschnittliche Haushaltsbela-
stung durch die Miete in den Alt-Bundesländern 
beträgt ca. 25 %. 

Meine Damen und Herren, politische Entscheidun-
gen für das Volk und mit dem Volk zu treffen bedeutet 
für mich, Entscheidungen für Arbeitnehmer gleicher-
maßen wie für Unternehmer, für Arbeitende gleicher-
maßen wie für Arbeitslose, für Mieter gleichermaßen 
wie für Vermieter zu treffen. 

Aus den Maßnahmen des Vierten Mietrechtände-
rungsgesetzes läßt sich für die CDU/CSU-Frak tion 
und mich ableiten, daß die Petitionsverfahren der 
Sammelübersicht 102 abzuschließen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Krause, Sie machen von dem Recht einer Zwi-
schenbemerkung nach § 27 Gebrauch. 

Zunächst hat aber unsere Frau Kollegin Christel 
Hanewinckel das Wort. 

Christel Hanewinckel (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Wir debattieren und 
entscheiden heute über zahlreiche Pe titionen, die die 
Mietsituation und die Mietsteigerungen in den neuen 
Ländern beanstanden bzw. die Einhaltung des Eini-
gungsvertrages fordern, wonach Mieten schrittweise 
und unter Berücksichtigung der Einkommensent-
wicklung im Osten an die tatsächlichen Wohnkosten 
angeglichen und angehoben werden sollen. 

Die Petenten fordern eine rasche Nachbesserung 
des Wohngeldsondergesetzes. Dabei, sagen sie, 
müsse die gesteigerten Miethöchstbeträge, die u. a. 
aus gestiegenen Betriebskosten und Modernisie-
rungsumlagen resultieren, berücksichtigt werden. 

Die Situation des Wohnungsmarktes ist in den 
neuen Bundesländern nicht nur durch eine verfehlte 
Wohnungspolitik zu DDR-Zeiten, sondern auch durch 
eine nicht vorhandene soziale Wohnungsmarktpolitik 
zu Vereinigungszeiten gekennzeichnet. 

Spekulationen, Umwandlung von Wohn- in Gewer-
beraum, Luxusrenovierung, die der normale Mensch 
bzw. die Familie nicht mehr bezahlen kann, damit der 
Verlust bezahlbarer Wohnungen und folgende Ob-
dachlosigkeit, von der auch Mieterinnen und Mieter 
betroffen sind, die der sogenannten sozialen Mittel-
schicht angehören, stockende Sanierungen durch 
Restitutionsansprüche usw., all das sind Beispiele 
dafür, daß der Markt Angebot und Nachfrage nicht ins 
Verhältnis zueinander bringt. Vielmehr hat der der-
zeitige Mangel an Wohnraum drastische Mietsteige-
rungen und die Verdrängung langjähriger Mieterin-
nen und Mieter aus den Wohnungen zur Folge. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Und 
Angst!) 

Die Wohnraumverknappung hat dazu geführt, daß 
der Wohnungsmarkt völlig aus den Fugen geraten ist, 
und das übrigens, Herr Kollege Dehnel, nicht nur im 
Osten mit der bekannten verfehlten Wohnungspolitik 
der DDR, sondern auch hier im Westen. 

Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau formuliert in seiner Stellungnahme 
zu diesen Pe titionen folgendes: 

Die Bundesregierung setzt auf steigenden wirt-
schaftlichen Wohlstand, auf positive Leistungsan-
reize und attraktive Investitionsbedingungen, um 
die Wohnraumversorgung zu verbessern. Eine 
wichtige Voraussetzung dafür ist die grundsätz-
lich marktorientierte Mietpreisgestaltung, die 
schrittweise Überführung des Wohnungsmarktes 
in den neuen Bundesländern in das Vergleichs-
mietsystem (...). Zu einer marktorientierten, aber 
sozialpolitisch abgesicherten Miete gibt es daher 
keine vernünftige Alternative. 

Eine Wohnung zu haben, die den Bedürfnissen des 
einzelnen oder der Familie angemessen ist, gehört 
nach unserer Meinung zu den Grundvoraussetzungen 
menschlicher Existenz. Das Recht auf Wohnung ist 
nach Meinung der SPD eines der Grundrechte, die in 
die neue Verfassung der Bundesrepublik Deutschl and 
gehören. 
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Um an diesem Recht teilhaben zu können, muß es 
aber bezahlbar sein. Das bedeutet, daß Wohnungen 
nicht ein Gut auf dem freien Markt sein dürfen, das 
sich nur wenige leisten können. Eine Gesellschaft, die 
von sich sagt, daß sie sozial verantwortlich ist, hat z. B. 
durch entsprechende gesetzliche Regelungen dafür 
Sorge zu tragen, daß jeder Mann, jede Frau und jedes 
Kind Anteil an diesem Grundrecht hat. 

(Beifall bei der SPD) 

In den neuen Ländern — aber nicht nur da — ist die 
Teilhabe an diesem Grundrecht für einen Großteil der 
Menschen nicht gegeben. Die Mietpreisentwicklung 
läuft der Einkommensentwicklung davon. Schlimmer 
noch: Die Zahl derer nimmt zu, deren Einkommen sich 
auf Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfe hin entwickelt — wenn man da überhaupt von 
einer Einkommensentwicklung sprechen kann. 

Nach den neuesten Vorstellungen der Bundesregie-
rung im Ersten und Zweiten Gesetzentwurf zum 
Spar-, Konsoldierungs- und Wachstumsprogramm 
— man achte auf den Titel dieses Gesetzentwurfs — 
wird z. B. die Sozialhilfe bis 1996 eingefroren, was 
eine reale Kürzung von 10 % für die Bezieher bedeu-
tet. Mit der vorgesehenen Novellierung des Arbeits-
förderungsgesetzes schafft es die Bundesregierung 
beinahe über Nacht, Tausende von Menschen neu in 
die Sozialhilfe zu bringen. 

Da frage ich die Bundesregierung: Sind das der 
steigende wirtschaftliche Wohlstand, die positiven 
Leistungsanreize und die attraktiven Investitionsbe-
dingungen? Wer soll hier eigentlich investieren, und 
wovon? Oder verwechselt die Bundesregierung 
Wohngeld mit Investitionen? Statt in Arbeit zu inve-
stieren und Menschen vor Arbeitslosigkeit zu bewah-
ren — der Markt wird es schon regeln; aber der Markt 
regelt es eben nicht —, verweist die auf den Rechts-
anspruch auf Sozialhilfe und Wohngeld und kalkuliert 
offenbar von vornherein ein, daß von diesem Rechts-
anspruch z. B. viele Familien und alte Menschen aus 
Scham keinen Gebrauch machen. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Genauso 
ist es!) 

Drei Jahre nach der deutschen Einheit sind die 
Weichen für einen sozialen und zukunftsfähigen Woh-
nungsmarkt in den neuen Ländern durch diese Bun-
desregierung noch immer nicht gestellt. Das trifft auch 
für die alten Bundesländer zu. Trotz eines Fehlbestan-
des in den neuen Bundesländern von ca. einer Million 
Wohnungen und eines enormen Investitionsbedarfs in 
eine qualitativ schlechte Bausubstanz ist die Bautätig-
keit noch immer rückläufig. 

Die zum 1. Januar 1993 in Kraft ge tretene Mieten-
verordnung bringt zum Teil drastische Mietsteigerun-
gen, denen oft keine Verbesserung des Wohnstan-
dards gegenübersteht. Sie birgt dagegen die Gefahr 
erheblicher Mietsprünge durch die Kumulierung von 
Modernisierung und Instandsetzung. Bisher ist nicht 
ausreichend abgesichert, daß die Mieterhöhungen  

tatsächlich für Investitionen in den Wohnungsbestand 
genutzt werden. 

(Dr. Gerhard Päselt [CDU/CSU]: Doch! Das 
ist nicht wahr!) 

— Sie wissen doch aus den Beispielen genauso gut wie 
ich, daß das an zig Stellen nicht passiert. 

(Dr. Gerhard Päselt [CDU/CSU]: Ja, die ken-
nen wir!) 

— Warum tun Sie dann nichts Entsprechendes? 

(Dr. Gerhard Päselt [CDU/CSU]: Weil moder-
nisiert worden  ist!)  

— Warum sind Sie dann nicht bereit, dieser Petition 
zuzustimmen, so daß noch weiter gehandelt werden 
kann? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die Forde-
rung der Petenten und votiert dafür, daß Mietsteige-
rungen die tatsächlichen Einkommensverhältnisse in 
den neuen Bundesländern berücksichtigen müssen. 
Aus diesem Grund ist eine Verlängerung und die 
Anpassung der Leistungen nach dem Wohngeldson-
dergesetz erforderlich. Berücksichtigt werden müssen 
in diesem Zusammenhang auch die gesteigerten 
Miethöchstbeträge, die u. a. aus gestiegenen Be-
triebskosten und Modernisierungsumlagen resultie-
ren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, die nächste Rednerin ist unsere Frau Kollegin 
Birgit Homburger. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei der von der SPD zur Getrennt-
ausweisung beantragten Petition handelt es sich um 
eine Eingabe einer Bürgerinitiative aus Halle zum 
Mietrecht in den neuen Bundesländern. Es werden 
insbesondere die Mietanhebungen zum 1. Oktober 
1991 und zum 1. Januar 1993 kritisiert sowie gesetz-
liche Festlegungen von Obergrenzen für Mieten und 
Mietteile vor allem bei Betriebs- und Modernisie-
rungskosten gefordert. 

Der Beschwerde, der Bundestag habe sich bei 
seiner Entscheidung zur Mieterhöhung in den neuen 
Bundesländern zum 1. Oktober 1991 nicht an  die 
Vorgabe des Einigungsvertrages gehalten, kann 
meine Fraktion sich jedenfalls nicht anschließen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Im Einigungsvertrag ist geregelt, daß die Bundesre-
gierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Regelungen über die Miethöhe treffen 
darf. Von dieser Ermächtigung hat die Bundesregie-
rung durch den Erlaß der Verordnung über die Grund-
mieten und der Verordnung über die Umlage von 
Betriebskosten Gebrauch gemacht. Diese ersten Miet-
erhöhungen sind erfolgt. Sie werden von der Erkennt-
nis getragen, daß die gezahlten Mieten in den neuen 
Bundesländern bei weitem nicht ausreichten, um die 
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notwendige Erhaltung und Erneuerung der Wohnun-
gen zu finanzieren. 

Um für diesen Bereich genügend Mittel aufzubrin-
gen, wurde am 1. Ju li  1992 eine zweite Verordnung 
verabschiedet, die weitere Mieterhöhungen zum 
1. Januar 1993 vorsah. Dieser Verordnung hat der 
Bundesrat am 10. Juli  1992 einstimmig zugestimmt. 
Bei der Entscheidung über die Mieterhöhungen 
waren sich also der Bundestag mehrheitlich und der 
Bundesrat einstimmig einig. Beide haben sich strikt an 
den Einigungsvertrag gehalten, wonach Mieten 
schrittweise und unter Berücksichtigung der Einkom-
mensentwicklung an die tatsächlichen Wohnkosten 
angehoben werden sollen. Bundestag und Bundesrat 
waren sich einig, daß angesichts der Einkommensent-
wicklung in den neuen Ländern und insbesondere 
wegen der Gewährung des Sonderwohngelds die 
Mietanpassung sozial vertretbar sei. 

Auch mit dem zweiten Anliegen der Petenten, der 
Einführung von Mietpreisobergrenzen, haben sich 
sowohl der zuständige Ausschuß als auch der Deut-
sche Bundestag in seiner Sitzung am 13. März 1992 
beschäftigt. Es wurde in einer intensiven Sachdebatte 
der Antrag der SPD auf Einführung von Mietober-
grenzen abgelehnt. Ich vermag überhaupt nicht zu 
erkennen, warum wir das Thema an Hand dieser 
Petition, die im Vergleich zur damaligen Entschei-
dungssituation überhaupt keinerlei entscheidungser-
hebliche neue Aspekte bringt, hier jetzt nochmals 
erörtern sollen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die F.D.P.-Fraktion hat zwar Verständnis dafür, daß 
die Mieterhöhungen von den einzelnen Be troffenen 
als Härten empfunden werden mögen, ist aber der 
festen Überzeugung, daß Verbesserungen der Wohn-
versorgung in den neuen Bundesländern nur zu 
erreichen sind, wenn genügend Kapital für die not-
wendige Erhaltung und Erneuerung der Wohnungen 
zur Verfügung steht. 

Deshalb empfehle ich für meine Fraktion, das Peti-
tionsverfahren abzuschließen. 

Danke. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserem Kollegen Dr. Ilja 
Seifert das Wort. 

Dr. Ilja Seifert  (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Menschen, die sich an  den 
Bundestag oder die Regierung mit ihren Sorgen und 
Nöten wenden, setzen Vertrauen und Hoffnung in 
einen Staat, der vorgibt, eine volksverbundene Demo-
kratie zu verkörpern. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das gibt er nicht nur 
vor!)  

Wenn diese Menschen in Ostdeutschland beheima-
tet sind, tun sie das nicht zuletzt vor dem Hintergrund 
der Erfahrung, die sie in der DDR mit Eingaben 
gemacht haben. Die damalige Obrigkeit fürchtete 
diese demokratischen Meinungsäußerungen sogar  

dann, wenn sie nur als Einzeleingaben vorgetragen 
werden durften. 

Ganze 30 Minuten nimmt sich heute der Bundestag 
Zeit, um 77 Massenpetitionen zur Miet- und Woh-
nungspolitik in Ostdeutschland mit Zigtausenden von 
Unterschriften zu beerdigen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist doch auch im 
Ausschuß ausgiebig behandelt und disku-

tiert worden!) 

— Wir reden jetzt vom Plenum. In einer dieser 
Petitionen haben sich z. B. im Zeitraum von Ap ril bis 
Juni 1992 36 592 Berlinerinnen und Berliner für einen 
Mietstopp ausgesprochen; eine sehr verständliche 
Forderung, da sich selbst die gut bezahlten Bonner 
Beamten inzwischen vor den Mieten in Berlin füch-
ten. 

In der Beschlußempfehlung des Ausschusses für die 
heutige Abstimmung heißt es u. a.: 

Da also bereits das Plenum des Deutschen Bun-
destages die Einführung von Mietobergrenzen 
mehrheitlich abgelehnt hat, sieht sich auch der 
Petitionsausschuß nicht in der Lage, eine abwei-
chende Empfehlung zu geben. 

Damit führt sich der Ausschuß selbst ad absurdum. 
Zugleich wird bestätigt, daß nicht das Volk, sondern 
die Parteien an der Macht immer recht haben. Einzi-
ger Unterschied zur DDR: Dort war es nur die SED, 
hier teilen sich die Koalitionsparteien den Anspruch 
auf die absolute Wahrheit. 

(Zuruf von der F.D.P.: Da müssen Sie mal im 
Ausschuß mitarbeiten!) 

— Es tut mir leid; ich bin schon in drei Ausschüssen; ich 
kann nicht überall sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine Unver-
schämtheit ist das!) 

— Ich rede hier von den Fakten. 

Trotz der Zahlenspielereien der Regierung herrscht 
zunehmende Wohnungsnot in Ost- und in West-
deutschland. Die Menschen im Osten zahlen bei 
wesentlich geringerem Einkommen fast genauso viel 
Miete wie im Westen, und dabei wird immer wieder 
unterschlagen: Die Wohnungen im Osten sind durch-
schnittlich älter, mit niedrigerem Ausstattungsstan-
dard, in schlechterem Zustand, und der Flächenver-
brauch pro Kopf beträgt auch nur 77 %. 

(Zuruf von der F.D.P.: Woran liegt denn 
das?) 

— Das kritisiere ich ja auch. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das liegt an den letzten 
40 Jahren!) 

— Ach hören Sie doch mit den letzten 40 Jahren auf! 
Jetzt hat doch Frau Schwaetzer das Sagen hier. 

Für vergleichbare Wohnungen würde jedenfalls in 
Westdeutschland kein Vermieter so viel Miete kassie-
ren können wie im Osten. Daran ändern auch nichts 
die täglichen Pressetermine von Frau Schwaetzer, wo 
sie ihre Erfolge verkündet. 

Die Petenten verspüren jedenfalls am eigenen 
Leibe, daß die Mietpolitik weder sozial ausgewogen 
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noch leistungsgerecht ist. Deswegen fordern die Men-
schen im Osten zu Recht bezahlbare Wohnungen für 
alle — übrigens auch für alle im Westen. Was aber 
machen Sie? Sie begrüßen weitere Mieterhöhungen. 
Schließlich ist die Angst der Menschen vor unbezahl-
baren Mieten und Wohnungskündigungen hervorra-
gend geeignet, das Geschäft mit der Privatisierung 
durchzupeitschen. 

Die Petitionen machen es deutlich: Eine Wende in 
der Wohnungspolitik ist notwendig. Erste Schritte 
dazu wären nach unserer Auffassung: 

Erstens. Zumindest der Verzicht auf die Mieterhö-
hung am 1. Januar 1994 durch die Erhebung von zwei 
weiteren sogenannten Beschaffenheitszuschlägen. 

Zweitens. Verlängerung und Nachbesserung des 
Wohngeld-Sondergesetzes. 

Drittens. Ersetzung des Altschuldenhilfegesetzes 
durch ein Altschuldenübernahmegesetz und damit 
keine Zwangsprivatisierung von kommunalen und 
genossenschaftlichen Wohnungen. 

Viertens. Erarbeitung einer dritten Grundmieten-
verordnung im Zusammenwirken mit den be troffenen 
Mieterinnen und Mietern statt des Übergangs ins 
Vergleichsmietensystem ab 1995. 

Fünftens. Umkehrung des Grundsatzes „Rückgabe 
vor Entschädigung" . 

Schließlich sechstens: Erweiterter Kündigungs-
schutz für Mieterinnen und Mieter. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit, und 
Ihnen, Herr Präsident, danke ich dafür, daß Sie mir 
eine halbe Minute mehr gegeben haben. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, als letzter Redner zu diesem 
Tagesordnungspunkt spricht jetzt der Parlamentari-
sche Staatssekretär beim Bundesminister für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau, unser Kollege 
Joachim Günther. 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Herr Dr. Seifert, ich möchte Ihnen als 
erstes sagen, daß die Bundesregierung Peti tionen sehr 
ernst nimmt. Wie Sie wissen, erhalten Sie zu diesen 
Petitionen auch aus unserem Haus stets umfangreiche 
und begründete Antworten. Ich habe deshalb den 
Eindruck, daß man immer wieder einmal darauf 
hinweisen muß, was die Ausgangssituation im 
Bereich der Mieten ist und was die Dinge sind, die 
gemeinschaftlich im Bund, im Bundestag und im 
Bundesrat, beschlossen worden sind. 

Ich nenne die Grundmietenerhöhung und die 
Umlage der Betriebskosten zum 1. Oktober 1991. Sie 
stand im Einklang mit dem Einigungsvertrag. Auch 
die SPD-regierten Länder haben diese Mieterhöhung 
mitgetragen und ihr im Bundesrat eindeutig zuge-
stimmt. 

Die Barmietenbelastung nach dieser Mietanhebung 
vom 1. Oktober 1991 war unter Berücksichtigung des 
Sonderwohngeldes Ost im Durchschnitt 17 %. Hier  

wurde bereits darauf hingewiesen, daß die Mietko-
stenbelastung in den alten Bundesländern bei 25 % 
liegt. 

Die Grundmieteneinnahmen vor der Mieterhöhung 
am 1. Januar 1993 von 2 DM pro Quadratmeter 
monatlich waren nach unserer Meinung zu niedrig, 
um die Verbesserung der Wohnungsversorgung und 
um die notwendigen Investitionen durchzuführen. 
Deshalb erfolgte — wieder mit Zustimmung der Län-
der — die Anhebung der Mieten um ca. 2 DM pro 
Quadratmeter monatlich ab 1. Januar 1993, so daß 
dann ein Durchschnittswert von 4 DM pro Quadrat-
meter Kaltmiete erreicht wurde. 

Die Anhebung der Mieten entspricht in diesem 
Sinne dem Einigungsvertrag und auch der Einkom-
mensentwicklung. Der Anstieg der Grundmiete war 
deutlich unter den — und das nach Abzug der 
allgemeinen Preissteigerung — im Durchschnitt ver-
bleibenden Zuwächsen beim Haushaltseinkommen. 
Im Einzelfall — auch das kann m an  nicht verschwei-
gen — gab es eine Mietanhebung, die über die 
Einkommenssteigerung hinausging. Für sozialver-
trägliche Wohnkosten sorgt aber in diesem Zusam-
menhang ein nochmals verbessertes Wohngeld. 

Die Untersuchungen im Auftrag des Mieterbundes 
zur Mieterhöhung zum 1. Januar 1993 ergaben: 
Wegen gestiegener Einkommen und des leistungsfä-
higen Wohngeldes ist die Mietanhebung für die 
meisten Haushalte gut verkraftbar. So der Mieter-
bund. 

Die durchschnittliche Warmmietenbelastung An-
fang des Jahres betrug unter Berücksichtigung der 
Wohngeldregelung ca. 21 %. 

Die Beiträge der Bundesregierung zur Verbesse-
rung der Wohnungsversorgung sowie zur Begrenzung 
der Mietbelastung sind sehr vielfältig. Das wissen 
Sie. 

Neben dem Sonderwohngeld gibt es umfangreiche 
Förderprogramme für die Instandsetzung und Moder-
nisierung, so z. B. steuerliche Sonderregelungen, 
sowie die Übernahme des größten Teils der Altschul-
den. 

Der Gegenstand dieser Pe titionen ist uns in vollem 
Umfange bekannt. Im besonderen handelt es sich 
immer wieder darum, ob die Mitanhebung verkraftbar 
ist, ob die Mieten wohnwertbezogen genug ausge-
rechnet werden. Mietminderungen, Modernisierun-
gen, Kündigungen wegen Eigenbedarfs spielen eine 
Rolle. Davon sind gesetzliche Regelungen genau so 
betroffen wie die Betriebskostenabrechnung. 

Eines aber möchte ich, vor allem, weil Sie, Herr 
Dr. Seifert, es angesprochen haben, noch einmal 
sagen: Wir erhalten genauso viele Anschreiben und 
Wünsche, die beinhalten, daß nicht genügend priva-
tisiert wird und Bürger, die eine p rivate Wohnung 
erhalten wollen, nicht die Möglichkeit haben, eine 
solche zu kaufen. 

Ich glaube, diese Punkte sind — wie Frau Hombur-
ger hier dargelegt hat — im Ausschuß und im Plenum 
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nichts weiter hinzufügen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich schließe die Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunächst 
über den Änderungsantrag der Frak tion der SPD auf 
Drucksache 12/5719. Wer stimmt für diesen Ande-
rungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Der Ande-
rungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen abgelehnt. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses auf Drucksache 12/4917? — Wer 
stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung ist mit dem gleichen Stimmen-
ergebnis angenommen. 

(Abg. Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] [frak

-

tionslos] wendet sich an den Präsidenten) 

— Es geht darum, daß sich Herr Kollege Krause — das 
haben Sie alle mitbekommen — zu einer Inte rvention 
gemeldet hatte, wir aber in der Tagesordnung fortge-
fahren sind. 

Ich kann nur sagen: Herr Kollege Dr. Krause, ich 
bitte um Entschuldigung; wir sind schon beim näch-
sten Tagesordnungspunkt. Es war ein Versehen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungs-
punkt 9 auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 
— Drucksache 12/3339 — 
(Erste Beratung 113. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 12/5715 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Klaus-Heiner Lehne 
Dr. Eckhart Pick 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Achim Groß-
mann, Albert Pfuhl, Dr. Eckhart Pick, weiterer 
Abgeordneter und der Frak tion der SPD 
Verbesserung des Schutzes für gewerbliche 
Mieter 
— Drucksachen 12/1488, 12/5715 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Klaus-Heiner Lehne 
Dr. Eckhart  Pick 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. — Ich höre 
und sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
unserem Kollegen Klaus-Heiner Lehne das Wort. 

Klaus-Heiner Lehne (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bei diesem Gesetzge-
bungsvorhaben geht es im wesentlichen darum, mit 
der inzwischen eingetretenen Lage auf dem Ge-
werbemietraummarkt fertig zu werden. 

Wir befinden uns in der Situa tion, daß zur Zeit eine 
gesetzliche Mindestkündigungsfrist für gewerbliche 
Mietverträge von drei Monaten besteht, was für 
Einzelhändler, aber auch für kleine Gewerbetrei-
bende zum Teil erhebliche Probleme verursachen 
kann — dies wenn es um die mögliche Betriebsauflö-
sung, um die Beschaffung von Ersatzraum, auch um 
die möglicherweise mit den Betriebsräumlichkeiten 
im Wechsel verbundenen Kündigungen von Arbeits-
verträgen, der Problema tik der Schaffung der Kun-
denakzeptanz geht. 

Aus diesem Grunde ist im Bundesrat vom L and 
Berlin eine Initiative gekommen, die Mindestfrist zur 
Kündigung von Gewerbemietverträgen von drei auf 
sechs Monate zu erweitern. 

Parallel dazu gibt es einen SPD-Antrag, über den 
wir ebenfalls zu entscheiden haben, der im Prinzip 
vorsieht, daß beim Gewerbemietraum ein soziales 
Mietrecht, ähnlich wie dies beim Wohnungsmietraum 
bereits besteht, eingeführt wird mit einer Kündi-
gungsmöglichkeit nur noch bei Unzumutbarkeit für 
den Vermieter, mit einer Beschränkung der Mieten-
höhe, mit großzügigen Räumungsfristen zugunsten 
des Mieters und mit der Anwendung des § 5 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes auf die Verhältnisse auch bei 
Gewerbemieten. 

Der Rechtsausschuß hat hierzu eine Anhörung 
durchgeführt, die ein ganz eindeutiges Ergebnis 
gezeigt hat: Im Prinzip hat sie die Vorstellung des 
Bundesrates befürwortet, einhellig aber die SPD-
Vorschläge durch die Sachverständigen als nicht 
verantwortbar abgelehnt. 

Zum einen kann man zu diesen Argumenten anfüh-
ren, daß es sicherlich einen wesentlichen Unterschied 
in bezug auf die Schutzwürdigkeit zwischen Wohn-
mietraum und Gewerbemietraum gibt. Hinzu kommt, 
daß der verzerrte Wohnungsmarkt, den wir durch 
unser soziales Mietrecht haben, für den Gewerbe-
mietmarkt kein Vorbild sein kann. Die Verzerrtheit, 
die hier eintritt, ist eigentlich nur deshalb zu verant-
worten, weil Wohnung auch nach den Vorstellungen 
unserer Verfassung ein besonders schützenswertes 
Gut ist. 

Infolgedessen haben die Handwerkerverbände und 
die Einzelhandelsverbände, also gerade die Betroffe-
nen, während der Anhörung übereinstimmend die 
Vorstellungen der SPD abgelehnt und sich nur den 
Vorstellungen des Bundesrates annähern können. 

Die Sachverständigen haben insbesondere darauf 
hingewiesen, daß die Marktregulierungsfunktion 
nicht mehr funktioniert, daß Wettbewerbsverzerrun-
gen zwischen denen, die über alten, preiswerten 
Mietraum verfügen, und denen, die über neuen, neu 
vermieteten, teureren verfügen, eintreten können. 
Investoren im Grundstücksmarkt können abge-
schreckt werden; und ich weise darauf hin, daß wir bei 
großen Bürovorhaben heute insbesondere auf auslän-
dische Investoren angewiesen sind. Es besteht die 
Gefahr, daß ein grauer oder schwarzer Markt durch 
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Nebenabreden entsteht. Nach dem Ergebnis der 
Anhörung müssen wir also davon ausgehen, daß nicht 
zu verantworten ist, was die SPD hier beantragt hat. 
Wir haben dies deshalb auch im Rechtsausschuß 
abgelehnt, werden es auch hier heute ablehnen und 
dem Vorschlag des Bundesrates, die Mindestkündi-
gungsfristen auf sechs Monate zu verlängern, zustim-
men. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker Meine Damen und 
Herren, jetzt hat das Wort unser Kollege Dr. Eckhart 
Pick. 

Dr. Eckhart  Pick (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Zufall hat es wohl gewollt, 
daß wir uns unmittelbar nach einer Debatte über 
Wohnen und Mieten in den neuen Bundesländern 
einem Problem zuwenden, das mit der Miete von 
gewerblichem Wohnraum zu tun hat. 

In der Tat, jahrzehntelang hatte man, wenn vom 
Schutz der Mieter die Rede war, allein den Mieter-
schutz in bezug auf Wohnraum im Blick, und niemand 
hat wohl geahnt, daß eines Tages auch die Mieter von 
gewerblich genutzten Räumen, also Geschäftsloka-
len, eines weitergehenden Schutzes als bisher bedür-
fen würden. 

Wir wissen, daß das Bürgerliche Gesetzbuch hierzu 
nur eine sehr knappe Regelung, eine sehr dürftige 
Regelung der Kündigungsfrist in § 565 enthält — dar-
auf ist schon hingewiesen worden —, aber keinen 
spezifischen Schutz von Mietern gewerblichen 
Wohnraums. 

Nun haben sich seit geraumer Zeit die Verhältnisse 
grundlegend geändert. Das gilt auch für die Verhält-
nisse, die wir jetzt in den neuen Bundesländern zu 
beobachten haben. Aber wir beobachten schon seit 
Beginn der 70er Jahre in der damaligen Bundesrepu-
blik eine Entwicklung insbesondere in den Großstäd-
ten und Ballungsräumen, die uns Sorge machen 
muß. 

In allen Innenstädten, in den attraktiven Geschäfts-
lagen, z. B. in Fußgängerzonen, findet eine Verdrän-
gung alteingesessener Fachgeschäfte statt, die immer 
erbarmungslosere Züge annimmt. Supermärkte, Fi-
lial- und Kettenunternehmen, Spielhallen usw. über-
bieten die von mittelständischen Unternehmen 
bezahlbaren Mieten, ohne mit der Wimper zu zucken 
und ohne Rücksicht auf in vergleichbaren Lagen 
übliche Preise. Dem eingesessenen Handel und 
Gewerbe geht zunehmend die Luft aus. 

Dies ist aber nicht nur ein mittelständisches und 
damit wirtschaftliches Problem, sondern es hat sehr 
viel mehr Aspekte. Geschäfte, die bislang die Nahver-
sorgung der Menschen in vielfältiger Weise sicher-
stellten, müssen entweder aufgeben oder in Randbe-
reiche ausweichen. Neben einer Verödung der Innen-
städte fehlt langfristig eine Infrastruktur, die vor allem 
älteren Menschen und nicht so mobilen Bürgerinnen 
und Bürgern erlaubt hatte, auch ohne Auto und 
sonstige Verkehrsmittel ihren täglichen Bedarf zu 
befriedigen. 

Ganze Quartiere werden auf diese Weise von einem 
Angebot entblößt, das eigentlich urbanes Leben aus-
macht. Statt Vielfalt beobachten wir gesichtslose 
Läden, besser Schuppen genannt, Einheitsgeschäfte, 
die die lästige Konkurrenz schon längst abgeschüttelt 
haben. Und sie werden auch versuchen, über den 
Preis letztlich ihre Mietkosten wieder hereinzuholen. 
Im Endeffekt werden Waren und Dienstleistungen für 
die Verbraucher teurer, weil der Markt wegen fehlen-
der Konkurrenz nicht mehr ausgewogen ist. Gleich-
zeitig wird die Auswahl unter dem Angebot geringer. 
Einheitsgeschäfte halten eben nur Einheitsangebote 
vor. 

Angesichts dieser bedenklichen Entwicklung, 
meine Damen und Herren, die von vielen, die sich 
damit beschäftigen, also Kommunen, dem Einzelhan-
del, Handwerk, den Selbständigen, aber auch der 
Wissenschaft, sehr einheitlich eingeschätzt wird, rea-
giert nun endlich der Gesetzgeber — zweifellos sehr 
spät und nach unserer Auffassung auch zu zurückhal-
tend. 

Die SPD-Fraktion hatte bereits in der letzten Legis-
laturperiode einen Antrag eingebracht. Damals hat 
der Kollege Albert  Pfuhl dazu gesprochen. Das, was er 
damals gesagt hat, ist auch heute noch richtig. Es ging 
schon damals um eine angemessene Verbesserung 
der Rechtsstellung gewerblicher Mieter. Wir haben 
diese Initiative erneut aufgenommen, und wir ent-
scheiden heute u. a. über diesen Antrag. Wir fanden 
es für das Verfahren besonders hilfreich, daß der 
Bundesrat einen Gesetzentwurf eingebracht hatte, 
der diesem Anliegen zusätzlichen Schwung gegeben 
hat und der heute nunmehr ebenfalls zur Abstimmung 
ansteht. 

Der Antrag der SPD-Frak tion geht von der Einschät-
zung aus, daß auch der gewerbliche Mieter vor 
Kündigungen so weitgehend geschützt werden muß, 
daß seine wirtschaftliche Existenz garantiert werden 
kann und nicht durch Kündigung gefährdet wird. Es 
geht dabei nicht um die üblichen Kündigungsfälle, 
sondern um solche, die vom Vermieter allein mit dem 
Ziel betrieben werden, die maximale Rendite auf 
Kosten des Mieters zu erreichen. 

Zum zweiten halten wir eine Verlängerung der 
gesetzlichen Kündigungsfristen über die bisher gel-
tenden drei Monate hinaus für unbedingt erforderlich 
und begrüßen deshalb die Ini tiative des Bundesrates, 
der im Gegensatz zur Bundesregierung Handlungs-
bedarf erkannt hat. Wir halten es auch für angemes-
sen, bei längerfristigen Mietverhältnissen im gewerb-
lichen Sektor eine längere Kündigungsfrist, z. B. von 
einem Jahr, vorzusehen. Auch dies hatte der Gesetz-
entwurf des Bundesrates zum Ziel. 

Wir sehen darüber hinaus auch ein Bedürfnis, den 
eklatanten Mietpreisanstieg in diesem Bereich zu 
begrenzen. Es sind Fälle zu beobachten — sie haben in 
der Presse ja eine Rolle gespielt—, in denen Vermieter 
nach Ablauf der Mietzeit die Miete um 300 % und 
mehr erhöht haben 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Das ist 
Wucher!) 

bzw. mit der Nichtverlängerung von Verträgen dro

-

hen, wenn auf die neuen Bedingungen nicht einge- 
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Dr. Eckhart Pick 
gangen wird. Auch der Markt gewerblich genutzten 
Grundstückeigentums ist eben ein Markt der Vermie-
ter. 

Angesichts dieser Problematik, Herr Kollege Lehne, 
ist festzuhalten: Es geht uns überhaupt nicht um eine 
undifferenzierte Übertragung des sozialen Mietrechts 
auf den Bereich der gewerblichen Miete, wie Sie 
haben glauben machen wollen. Es geht vielmehr um 
eine minimale Steuerung einer unerfreulichen Ent-
wicklung. Wir sehen uns in diesem Ziel auch durchaus 
einig mit den Experten auf diesem Gebiet. Die Anhö-
rung hat zumindest erkennen lassen, daß dieses Ziel 
von allen Expertinnen und Experten bejaht worden 
ist, auch wenn im Einzelfall das eine oder andere 
Instrument sicher anders bewertet worden ist. 

Begrüßt wurde insbesondere — das möchte ich noch 
einmal betonen — eine Verlängerung der gesetzli-
chen Kündigungsfristen. Wir bedauern, daß die 
Mehrheit dieses Hauses nur zu einem kleinen Schritt 
bereit war. Nach unserer Auffassung hätte eine Ver-
längerung über die vorgesehenen sechs Monate hin-
aus bei längerfristigen Mietverträgen eine zusätzliche 
und angemessene Sicherheit dargestellt. 

(Beifall des Abg. Dr. Hans de With [SPD]) 

Meine Damen und Herren, wer es mit der Förde-
rung kleinerer und mittelständischer Be triebe und 
Handwerke ernst meint, der muß auch bereit sein, 
mehr für ihre Interessen zu tun, als es diese Koalition 
vorhat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir bedauern deshalb, daß unsere weitergehenden 
Vorschläge von der Mehrheit dieses Hauses nicht 
akzeptiert wurden. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das ist 
wohl wahr!) 

In vielen Fällen haben wir es ja erlebt: Irgendwann 
werden Sie schon ein bißchen schlauer. Aber das 
dauert uns etwas zu lange. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die SPD 
wird der Neuregelung in Form des vorgeschlagenen 
Gesetzes zustimmen; denn wir erkennen darin immer-
hin einen kleinen Fortschritt. Wir werden darüber 
hinaus der Ausschußempfehlung nicht folgen, soweit 
sie unseren weitergehenden Antrag ablehnt. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nächster Redner ist 
unser Kollege Burkhard Zurheide. 

Burkhard Zurheide (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn die SPD Vorschläge zur 
Veränderung des Mietrechts macht, ist in aller Regel 
Anlaß zu größter Sorge gegeben. Wenn die SPD dann 
auch noch — wie eben geschehen — geradezu mit 
tränender Stimme sagt, sie habe nun ihr Herz für 
Gewerbetreibende entdeckt, dann besteht nicht nur 
Anlaß zur Sorge 

(Dr. Eckhart Pick [SPD]: Wir haben an die 
Verantwortung appelliert!) 

— Herr Kollege Pick, mit Verlaub —, dann ist Gefahr 
im Verzuge. 

Meine Damen und Herren, in Wirklichkeit geht es 
bei Ihrem Antrag darum, daß Sie versuchen wollen, 
durch Interventionismus eine bestimmte Einzelhan-
delsstruktur vorzuschreiben, eine bestimmte Einzel-
handelsstruktur zu bewirken. In Wirk lichkeit möchten 
Sie dem Bürger gerne vorschreiben, in welche 
Geschäfte er zu gehen hat, was er zu treiben hat. Das 
Ziel Ihres Antrags ist ganz und gar nicht, Gewerbetrei-
benden zu helfen. Das Ziel Ihres Antrags ist schlicht 
und ergreifend ein Gesetzentwurf zur Reglementie-
rung. 

Ich glaube, es gibt kein Rechtsgebiet, das sich so 
wenig für Reglementierungen eignet wie das Miet-
recht, weil das nämlich kontraproduktiv ist. Jede 
weitere Reglementierung führt nicht dazu, daß mehr 
Wohnraum oder wie hier mehr Geschäftsraum 
geschaffen wird, sondern jede A rt  von Reglementie-
rung führt nur dazu, daß weniger Raum geschaffen 
wird. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Genau das wäre das Ergebnis, wenn ein solcher 
Gesetzentwurf vorgelegt würde. 

(Dr. Hans de With [SPD]: Ideologie ist das!) 

Herr Kollege Pick, es hat auch keinen Zweck, 
Filialunternehmen zu beschimpfen, Fast-food-Ketten 
zu beschimpfen. Sie können dem Bürger nicht vor-
schreiben, in welche Geschäfte er gehen soll. Wir 
haben das zu respektieren. Ich will dabei überhaupt 
nicht verschweigen, daß es objektiv gewisse Miß-
stände gibt, die bekämpft werden müssen. Das Instru-
mentarium dafür steht aber zur Verfügung. Sie kön-
nen über Flächennutzungspläne und über Bebau-
ungspläne geeignete Maßnahmen ergreifen, um sol-
chen Mißständen tatsächlich abzuhelfen. Was Sie 
aber nicht tun sollten, ist, solche Mißstände mit Hilfe 
des Mietrechts zu bekämpfen, weil das in der Tat zu 
einem völlig gegenteiligen Ergebnis führen würde. 
Deswegen lehnen wir das auch ab. 

Es ist ja richtig: Es fehlt Gewerberaum; es fehlt 
Mietraum. Wenn in einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung etwas fehlt, geht der Preis natürlich in die Höhe. 
Das ist überhaupt keine Frage. Die Lösung dafür kann 
aber nur sein, Investoren dafür zu motivieren, Investo-
ren zu finden, die in Gewerberaum investieren und 
ihn zur Verfügung stellen. Dann werden die Preise 
fallen; dann würden solche Probleme auch leichter 
gelöst werden können. 

Für uns Liberale gibt es einen ganz hehren und 
großen Grundsatz. Vertragsfreiheit, Privatautonomie 
und Gewerbefreiheit sind für uns wich tige Werte, die 
wir nicht angetastet haben möchten. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Sie schlagen vor, daß ein Gewerbemietspiegel 
geschaffen werden soll. Wie soll das praktisch funk-
tionieren? Wollen Sie Daten sammeln? Wollen Sie die 
ganze bunte Vielfalt des Gewerbemietraumvertrags-
wesens aufbrechen? Was soll passieren, wenn, wie Sie 
vorschlagen, keine Kündigung ausgesprochen wer-
den kann, wenn der Geschäftsinhaber, aus welchen 
Gründen auch immer, dadurch „eine erhebliche 
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Gefährdung seiner wi rtschaftlichen Lebensgrund-
lage" zu gewärtigen hat? Wie l ange soll das gehen? 
Das ist praktisch nicht durchführbar. Was soll die 
Anwendbarkeit des § 5 des Wirtschaftsstrafgesetzbu-
ches, wie Sie es vorschlagen? Auch das führt in die 
Irre. 

Ein Letztes zu den Punkten, die Sie vorschlagen. Ich 
muß gestehen, ich habe mir ein Schmunzeln nicht 
verkneifen können, als ich in Ihrem Antrag gelesen 
habe, daß Sie fordern, der Staat solle Möglichkeiten 
der Beratung für gewerbliche Mieter schaffen. Dafür 
gibt es reichlich rechtsberatende Berufe. Das muß der 
Staat nicht auch noch be treiben. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine Forderung 
des Handwerks! — Ulrich Heinrich [F.D.P.]: 
Deswegen ist es noch lange nicht richtig!) 

Der einzige Punkt, den wir mitzumachen bereit 
sind, ist die Verlängerung der Kündigungsfristen von 
jetzt drei Monaten auf sechs Monate. Wir halten nichts 
davon, auch hier aufzudröseln und zu sagen: für 
bestimmte Mietverhältnisse zwölf Monate und für 
andere nur sechs Monate. Das ist übrigens auch die 
Ansicht der angehörten Verbände und Sachverständi-
gen. 

Ich glaube, eines ist in der Anhörung, die selten klar 
und selten deutlich gewesen ist, ziemlich deutlich 
geworden: Genau das, was diese Koalition beschließt, 
nämlich allenfalls die Verlängerung der Kündigungs-
fristen auf sechs Monate, ist vernünftig und richtig. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren: Mehr 
Gewerbe und mehr Gewerberaum schafft m an  nicht 
durch Interventionismus — dies schafft man einzig 
und allein dadurch, daß gebaut wird. Dafür benötigt 
man  Investoren und keine Marktregulierer. Der Staat 
sollte auch und gerade beim Gewerberaum Rahmen-
bedingungen schaffen und Investoren nicht abschrek-
ken. Der Staat darf kein s trenges, enges Korsett zur 
Verfügung stellen, unter dem niemand mehr arbeiten 
kann, unter dem auch niemand mehr investieren 
will . 

Unser Mietrecht, und zwar sowohl das Wohnraum-
mietrecht als auch das Geschäftsraummietrecht, ist 
kompliziert und unübersichtlich genug. Es gibt eine 
Marktwirtschaft. Meine Fraktion, meine Partei, die 
F.D.P. vertraut auf die Marktregulative, und dieses 
Vertrauen in marktregulative Wirkungen liegt im 
Interesse des Mieters und des Vermieters. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserem Kollegen Dr. Ilja 
Seifert das Wort. 

Dr. Ilja Seifert  (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen von der F.D.P.! Bei aller Freundschaft 
und bei allem Verständnis für Gewerbefreiheit — in 
Spielhallen kann man keine Milch kaufen. Gewerbe-
mieten sind für Mittelständler in West und Ost wich tig. 
Die Verdrängung findet hier wie da statt; erlauben Sie 
mir dennoch, jetzt hauptsächlich über die Entwick-

lung im Osten zu reden, weil ich mich da besser 
auskenne. 

Eine entscheidende Grundlage für die vor Jahren 
im Wahlkampf versprochenen blühenden Landschaf-
ten im Osten sollte die Entwicklung des Mittelstandes 
sein. Inzwischen gibt es in vielen Orten bereits mehr 
Gewerbeab- als -anmeldungen. Welche wenn nicht 
diese Bundesregierung sollte dafür die Verantwor-
tung tragen? 

(Zurufe von der F.D.P.: Na, na!) 

Viele traditionelle Standorte für Handwerker und 
Gewerbetreibende vor allem in den Innenstädten 
sind restitutionsanspruchsbehaftet. Gewerbetrei-
bende plagen sich mit überhöhten Mieten und mit 
Verträgen mit sehr kurzen Laufzeiten herum. Dazu 
kommt die unerträgliche Konkurrenz großer Handels- 
und Gewerbeparks auf ehemals grünen Wiesen am 
Stadtrand. Dort werden real existierende blühende 
Landschaften buchstäblich zerstört. 

(Zuruf: Da muß man ja fragen, warum die 
restitutionsbehaftet sind!) 

Viele Gewerbetreibende, beispielsweise in meinem 
Wahlkreis Berlin-Friedrichshain, Lichtenberg und 
Treptow, die 41 Jahre Sozialismus recht gut überlebt 
haben und deren Leistungen im Kiez von einem festen 
Kundenstamm in Anspruch genommen wurden, muß-
ten in letzter Zeit ihr Geschäft aufgeben — wegen der 
Gewerbemieten. Hauptgrund dafür waren die exi-
stenzvernichtenden — Sie sagen dazu „marktgerech-
ten" — Mieten und Neuverträge. 

Beispielsweise ist der Glasermeister aus der Lich-
tenberger Pfarrstraße nach 26 Betriebsjahren nach der 
Vernichtung seines Betriebes heute arbeitslos. Fast 
alle Lebensmittelläden in der Berliner Karl-Marx-
Allee sind abgewickelt; dafür sind in dieser Magis trale 
fast alle Großbanken präsent. Dabei ist es Frau Krause 
oder Herrn Lehmann eben nicht gleichgültig, wenn 
ihr Bäcker gleich um die Ecke einem Sexshop weichen 
mußte und sie jetzt zum nächstgelegenen Bäcker 
dreimal so weit laufen müssen, sofern sie überhaupt 
laufen können. 

Gewerbefreiheit ist das eine; der Schutz der Gewer-
betreibenden vor Willkür etwas anderes und der 
Erhalt eines bürgernahen Versorgungsnetzes das 
Dritte. Hier im Bundestag, im politischen Bereich also, 
muß die Sozialpflichtigkeit des Staates besonders 
angemahnt werden. Maßnahmen zum Schutz der 
gewerblichen Mieter — und dazu gehören Kultur- und 
Sozialeinrichtungen, Jugendclubs, Sportvereine, Se-
niorenfreizeitstätten und andere gemeinnützige Ver-
einigungen — sind eben dringend erforderlich. 

Darüber waren sich übrigens in Berlin, vor Ort also, 
sowohl die Oppositionsparteien als auch die Koali tion 
von SPD und CDU einig. 

Was heute, nach über einem Jahr, in dieser Frage 
zur Abstimmung vorliegt, kann man  auch so 
umschreiben: Der Elefant kreißte und gebar ein Mäus-
lein. Deswegen wird sich die PDS bei dieser Vorlage 
der Stimme enthalten, jedenfalls die meisten von uns. 
Für uns wirkliche Unterstützung der gewerblichen 
Mieter und damit für eine gesunde Infrastruktur und 
neue Arbeitsplätze ist weit mehr zu tun. 
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Leider reicht die Zeit, die der PDS/Linke Liste hier 

an Redezeit zugestanden wird, nicht aus, auch noch 
unsere konkreten Vorschläge ausführlich darzulegen. 
Wir jedenfalls würden dem von Ihnen in Wahlkämp-
fen so heftig umworbenen Mittelstand, dem ange-
stammten und dem neu entstehenden, im Alltag 
hilfreich zur Seite stehen. Wir würden ihm reale 
Entwicklungsmöglichkeiten schaffen, nicht seine 
Vernichtung. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren! Als letzter Redner in dieser Debatte hat jetzt 
der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz, unser Kollege Rainer Funke, das 
Wort. Wir begrüßen aber auch die anwesende Mini-
sterin. — Bitte, Kollege Funke. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Kollege Zurheide hat, glaube ich, ord-
nungspolitisch alles gesagt, was man zu diesem 
Thema sagen muß. Dafür meinen herzlichen Dank, 
denn es war umfassend und gab die marktwirtschaft-
lichen Regelungen unseres gewerblichen Mietrechts 
zutreffend wieder. 

Wenn Sie, Herr Professor Pick, gesagt haben, daß 
ein Geschäftsraummietengesetz notwendig sei, dann 
frage ich Sie allerdings, warum Sie in den Ländern 
dieses Geschäftsraummietengesetz, das wir ja gehabt 
haben, vor 15 bis 20 Jahren — zuletzt vor 15 Jahren im 
Land Berlin — mit Ihren eigenen Stimmen abgeschafft 
haben. Ich glaube, das war damals die richtige Ent-
scheidung. 

Natürlich sind wir immer wieder von Parlamenten 
und von parlamentarischen Anfragen gedrängt wor-
den, hier für den Geschäftsraummieter zusätzliche 
Schutzrechte einzufordern. 

Es ist völlig richtig — das gebe ich Ihnen, Herr 
Professor Pick, auch zu —, daß sich der Strukturwan-
del im Bereich der Wirtschaft in den letzten Jahren 
beschleunigt hat. Das hat vor allen Dingen in den 
Zentren der Großstädte zu Verdrängungen alteinge-
sessener Geschäfte durch wirtschaftlich stärkere Kon-
kurrenten geführt. 

(Dr. Hans de With [SPD]: Und zwar zum Teil 
mit rüden Methoden!)  

— Das ist in der Marktwirtschaft — das gebe ich Ihnen 
zu, Herr Dr. de With — auch nicht ganz ausgeschlos-
sen. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Da müssen 
Sie einmal ordnungspolitisch nachdenken!) 

Die Bundesregierung sieht diese Entwicklung mit 
Besorgnis. Sie sieht die Ursache hierfür aber nicht in 
einem unzureichenden Rechtsschutz für den gewerb-
lichen Mieter. Ein Teil der Geschäfte gibt den 
Geschäftsbetrieb wegen mangelnder Rentabilität auf, 
ein anderer Teil aus Altersgründen, wieder andere 
wegen wirtschaftlich stärkerer Konkurrenz. Das ist ein 
ganz normaler Ausleseprozeß. Die von der SPD-
Fraktion geforderte gesetzliche Mietzinsbegrenzung 
durch Einführung einer ortsüblichen Vergleichsmiete  

ist zudem ungeeignet, schädlichen Entwicklungen 
entgegenzuwirken. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Ilja 
Seifert? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Justiz: Natürlich. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Kollege Sei-
fert. 

Dr. Ilja Seifert  (PDS/Linke Liste): Herr Staatssekre-
tär, wenn Sie das alles für ganz normal halten, können 
Sie mir dann bitte erklären, ob es normal ist, daß 
anstelle von Lebensmittelgeschäften jetzt Sexshops 
oder Spielhallen sind? Kann m an  dort essen? 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Wo laufen Sie 
denn herum?) 

— Ja, ich wohne in Berlin-Mitte, tut mir leid, und ich 
möchte auch weiter dort wohnen. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz: Herr Kollege Dr. Seifert, da 
müssen Sie darüber nachdenken, wie die Alte rnative 
wäre. Wollen Sie statt der Vertragsfreiheit regeln, daß 
in bestimmten Geschäftsräumen nur bestimmte 
Geschäfte untergebracht werden sollen? Soll das in 
Zukunft beispielsweise eine Gewerbepolizei zu ver-
geben haben? Da müssen Sie sich schon fragen, wie 
Sie es mit der Vertragsfreiheit halten. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär, es gibt noch zwei Wortmeldun-
gen, und zwar von den Kollegen Hansen und 
Dr. Krause. Würden Sie die noch mit zulassen? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz: Natürlich. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Kollege Han-
sen. 

Dirk Hansen (F.D.P.): Herr Staatssekretär, gehen Sie 
mit mir einig, wenn ich festelle, daß die kommunale 
Planungshoheit genau in den Bereichen, die Kollege 
Seifert soeben angesprochen hat, eigentlich durch-
greifen sollte und nach unseren rechtlichen Vorgaben 
auch durchgreifen kann? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz: Herr Kollege H ansen, ich stimme 
Ihnen da völlig zu. In den kommunalen Bebauungs-
plänen werden durchaus Begrenzungen, z. B. für 
Spielhallen, Sex-Shops oder ähnliches, vorgesehen. 
Dies ist nach unserem Baugesetzbuch möglich. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nun noch eine 
Frage des Kollegen Dr. Krause. Bitte, Kollege 
Dr. Krause. 

Dr. Rudolf Karl Krause (Bonese) (fraktionslos): Herr 
Staatssekretär, die F.D.P. ist als die Mittelstandspartei 
angetreten, in der sich NDPD und LDPD vereinigt 
haben. Wie wollen Sie 1994 noch einmal als Mittel- 
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standspartei antreten, wenn wir z. B. in Sachsen-
Anhalt auf Grund der bezeichneten Zusammenhänge 
in diesem Jahr bei 18 000 Gewerbeanmeldungen 
bisher 12 000 Gewerbeabmeldungen haben, wie wol-
len Sie sich als Mittelstandspartei für den Mittelstand, 
der vor der Vereinigung kaum da war, artikulieren, 
wenn in der Tat viele Kleine, die den Sozialismus 
überlebt haben, jetzt großen H andelsketten wei-
chen? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz: Herr Kollege Dr. Krause, ich 
freue mich, daß Sie sich unseren Kopf zerbrechen, 
aber ich möchte mich hier nicht in den Wahlkampf für 
das Jahr 1994 begeben. Wir haben ordnungspolitisch 
die richtige Gewerbepolitik. Wir werden vom Mittel-
stand auch weiter gewählt werden. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ein Geschäftsraummietenspiegel, Herr Professor 
Pick, wie Sie ihn fordern, kann nur schwer erstellt 
werden. Bei Geschäftsräumen kann es sich um Arzt-
oder Anwaltspraxen, um kleine Werkstätten und 
große Lebensmittelgeschäfte oder um Fabrikhallen 
handeln. Wenn Sie in die Innenstadt beispielsweise 
einer Großstadt gehen, dann werden sie feststellen, 
daß Geschäftsräume in der einen Straße besonders 
begehrt sind und Geschäftsräume in der nächsten 
Straße nicht so begehrt sind und demgemäß die 
Mietzinsen ganz erheblich geringer sind. Wie wollen 
Sie das in zwei oder drei Stufen in einem Mietpreis

-

spiegel wiedergeben? Ein ortsüblicher Vergleichs-
mietzins läßt sich bei dieser Vielfalt der Nutzungs-
möglichkeiten eben kaum ermitteln, noch nicht ein-
mal mit viel Bürokratie, wie es die Sozialdemokraten 
gerne haben. 

Darüber hinaus werden sich gesetzliche Mietpreis-
begrenzungen negativ auf das Angebot an Geschäfts-
räumen auswirken. Auch werden Vermieter versu-
chen, derartige Preisbegrenzungen z. B. durch Ein-
malzahlungen, durch Abstände usw. zu umgehen. 

Die Geschäftsraummieter sind im übrigen auch 
nach der derzeitigen Rechtslage Mietzinserhöhungen 
nicht schutzlos ausgesetzt. Im Rahmen der Vertrags-
freiheit können sie langfristige Mietverträge mit einer 
Option für eine Verlängerung abschließen. 

(Dr. Hans de With [SPD]: Wenn die anderen 
mitmachen!) 

Diese Mietverträge können eine Mietzinsgleitklausel 
enthalten. Sie stellen damit für Mieter und Vermieter 
einen optimalen Interessenausgleich dar. Schließlich 
fordern auch die Verbände der Betroffenen, die die 
Interessenlage doch wohl am besten beurteilen kön-
nen, den von der SPD vorgeschlagenen Schutz 
nicht. 

Die Verlängerung der Kündigungsfristen, wie sie in 
den Ausschüssen beschlossen worden ist, halte ich 
dagegen für sinnvoll. Die Verlängerung der Kündi-
gungsfrist auf sechs Monate zum Quartalsende ist bei 
den heutigen Verhältnissen erforderlich, um ein Miet-
verhältnis angemessen abwickeln zu können. Dies ist 
jedenfalls die Auffassung der Be troffenen. Ich sehe 
keine Veranlassung, diesem vernünftigen Wunsch 
nicht zu entsprechen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen zu diesem Tagesord-
nungspunkt liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches auf den Drucksachen 12/3339 und 12/5715 Nr. 1. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das H and-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltun-
gen? — Bei Stimmenthaltung aus der Gruppe PDS/ 
Linke Liste ist dieser Gesetzentwurf in zweiter Bera-
tung angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 
und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. — 
Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Mit 
dem gleichen Stimmenergebnis ist der Gesetzentwurf 
nun in dritter Lesung angenommen. 

Unter Nr. 2 seiner Beschlußempfehlung empfiehlt 
der Rechtsausschuß, den Antrag der Frak tion der SPD 
zur Verbesserung des Schutzes für gewerbliche Mie-
ter auf Drucksache 12/1488 abzulehnen. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dage-
gen? — Stimmenthaltungen? — Bei einer Stimment-
haltung von Dr. Krause und gegen die Stimmen der 
SPD und PDS/Linke Liste ist die Beschlußempfehlung 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 10 wurde bereits vor Punkt 8 
behandelt. 

Ich kann daher Punkt 11 der Tagesordnung aufru-
fen:  

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung der Richtlinie des Rates vom 
13. Juni 1990 über Pauschalreisen 
— Drucksache 12/5354 — 

Überwei sung svorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
EG -Ausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst das 
Wort der Bundesjustizministerin, unserer Kollegin 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin der Justiz: Herr Präsident! Sehr verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Der am 24. März diesen 
Jahres vom Kabinett beschlossene Gesetzentwurf zur 
Umsetzung einer EG-Richtlinie über Pauschalreisen 
steht heute zur ersten Lesung an. Die Turbulenzen des 
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Sommers mit gestrandeten Urlaubern vom Mittel-
meer bis zum Pazifik haben dieses Vorhaben in den 
besonderen Blickpunkt der Offentlichkeit gerückt. 

(Dr. Hans de With [SPD]: Warum wohl?) 

Zum Teil wurde sogar der Eindruck erweckt, als sei 
die bisher nicht erfolgte Umsetzung der Richtlinie für 
den Konkurs von Reiseveranstaltern und dafür 
ursächlich, daß Urlauber ohne Dach über dem Kopf in 
fernen Landen festsaßen — eine wirk lich völlig ver-
quere Betrachtungsweise. 

Mir persönlich und dem Bundesministerium der 
Justiz ist vorgeworfen worden, man habe die fristge-
rechte Umsetzung der EG-Pauschalreiserichtlinie ver-
schlafen. Richtig ist vielmehr, daß wir die für ein 
Gesetzgebungsvorhaben bemessene Umsetzungsfrist 
der EG nicht einhalten konnten, weil ein Sicherungs-
system für jährlich 25 Millionen Pauschalreisen von 
Grund auf neu geschaffen werden muß. 

Betroffen ist eine Branche mit freiem, nahezu vor-
aussetzungslosem Zugang zum Gewerbe und damit 
zwangsläufig divergierenden Interessen. Deshalb war 
und ist vor allem die Mitwirkung der be troffenen 
Wirtschaftskreise unentbehrlich. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das muß einmal gesagt 
werden!) 

Die besonderen Schwierigkeiten werden auch 
dadurch verdeutlicht, daß versierte Experten der Ver-
sicherungs- und Tourismusbranche nahezu zwei 
Jahre benötigen, um den Erstentwurf eines halbwegs 
funktionierenden und den rechtlichen Rahmenbedin-
gungen gerecht werdenden Systems der Absicherung 
zu erarbeiten. Es wäre völlig sinnlos gewesen, wenn 
der Gesetzgeber bei dieser Sachlage dem Ergebnis 
dieser Bemühungen durch Aufmalen abstrakter Para-
graphen auf ein Blatt Papier hätte vorauseilen wol-
len. 

(Vorsitz : Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 

Bezeichnenderweise ist es auch unseren Partnern in 
der EG in der überwiegenden Mehrzahl bisher nicht 
gelungen, die Richtlinie fristgerecht in nationales 
Recht umzusetzen. Auch Großbritannien, Nieder-
lande, Portugal und Frankreich haben noch nicht die 
notwendigen Ausführungsbestimmungen erlassen 
— um die es gerade in diesem Fall geht —, um ein neu 
einzurichtendes System auch funktionsfähig zu 
machen. 

Jetzt haben wir, wie ich meine, ein durchaus akzep-
tables Angebot aus der Versicherungswirtschaft, das 
auch den Belangen der mittleren und kleineren Rei-
severanstalter gerecht werden kann. Es liegt nun am 
guten Willen und an der Solidarität in den Reihen der 
Reiseveranstalter und ihrer Verbände, von diesem 
Angebot in sinnvoller Weise Gebrauch zu machen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Es gibt mehrere 
Modelle!) 

Ich appelliere daher mit Nachdruck an die Reisever-
anstalter, an  ihre Verbände und an die Versicherungs-
wirtschaft, die notwendige Solidarität und Bereit-
schaft aufzubringen, damit die gebotene Insolvenzab-
sicherung verwirklicht und der Urlauber künftig noch 
besser als bisher geschützt werden kann. 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir einen 
Hinweis: Es ist nicht so, daß derzeit für den Urlauber 
überhaupt kein Schutz besteht. Der Reisende ist bei 
Pauschalreisen nur unter sehr engen Voraussetzun-
gen zur Vorauszahlung des Reisepreises verpflichtet, 
nämlich dann, wenn ihm der Reiseveranstalter hinrei-
chende Sicherheiten, nämlich Tickets oder Hotelgut-
scheine, gibt. Hier war sicherlich in der Vergangen-
heit manch Reisender vielleicht etwas zu blauäugig 
oder auch zu leichtfertig, wenn er sich allein am 
— häufig äußerst günstigen — Reisepreis orientiert 
hat. Deshalb darf ich hier auch sagen: Zum Nulltarif 
wird die Insolvenzabsicherung nicht zu haben sein. 
Letzten Endes wird sie von den Verbrauchern bezahlt 
werden müssen. Dennoch, die Vorteile werden, so 
hoffe ich, überwiegen. 

Neben dem Schutz im Falle der Insolvenz des 
Reiseveranstalters sorgen Richtlinie und das hier zur 
ersten Beratung vorliegende Gesetz zudem für eine 
verbesserte Information der Verbraucher in den 
verschiedenen Phasen, von der Werbung bis zum 
Beginn der Reise. Sie verbessern die rechtliche Stel-
lung des Reisenden bei Preis- und Leistungsänderun-
gen sowie beim Schadensersatz. 

Ich hoffe, daß die jetzt folgenden notwendigen 
Beratungen im parlamentarischen Raum, nachdem 
wirklich in sehr schwierigen Verhandlungen Grund-
sätze geschaffen werden konnten, durchgeführt und 
bald zum Abschluß gebracht werden können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Kollege Dr. Eckhart Pick. 

Dr. Eckhart Pick (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Wer im Sommer die 
Bilder und Berichte über gestrandete Urlauberinnen 
und Urlauber nicht nur einfach zur Kenntnis genom-
men hat, mußte eigentlich mit diesen Menschen 
mitfühlen, insbesondere mit Familien mit Kindern 

(Zuruf von der CDU/CSU) 
— aber das berührt Sie offensichtlich wenig, Herr 
Kollege —, 

(Beifall bei der SPD) 
die ohne Obdach und Versorgung, oft hilflos und 
verzweifelt auf Hilfe warteten. Angesichts Tausender 
von verantwortungslosen Veranstaltern im S tich 
gelassener Juristen 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 
— die sind es übrigens auch —, nein Touristen, fiel der 
Bundesregierung außer Appe llen an die Fähigkeit zur 
Selbsthilfe der Betroffenen nichts ein. 

Ich erinnere mich an einen hilflosen Botschafter, 
den die Bundesregierung vorgeschickt hat und der 
insofern ein typischer Repräsentant dieser Bundesre-
gierung gewesen ist. Außer daß er Verständnis für die 
Sorgen artikuliert hat, habe ich von ihm nichts gehört. 
Tätige Hilfe? — Fehlanzeige. 

Ich habe mich damals gefragt, meine Damen und 
Herren, ob es außerhalb jeder Phantasie von zahlrei- 
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chen Bundesministerinnen und Bundesministern und 
Tausenden von Staatsdienern in den Ministerien liegt, 
z. B. einmal zu überlegen, ob nicht einige der zahlrei-
chen Transportflugzeuge der Bundeswehr bei der 
Rückkehr aus Somalia oder vielleicht an Stelle eines 
Trainingsfluges einen Zwischenstopp z. B. in Portugal 
hätten einlegen können, um besonders Be troffene 
zurückzufliegen. Wenn schon ein solch unbürokrati-
sches Vorgehen nicht in Betracht gezogen wurde, 
wenn schon soziale Grande keine Rolle spielten, dann 
hätte wenigstens ihr schlechtes Gewissen die Bundes-
regierung veranlassen müssen, helfend einzugrei-
fen.  

(Beifall bei der SPD) 

Ich erlaube mir auch die Frage, wie wohl andere 
europäische Regierungen in vergleichbaren Fä llen 
gehandelt hätten. 

Was hat die Bundesregierung der verblüfften 
Öffentlichkeit statt dessen geboten? Da wurden Rat-
schläge erteilt, wie sich Kunden bei notorisch insol-
venten Reiseveranstaltern schadlos halten könnten. 
Es wurde ihnen fast hämisch vorgeworfen, daß sie ja 
selber schuld seien — das klang ein bißchen auch aus 
der Rede der Bundesministerin heraus —, 

(Zuruf von der F.D.P.: Einige waren selber 
schuld!) 

wenn sie bei unsicheren Kantonisten der Br anche 
auch noch telefonisch buchten. Dieser Versuch, von 
dem eigenen Versäumnis abzulenken, ging allerdings 
gründlich daneben. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Da haben Sie nicht 
zugehört!) 

Plötzlich fiel den Medien, den Parteien und den 
Betroffenen auf, daß es doch eine Pauschalreisericht-
linie des Rates der EG gebe, die einen Schutz der 
Urlauber dadurch vorsehe, daß die Ansprüche auf 
Erfüllung des Vertrages und insbesondere der Rück-
reise gesichert sein müßten. Auf einmal stand die 
Rechtsfrage im Mittelpunkt — deswegen der Begriff 
„Juristen"; Herr Kollege, sie werden es mir verzeihen; 
auch Sie sind ja von der gleichen Provenienz —, 
nämlich die, ob denn die Bundesrepublik den ent-
täuschten Pauschalurlaubern deswegen haften 
müsse, weil die EG-Richtlinie nicht rechtzeitig umge-
setzt worden ist. Denn dann, so die naheliegende 
Erkenntnis, hätten die Be troffenen zwar eine Beein-
trächtigung ihres Feriengenusses hinnehmen müssen, 
aber doch zumindest die Sicherheit gehabt, wenig-
stens ohne größere finanzielle Einbuße aus ihrem 
unfreiwilligen Abenteuerurlaub herauszukommen. 
Dies alles, meine Damen und Herren, wäre nicht 
passiert, hätte die Bundesregierung ihre Hausaufga-
ben gemacht. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Falsch!) 

Kausalität zwischen dem Verstoß gegen die Umset-
zungspflicht und dem entstandenen Schaden nennt 
das der Jurist. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Schlicht 
falsch!) 

Die zuständige Justizministerin hat sich — außer mit 
zweifelhaften Äußerungen zur Rechtslage — nicht  

hervorgetan. — Wir haben aber nicht ihren Rücktritt 
gefordert, wie das andere aus der Koalition gemacht 
haben. Insofern sind wir viel verständnisvoller. — Von 
Versuchen, die unerträgliche Situation vieler Men-
schen zu bereinigen, und sei es auch ohne Anerken-
nung einer Rechtspflicht, wurde zumindest nichts 
bekannt. 

Bei der rechtlichen und politischen Bewertung des 
Vorgangs ist festzuhalten: Hätte die Bundesregierung 
rechtzeitig das Gesetzgebungsverfahren in G ang 
gesetzt, wäre es kein Problem gewesen, diese Rück-
reise zu organisieren; denn dann hätten die entspre-
chenden Ansprüche eine Sicherheit für die Flugge-
sellschaften bedeutet, die dann eingesprungen 
wären. Das ist Ihnen allen sicher schon geläufig. 

Die Öffentlichkeit erwartet von Ihnen, Frau Ministe-
rin, daß Sie jetzt endlich einige Fragen beantworten, 
die sich aufdrängen: Warum war es innerhalb von 
— bis heute gerechnet — drei Jahren, drei Monaten 
und zehn Tagen nicht möglich, die Pauschalreisericht-
linie, an  der die Bundesregierung selber mitgewirkt 
hat, in deutsches Recht umzusetzen? Was hält die 
Bundesregierung eigentlich von Vertragstreue ge-
genüber den europäischen Partne rn? — Ich füge in 
Klammern hinzu: Es ist ja ein Vertragsverletzungsver-
fahren eingeleitet, 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Falsch, falsch! 
Noch ein Fehler!) 

soweit uns bekannt ist, seit Anfang des Jahres. Viel-
leicht kann die Ministerin dazu noch etwas sagen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Es ist kein Ver-
tragsverletzungsverfahren eingeleitet! Er-
kundigen Sie sich einmal bei der  General

-direktion!) 

— Doch, es ist ein Vertragsverletzungsverfahren ein-
geleitet, seit Frühjahr dieses Jahres. — Ich frage 
weiter: Welchen Stellenwert mißt die Ministerin tat-
sächlich dem Schutz von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern vor unse riösen Reiseveranstaltern ange-
sichts ihrer sonstigen Beteuerungen zu diesem Thema 
zu? 

Eines ist offensichtlich: Die Bundesregierung hatte 
nicht die Kraft, hin- und hergerissen zwischen Ver-
bändequerelen und Koalitionswirren, dem Parlament 
einen Gesetzentwurf zuzuleiten, der dafür sorgt, daß 
der Traum vom Urlaub nicht zum Alptraum wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich finde es etwas billig, auf die Verantwortung der 
Verbände hinzuweisen. Hier hat der Gesetzgeber zu 
entscheiden, nicht die Verbände. 

(Beifall bei der SPD) 

Der jetzt vorliegende Regierungsentwurf wirft wei-
tere Fragen auf: Ist tatsächlich die Versicherungs-
bzw. Garantielösung der bessere Weg zum Schutz der 
Reisenden vor Zahlungsunfähigkeit und Konkurs des 
Veranstalters, und ist sie besser als eine Fondslösung, 
der sich alle unterwerfen müssen? Für letztere Über-
legung spricht zumindest, daß auch mittelständische 
Unternehmen die Chance haben müssen, dieselben 
Versicherungsbedingungen zu erhalten wie die fünf 
oder sechs Riesen der Branche. 
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Eine weitere Frage: Ist die vorgesehene Begren-

zung der Haftung durch eine Höchstsummenregelung 
angemessen? Wir werden im Rahmen des Beratungs-
verfahrens auch die Grundsätze zu prüfen haben, ob 
die Richtlinie überhaupt umfassend umgesetzt wor-
den ist. 

Darüber hinaus interessiert uns, ob die Informa-
tionspflichten des Reiseveranstalters tatsächlich auch 
in einer Rechtsverordnung des Bundesjustizministers 
geregelt werden können oder ob dies der Richtlinie 
widerspricht. 

Die Bundestagsfraktion der SPD wird diese und 
andere Fragen zügig, aber sorgfältig prüfen. Sie läßt 
sich dabei jedoch nicht unter Druck setzen. Sicher ist, 
daß wir mit allen Beteiligten sprechen werden. Wir 
werden nicht so lange brauchen — das verspreche ich 
— wie die Bundesregierung. Wir sind ohne Scheu-
klappen offen für alle Vorschläge, die einen möglichst 
einfachen, aber wirksamen Verbraucherschutz ga-
rantieren. Wir werden sicher auch nicht um eine 
Anhörung der Beteiligten herumkommen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Sehr gut!) 
Denn ich denke, es ist sinnvoll, daß sich der Bundestag 
und die zuständigen Ausschüsse mit diesen Fragen 
sehr eingehend beschäftigen. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Aber es 
sollten nicht nur die Reiseveranstalter einge

-

laden werden!) 
— Wir laden nicht nur die Reiseveranstalter ein, da 
brauchen Sie keine Sorge zu haben. Ich denke, das 
Spektrum ist groß genug, und wir werden a lle, die 
etwas zu sagen haben, auch hören können. 

Wir wollen uns bemühen, möglichst noch in diesem 
Jahr zu einer gesetzlichen Regelung zu kommen. An 
uns soll es nicht liegen. Wir werden auch durch 
Sondersitzungen des Rechtsausschusses das Ganze 
befördern. Dafür ist uns keine Zeit zu schade. Wir 
wollen möglichst bald — vielleicht schon zur nächsten 
Urlaubssaison — den bestmöglichen Schutz der Ver-
braucherinnen und Verbraucher erreichen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Dr. Rolf Olderog. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestran-
dete Pauschalurlauber in fernen Urlaubsländern ohne 
Hotel und Rückflugmöglichkeiten wie in diesem Som-
mer wird es in Zukunft nicht mehr geben. Wir begrü-
ßen den Gesetzentwurf der Bundesregierung. Er 
sichert bei Insolvenz und Konkurs eines Reiseveran-
stalters Rückreise und vollen Schadensersatz. 

Die maßgebliche EG-Richtlinie vom 13. Juni 1990 
verpflichtet allerdings Deutschland, die Umsetzung 
der Richtlinie so rechtzeitig vorzunehmen, daß das 
neue Recht bereits am 1. Januar 1993 hätte in Kraft 
treten müssen. Ob die Verzögerung wirklich Scha-
densersatzansprüche auslösen kann, mag dahinge-

stellt bleiben. Ich fühle mich aber verpflichtet, darauf 
hinzuweisen, daß es sich um eine juristisch und 
tatsächlich besonders schwierige Mate rie handelt. 

Ich weiß — ich habe es über Monate miterlebt —, 
daß sich die zuständigen Beamten in Verhandlungen 
mit Vertretern der Reisebranche, der Versicherungs-
wirtschaft und den Fremdenverkehrspolitikern des 
Bundestages intensiv um Lösungen bemüht haben. 
Das Ministerium hat mit Sicherheit nicht geschla-
fen. 

Auch folgendes spricht für sich — die Ministerin hat 
das bereits dargelegt —: Abgesehen von den EG

-

Mitgliedsländern, die bisher schon in etwa die von der 
EG geforderte rechtliche oder tatsächliche Situa tion 
hatten, sind alle anderen Mitgliedsländer ihrer Ver-
pflichtung aus der Richtlinie noch nicht nachgekom-
men. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es, genau 
so!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte ein Wo rt  zu 
der an der Tourismusbranche geübten K ritik sagen. In 
der Vergangenheit hat die Branche stets in Solidari-
tätsaktionen freiwillig und kostenlos gestrandete 
Urlauber zurückbefördert. In diesem Jahr aber 
zögerte sie, weil insbesondere bei den Angeboten von 
MP Travel Line für jeden mit gesundem Menschen-
verstand urteilenden Verbraucher die beinahe krimi-
nelle Unseriosität nicht zu übersehen war. Ich ver-
stehe die Überlegungen der Branche, ob nicht eigent-
lich derjenige selbst dafür geradestehen muß, der 
leichtfertig so offensichtlich unse riöse Schnäppchen 
machen wollte. Letztlich hat die Branche dann den-
noch den Rücktransport — diesmal allerdings zu 
Selbstkosten — besorgt. 

Wir erkennen die Bemühungen der Bundesregie-
rung an. Gleichwohl: So wie der jetzige Gesetzent-
wurf das vorsieht, kann es in der Pra xis kaum funktio-
nieren. Wenn sich tatsächlich jeder Reiseveranstalter 
individuell um eine Versicherung oder Bankbürg-
schaft bemühen müßte, dann würde das zu dem 
Ergebnis führen, daß kleine und mittlere Unterneh-
men geradezu existenzgefährdende Wettbewerbs-
nachteile hinnehmen müßten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Banken und Versicherer könnten bei kleinen Unter-
nehmen das Risiko kaum abschätzen. Entsprechend 
hoch würden die Prämien ausfallen. Großveranstalter 
hingegen können problemlos durch Patronatserklä-
rungen ihrer Muttergesellschaften Sicherheit zu mini-
malen Gebühren erbringen. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

So war die Rede davon, daß kleinere Unternehmen 
mit Kosten je Reisenden von bis zu 80 DM rechnen 
müßten, während Großunternehmen nicht einmal 
50 Pf aufzuwenden hätten. Das wäre in der Wirkung 
ausgesprochen mittelstandsfeindlich. Zur Vermei-
dung eines ruinösen Wettbewerbs zwischen kleinen 
und großen Unternehmen muß es deshalb unser Ziel 
sein, eine Regelung zu finden, bei der für alle Reise-
veranstalter — gleich, ob groß oder klein — etwa 
gleich hohe Gebühren anfallen. Denkbar wäre, alle 
Reiseveranstalter gesetzlich zu verpflichten, eine 
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weitgehend einheitliche Prämie in einen gemeinsa-
men Sicherheitsfonds einzuzahlen. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Guter Vor

-

schlag!) 

Ich weiß jedoch, daß das Justizministerium rechtliche 
Bedenken dagegen hat, die ich allerdings so nicht 
teile. 

Die Branche hat sich bemüht, auf der Basis der 
Freiwilligkeit ähnliche Modelle zu entwickeln. Es 
entspricht unserem Verständnis, daß wir der Branche 
nicht durch Gesetz ein kompliziertes Rechtsmodell 
aufzwingen, wenn die Branche das selber auf der 
Basis der Freiwilligkeit leistet. 

(Beifall des Abg. Ernst Hinsken [CDU/ 
CSU]) 

Meine Damen und Herren, ich sage hier aber in a ller 
Klarheit: Würde sich ergeben, daß wegen mangelnder 
Solidarität der Großveranstalter oder aus rechtlichen 
Gründen Gemeinschaftsmodelle freiwillig nicht zu 
verwirklichen sind, dann beabsichtigt die CDU/CSU

-

Fraktion, auf gesetzlichem Wege einen für alle Reise-
veranstalter verpflichtenden gemeinsamen Garantie-
fonds zu schaffen, wenn das irgend möglich ist. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Ein guter Hin

-

weis!) 

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf sieht 
neben der Insolvenzregelung einige weitere wichtige 
Punkte vor: umfangreiche Informationspflichten der 
Veranstalter für die Reisenden, Regelungen zur Preis-
bindung der Vertragspartner bei grundlegenden 
Änderungen der Kostensituation und die Frage der 
sogenannten Schwarztouristik, also die Veranstaltung 
von Pauschalreisen durch politische Parteien, Ver-
eine, Volkshochschulen, Kirchen und dergleichen. 
Hier wird sorgfältig zu prüfen sein, was im Interesse 
des Verbraucherschutzes geboten und für die Unter-
nehmen zumutbar ist. 

Meine Damen und Herren, wir werden uns gemein-
sam, denke ich, bemühen, so intensiv zu arbeiten, daß 
noch bis zum Jahreswechsel das neue Recht in Kraft 
treten kann. Im nächsten Jahr wird kein Pauschalur-
lauber mehr um seine Heimreise oder um sein Geld 
bangen müssen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Redner 
spricht der Abgeordnete Olaf Feldmann. 

Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die F.D.P. tritt für 
Verbraucherschutz im Reiserecht ein. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Donnerwetter!) 

Wir haben heute schon ein vorbildliches Reisever-
tragsrecht, und wir haben eine verbraucherfreundli-
che Rechtsprechung. Trotzdem werden wir nicht 
jeden Urlauber vor allen Risiken schützen können. 
Schnäppchenjäger werden auch in Zukunft nicht 

erwarten können, daß der Staat ihnen jede Verant-
wortung abnimmt. 

(Beifall bei der F.D.P. — Dirk Hansen 
[F.D.P.]: Immer diese Vollkaskomentalität!) 

Wir gehen vom mündigen Bürger in einer freien 
Marktwirtschaft aus. 

Damit Sie mich nicht mißverstehen: Wir wollen den 
Verbraucherschutz verbessern. Auch die F.D.P. will 
die EG-Pauschalreiserichtlinie so schnell wir möglich 
in nationales Recht umsetzen. Aber, Herr Kollege 
Pick, wenn Sie glauben, hier der Regierung vorwerfen 
zu müssen, sie habe ihre Hausaufgaben nicht recht-
zeitig gemacht, dann liegen Sie schief, dann liegen Sie 
falsch. 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Voll schief!) 

Offensichtlich, Herr Pick, verkennen Sie die Komple-
xität der Materie. Sie müssen sich doch einmal fragen 
lassen: Warum haben erst dreieinhalb von 12 EG

-

Ländern die Richtlinie umgesetzt? Einige taten dies 
mehr schlecht als recht. Das würden unsere Verbrau-
cherschützer nie akzeptieren. 

Portugal tat es durch eine einfache Protokollnotiz. 
Eine solche Protokollnotiz haben wir schon lange. Das 
haben wir auch gemacht. Aber wir geben uns damit 
nicht zufrieden. Frankreich tat es ohne jegliche Aus-
führungsbestimmungen. Die Englander machten es 
umständlich und sehr aufwendig. Lediglich die Nie-
derlande, unser Nachbarland, konnten auf ein bereits 
seit zehn Jahren funktionierendes System hinwei-
sen. 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Immer sollen es die 
Deutschen gewesen sein!) 

Die Justizministerin hat völlig recht: Bei uns Deut-
schen gibt es bei der Umsetzung der Richtlinie beson-
dere Probleme, und zwar deswegen, weil wir die 
liberalste Gewerbeordnung in Europa haben. 

Bei uns gibt es keine Lizenzierung, bei uns gibt es 
keinen Sachkundennachweis, bei uns gibt es keine 
Bonitätsprüfung, weder für Reiseveranstalter noch für 
Reisebüros. Wir wollen diese Gewerbefreiheit als ein 
Instrument unserer freiheitlichen Wettbewerbswirt-
schaft. Dadurch haben wir natürlich Probleme — dar-
auf hat die Justizministerin hingewiesen —, eine 
solche dirigistische Richtlinie umzusetzen. Aber wir 
werden damit fertig werden. 

Herr Kollege Pick, ich will einmal die Propor tionen 
klarstellen; denn Sie haben hier besonders kräftig 
draufgehauen: Wir haben fast 30 Mi llionen Pauschal-
reisen jährlich — fast 30 Millionen! 

(Dr. Eckhart  Pick [SPD]: Das wissen wir! 
Deswegen ist das ja besonders wich tig!) 

In diesem Jahr sind extrem viele gescheitert, ist viel 
Schaden entstanden. Das betrifft aber weniger als 
30 000 Urlauber. Herr Pick, das sind 0,1 %, so schlimm 
das für jeden ist. Ich wiederhole: 0,1 %! Das spricht 
trotz Marlo, trotz MP Travel-Line, Herr Kollege, für die 
Seriosität der Reisebranche. 

(Dr. Eckhart  Pick [SPD]: Das ist unbestrit-
ten!)  
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— Gut, dann sind wir uns wenigstens darin einig. 

(Dr. Eckhart  Pick [SPD]: Ja, da sind wir uns 
einig! Es geht um die schwarzen Schafe!) 

— Herr Pick, wir diskutieren doch schon lange über 
den richtigen Weg der Umsetzung. Es liegt ein Versi-
cherungspool-Modell vor; einige nennen es allerdings 
ein Münchener Mono-Pool-Modell. Es liegt jetzt auch 
das DRV-Garantie-Modell vor, auf freiwilliger Basis, 
mit stark gestaffelten Prämien, eine Art Versicherung 
auf Gegenseitigkeit, das offensichtlich auch vom Auf-
sichtsamt schon grünes Licht signalisiert bekommen 
hat. Weiterhin liegt vom ASR ein Stiftungsmodell vor, 
ähnlich dem holländischen Modell, das aber nach 
unserem Recht anscheinend nicht zulässig ist. 

Wir, vor allem Sie im Rechtsausschuß, sollten also 
versuchen, die gesetzlichen Absicherungsmöglich-
keiten auszuweiten. Wir wollen einen Wettbewerb, 
einen Wettbewerb auch der Modelle. 

Auf eines sollten wir besonders achten — das hat der 
Kollege Olderog gerade ansgesprochen —: Wenn es 
richtig ist, was uns die Experten aus den Ministerien 
und aus der Branche sagen, daß später nur ein Modell 
lebensfähig sein wird, so daß es de facto doch nur 
einen Monopolanbieter gegen wird, obwohl er de jure 
angeblich nicht entstehen darf, dann muß doch die 
Frage erlaubt sein — und die stellt uns die Branche —, 
ob das bisher in der Diskussion befindliche obligato-
rische Modell nicht auch eine Lösung sein kann. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
— Ich freue mich über den Beifall. 

(Beifall bei der F.D.P.) 
Wir sollten dies unter wettbewerbsrechtlichen 

Aspekten noch einmal prüfen. Alle Fonds-Modelle 
sollten als steuerfreie Risikoanlage behandelt wer-
den. 

Weiterhin scheint uns die Haftungsobergrenze mit 
200 Millionen DM zu hoch. Wir wollen einen niedri-
geren Einstieg haben, als bisher vom Ministe rium 
vorgeschlagen, und zwar Stufenmodelle mit 40, 80, 
120 Millionen DM; denn der Supergau wird so oder so 
nicht versicherbar sein. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Feldmann, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.): Einen Satz noch, Frau 
Präsidentin: Wir wollen auch die Expertenanhörung. 
Die F.D.P. wird sich für eine praktikable, mittelstands-
freundliche, aber auch verbraucherfreundliche und 
kostengünstige Lösung einsetzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Abgeordnete Angela Stachowa. 

Angela Stachowa (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Spät kommt er, aber er 
kommt: der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Durchführung der Richtlinie des Rates vom 13. Juni 
1990 über Pauschalreisen. 

Mir ist bekannt, daß die Bundesregierung in der 
vergangenen Zeit fleißig an  diesem Entwurf gearbei-
tet hat. Dennoch hat sie, wie ich meine, ihre Hausauf-
gaben nicht pünktlich erfüllt. Diese Richtlinie sollte, 
wie bereits gesagt, zum 31. Dezember 1992 in natio-
nales Recht überführt werden. Nun soll dieses Gesetz 
am 1. Januar 1994 in Kraft treten. 

Wenn sich die Bundesregierung als Vorreiter für ein 
geeintes Europa fühlt und hinstellt, sollte sie auch 
Vorreiter bei der Durchsetzung von EG-Richtlinien 
sein, und sie hätte damit indirekt dazu beitragen 
können, daß nicht Tausende von Urlaubern in diesem 
Jahr ihren wohlverdienten Urlaub mit einem Fiasko 
beenden mußten. 

(Dr. Hans de With [SPD]: Die Regierung ist 
gestrandet!) 

Warum ist denn die Umsetzung dieser Richtlinie so 
schwer? Ich glaube, das Hauptproblem besteht in der 
Frage, wie ernst wir den Verbraucherschutz nehmen, 
wie bereit die großen und die kleinen Unternehmen in 
der Reisebranche sind, aufeinander zuzugehen und 
Kompromisse im Interesse der Verbraucher einzuge-
hen. 

Es geht doch nicht hauptsächlich um den erweiter-
ten Inhalt der Reiseprospekte, um Informationspflich-
ten der Veranstalter, um Preis- und Leistungsände-
rungen oder Möglichkeiten des Eintritts eines ande-
ren Reisenden in den Vertrag. Es geht um die Insol-
venzsicherung, gedacht zugunsten der Reisenden. 
Hier scheiden sich die Geister. Mir ist durchaus 
bewußt, daß es nicht einfach ist, eine relativ strenge, 
dirigistische Regel in die freie Marktwirtschaft einzu-
bauen, vor allem, wenn es um Geld geht. Denn die 
Insolvenzsicherung kostet Geld, welches aufzubrin-
gen ist, was dem einen Veranstalter leichter und dem 
anderen schwerer fällt. 

Wie zu vernehmen ist, gibt es viele Modelle, aber 
bislang keine Lösung. Auch der vorliegende Gesetz-
entwurf läßt vieles offen. Ich appelliere deshalb an 

 alle, die sich mit diesen Fragen in den nächsten 
Wochen in den Ausschüssen des Deutschen Bundes-
tages beschäftigen werden: Qualität der Entscheidun-
gen im Interesse der Konsumenten muß Vorrang vor 
Schnelligkeit haben. 

Eine sachliche und überlegte Umsetzung der Insol-
venzabsicherung für Reiseunternehmen ist ange-
mahnt, die auch über einen längeren Zeitraum 
Bestand hat und mit den Bedürfnissen der Reisebran-
che und der Verbraucher übereinstimmt. Weder dür-
fen massive Wettbewerbsverzerrungen oder eine Auf-
teilung des Marktes unter einigen wenigen Verblei-
benden zugelassen werden, noch sollte durch diese 
Insolvenzsicherung der Prozeß der Konzentration 
beschleunigt werden. Auch in der Öffentlichkeit muß 
mit dem Vorurteil aufgeräumt werden, daß nur große 
Veranstalter ihren Kunden Sicherheit bieten können. 
Mittelständische Reiseunternehmen, die in ihrer 
Mehrzahl seriös arbeiten und eine umfassende indivi-
duelle Beratung gewähren, können auch schon heute 
weitgehende Sicherheiten für den Reisenden bie-
ten. 

Die Umsetzung der EG-Pauschalreise-Richtlinie in 
nationales Recht muß den wenigen schwarzen Scha- 
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fen der Reisebranche Einheit gebieten, die auf unse-
riösen Kundenfang und kurzfristige Gewinne aus 
sind. Sie darf aber die notwendige Vielfalt und Indi-
vidualität der Reiseanbieter nicht schmälern. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter zu diesem 
Tagesordnungspunkt Klaus-Heiner Lehne. 

Klaus-Heiner Lehne (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich meine — das ist jetzt an 
die Adresse der SPD gewandt —, daß es schon ganz 
schön blauäugig ist, sich hier hinzustellen und zu 
sagen, hier seien Dinge nicht rechtzeitig gemacht 
worden. Sie selber sind doch genauso wie übrigens 
sicherlich auch die Parlamentarier aus den anderen 
Fraktionen — ich unterstelle das jedenfalls — schon in 
den letzten Monaten, wenn nicht sogar Jahren, in 
intensiven Gesprächen mit den Verbänden gewesen 
und wissen deshalb ganz genau, wie kompliziert die 
Fragen sind, um die es hier geht. 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Aber sie wollen es ja 
nicht wahrhaben!) 

Sie selber haben ja in Ihrem Vortrag vorhin, Herr 
Professor Pick, deutlich gemacht, daß dies jetzt sehr 
sorgfältige weitere parlamentarische Beratungen 
erfordert und daß hier überhaupt kein Anlaß besteht, 
irgend etwas zu übereilen. 

(Dr. Eckhart Pick [SPD]: Das hätten wir uns 
vielleicht ersparen können, wenn die Bun

-

desregierung ihre Hausaufgaben gemacht 
hätte!) 

Sie wissen ja genauso wie wir alle hier, daß der 
deutsche Reisemarkt in Europa der größte, aber mit 
Abstand auch der komplizierteste ist. In der Reisewirt-
schaft gibt es eben einen sehr, sehr großen mittelstän-
dischen Bereich, wie wir ihn Gott sei D ank in anderen 
Teilen unserer Wirtschaft auch haben. Eine einfach 
durchgeboxte Umsetzung dieser EG-Richtlinie würde 
im Ergebnis dazu führen, daß diese mittelständische 
Reisewirtschaft wahrscheinlich erheblich geschädigt 
werden würde. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Genauso ist 
das!) 

Das liegt nicht im Interesse der Verbraucher und 
schon gar nicht im Interesse unserer Wirtschaft. 
Schließlich gibt es hier eine Vielzahl von Arbeitsplät-
zen, die schützenswert sind und geschützt werden 
müssen, ganz zu schweigen davon, daß es viele 
Kundenvorteile wie den Wettbewerb der Kleinen gibt, 
die teilweise günstigere Leistungen als die Großen 
bieten oder Spezialangebote offerieren können, die 
die Großen nicht haben. Wir haben eben einen 
weitaus größeren Reisemarkt als jedes andere Land in 
Europa, nicht nur von der Komplexität, sondern auch 
von der Zahl her. Holland, das hier ja als Beispiel 
angeführt worden ist, hat von der Kapazität des 
Reisevolumens her nur etwa 10 % dessen, was in der 
Bundesrepublik Deutschland stattfindet. Das macht 
die Komplexität der ganzen Angelegenheit deut-
lich. 

Unterschiedliche Modelle sind hier erörtert worden, 
z. B. das Fondsmodell, wobei ich persönlich — das 
sage ich ganz offen — einer freiwilligen Fondslösung 
eher zuneigen würde, weil sie mir ordnungspolitisch 
besser gefällt. Aber wenn die fünf Großen wie TUI und 
andere, die hier genannt worden sind, sich darauf 
nicht einlassen wollen, wird man in diesem Zusam-
menhang sicherlich über ein Zwangsmodell nachden-
ken müssen. 

(Beifall des Abg. Dr. Rolf Olderog [CDU/ 
CSU] — Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Sehr 

richtig!) 
Aber all  dies bedarf in der Tat sehr, sehr intensiver 
Vorbereitungen, nicht erst im parlamentarischen 
Bereich, sondern wir erwarten ja auch von unserer 
Regierung, daß sie bereits ein fundiertes Gesetzge-
bungsvorhaben auf den Weg bringt, das zwar sicher-
lich noch änderungsbedürftig ist — das ist ja der Sinn 
der parlamentarischen Beratung — und sicherlich 
auch hier oder da noch geändert werden wird, aber in 
seinen Grundzügen bereits den Anforderungen ent-
spricht, die man an ein solches Gesetzgebungsvorha-
ben zu stellen hat. Das hat einfach einige Zeit erfor-
dert, was meines Erachtens ganz verständlich und 
völlig normal ist. Aus diesem Grunde ist es, glaube ich, 
falsch, die Dinge so darzustellen, als wären hier 
Sachen verschlafen worden oder als würde hier nicht 
gehandelt werden. 

(Zuruf von der F.D.P.: Reiner Populismus!) 
An diese Dinge muß eben mit Sorgfalt herangegan-

gen werden. Das ist genau das, was bisher geschehen 
ist und das ist genau das, was auch bei den weiteren 
parlamentarischen Beratungen — jedenfalls durch 
unsere Fraktion — geschehen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Damit schließe ich 
die Aussprache. Der Ältestenrat schlägt Überweisung 
des Gesetzentwurfs auf Drucksache 12/5354 an  die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt 
es dazu anderweitige Vorschläge? — Nein. Damit ist 
die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 
a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 

Berichts des Ausschusses für Ernährung, L and-
wirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Waldzustandsbericht der Bundesregierung 
1992 
— Drucksachen 12/3845, 12/4943 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Marianne Klappert 

b) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Egon Susset, Richard Bayha, Peter Bleser, 
weiterer Abgeordneter und der Frak tion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Günther 
Bredehorn, Dr. Olaf Feldmann, Ulrich Heinrich, 
weiterer Abgeordneter und der Frak tion der 
F.D.P. 
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Lage und Entwicklung des Waldes und 
der Forstwirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland 
— Drucksachen 12/3987, 12/4859 — 

Es  ist vereinbart, daß die Reden zu diesem Tages-
ordnungspunkt zu Protokoll gegeben werden.*) Sind 
Sie damit einverstanden? —Ja. Dann ist dies beschlos-
sen. 

Das bedeutet, daß wir unmittelbar zur Abstimmung 
über die Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zum Waldzu-
standsbericht 1992 auf Drucksache 12/4943 kommen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung 
ist bei Enthaltungen angenommen. Gegenstimmen 
habe ich nicht gesehen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Horst 
Schmidbauer (Nürnberg), Klaus Kirschner, Dr. 
Jürgen Meyer (Ulm) weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
Hilfe für die Opfer aus der Behandlung mit 
HIV-kontaminierten Blutprodukten und ge-
setzgeberische Konsequenzen 
— Drucksache 12/5513 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Rechtsausschuß 
Haushaltsausschuß 

Auch hier ist vereinbart, daß die Reden zu Protokoll 
gegeben werden.*) Sind Sie einverstanden? — Das ist 
der Fall. Dann ist auch dies beschlossen. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vor-
lage auf Drucksache 12/5513 an  die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vor. Einverstanden? — 
Dann  ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Sieg-
fried Vergin, Evelin Fischer (Gräfenhainichen), 
Brigitte Adler, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 
Rechtsextremismus und Gewalt in der Bundes-
republik Deutschland: Fakten, Ursachen und 
Gegenmaßnahmen 
— Drucksache 12/5602 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Frauen und Jugend 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. — Dazu 
sehe ich keinen Widerspruch und eröffne die Ausspra-
che. 

Es beginnt der Kollege Siegfied Vergin. 

*) Anlage 19 
*) Anlage 20 

Siegfried Vergin (SPD): Werte Frau Präsidentin! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Politische 
Entscheidungen haben dazu beigetragen, daß heute 
Gewalt und Rechtsextremismus bedrohlich und 
unübersehbar geworden sind. Rechtsextremismus, 
zunehmende Gewalttätigkeit und Gewaltbereit-
schaft, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus sor-
gen für Schlagzeilen im In- und Ausland. 

Für diese Entwicklung und ihre Folgen tragen 
Politikerinnen und Poli tiker Mitverantwortung, die 
die zahlreichen warnenden Stimmen in der Vergan-
genheit ignoriert haben. Wer so tut, als wären Gewalt 
und Rechtsextremismus völlig überraschend über uns 
hereingebrochen, der ist bestensfalls schlecht infor-
miert oder blind und taub. 

(Beifall bei der SPD) 

Warnungen gab es genug. 1960 bereits lag dem 
Deutschen Bundestag ein Weißbuch zu antisemiti-
schen und neonazistischen Vorgängen vor, herausge-
geben von der Bundesregierung. 

1981 veröffentlichte Sinus in Heidelberg eine Stu-
die, die deutlich zeigte, wie groß und verfestigt die 
Verbreitung rechtsextremistischen Gedankengutes in 
der Bundesrepublik schon war. 

1983 verhinderte die Bundesregierung die schon 
vereinbarte Sinus-Studie zur Fremdenfeindlichkeit in 
der Bundesrepublik, weil Deutschland ja nicht frem-
denfeindlich sei. 

1987 legte die sogenannte Gewaltkommission ihren 
Bericht vor, einen umfassenden Be richt mit sehr vielen 
sehr konkreten Vorschlägen und Handlungsanleitun-
gen. 

In all  den Berichten und auch in den nicht genann-
ten Berichten und Studien steckt viel Arbeit, Arbeit für 
den Papierkorb, für das Bücherregal. 

Umfangreiche Forschungsergebnisse über die Ur-
sachen von Gewalt, Rechtsextremismus und Frem-
denfeindlichkeit liegen auch für die gegenwärtige 
Situation vor. Leider sind auch sie bisher nicht dazu 
genutzt worden, schnell und sichtbar zu handeln. Im 
Juni 1993 hat das Bundesministerium für Frauen und 
Jugend eine Analyse über die Täter vorgelegt, die so 
gar nicht zu dem paßt, was die Bundesregierung so 
gern verbreitet. Die jugendlichen Mörder und Brand-
stifter sind nicht — so wörtlich — asoziale Elemente, 
wie der Bundeskanzler das einmal glauben machen 
wollte. Es sind ganz normale Jugendliche. Die Sozial-
arbeiter sprechen von Normalos. 

Konkrete Programme wurden von der Bundesregie-
rung aus der Studie des Ministeriums meines Wissens 
noch nicht abgeleitet. Aus all den Berichten, Untersu-
chungen und Empfehlungen, die nicht parlamentari-
siert wurden, wurden keine ausreichenden Konse-
quenzen gezogen. Sie wurden ad acta gelegt. 

Ausmaß und Folgen der Gewalttätigkeit rechtsex-
tremistischer und fremdenfeindlicher Täter haben 
jetzt dafür gesorgt, daß das Thema auf der Tagesord-
nung stand und auch heute steht. Das reicht aber 
nicht. Das Thema muß den Deutschen Bundestag und 
alle Abgeordneten nicht nur dann beschäftigten, 
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wenn Mord, Totschlag und Brandstiftung Angst und 
Entsetzen verbreiten. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Im übrigen sieht man u. a. an  der Uhrzeit des heutigen 
Tages, die für diese Debatte gewählt wurde, daß das 
Erschrecken offensichtlich das Zentrum der Poli tik 
nicht wirklich ge troffen hat. 

Eine politische Kursänderung ist dringend erfor-
derlich. Das, was wir bisher als Zwischenbericht der 
sogenannten Offensive gegen Gewalt und Fremden-
feindlichkeit kennen, ist dürftig. Die Große Anfrage 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Maßnah-
men gegen Fremdenfeindlichkeit, Neonazismus und 
Gewalt blieb bisher ohne Antwort — seit März. Die 
Bundesratsinitiative des Landes Niedersachsen zum 
Verbot der Verwendung von Kennzeichen verfas-
sungswidriger Organisa tionen ruht seit dem 29. April 
1993. 

Ist in Deutschland wirklich nichts passiert? Spinnen 
alle die, die etwas bemerkt haben? Das Gespräch, das 
der Bundeskanzler am 27. September mit einer Viel-
zahl von gesellschaftlich relevanten Vertretern über 
die anstehenden Probleme führen will, war längst 
überfällig. Ich hoffe sehr, daß die Regierung im 
Anschluß daran mit handhabbaren Konzepten an  die 
Öffentlichkeit treten wird. 

Wenn die Mörder von Solingen und die Brandstifter 
von Rostock und Dolgenbrodt glauben, daß sie die 
Probleme lösen, die Poli tiker aus Unfähigkeit oder 
Feigheit nicht lösen können oder wollen, dann tragen 
wir alle, meine Kolleginnen und Kollegen in diesem 
Parlament, und dann trägt vor allem die Bundesregie-
rung dafür ein hohes Maß an Verantwortung. 

Mehr oder weniger hilflose Reaktionen müssen 
endlich durch verläßliche, durchschaubare und kon-
trollierbare politische Programme ersetzt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir dürfen uns Handeln und Entscheidungen nicht 
von Gewalttätern und rechten Demagogen diktieren 
lassen und nach dem großen Erschrecken über Mord- 
und Brandanschläge lediglich nach härteren Strafen 
und schärferen Gesetzen rufen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nur wenn 
die Daten und Fakten vorliegen und auch zur Kennt-
nis genommen werden, können wir entscheiden, 
wohin der Kurs gehen soll. Darum beantragt die 
SPD-Bundestagsfraktion einen jährlichen umfassen-
den Bericht über die Entwicklung von Rechtsextre-
mismus und Gewalt in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Der jährliche Verfassungsschutzbericht reicht 
nicht aus. Er sagt nichts über die Ursachen von Gewalt 
und Rechtsextremismus aus, er sagt nichts über die 
Maßnahmen und notwendigen politischen Entschei-
dungen. 

Der Bericht, den wir fordern, soll verläßliche Grund-
daten und Fakten liefern, mit denen wir arbeiten und 
entscheiden können. Sie sollen bei der Abschätzung 
von möglichen Folgen helfen und dafür das Hand-
werkszeug liefern. Wir brauchen die regelmäßige 
Beobachtung von Entwicklungen, wir brauchen eine 
regelmäßige Kontrolle der Wirkung politischer Maß-

nahmen, wir brauchen eine bessere Durchschaubar-
keit und Nachvollziehbarkeit von Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein jährlicher Bericht ist jetzt schnell nötig. Er wird, 
wie uns die Ursachenforschung lehrt, notwendig blei-
ben. Wir sollten uns auf diese Langzeitaufgabe ein-
stellen. 

Die Auseinandersetzung mit Gewalt und Rechtsex-
tremismus in unserer Gesellschaft muß aus den Amts-
stuben der Beamten in die Öffentlichkeit gebracht 
werden. Die politisch Verantwortlichen müssen ihre 
Entscheidungen und ihre Poli tik auf den Prüfstand 
stellen: Wie hat sich die Situa tion verändert? Wo ist 
etwas geschehen? Waren die Maßnahmen erfolg-
reich? Warum waren sie nicht erfolgreich? Natürlich 
geht es nicht darum, nur zu fragen: Was macht die 
Familie, was macht die Schule, was machen die 
Medien? Diese Perspektiven muß der Bundeskanzler 
endlich verlassen, auch wenn sie so schön bequem 
sind. 

Wir müssen wissen: Wie sieht die Sozialpolitik aus? 
Welche Folgen ergeben sich daraus? Was hat die 
Jugendpolitik gemacht, welche Erfolge zeigen sich? 
Wo hat sie versagt? Wie sieht die Wohnungsbaupolitik 
aus? Was hat die Arbeitsmarktpolitik erreicht? Welche 
Folgen hat die Steuerpolitik? Wie sieht die Bildungs-
politik aus? 

Wir müssen fragen und antworten: Welche Folgen 
hatten die jeweiligen politischen Entscheidungen für 
das Individuum und für unsere Gesellschaft? Wo 
haben sie dazu beigetragen, Rechtsextremismus und 
Gewalt zurückzudrängen? Wo wurde rechten Parolen 
auch durch leichtfertige populistische Reden und 
Einlassungen von Politikerinnen und Politikern Vor-
schub geleistet? 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Wer die Bestandsaufnahme, die Analyse und die 
Kontrolle verweigert, nimmt in Kauf, daß vermeintli-
che Sachzwänge entstehen, die den Nährboden für 
rechtsextremistische Führer und rechte Parolen bil-
den können. Niemand, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wird sich in Zukunft damit herausreden können, 
er hätte nichts gewußt oder sie hätte nichts gese-
hen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste Frau 
Kollegin Professor Roswitha Wisniewski. 

Dr. Roswitha Wisniewski (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Die Zunahme der 
Gewalt gehört zu den größten Herausforderungen 
unserer Zeit. Weltweit sind die Berichte über Gewalt-
taten und Verrohung alarmierend. M an  kann sich 
fragen, ob wir zurückfallen in Barbarei und Unkultur, 
die doch nach jahrhundertelangen Bemühungen und 
trotz erschreckender Rückfälle einigermaßen über-
wunden schienen. Natürlich ist für uns Deutsche das 
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vermehrte Auftreten von Gewalttätern mit rechtsex-
tremistischen Attitüden besonders beunruhigend. 

Eine Umfrage des Allensbacher Ins tituts zeigt denn 
auch, daß in Deutschland die gesellschaftliche Abnei-
gung gegen Rechtsextremisten an der Spitze aller 
Gruppenablehnungen steht; sie beträgt 77 %. M an 

 will Rechtsextremisten nicht zu Nachbarn haben. 

In Frankreich dagegen rangiert die Abneigung 
gegen Trinker, 50 %, und Drogenabhängige, 44 %, vor 
der gegenüber Rechtsextremen, 33 %, obwohl dieses 
Problem auch in Frankreich eine herausragende Rolle 
spielt. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Was ist 
das für eine Rechtfertigung?) 

Lichterketten, Massendemonstrationen, aber auch 
Wahlergebnisse haben ebenfalls gezeigt, daß Rechts-
extremismus in der deutschen Bevölkerung keinen 
verbreiteten Rückhalt hat. Dennoch ist natürlich das, 
was geschehen ist, unverzeihbar und alarmierend. 

Zu dieser ablehnenden Haltung der Bevölkerung 
werden auch die vielfältigen Initiativen der Parla-
mente, Regierungen und Parteien beigetragen haben. 
Ich nenne nur die „Offensive gegen Gewalt und 
Fremdenfeindlichkeit „  der Bundesregierung, die 
Leitlinien zur inneren Sicherheit des Berliner CDU

-

Parteitags vom September diesen Jahres, ähnliche 
Beschlüsse der CSU und die Anhörung des Deutschen 
Bundestages zur politisch motivierten Gewalt in 
Deutschland vom April 1993, deren Ergebnisse jetzt 
umgesetzt werden. 

Die wichtigsten parlamentarischen Vorhaben und 
Forderungen sind in einer Initia tive der CDU/CSU

-

Bundestagsfraktion gegen Gewalt und Extremismus 
zusammengestellt. Ich hebe he rvor: Betonung wert-
orientierter Erziehung, 

(Zuruf von der SPD: Was für Werte?) 

breite Aufklärungskampagnen in der politischen Bil-
dung, Konzepte zur Eindämmung von Gewalt an  den 
Schulen, sozialpädagogische Be treuung von Tätern; 
aber auch: Änderung des Jugendstrafrechts, damit 
Täter ab 18 Jahren nach dem Erwachsenenstrafrecht 
verurteilt werden; Verschärfung von Jugendstrafen 
bei Gewalttaten, damit der Schutz der Bevölkerung 
vor schweren Straftaten verbessert wird; Erweiterung 
der Haftgründe bei schweren Mißhandlungen und 
schwerer Brandstiftung; Strafverschärfung bei Kör-
perverletzung, die nicht geringer als Eigentumsde-
likte bewertet werden darf. 

(Zuruf von der SPD: Genau das falsche Mit

-

tel!) 

Beide Bereiche der Abwehr gegen die Zunahme 
von Gewalt sind notwendig. Unverzichtbar sind die 
Rückbesinnung auf wertgerichtete Erziehung und die 
Aufklärung über die Gefahren, die von Ideologien von 
rechts wie von links ausgehen. 

(Lachen bei der SPD) 

Ebenso notwendig ist aber auch eine Überprüfung 
unserer teilweise allzu milden Strafgesetzgebung und 
Strafverfolgung. Denn täuschen wir uns nicht: Wenn 
— was man doch feststellen kann — Gewalttaten mit 
rechtsextremistischem Hintergrund in diesem Jahr,  

1993, gegenüber 1992 um 15 % bis 20 % zurückgegan-
gen sind, so verdanken wir das wohl vor allem der 
vorzüglichen Arbeit der Polizei, die nach den spekta-
kulären Brandanschlägen auf Ausländer die Täter 
schnell ergreifen und vor Ge richt stellen konnte. Ich 
glaube, daß dafür den Polizeibeamten unser a ller 
Dank und Anerkennung gebührt. 

Deswegen sind zusätzlich zu der dringend notwen-
digen Neubesinnung bei der Erziehung strafrechtli-
che Maßnahmen unverzichtbar. Denn auch sie tragen 
ja zur Erziehung bei, weil sie Nachdenklichkeit und 
Abschreckung bei Tätern und im gesellschaftlichen 
Umfeld erzeugen. 

Es gibt offensichtlich wachsenden Bedarf für diese 
harte Sprache, weil viele Täter anders nicht erreichbar 
sind. Eine Untersuchung von Jürgen Scheurer hat 
ergeben, daß fast 77 % der rechtsextremistischen 
Gewalttäter männliche Jugendliche und Heranwach-
sende sind, und zwar zu über 90 % junge Berufstätige, 
Lehrlinge und Schüler, selten Arbeitslose; das sind nur 
9,6 %. Die meisten haben Hauptschulabschluß; etwa 
die Hälfte fällt durch Allgemeinkriminalität auf; eine 
starke Rolle spielen der Alkohol — zu 65 % — und die 
diffuse Abneigung gegen Ausländer; ebenfalls 65 %. 
Rechtsextremistischer Einfluß wurde bei 46,3 % fest-
gestellt. 

Wenn man dies analysiert, ergibt sich der Eindruck, 
daß diese jungen Menschen offenbar zu unkontrol-
lierten Gewaltausbrüchen neigen, die — das wird ja in 
manchen Untersuchungen sehr deutlich — geradezu 
als Vergnügen empfunden werden, und daß sie bis-
weilen in rechtsextremen Parolen ihren diffusen Haß 
gegen alles ihnen Fremde mit ideologischen Pseudo-
begründungen versehen. Diese jungen Menschen zu 
Einsicht, Umkehr und Selbstdisziplin zu führen, muß 
natürlich mit allen Mitteln versucht werden. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr richtig!) 

Dabei muß der Schutz der Bevölkerung aber ebenso 
als höchstes Ziel gesehen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der vorliegende Antrag der SPD greift eine EG

-

Initiative auf und fordert von der Bundesregierung 
jährliche Berichte über Rechtsextremismus und 
Gewalt, offenbar über das hinaus — Herr Vergin sagte 
es eben schon —, was der Verfassungsschutzbericht 
ohnehin bietet. Mit dem Antrag soll offenbar versucht 
werden, durch statistische Angaben die Grundlagen 
für Analysen und Gegenmaßnahmen zu verbessern. 
Der kleine Beitrag dazu hier mag vielleicht eine 
interessante Variante sein. Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion stimmt der Überweisung an die Aus-
schüsse zu. Dort werden wir sicherlich darüber zu 
diskutieren haben, wie m an  einen solchen jährlichen 
Bericht, wenn er denn notwendig erscheint, sinnvoll 
gestalten kann. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Kollege Wolfgang Lüder. 
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Wolfgang Lüder (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Antrag der 
SPD-Fraktion gibt gute Gelegenheit zu einer Kurzde-
batte über Rechtsextremismus und Gewalt. Seine 
konkreten Forderungen sind durch die verschiedenen 
Berichte, die die Bundesregierung uns gegeben hat, 
zuletzt durch den Jahresbericht des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, weitgehend überholt, weil erfüllt, 
wenn auch noch nicht umfassend — Herr Vergin, das 
räume ich Ihnen ohne weiteres ein — gestaltet. Wir 
werden im Ausschuß darüber nachzudenken haben, 
wie wir das bündeln, was von Ihnen — gerade mit der 
Untermauerung durch Ihre Rede heute — gesagt und 
gefordert worden ist. Ich hoffe, lieber Herr Staatsse-
kretär Waffenschmidt, daß wir nicht zu Dissonanzen 
kommen, sondern miteinander daran arbeiten, einen 
solchen Berichtsauftrag zu erfüllen. 

Das Thema Rechtsextremismus und Gewalt aber 
bleibt eine Herausforderung für die Bundesrepublik, 
eine Herausforderung an  uns Politiker, an unseren 
Staat, der wir uns zu stellen haben. Die aktuelle 
Herausforderung zwingt zu konsequentem und 
schnellem Handeln. Dem wird die Bundesregierung 
—lassen Sie mich das freimütig sagen, in Anknüpfung 
an die Fragestunde gestern — nicht immer gerecht. 

(Beifall des Abg. Siegfried Vergin [SPD]) 

Gestern mittag hatten wir in der Fragestunde Gele-
genheit, dies erneut festzustellen. Es ging, ausgelöst 
durch die Frage eines Kollegen von der SPD zur 
Reichskriegsflagge, der heute abend nicht mehr hier 
ist, 

(Siegfried Vergin [SPD]: Der kommt gleich 
wieder!) 

um die notwendige Strafbarkeit der Flaggen und 
Symbole, um die sich die Rechtsextremisten scha-
ren. 

Über die Fraktionsgrenzen hinweg sind wir uns in 
diesem Hause doch einig, daß NS-Symbole nicht nur 
in ihrer nationalsozialistischen Klarform verboten und 
ihr Zeigen unter Strafandrohung gestellt werden müs-
sen, sondern auch in den Formen der Abwandlungen, 
die rechtsextremistisches Bekenntnis signalisieren, 
auch wenn sie dabei Nazizeichen nur teilweise kopie-
ren. Noch immer fehlt der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung, der die Strafandrohung und den Strafrah-
men dazu festlegen soll. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD) 

Die Mitzeichnung des Innenministeriums und des 
Finanzministeriums steht noch aus, soweit wir gestern 
erfahren konnten. Die Gemächlichkeit der Verwal-
tungsschnecke ist für mich nicht akzeptabel. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, die deutsche Politik, also 
auch die deutsche Bundesregierung, ist gefordert, 
Gesetzgebungsvorhaben zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus so schnell und zielsicher wie mög-
lich auf den Weg zu bringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Hier muß gehandelt werden, wenn und soweit Einig

-

keit über Sache und Ziel besteht. Hier darf es kein 

Warten auf eine große Lösung geben, bloß weil der 
eine mehr oder anderes geregelt wissen möchte. Hier 
muß mit dem gehandelt werden, worüber Einverneh-
men möglich ist. Das wäre schon ein ganzes Stück. 
Rechtsextremismus und rechte Gewalt bedrohen die 
innere Ordnung unserer Bundesrepublik Deutsch-
land. Hier die strafrechtlichen Erkenntnisse zu schär-
fen ist vorrangige Aufgabe von Bundesregierung und 
von uns im Bundestag. 

Die Bundesregierung hat dazu in den verschiede-
nen Berichten ebenso wie der Bundestag in vielen 
parlamentarischen Initiativen Analysen erstellt und 
Ursachenforschung betrieben. Das zu bündeln und 
zusammenzufassen ist wichtig. Aber: Strafrecht 
allein reicht nicht aus. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU und der SPD) 

Die Bekämpfung des Rechtsextremismus und die 
Bekämpfung rechter Gewalttätigkeit sind umfas-
sende Aufgaben, denen wir uns alle stellen müssen. 
Politik muß hier Maßstäbe setzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD) 

Bundesminister Kanther hat in seiner Haushalts-
rede dazu manch Richtiges anklingen lassen. Maß-
stäbe aber kann man nicht nur lehren, Maßstäbe muß 
man  leben. Die Vorbildfunktion der Politik, die 
Vorbildaufgabe von uns Politikern müssen wir ernst 
nehmen. Wir müssen Zeichen setzen. Wir müssen in 
der Abwehr von Gewalt und Rechtsextremismus Vor-
bild sein. Das geht nicht mit „ausgewogenen" Reden 
gegen angeblich gleiche Gefahren von links und von 
rechts. Niemand sollte der Blindheit auf einem Auge 
geziehen werden, wenn er die aktuelle Gefahr dort 
sieht, wo sie heute besonders bedrohlich ist: auf der 
extremen Rechten. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Ich übersehe die Gefahr aus der linken Terrorszene 
nicht. Aber hier ist kein Platz für Gleichsetzung. 

Hans-Dietrich Genscher hat anläßlich seiner 
Ehrenbürger-Rede in Berlin deutlich gemacht, daß es 
zu spät ist, zu sagen, wir müßten den Anfängen 
wehren. Nein, die Anfänge sind längst vorbei. Wir 
sind mitten drin 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

in den Gefahren, die für 17 Leute in den letzten Jahren 
tödlich waren. Wir sind mittendrin in der tödlichen 
Gefahr des Rechtsextremismus. Wir sind mittendrin in 
der Gewaltbedrohung durch Rechtsextremismus. 
Hier müssen wir handeln. 

Meine Damen und Herren, unser heutiger Bundes-
präsident Richard von Weizsäcker hat in mehreren 
wichtigen Reden, insbesondere zum 8. Mai und zur 
Wiedervereinigung, Maßstäbe gesetzt, wie politische 
Vorbilder reden und handeln. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 
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Daran werden wir uns zu orientieren haben und 
messen lassen müssen. 

Es sollte uns eine Warnung sein, auch wenn das 
wichtige Werk von Max Frisch vielleicht nicht immer 
in Sachsen vorhanden war: Gastgeber der Brandstifter 
war Herr Biedermann. Herr Biedermann darf uns kein 
Vorbild sein. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Abgeordnete Ulla Jelpke. 

Ulla Jelpke (PDS/Linke Liste): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich stimme dem Antrag 
der SPD zu. Ich muß sogar sagen, daß ich diesen 
Antrag ausgesprochen wich tig und verdienstvoll 
finde. 

Dennoch werden wir in einigen Punkten Ergän-
zungsanträge vorbereiten, die darauf abzielen sollen, 
daß auch die Politik der ideologischen Wegbereiter in 
dem Bericht darzustellen ist. 

Der vorliegende Antrag bringt den Versuch und den 
Wunsch zum Ausdruck, auf der Grundlage exakter 
Daten und Fakten über die Entwicklung des Neofa-
schismus in der BRD mit Fachleuten und Experten zu 
beraten und geeignete Maßnahmen gegen den Neo-
faschismus und Rassismus zu entwickeln. 

Dieses Verlangen nach fundierter Kenntnis und 
nach Ursachenforschung steht im krassen Wider-
spruch zum Verhalten der Bundesregierung. Die hat 
nämlich gerade ihre alljährliche Pflichterfüllung 
abgeleistet, indem sie den Verfassungsschutzbericht 
vorgelegt hat: ein Dokument, das ich vor dem Hinter-
grund der Zustände in diesem Lande, also der Über-
griffe und der steigenden Zahlen von Rechtsextremi-
sten in ihren Organisationen, nur noch als makabere 
Desinforma tion bezeichnen kann. 

Diejenigen, die sich diesen Be richt über die Ent-
wicklung des Neofaschismus und Rassismus in der 
BRD einmal genauer angesehen haben, erfahren so 
gut wie nichts. 82 rechtsextremistische Organisatio-
nen gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung. Um 
welche Organisationen es sich hier handelt, erfahren 
wir allerdings nicht. Nicht einmal auf eine Anfrage 
von mir wollte die Bundesregierung diese Organisa-
tionen nennen. 

Man muß hier in aller Deutlichkeit sagen: Die 
Bundesregierung verweigert der Öffentlichkeit die 
Grundvoraussetzung, die Entwicklung von Rassismus 
und Rechtsextremismus im Lande überhaupt zu 
bekämpfen; indem sie nämlich das Wissen verwei-
gert. 

Wesentlich schlimmer ist für mich noch etwas ande-
res, wenn man  von der Bundesregierung eine Aus-
kunft über aktuelle Entwicklungen des Rechtsextre-
mismus haben will. So fällt z. B. auf: Nach zehn Jahren 
kann man  von der Bundesregierung immer noch nicht 
über die neue Rechte, deren Organisa tion, Zeitungen, 
Verlage und Poli tik informiert werden; ebenfalls gibt 
es keine Antworten auf die Vielzahl unserer Anfra-
gen, die wir hierzu an  die Bundesregierung gerichtet 
haben. 

Völlig katastrophal wird es meines Erachtens, wenn 
man von der Bundesregierung etwas über eine 
Zusammenarbeit von Rechtsextremisten in Vertrie-
benenverbänden, studentischen Verbindungen, 
Denkfabriken oder Theorieorganen erfahren wi ll . 
Denn hier kann man nachvollziehen, was die von 
Wissenschaftlern, aber auch von Verfassungsschüt-
zern entwickelten Thesen beinhalten, daß Rechtsex-
tremismus und Rassismus aus der Mitte unserer 
Gesellschaft kommen. 

Auch wenn Kollege Vergin das angesprochen hat, 
möchte ich zum Schluß dennoch eine Frage an die 
SPD-Fraktion stellen. Warum wird in Ihrem Antrag 
nicht gefordert, daß auch der Zusammenhang zwi-
schen der Asyldebatte und den Gewalttaten in diesem 
Land mit untersucht und analysiert werden muß? Das 
wäre jedenfalls für mich auch ein ganz wesentlicher 
Punkt. 

Ich bin dennoch gespannt auf diese Debatte und auf 
den Bericht. 

Danke. 
(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Letzter Redner in 
dieser Debatte ist Herr Staatssekretär Horst Waffen-
schmidt. 

Dr. Horst Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
zunächst gern feststellen, daß ich gestern bei mancher 
Gelegenheit und auch heute in etlichen Beiträgen in 
dieser Debatte -- nicht in Ihrem letzten Beitrag, Frau 
Kollegin Jelpke — doch gespürt und gesehen habe, 
daß eine breite Übereinstimmung in den Zielen und 
auch hinsichtlich der Möglichkeiten der Bekämpfung 
des Rechtsextremismus besteht, der in diesem L and 
überwunden werden muß. 

Wir haben eine nachhaltige Gemeinsamkeit in 
dieser Frage auch nötig, und es wäre schlimm, wenn 
es den Rechtsextremisten gelingen könnte, die demo-
kratische Gemeinsamkeit in dieser Frage, die in einer 
großen Breite vorhanden ist, zu zerstören. Wir sollten 
zusammenstehen im Kampf gegen den Rechtsextre-
mismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Ich bin dem Kollegen Lüder dankbar, daß er schon 
darauf hingewiesen hat, daß Innenminister Kanther 
zuletzt bei den Haushaltsberatungen hier neben dem 
Verfassungsschutzbericht, Herr Kollege Vergin, eine 
ganze Anzahl von Maßnahmen aufgezeigt hat, die wir 
als Initiativen fortsetzen oder ergreifen müssen, um 
den Rechtsextremismus nachhaltig zu bekämpfen. 

Ich will ein Zweites hier aufzeigen. Der Verfas-
sungsschutzbericht 1992 befaßt sich immerhin auf 
95 Seiten mit Analyse und Notwendigkeit der 
Bekämpfung des Rechtsextremismus. Ich bin der 
Auffassung, daß an Hand des heute vorliegenden 
Antrages, den wir ja in die Ausschüsse überweisen 
werden, zu prüfen sein wird, ob es wirklich der 
richtige Weg ist, neben den Verfassungsschutzberich-
ten noch weitere separate Berichte zu erarbeiten, oder 
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ob man auch einen anderen Weg gehen könnte. Man 
könnte ja auch darüber nachdenken, ob die Struktur 
der heutigen Verfassungsschutzberichte weiterent-
wickelt werden muß. 

Ich meine, es ist aller Anstrengungen wert, hier zu 
überlegen, wie man zu einem durchgreifenden Instru-
mentarium kommt, das uns miteinander hilft. Ich halte 
es für richtig, daß wir dazu alle unseren Beitrag 
leisten. 

Ich bitte auch darüber nachzudenken, was dafür 
spricht, daß man allen notwendigen Kampf — mit 
Recht steht im Augenblick der Kampf gegen den 
Rechtsextremismus im Vordergrund — gegen unsere 
freiheitliche demokratische Grundordnung in einem 
Bericht und mit den daraus zu ziehenden Konsequen-
zen behandelt. Dafür spricht auch manches. 

Meine Damen und Herren, vor allen Dingen sollte 
uns aber heute am Schluß der Debatte eines vereinen: 
Berichte, Analysen und auch Darstellungen von Not-
wendigkeiten sind wichtig. Als einer, der selbst noch 
in früher Jugendzeit erleben mußte, wie Rechtsextre-
mismus und Nazismus bis in die eigene Familie hinein 
nachhaltig wirken, möchte ich am Schluß dieser 
Debatte sagen: Wir müssen alle Kräfte darauf verwen-
den, den Rechtsextremismus zu überwinden, wo auch 
immer es möglich ist. Berichte sind gut, Analysen sind 
gut, Mate rial zu sammeln ist gut. Noch besser ist es, 
wenn wir überzeugend zusammenstehen und dem 
Rechtsextremismus Schritt für Schritt die Möglichkei-
ten nehmen, weiter aktiv zu sein. Ich glaube, das sollte 
die Botschaft auch für die Ausschußberatung sein. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich bitte um Ver-
ständnis, es war bei der Auflistung die Wortmeldung 
des Kollegen Krause (Bonese) übersehen worden. 
Bitte, Ihr Redebeitrag. 

(Zuruf von der SPD: Das muß ja nun nicht 
sein!)  

Dr. Rudolf Karl Krause (Bonese) (fraktionslos): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich spreche 
mich ganz entschieden gegen jede Form von Gewalt 
und gegen jede Form der Verharmlosung von Gewalt 
aus. Ich danke vor allem Frau Professor Wisniewski für 
ihre differenzierenden Ausführungen. 

Gewalt in diesem Lande ist in einer Weise gestie-
gen, die nicht nur den Rechtsextremismus beinhaltet. 
Wir haben im letzten Jahr einen Anstieg der Straftaten 
von 5,3 Millionen auf 6,3 Millionen. Wir haben dabei 
einen Rückgang der Inländerkriminalität, wenn man 
den Begriff so verwenden darf, von 75 auf 70 %. Wir 
haben einen Anstieg der Zahl der ausländischen 
Straftäter um 25 %. Jede Straftat muß unabhängig 
davon, wer Opfer und wer Täter ist, unterbunden 
werden. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Aber 
heute geht es um den Rechtsextremismus!) 

Insgesamt ist es so, daß zwei Drittel der Kriminalität 
immer noch zwischen Inländern passieren und ein 
Drittel zwischen Angehörigen verschiedener Völker. 
Da gibt es drei Gruppen. Es gibt fremdenfeindliche 
Gewalt durch Einheimische, die stillschweigend als 
Rechtsextremismus definiert wird. Dazu sind im 
Antrag der PDS, Drucksache 12/5651, exakte Zahlen 
genannt. Es gibt Gewalttaten zwischen Ausländern 
verschiedener Nationalität, nicht nur zwischen Kur-
den und Türken. Das gab es auch zwischen Englän-
dern und Buren auf fremdem Ter ritorium. Und es gibt 
eben Gewalt, die sich spezifisch gegen Einheimische 
richtet. 

Frau Jelpke, Sie fragten nach exakten Zahlen und 
Fakten. Zur Beurteilung der Kriminalität ist die Krimi-
nalstatistik die Grundlage mit exakten Zahlen und 
Fakten. 

Vor allem der Opfer wegen, aber nicht nur ihretwe-
gen, sondern auch der verführten jugendlichen Täter 
und des Ansehens Deutschlands wegen treten ich und 
meine Freunde ganz entschieden gegen jede Form 
auch rechtsextremistischer Kriminalität auf. Aber das 
darf nicht zum Alibi dafür werden, die gesamte 
Kriminalitätsentwicklung dabei außer acht zu lassen. 
Die meisten Opfer der gesamten Kriminalität in 
Deutschland sind eben Deutsche. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Das ist ja 
nun wirklich albern!) 

Es ist die Pflicht einer jeden Bundesregierung, Scha-
den vom deutschen Volke fernzuhalten. Ich stimme 
mit sehr vielen meiner Kollegen auch in diesem Hause 
überein, daß jede Form von Kriminalität, auch die 
Kriminalität im Zusammenhang mit 2 000 Rauschgift-
toten, 2 000 Mordopfern und vielen anderen Delikten, 
in gleicher Weise bekämpft werden muß und daß es 
keine Betonung der einen Art von Kriminalität unter 
Vernachlässigung von über 95 % der übrigen unsere 
Bevölkerung bedrohenden Kriminalität geben darf. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Friedhelm Julius Beucher [SPD]: Thema 
verfehlt! Das ist wirklich peinlich, was Sie 
gesagt haben! — Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke 
Liste]: Wirklich peinlich! Kein Wort zum 
Rechtsextremismus! — Dr. Rudolf Karl 
Krause [Bonese] [fraktionslos]: Das stimmt 
nicht! Ich habe das Wort ein paarmal 
genannt! — Zuruf von der SPD: Das ist auch 
Gewalt mit Worten, was Sie hier betrei-

ben!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Trotzdem ist es gut, 
wenn wir hier die Debatte führen. 

Meine Damen und Herren, ich schließe die Aus-
sprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vor-
lage auf Drucksache 12/5602 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vor. Sind Sie damit 
einverstanden? — Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Klaus Kübler, Friedhelm Julius Beucher, 
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Siegrun Klemmer, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 
Hilfen zur Stillegung der RBMK-Reaktoren in 
Rußland, der Ukraine und Litauen 
— Drucksache 12/4783 

—Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Auch hier ist vereinbart worden, die Redebeiträge 
zu Protokoll zu geben.') Sind Sie damit einverstan-
den? — Das ist der Fall. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vor-
lage auf Drucksache 12/4783 an den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vor. Sind 
Sie damit einverstanden? — Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS/Linke 
Liste 
Widerruf der Genehmigung des Kali-Fusions-
vertrags 
— Drucksache 12/5386 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß Treuhandanstalt (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Wi rtschaft 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wobei die 
Gruppe PDS/Linke Liste 10 Minuten erhalten soll. — 
Dazu sehe ich keinen Widerspruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Abge-
ordnete Herr Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich bin zwar der Meinung, 
daß sich dieses Plenum mit diesem Fusionsvertrag 
schon längst hätte beschäftigen müssen. Er ist nun seit 
weit über einem Jahr abgeschlossen. Es ist die erste 
Plenardebatte zu diesem Thema. Daß sie zu dieser 
Stunde und vor diesem Personenkreis stattfindet, sagt 
etwas darüber aus, welche Bedeutung das Parlament 
diesem Fusionsvertrag und den damit verbundenen 
Problemen beimißt. Unmittelbar Be troffene, Vertreter 
der Belegschaft der Kaligrube in Bischofferode, sitzen 
auf der Besuchertribüne. Ich möchte sie, wenn es 
gestattet ist, herzlich begrüßen und freue mich, daß sie 
unserer Debatte Interesse entgegenbringen. 

Ich will  zunächst etwas zu unserem Antrag sagen. Er 
ist auf den Widerruf der Genehmigung des Fusions-
vertrags durch den Bundesfinanzminister gerichtet. 
Das hängt nicht etwa damit zusammen, daß wir 
generell gegen die Fusion wären. Ich glaube schon, 
daß die Fusion möglicherweise richtig und auch 
wichtig ist. Aber so, wie sie vereinbart worden ist, geht 
es nicht. Die Genehmigung ist zu widerrufen, damit 
wir die Chance bekommen, hier etwas anderes zu 
vereinbaren. 

Wie ist es dazu gekommen? Lassen Sie mich auf ein 
paar Umstände hinweisen. Wenn die Gewaltentei-

lung stimmt, dann ist wohl das Parlament das höchste 
Organ. Das Parlament hat auch die Exekutive zu 
kontrollieren. Hier ist die Ausgabe von Milliarden von 
Steuermitteln vereinbart worden. Meines Erachtens 
kann kein Parlament sagen, daß so etwas das Parla-
ment nichts angeht. Aber wie sah die Kontrolle des 
Parlaments in dieser konkreten Frage aus? Sie hat 
praktisch nicht stattgefunden. Der Treuhandausschuß 
hat sich damit abgefunden, diese Kontrolle nicht 
ausüben zu können. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Grau ist alle Theorie!) 

— Das ist eine grundsätzliche Frage der Ordnung des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. 
Wenn wir zulassen, daß die Bundesregierung ohne 
jede Kontrolle z. B. Milliarden Mark ausgibt, dann 
brauchen wir dieses Parlament nicht. 

Ich frage Sie: Wie kommt ein Treuhandausschuß 
dazu, einen Fusionsvertrag zu genehmigen, ohne ihn 
je gesehen oder gelesen zu haben? Das führt zu 
Politik- und Demokratieverdrossenheit, weil wir uns 
mit einem solchen Herangehen lächerlich machen, 
Der Ausschuß hätte mindestens sagen müssen: Wenn 
ihr uns den Vertrag nicht vorlegt, dann können wir uns 
dazu auch nicht äußern. Man hätte sich einer Ent-
scheidung verweigern müssen. Aber die Annahme zu 
empfehlen, ohne den Vertrag zu kennen, heißt sich 
selber lächerlich machen und heißt sich selber auch 
disqualifizieren. 

(Jürgen Türk [F.D.P.]: Da haben Sie recht, 
Herr Gysi!) 

Ich sage Ihnen noch etwas. Jetzt ist beschlossen 
worden, daß drei Mitglieder des Ausschusses nicht 
etwa den Vertrag sehen dürfen, sondern ergänzende 
Auskünfte unter Beiziehung der Akten erhalten. Man 
muß wahrscheinlich Jura studiert haben, um zu wis-
sen, was es heißt, wenn Akten beigezogen werden. 
Das heißt, sie werden immer noch nicht offengelegt, 
vielmehr hält der, der Auskunft gibt, sie in der H and. 
Das ist aber weiß Gott noch keine Akteneinsicht. 
Genau die ist eben nicht vorgesehen. 

Womit wird das begründet? Das wird damit begrün-
det, daß es bei privatwirtschaftlichen Verträgen nicht 
üblich sei, daß andere in einen solchen Vertrag 
Einsicht bekommen. Ich möchte Ihnen dazu etwas 
sagen. Zunächst einmal ist dies kein privatwirtschaft-
licher Vertrag. Die Treuhandanstalt ist eine öffent-
lich-rechtliche Einrichtung. Sie hat diesen Vertrag mit 
einem Privatunternehmen geschlossen. Die Treu-
handanstalt ist hinsichtlich der Ausgaben, die sie 
macht, rechenschaftspflichtig gegenüber dieser Be-
völkerung und damit auch gegenüber diesem Parla-
ment und kann sich auf solche privatwirtschaftlichen 
Bestimmungen nicht zurückziehen, um zu verheimli-
chen, was sie als Regierungsbehörde leistet und was 
sie als Regierungsbehörde nicht leistet. 

Übrigens stimme ich da z. B. mit dem früheren 
Präsidenten des Bundeskartellamtes, Herrn Kartte, 
überein, der in einem Interview mit der „Jungen 
Welt" am 6. September 1993 genau dasselbe gesagt 
hat, daß das überhaupt kein Argument ist. Wenn die 
Treuhandanstalt Vertragspartnerin ist, dann gelten 
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für die Offenlegung völlig andere Kriterien, als wenn 
zwei GmbHs miteinander einen Vertrag schließen. 

Hinzu kommt, daß die Treuhandanstalt nicht Eigen-
tümerin ist. Im Treuhandgesetz sieht, daß es sich um 
ehemaliges Volkseigentum der DDR handelt, und 
damit hätten zumindest die Eigentümerinnen und 
Eigentümer, mit anderen Worten: die Ostdeutschen, 
einen Anspruch auf Information. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Hinzu kommt: Ich finde, daß Menschen Verträge 
kennenlernen müssen, wenn ihr Schicksal davon 
betroffen ist. 700 Kalikumpel zusammen mit ihren 
Familien sollen in existentielle Nöte gestürzt werden. 
Und die sollen kein Recht haben zu fragen, auf 
welcher Grundlage das Ganze geschieht, und mal 
Einsicht nehmen zu können, ob das Ganze in Ordnung 
geht oder nicht in Ordnung geht? Was ist das über-
haupt für eine Einstellung? 

Und letztlich: Unmittelbar wird über eine Milliarde 
an  Steuermitteln dort verausgabt. Die Treuhandan-
stalt hat offensichtlich vereinbart, daß sie über fünf 
Jahre, obwohl sie nur 49 % der Anteile hält, sämtliche 
Verluste trägt, drei Jahre lang 90 %, ein Jahr lang 85 % 
und im fünften Jahr 80 %, und zwar, so wörtlich, 
„unabhängig von den Ursachen". Das ist nun etwas, 
was überhaupt kein Geschäftsmann je unterschreiben 
würde, außer der Treuhandanstalt selbstverständlich, 
die macht so etwas. 

Und da soll man  als Parlament kein Recht auf 
Einsicht haben? Da soll man  nicht fragen dürfen, 
wohin diese Milliarden gehen, ob das ganze sauber 
ist, ob es eine rechtliche Grundlage hat? 

Was ist da eigentlich zu verschweigen? Weshalb 
läßt man  zu, daß es nur Stück um Stück bekannt wird? 
Weshalb läßt der Treuhandausschuß zu, daß faktisch 
mit seiner Genehmigung dann auch dieser Fusions-
vertrag genehmigt wird? 

Lassen Sie mich dazu noch eine Bemerkung 
machen. Es gibt nämlich eine Klausel, die auch dem 
Verwaltungsrat der Treuhandanstalt vorenthalten 
worden ist, als der Verwaltungsrat zugestimmt hat. 
Das war die Konkurrenzausschlußklausel im Vertrag. 
Lesen Sie das Protokoll über die Verwaltungsratssit-
zung und den Beschluß nach. Das mit den sogenann-
ten indirekten Subventionen für die BASF konnte man 
zumindest herauslesen, wenn man ein bißchen 
Bescheid wußte. Aber die Konkurrenzausschlußklau-
sel z. B. ist im Verwaltungsrat der Treuhandanstalt nie 
beschlossen worden. Das heißt, damit sollte auch die 
Treuhandanstalt überrascht werden. Aber sie hat es 
unterschrieben, ohne ihren eigenen Verwaltungsrat 
zu informieren. Mit anderen Worten: Es gibt schon 
Gründe, weshalb hier das eine oder das andere 
verschiegen wird. 

Dabei ist es noch ziemlich unrelevant, ob diese 
Konkurrenzausschlußklausel für Bischofferode über-
haupt gilt, denn Bischofferode ist für die anderen 
Unternehmen keine Konkurrenz. Dort wird nämlich 
ein Produkt hergestellt, das in keiner anderen Kali-
grube Deutschlands hergestellt wird. 

Der wichtigste Abnehmer — passen Sie auf — von 
Bischofferoder Kali, Tessenderlo-Chemie/EMC-Bel-

gien, hat versucht, sich auf Zielitzer Salz umzustellen, 
und hat nach wenigen Wochen gesagt: Das geht nicht. 
Im Mannheimer Verfahren ist das nicht verwendbar. 
Wir wollen wieder das Bischofferoder Salz. Kemira Oy 
hat von Anfang an abgelehnt, in ein anderes Salz zu 
wechseln. 

Das heißt, wir sind überhaupt nicht in der Lage, die 
bisherigen Kunden von Bischofferode über die ande-
ren Gruben zu beliefern, und verzichten auf diese 
Kunden. Auf die Frage wird man  doch irgendwann 
einmal eine Antwort verlangen dürfen, weshalb auf 
diese Kunden verzichtet wird. 

Es sollen nämlich diese Kunden ge troffen werden, 
indem man  ihnen den Grundstoff entzieht. Diese 
Kunden sind die eigentliche Konkurrenz von BASF. Se 
werden hier Monopolstrukturen aufgebaut. 

Nun ist immer behauptet worden: Das Ganze ist 
nicht wirtschaft lich, die Grube rechnet sich nicht und 
vieles andere mehr. Dabei wird mit Zahlen jongliert, 
die zum größten Teil falsch sind. Allein die Tatsache, 
daß die Treuhandanstalt die Verluste von Bischoffe-
rode pro Jahr einmal mit 20 und einmal mit 46 Mil-
lionen DM angibt, beweist, wie unse riös dort gearbei-
tet wird. Man  ist nicht einmal in der Lage, einmal eine 
exakte Zahl zu benennen. 

Die Tatsache, daß z. B. Frau Breuel davon spricht, 
daß die Grube nur zu 61 % ausgelastet war, ist eine 
glatte Lüge. Sie war 1991 zu 74,9 % und 1992 zu 78,4 % 
ausgelastet. Das war der höchste St and bei allen 
Kaligruben in der Bundesrepublik Deutschland. 

Trotzdem soll genau diese Grube zugemacht wer-
den, und zwar, weil sie die falschen Kunden beliefert, 
die Kunden, die BASF treffen will. Das steckt dahinter 
und nichts anderes. Dieses Spiel macht die Bundesre-
gierung mit. 

Dann wird uns in diesem Zusammenhang Populis-
mus vorgeworfen. Dazu würde ich auch gerne einmal 
eine Bemerkung machen. Ich kann Ihnen das nämlich 
gleich widerlegen. Sie haben durch Fehlinformatio-
nen erreicht, daß die Kalikumpel in allen anderen 
Kaligruben zum größten Teil wirklich glauben, daß, 
wenn Bischofferode nicht geschlossen wird, ihr 
Schicksal besiegelt ist. Das heißt, wer für Bischoffe-
rode eintritt, macht sich bei allen anderen Kalikum-
peln und bei der IGBE inzwischen unbeliebt. Das ist 
das Gegenteil von Populismus, denn dort können Sie 
sich kaum noch sehen lassen. 

Nein, hier wird eine klare Minderheit vertreten, 
aber eine Minderheit, die sich sozusagen gegen ein 
Machtkartell, bestehend aus BASF, Treuhandanstalt 
und Bundesregierung, zur Wehr setzt. Allein dieser 
Mut verlangt schon Respekt. Wer wagt es sonst schon 
in diesem Land, es mit solchen Größen aufzuneh-
men? 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD — Zuruf von der 

CDU/CSU) 

— Ich habe Sie nicht verstanden. Stellen Sie ord-
nungsgemäß eine Zwischenfrage, wenn Sie etwas zu 
sagen haben. Die Akustik ist hier nicht so wie im 
Wasserwerk. 
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Reden Sie doch lieber einmal über den Fusionsver-
trag, anstatt hier immer dazwischenzurufen. Legen sie 
ihn doch offen! Sie sind die Regierungspartei; wer 
hindert Sie denn daran, endlich einmal klare Fakten 
zu schaffen und zu sagen, was eigentlich vereinbart 
worden ist? Warum genieren Sie sich denn hinsicht-
lich dieses Vertrages so, daß ihn niemand lesen 
darf? 

Sie haben einen Wirtschaftsminister, der im Fernse-
hen in der „Tagesschau" erzählt, daß ein Anwalt des 
Vertrauens der Kalikumpel den Vertrag einsehen 
darf. Hinterher sagt er, unter einem Anwalt des 
Vertrauens versteht er einen Wirtschaftsprüfer, der 
vom Finanzministerium gestellt wird. Ich glaube, hier 
müßte man die erste Stunde des Jurastudiums wieder-
holen. Auch ein Wirtschaftsminister müßte den Unter-
schied zwischen einem Wirtschaftsprüfer und einem 
Rechtsanwalt kennen. Und dann soll es ein Wirt-
schaftsprüfer sein, der nicht das Vertrauen der Kali-
kumpel, sondern des Bundesfinanzministeriums ge-
nießt. Es ist in dieser Sache schon soviel gelogen 
worden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Gysi, Ihre 
Redezeit ist beendet. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Das ist der letzte 
Satz: 

Ich bitte Sie wirklich: Nutzen Sie die Beratung 
dieses Antrags, um wenigstens Transparenz herzu-
stellen, damit in dieser Frage endlich einmal mit 
offenen Karten gespielt wird! 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der 
SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Hermann Pohler. 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zunächst 
einige Bemerkungen zu meinem Vorredner und zu 
seinen letzten Bemerkungen zum Anwalt des Ver-
trauens. Herr Gysi, als Rechtsanwalt müßte Ihnen klar 
sein, daß der Anwalt des Vertrauens nicht unbedingt 
ein Jurist und ein Rechtsanwalt, sondern jemand sein 
muß, der das Vertrauen besitzt. Das hat nichts mit 
einem Rechtsanwalt zu tun. 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste) 
— Ich wollte das nur einmal klarstellen, denn das kann 
genausogut ein Wirtschaftsmann sein wie auch ein 
anderer Bürger. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Aber er 
muß das Vertrauen der Belegschaft und nicht 

des Bundesfinanzministeriums besitzen!) 
— Das hat aber nichts mit einem Rechtsanwalt zu tun. 
Sie haben das gerade auf einen Rechtsanwalt und 
Notar bezogen. Das steht damit in überhaupt keinem 
Zusammenhang. Das muß man  unter juristischen 
Aspekten einmal sagen dürfen. 

Ich glaube, das Thema ist viel zu ernst, um damit auf 
Kosten von Leuten Polemik zu be treiben, die ihre 
Arbeitsplätze verlieren oder verloren haben. Das ist 
bitter genug, und man sollte diese Menschen nicht  

mißbrauchen, indem man  in ihnen falsche Hoffnun-
gen weckt. 

Ich meine, die PDS hat mit ihrem Antrag vom Juli 
 dieses Jahres einmal mehr gezeigt, daß sie nicht 

konstruktiv am wirtschaftlichen Aufbau in den neuen 
Bundesländern mitarbeiten will , sondern daß es ihr 
viel mehr um Polemik geht. 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste) 
Zu der Fusion zwischen der Mitteldeutschen Kali 

AG und der Kali und Salz AG gibt es keine Alterna-
tive. Das ist nicht nur mir nach den vielen Gesprächen 
und Sitzungen der Arbeitsgruppe im Treuhandaus-
schuß und auch mit dem Interessenten Herrn Peine 
klar geworden. Die Argumente, die die PDS vorträgt, 
überzeugen nicht. Gerade bei der Privatisierung im 
Bereich der Kaliindustrie gibt es in diesem Sinne 
keine „Plattmacherstrategie", derentwegen die Treu-
handanstalt so oft gescholten wird. 

Nach Verhandlungen mit fast 50 Investoren hatte 
sich die Treuhandanstalt für die Kali und Salz AG 
entschieden, sicher auch zu Recht entschieden, weil 
nur diese Gesellschaft an  einer Gesamtübernahme 
Interesse hatte. 

Der Arbeitsplatzabbau in der Kaliindustrie, die, wie 
wir alle wissen, durch einen verschärften weltweiten 
Wettbewerb mit deutlichen Überkapazitäten gekenn-
zeichnet ist, ist in der Höhe gleichwertig. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Pohler, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Gysi? 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Wir haben schon 
so oft darüber gesprochen, daß ich jetzt keine Zwi-
schenfragen mehr zulasse. Wir wollen die Polemik 
doch nicht auf die Spitze treiben. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Sie wis

-

sen doch gar nicht, was ich fragen wollte!) 
Allerdings erfolgten in den alten und in den neuen 

Bundesländern die Werkschließungen zeitlich un-
gleichmäßig. Während zu DDR-Zeiten, unabhängig 
vom Weltmarkt, die Kaliproduktion ausgebaut und 
gefördert wurde, erfolgte in der Bundesrepublik 
bereits ein schrittweiser Abbau. Jetzt werden von 
1993 bis 1997 — auch das sollten wir zur Kenntnis 
nehmen — im Westen noch 1 744 und im Osten 1 884 
Arbeitsplätze abgebaut. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Aber da 
sind doch schon 20 000 weg!) 

Im Osten werden aber immerhin 3 012 Arbeitsplätze 
Bestand haben. 

Nur mit der Fusion ist allerdings die Chance gege-
ben, daß in der verbleibenden deutschen Kaliindustrie 
auch unter den Bedingungen des Weltmarktes insge-
samt 7 500 Kaliarbeitsplätze erhalten bleiben. 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste: Wo?) 
— Ich hatte es gesagt: Es sind über 3 000 Arbeitsplätze 
im Osten und über 4 000 Arbeitsplätze im Westen 
Deutschlands. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Aber 
sagen Sie doch auch, daß 20 000 Arbeits

-

plätze im Osten schon abgebaut sind!) 
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— Es sind in den Jahren vorher im Westen bereits 
Arbeitsplätze in der Kaliindustrie abgebaut worden; 
das wissen Sie genauso gut wie ich, und zwar in der 
Zeit, in der im Osten Deutschlands noch gefördert 
wurde, also zu DDR-Zeiten. 

Die Notwendigkeit der Fusion, Herr Gysi, haben Sie 
ja hier am Pult und auch vor einiger Zeit im Rundfunk 
nicht in Frage gestellt. Ich weiß gar nicht, warum Sie 
hier gegen die Fusion polemisieren. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Weil die 
Privatisierung von Bischofferode nicht zuge

-

lassen werden soll!) 
Ich will an  dieser Stelle auch auf die Grube in 

Bischofferode eingehen. Mir will trotz des menschli-
chen Verständnisses, das ich für die Arbeiter und 
Arbeiterinnen in Bischofferode habe, 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste: Das gibt 
denen aber keine Arbeit! 

jetzt nicht mehr einleuchten, wieso dort noch weiter 
gestreikt wird, so bitter das alles ist. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Sie 
haben nicht gestreikt, sie produzieren! — 

Weitere Zurufe von der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Pohler hat das 
Wort . 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Die Stillegungs-
entscheidung für Bischofferode ist — auch das müssen 
wir zur Kenntnis nehmen — betriebswirtschaftlich 
gesehen erforderlich gewesen. Entgegen der Behaup-
tung im Antrag der PDS, daß die Grube rentabel sei, 
muß festgestellt werden, daß in Bischofferode 1992 
rund 27,1 Millionen DM Verluste gemacht wurden. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Und bei 
der Kali  und Salz AG in Kassel?) 

— Sie haben andere Zahlen genannt; ich habe 
diese. 

Die Kapazitätsauslastung lag bei 62 %. Wir können 
uns darüber streiten, ob es 62 % oder 70 % sind. Die 
Förderkosten pro Tonne liegen bei 167 DM, der Erlös 
pro Tonne bei 98 DM. Ich weiß nicht, woher Herr Peine 
den Mut hat, bei seinem Konzept zu sagen, daß er 
diese Preise erhöhen wi ll ; denn wir wissen, daß es eine 
Überproduktion auf der Welt gibt. 

Die Schließung der Grube ist für die Menschen in 
Bischofferode bitter. Darüber gibt es gar keinen Zwei-
fel. Aber es ist viel getan worden und wird viel get an , 
um Ersatzarbeitsplätze zu schaffen und zu sichern. Ich 
habe Vertrauen und große Hoffnung, daß in der 
Regionalkonferenz im November dieses Jahres erste 
gute Ergebnisse aufgezeigt werden können. Verges-
sen sollten wir im Zusammenhang mit der beabsich-
tigten Schließung der Grube in Bischofferode auch 
nicht, daß die 700 Arbeitsplätze danach bis Ende 1995 
gesichert sind. Wenn ich richtig informiert bin, hat 
Herr Peine nur ungefähr 400 Arbeitsplätze zugesi-
chert. 

Schließlich bin ich davon überzeugt, daß die 
externe und neutrale Prüfung durch die EG-Kommis-
sion ein objektives Verfahren gewährleistet, und ich 
habe Vertrauen, daß hier auch unter Wettbewerbsge-

sichtspunkten eine sachgerechte Entscheidung ge-
troffen wird. Es besteht also kein Anlaß — zumal sich 
keine neuen Erkenntnisse gezeigt haben —, die 
Genehmigung des Vertrages zu widerrufen. Ich 
meine, es ist unverantwort lich, auf Kosten der Kali

-kumpel weiter Polemik zu betreiben. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Manfred Hampel. 

Manfred Hampel (SPD): Verehrte Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es ist für mich schon sehr 
erstaunlich, Herr Kollege Gysi, wie Sie, von wenig 
Sachkenntnis getrübt, Ihre Argumente vorbringen 
können. 

(Zurufe von der PDS/Linke Liste) 

Sie waren bei den betreffenden Sitzungen im Aus-
schuß nicht anwesend. Sie hätten sich wenigstens die 
Mühe machen sollen, in den Protokollen nachzulesen. 
Dann hätten Sie festgestellt, daß der Treuhandaus-
schuß mitnichten eine Empfehlung zur Annahme des 
Fusionsvertrages gegeben hat. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Ich 
kenne den Beschluß!) 

Wir haben ihn lediglich zur Kenntnis genommen. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Vorher 
hatten Sie darum gebeten, ihn nicht zu unter-

zeichnen!) 

Sie stellen sich heute hin und sagen: Wir betreiben 
keine Polemik. Den ganzen Tag über war diese Reihe 
leer, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Andrea  Lederer [PDS/Linke Liste]: Das 
stimmt nicht! — Weitere Zurufe von der 

PDS/Linke Liste) 

Jetzt ist sie gefüllt. Wenn das nicht billigste Polemik 
ist, dann weiß ich nicht, was Polemik ist. Das hier ist 
Polemik in Reinstkultur. Sie wissen ganz genau, daß 
sich sehr viele, einschließlich der verehrten Präsiden-
tin, eingesetzt haben und auch in Bischofferode gewe-
sen sind. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Auch das sollten Sie beachten. 

Meine Damen und Herren, in den letzten Monaten 
haben sich die Abgeordneten der SPD-Frak tion im 
Bund und auch im Land Thüringen intensiv mit der 
Problematik der Kalifusion auseinandergesetzt. Im 
April hat es auf Ini tiative meines Kollegen Wieland 
Sorge einen hochrangigen Gesprächskreis gegeben, 
an dem auch die Betriebsratsvertreter der be troffenen 
Betriebe teilgenommen haben. Auf unsere Anregung 
hin wurde dann ein zusätzliches Gutachten erstellt. 

Im Juni hat der Treuhandausschuß auf Ini tiative von 
Wieland Sorge den Beschluß gefaßt, daß erneut alle 
Beteiligten zu einem weiteren hochrangigen Ge-
spräch in Erfurt zusammenkommen. Auf dieser Basis 
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hat der Treuhandausschuß die Problematik außeror-
dentlich intensiv diskutiert. 

Er war die SPD, die bei dieser Gelegenheit auf die 
schwerwiegenden Versäumnisse der thüringischen 
Landesregierung und der Bundesregierung hinge-
wiesen hat. Wir haben gefordert, daß endlich alle 
Möglichkeiten der wirtschaftlichen Förderung und 
der Arbeitsmarktpolitik für das Eichsfeld ausgenutzt 
werden. Wir sind es, die seitdem Druck machen, damit 
in der Eichsfelder Region für Tausende von Arbeit-
nehmern, die dringend Arbeit suchen, Dauerarbeits-
plätze geschaffen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, im Zusammenhang mit 
den erhobenen Vorwürfen, der Treuhandausschuß 
habe dem Fusionsvertrag zugestimmt, möchte ich 
ausdrücklich feststellen: Wir von der SPD haben 
keinen abschließenden definitiven Beschluß gefaßt, 
der sich für oder gegen die Kalifusion, der sich für oder 
gegen die Schließung der Bischofferoder Grube rich-
tet. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Hampel, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Udo 
Haschke? 

Manfred Hampel (SPD): Nein, ich möchte meinen 
Gedanken zu Ende führen. 

Um es ganz klar zu sagen: Die Entscheidung über 
die Kalifusion liegt bei der Bundesregierung. Bei ihr 
und der Thüringer Landesregierung liegt die Verant-
wortung. Wir als Parlamentarier können und wollen 
der Bundesregierung die Entscheidungskompetenz 
und die Verantwortung nicht abnehmen. 

In einer parlamentarischen Demokratie ist die 
strikte Trennung von Legislative und Exekutive zwin-
gende Voraussetzung. 

Bisher hatten wir nicht die Möglichkeit, Einsicht in 
den Vertrag zu nehmen. Sie wissen alle, daß die 
Aussage der Bundesrepublik, dieses Projekt sei wett-
bewerbsrechtlich unproblematisch, nicht zutreffend 
war. Dies hat die Bundesregierung bei den Beratun-
gen zu diesem Thema im Ausschuß jedoch stets mit 
Nachdruck wiederholt. 

Jetzt wissen wir, daß die EG-Kommission ernsthafte 
Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit dieses 
Zusammenschlusses mit dem Gemeinsamen Markt 
hat. Wenn die drei benannten Mitglieder des Treu-
handausschusses detailliertere Informationen über 
das Vertragswerk bekommen, werden wir einen 
Schritt weiter sein und uns ein besseres Urteil bilden 
können. Ich warne jedoch davor, überzogene Hoff-
nungen in die Einblicknahme zu setzen. 

(Abg. Udo Haschke [Jena] [CDU/CSU] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich hatte vorhin schon gesagt, daß ich meine 
Ausführungen zu Ende führen möchte. 

Sollte ich aber durch die Einsichtnahme zu dem 
Ergebnis kommen, daß aus unserer Sicht dem 
Fusionsvertrag nicht zugestimmt werden kann, muß 
die Frage im Ausschuß selbstverständlich neu behan-

delt werden. Auch das Ergebnis aus Brüssel wird dafür 
von großer Bedeutung sein. 

Meine Damen und Herren, durch die spektakulären 
Aktionen der Bischofferoder Kumpel wurde die Bun-
desregierung gezwungen, über den Beschluß des 
Treuhandausschusses hinausgehende Zusagen über 
die Schaffung von Arbeitsplätzen für die nächsten 
zwei Jahre zu machen. Das ist das, was bisher als 
konkretes Angebot der Bundesregierung für die 
Bischofferoder Kumpel vorliegt. 

Jedoch ausschließlich durch Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen zeitweilig gesicherte Arbeitsplätze sind 
nur eine Scheinlösung. Sie sind nur eine Übergangs-
maßnahme. 

(Beifall bei der SPD) 

Lediglich ein solches Angebot ist zu wenig. Deswegen 
sind wir strikt gegen eine derartige Scheinlösung. 

Offensichtlich haben weder der Bund noch das L and 
Thüringen begriffen, daß sie endlich zu einer Struk-
turpolitik übergehen müssen, die der Region des 
Eichsfelds wirkliche Perspektiven bietet; 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Gre-
gor Gysi [PDS/Linke Liste]) 

zu einer Strukturpolitik, bei der sich der Staat intensiv 
um die Ansiedlung und Gründung von Unternehmen 
bemüht, die aus eigener Kraft die Wirtschaft der 
Region tragen können. 

Die Bundesregierung und die Treuhandanstalt 
haben mit ihrer Politik der Privatisierung um jeden 
Preis auch in dieser Region versäumt, eine Umstruk-
turierung zur Modernisierung der Strukturen und zur 
Sicherstellung einer gesunden Zukunftsentwicklung 
einzuleiten. Das ist der eigentliche Skandal. 

Die Kumpel zahlen für die ideologische Verbohrt-
heit einfallsloser Politiker der Regierungskoalition in 
Bonn und überforderte Landespolitiker in Erfurt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß sich nach 
der Brüsseler Entscheidung und nach dem Einblick in 
die Unterlagen das verschwommene Bild konkretisie-
ren wird. Ich hoffe, daß bis dahin endlich auch mehr 
Konkretes für die zukunftsträchtigen Arbeitsplätze 
seitens der politisch Verantwortlichen in Bund und 
Land vorgelegt wird. 

Ich habe Respekt vor den verzweifelten Aktionen 
derer, die nicht mehr ein und aus wissen. Ich habe 
Respekt vor meinem Kollegen Wieland Sorge, der sich 
trotz diskriminierender Falschdarstellungen in der 
Öffentlichkeit weiterhin mit aller Kraft für die Bischof-
feroder Kumpel einsetzt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Gre-
gor Gysi [PDS/Linke Liste]) 

Meine Damen und Herren, jetzt steht die Einsicht-
nahme in den Vertrag an. Erst danach ist eine 
Beurteilung möglich. Sollten sich unsere Bedenken 
bewahrheiten, muß erneut verhandelt werden. Das ist 
unsere Forderung. 

Mir ist auch bekannt, daß die SPD-Landtagsfraktion 
einen Antrag durchgesetzt hat, daß sie, falls rechtliche 
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Bedenken gegen diesen Vertrag erhoben werden 
können, gegen diesen Vertrag klagen wird. 

Meine Damen und Herren, die PDS fordert heute, 
alles noch einmal neu anzufangen. Sie gibt vor, mehr 
zu wissen und zu können als alle Fachleute, mit denen 
wir intensiv diskutiert haben. 

(Zurufe von der PDS/Linke Liste) 

Mit dieser Masche wird keinem geholfen. Jetzt sind 
Entscheidungen gefordert. 

Die Bundesregierung und die thüringische Landes-
regierung sind in der Pflicht. Unternehmerisches Han-
deln ist auch vom Staat gefordert. 

Ich sage allerdings auch eines: Unsere politische 
Verantwortung kann sich nicht über wirtschaftlich 
zwingende Schlußfolgerungen hinwegsetzen. 

Wer jetzt nur darauf setzt, die Wirtschaft finde in der 
Wirtschaft statt, wie dies immer noch der F.D.P.

-

Bundesminister Rexrodt tut, hat die Zeichen der Zeit 
nicht erkannt, ist verantwortlich für den Niedergang 
der thüringischen Region, ist verantwortlich für den 
Niedergang, für das Plattmachen in ganz Ostdeutsch-
land, 

(Manfred Richter [Bremerhaven] [F.D.P.]: So 
ein Quatsch!) 

ist verantwortlich für den aufgestauten Unmut, der 
von solchen Parteien wie der PDS mit solchen Anträ-
gen, wie heute einer auf dem Tisch liegt, ausgenutzt 
wird. 

Dieser Antrag ist kein konstruktiver Beitrag. Er ist 
destruktiv. Er ist reine Propaganda. 

Wir wollen, daß aktiv gehandelt wird, daß für 
Bischofferode und das gesamte thüringische Kalige-
biet die bestmögliche Lösung gefunden und realisiert 
wird. Das muß unsere gemeinsame Aufgabe sein, für 
neue Arbeitsplätze, für neue Perspektiven im Eichs-
feld, durch eine vorausschauende aktive Strukturpoli-
tik. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Da der Kollege Türk 
zugestimmt hat, daß wir die Kurzinterventionen vor 
Abschluß der Runde vornehmen, erteile ich als erstem 
dem Kollegen Haschke, dann Herrn Gysi das Wort zur 
Kurzintervention. 

Udo Haschke (Jena) (CDU/CSU): Frau Präsidentin, 
schönen Dank. — Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
vor allen Dingen Kollege Hampel! Ich denke, wir 
halten uns an unseren gemeinsamen Beschluß vom 
7. September 1993: Der Treuhandausschuß nimmt zur 
Kenntnis, daß die Vertragsparteien, wie bei Fusions-
verhandlungen und anderen Verträgen üblich, Ver-
traulichkeit wahren. 

Ich denke, wir bleiben bei unserem gemeinsamen 
Beschluß, daß drei Vertreter Einsicht in den Fusions-
vertrag nehmen, weil ich wirklich meine, Kontrolle ist 
nötig — auch wenn ich es sonst nicht mit Lenin 
halte. 

Auf dieser Sitzung des Treuhandausschusses am 
7. September haben wir gemeinsam den Be richt des 
Ministers in der Thüringer Staatskanzlei, Herrn Traut

-

vetter, zur Kenntnis genommen. 

(Dr. Nils Diederich [Berlin] [SPD]: Das war 
eine traurige und schwache Vorstellung, 

mein Lieber!) 
— Wenn Sie es traurig finden, daß angesichts der 
Tatsache, daß ein Industriebereich in ganz Deutsch-
land große Probleme hat zu überleben und man in 
Deutschland mindestens 90 Dollar pro Tonne Ka li 

 ausgibt, in Israel hingegen bloß 50 Dollar verlangt, in 
den Entwicklungsländern noch weniger, der Minister 
Trautvetter sagt, wir haben garantiert mindestens 700, 
möglicherweise 1 500 Arbeitsplätze in dieser Region 
in Vorbereitung gesichert, dann, so muß ich Ihnen 
sagen, verstehe ich Ihre Trauer nicht. Für mich ist 
jeder Arbeitsplatz, der auf die Zukunft hin organisiert 
ist, der wirklich zukunftsbeständig ist, ein Grund zur 
Freude. 

Lieber Wieland Sorge, wir beide waren mit demsel-
ben Anliegen in Bischofferode. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Zeit für die 
Kurzintervention ist zu Ende. 

Udo Haschke (Jena) (CDU/CSU): Wir wissen genau, 
wo die wirklichen Perspektiven liegen: Die Perspek-
tiven in Deutschl and liegen nicht darin, daß man 
unverkäufliche Güter produziert, um sie dann über 
ABM zu entsorgen. 

Laßt uns endlich den Mut zu wirklich zukunftsorien-
tierten Produkten finden! — Wiel and, ich danke dir, 
daß du genickt hast. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Der Kollege 
Hampel hat darauf hingewiesen, daß ich fälschlich 
ausgeführt habe, daß der Treuhandausschuß eine 
Genehmigung des Fusionsvertrages ausgesprochen 
hat. Das hat er selbstverständlich nicht. 

(Manfred Hampel [SPD]: „Empfehlung zur 
Annahme" hat er gesagt!) 

— Ja, ich will  dazu etwas sagen. 
Dieser Vertrag war bereits unterzeichnet, und der 

Bundesfinanzminister war schon bereit, diesen Ver-
trag zu genehmigen, als der Treuhandausschuß ein-
griff und sagte: Wenn es jetzt ein Privatisierungsan-
gebot von Herrn Peine gibt, dann muß das gründlich 
geprüft werden, bevor hier eine Genehmigung durch 
den Bundesfinanzminister erfolgt. Da kam er insoweit 
seiner Kontrollfunktion nach. 

Dann hat der Treuhandausschuß, ohne das Gutach-
ten vollständig gelesen zu haben — das ist nämlich 
nicht vorgelegt worden, sondern es ist nur ein Auszug 
vorgelesen worden; da war ich dabei — und ohne den 
Vertrag zu kennen, plötzlich gesagt, wir nehmen das 
alles zur Kenntnis, und er empfahl der Bundesregie-
rung, sich Maßnahmen zu überlegen, was m an  in der 
Region tun könnte, urn Ersatzarbeitsplätze zu schaf-
fen. 
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Das war natürlich das Signal an den Bundesfinanz-

minister: Die ursprünglichen Bedenken sind jetzt 
ausgeräumt worden. Die faktische Wirkung war auch 
so, daß er ein oder zwei Tage später den Fusionsver-
trag genehmigt hat. Das ist der Vorgang, den ich damit 
meinte. 

Ich meine, Sie können den Vertrag nicht zur Kennt-
nis nehmen, wenn Sie ihn nicht gesehen haben. 
Vielmehr hätte man sagen müssen: Wir haben diesen 
Vertrag nicht gesehen; deshalb können wir den gan-
zen Vorgang nicht beurteilen, es sei denn, der Vertrag 
wird uns vorgelegt. Ich glaube, diese K ritik war 
berechtigt. 

Zweiter und letzter Hinweis: Wenn Sie sagen, unser 
Antrag ist destruktiv, dann kann ich nur entgegnen: 
Legen Sie doch einen besseren vor! Wir hätten hier 
schon längst eine Debatte haben können. Ergreifen 
Sie doch die Initiative! Wieso müssen immer wir sie 
ergreifen? Ich hätte auch gern über einen SPD-Antrag 
diskutiert. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege Ham-
pel. 

Manfred Hampel (SPD): Herr Haschke, natürlich ist 
Vertraulichkeit vereinbart; das ist selbstverständlich. 
Aber wenn wir feststellen sollten, daß wir mit Passa-
gen des Vertrages nicht einverstanden sein können, 
dann muß es möglich sein, in erneute Verhandlungen 
einzutreten, sonst ist diese Einblicknahme völlig 
unsinnig. 

(Beifall bei der SPD) 
Was soll sonst der Grund sein? Wenn das nicht unser 
Ziel sein kann, dann würde ich die Einblicknahme 
ablehnen; das wäre sinnlos. 

Auch die anderen Vorwürfe, die Herr Gysi erhoben 
hat, daß wir, indem wir die Fusion zur Kenntnis 
genommen haben, der Bundesregierung indirekt ein 
Signal zum Abschluß durch den Finanzminister gege-
ben hätten, sind nicht korrekt. Sie wissen ganz genau, 
daß wir als Parlamentarier nicht das Recht haben, 
derartigen Dingen zuzustimmen oder nicht zuzustim-
men. Das ist nicht unsere Angelegenheit; das lag nicht 
in unserer Kompetenz. Wenn Sie so tun, als hätten wir 
im Treuhandausschuß die Möglichkeit gehabt, diesen 
Vertrag abzulehnen und damit zunichte zu machen 
oder diesem Vertrag zuzustimmen und ihn damit 
rechtswirksam zu machen, dann ist das eine Argu-
mentation, die verlogen ist. Es tut mir leid, daß ich 
keinen anderen Beg riff dafür habe. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Kollege Jürgen Türk. 

Jürgen Türk (F.D.P.): Sehr verehrte Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Ich werde hier keinen 
Wahlkampf auf dem Rücken der Kumpel austragen, 
wie das heute leider die PDS und vor allen Dingen die 
SPD gemacht haben. Polemik haben wir genug in 
diesem Hause. Ich werde hier nicht weiter ausführen, 
daß die Anträge auch von der Koali tion und nicht nur 
von der SPD mitgetragen worden sind. 

Aber nun zur Sache. Auf eine Telefonumfrage, 
warum die Treuhandausschußmitglieder dem Fu-
sionsvertrag zugestimmt haben, stand am 14. Ju li  1993 
in der „Thüringischen Landeszeitung", daß sich der 
Abgeordnete Jürgen Türk lieber ganz in Schweigen 
hüllt. Aber Schweigen ist mein Ding nicht. Richtig ist, 
daß ich in einem langen Telefongespräch berichtet 
habe, daß es sich der Treuhandausschuß mit der 
Entscheidung über die Zukunft der deutschen Kaliin-
dustrie und vor allem mit Bischofferode in der Tat 
nicht leichtgemacht hat. Gestatten Sie mir, daß ich das 
kurz aufzeige. 

Erstens. Um Bischofferode und dem Mittelstand 
eine Chance zu geben, wurde in der ersten Ausschuß-
sitzung der Beschluß gefaßt, das Peine-Konzept bis 
Ende 1993 begutachten zu lassen — und das gemein-
sam. 

Zweitens. In Bitterfeld wurde der Antrag zu einer 
Regionalkonferenz angenommen. Leider kam es in 
Erfurt nicht zu dem erhofften sachlichen Argumenta-
tionsaustausch; leider gab es auch da nur Polemik. 

Drittens. In einer weiteren Beratung in Bonn u. a. 
mit Herrn Peine und dem Gutachter der Treuarbeit 
kam es ebenfalls zu keiner einvernehmlichen Lösung, 
insbesondere wegen des hohen Sanierungsbedarfs, 
des Kalipreises, der Wirtschaftlichkeit und der dra-
stisch sinkenden Absatzchancen. Man muß hier fest-
stellen: Wir haben eine immense Überproduktion. 

Viertens. Im Rahmen der abschließenden Aus-
schußsitzung kamen Koali tion und SPD zu demselben 
Ergebnis: Fusionskonzept bestätigen, aber Standort-
umstrukturierung sofort durch Bund, Land und Treu-
handanstalt aktiv unterstützen. Das war unser 
gemeinsames Ergebnis. 

Warum habe ich letztlich dieser Fusion zugestimmt? 
Folgende Fakten waren zu berücksichtigen: 

Erstens: jährliche Verluste von ca. 20 Mil lionen DM. 
Wir streiten uns jetzt nicht um 5 Mi llionen DM. 

Zweitens. Das Gutachten bescheinigte dem Peine-
Konzept Unwirtschaft lichkeit — wir haben das 
gemeinsam durchgesprochen —, und damit bestand 
keine ausreichende Sicherheit für den wirtschaftli-
chen Bestand und damit auch nicht für die Arbeits-
plätze, trotz immenser Sanierungskosten, die auch 
Herr Peine hätte tragen müssen. 

Richtig ist, daß mehr Transparenz nötig gewesen 
wäre, Herr Gysi. Die Be troffenen wollen natürlich 
solche Entscheidungen nachvollziehen können. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Türk, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Hampel? 

Jürgen Türk (F.D.P.): Aber bitte. 

Manfred Hampel (SPD): Herr Türk, Sie haben eben 
ausgeführt, daß Sie der Fusion zugestimmt haben. 
Sind Sie bereit zur Kenntnis zu nehmen, daß wir im 
Treuhandausschuß — ich wiederhole, was ich schon 
zu Herrn Gysi gesagt habe — keine Zustimmung 
gegeben haben, sondern lediglich zur Kenntnis 
genommen haben? Ich lege Wert darauf, denn wir 
können als Ausschuß keine Zustimmung oder Ableh-
nung zu diesem Fusionsvertrag geben. 
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Jürgen Türk (F.D.P.): Wir haben dem Vertrag nicht 
zugestimmt, wir haben diesem Konzept zugestimmt. 

(Udo Haschke [Jena] [CDU/CSU]: Nein! — 
Manfred  Hampel [SPD]: Auch nicht! Wir 

haben das zur Kenntnis genommen!)) 
— Richtig, ich bin ja belehrbar. Ich bitte nachzulesen, 
daß wir dieses Konzept zur Kenntnis genommen 
haben. 

Notwendig ist meines Erachtens umgehend folgen-
des: Herstellung der Arbeitsfähigkeit der neugebilde-
ten regionalen Entwicklungsgesellschaft zur Schaf-
fung von Rahmenbedingungen für Alternativarbeits-
plätze, dann Verhandlungen der regionalen Entwick-
lungsgesellschaft mit Land und Bund über vorzuzie-
hende verkehrstechnische Maßnahmen, um ebendie-
sen Standort für Investoren attraktiv zu machen. Wir 
wissen, daß der in einer Ecke ist, wo bisher keine 
Investoren hinwollten. 

Meine Schlußfolgerung: Künftig müssen regionale 
Entwicklungsgesellschaften bereits vor bzw. parallel 
zur Privatisierung wirksam werden, denn zur Schaf-
fung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze muß fast 
immer um 25 % der bisherigen Arbeitskräfteanzahl 
reduziert werden. Das war eben unsere DDR-Arbeits-
produktivität. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Türk, es hat 
sich jetzt noch einmal Herr Diederich gemeldet. 

Jürgen Türk (F.D.P.): Bitte. 

Dr. Nils Diederich (Berlin) (SPD): Lieber Kollege, 
stimmen Sie mit mir überein, daß das, was Sie jetzt 
beschreiben, das Konzept, erst auf Drängen des Aus-
schusses eilends in der Sommerpause zusammenge-
zimmert worden ist, und würden Sie mir zustimmen, 
daß es die Pflicht der Bundesregierung und der 
Landesregierung Thüringens gewesen wäre, ange-
sichts der dramatischen Lage dort unten schon bei 
Abschluß des Fusionsvertrages, wo sie in Kenntnis 
dessen waren, was da passiert, ein solches Konzept zu 
erarbeiten und es vor einem halben bis dreiviertel 
Jahr vorzulegen, damit es jetzt schon verwirklicht 
werden könnte? 

Jürgen Türk (F.D.P.): Ja, das ist sicherlich richtig. 
Allerdings hat man das wahrscheinlich auch deswe-
gen nicht getan, weil man eben davon ausgegangen 
war, daß Bischofferode zu retten gewesen wäre. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört! — Dr. Gre

-

gor Gysi [PDS/Linke Liste]: Wer ist bis wann 
davon ausgegangen?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es gibt einen weite-
ren Wunsch nach einer Zwischenfrage des Kollegen 
Sorge. — Bitte. 

Wieland Sorge (SPD): Kollege Türk, Sie sprachen 
davon, daß das Peine-Konzept nur realisiert werden 
könnte, wenn Investitionen getätigt werden. Ist Ihnen 
bekannt, daß natürlich auch die Fusion nur möglich 
ist, indem man über 1 Milliarde DM investiert, um das 
Ganze in Gang zu setzen? Es geht hier um Arbeits-
plätze, und zwar um 700 Arbeitsplätze in Bischoffe-
rode. Es wäre doch wirklich wichtig, wenn wir die 

Bereitschaft erklären könnten, dort zu investieren, um 
die Arbeitsplätze do rt  zu retten. 

(Beifall bei der SPD) 

Jürgen Türk (F.D.P.): Es ist sicherlich richtig, daß 
immense Kosten für die Sanierung erforderlich wären, 
bezogen auf das ganze Konzept. Aber in Bischofferode 
zusätzlich wären auch zusätzliche Sanierungsko-
sten. 

Jetzt möchte ich aber fortfahren. Es geht fast aus-
schließlich um die Schaffung von Rahmenbedingun-
gen für wettbewerbsfähige Dauerarbeitsplätze in 
Höhe von 75 % der bisherigen. Es geht also um einen 
Strukturwandel in bisher nicht bekanntem Ausmaß. 
Dem muß man  durch Zusammenarbeit zwischen 
regionalen Entwicklungsgesellschaften — ich glaube, 
das ist es — und der Treuhandanstalt Rechnung 
tragen und nicht, indem die Treuhandanstalt weiter-
hin durchprivatisiert. 

Letztlich bleibt in diesem Zusammenhang zu hof-
fen, daß aus der deutschen Kaliindustrie kein Dauer-
subventionsfall, wie z. B. die deutsche Steinkohle, 
wird. Denn immerhin beabsichtigt die Treuhandan-
stalt, 49 % auf Jahre zu halten. Davor muß man 
tatsächlich warnen. Vielmehr ist jetzt Zeit, in die 
Richtung umzudenken, daß nicht weiterhin Sanie-
rungsmittel und Dauersubventionen in wettbewerbs-
unfähige Produkte gesteckt werden. Es ist erforder-
lich, alternativen Gewerben und alternativen Indust-
rien auf die Beine zu helfen. Diese Startsubventionen 
sind nur ein Bruchteil der sonst erforderlichen Dauer-
subventionen. 

Bischofferode kann tatsächlich ein Signal werden, 
nämlich für gezielte Umstrukturierung, für gezielte 
Standortentwicklungspolitik und damit für neue 
Arbeitsplätze. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter spricht zu 
diesem Tagesordnungspunkt Herr Staatssekretär 
Grünewald. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren Kollegen! 
Herr Gysi, der Finanzminister hat sich die Entschei-
dung bei Gott nicht leichtgemacht. Da macht es schon 
betroffen, wenn Sie den Eindruck vermitteln wollen, 
als wenn wir mit bürokratischer Kälte aus der Distanz 
des sozial nicht unmittelbar Betroffenen unsere 
Entscheidung getroffen hätten. Wir haben stunden-, 
tage-, nächtelang Überlegungen angestellt und vor-
zeitig den Treuhandausschuß an diesen Überlegun-
gen teilhaben lassen. Wenn ich mich richtig erinnere, 
haben wir uns in acht Sitzungen des Treuhandaus-
schusses, zuletzt in der Sondersitzung am 7. Septem-
ber 1993 und da ausschließlich, mit diesem Problem-
kreis befaßt. 

Herr Kollege Gysi, als juristischer Kollege dürfen 
Sie auch nicht wider besseres Wissen den Anschein 
erwecken, daß wir mit den Verträgen irgend etwas 
verheimlichen wollten. Sie wissen ganz genau, daß, 
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wenn solche Verträge Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse enthalten, die Offenbarung solcher Ge-
heimnisse nach unserem Strafgesetzbuch strafbe-
wehrt ist. Deswegen sind wir daran gehindert. Deswe-
gen auch der Kompromiß, daß wir vorlagebereit sind 
unter Beteiligung von Sachkundigen, die Auskunft 
geben können. 

Diese ganzen Diskussionen und langen Überlegun-
gen haben immer wieder bestätigt — das haben uns 
auch die Fachleute in vielen Gutachten gesagt —, daß 
es keine realistische Überlebenschance für Bischoffe-
rode gibt. Das hat uns auch die IG Bergbau gesagt, 
und das haben uns auch die Gesamtbetriebsräte der 
beiden fusionierten Unternehmungen gesagt. Da 
finde ich es auch nicht fair: Erst diffamieren Sie die 
Kollegen im Treuhandausschuß, und dann diffamie-
ren Sie auch noch die Gewerkschaften und die 
Gesamtbetriebsräte, indem Sie diese in die Ecke der 
Kumpanei mit der Großchemie oder sonst etwas 
stellen. 

Wer hat die Stillegungsentscheidung eigentlich 
getroffen? MDK und K+S in einer gemeinsamen 
Kommission. Da hat man erkannt, daß Bischofferode 
und Merkers in das Fusionskonzept einfach nicht 
integrierbar waren. 

Da sind Ihre Argumente auch nicht stichhaltig; auch 
das wissen Sie ganz genau. Es ist einfach nicht richtig, 
daß in Bischofferode ein Kaliprodukt hergestellt wird, 
das in keinem anderen Kalibetrieb produziert werden 
kann. Die angeführte Einzigartigkeit betrifft lediglich 
die Körnung, und die ist nun einmal leider nicht 
preiswirksam. 

Das Kaliwerk Bischofferode verfügt auch nicht, wie 
behauptet wird, über feste Kundenbeziehungen — Sie 
haben das eben auch wieder gesagt —, sondern die 
Kundenbeziehungen wickeln sich ausschließlich und 
allein über die Muttergesellschaft ab. 

Vor dem Hintergrund weltweiter Überkapazitäten 
auf dem Kalimarkt — das wurde schon gesagt — 
wurde im Rahmen des Fusionskonzepts festgelegt, 
welche Kapazitäten in Ost und West abgebaut werden 
müssen. Im Rahmen dieser Kapazitätsanpassung wer-
den diejenigen Werke stillgelegt, die langfristig die 
geringste Wirtschaftlichkeit aufweisen. Hierzu gehört 
nun einmal leider — ich betone: leider — Bischoffe-
rode, das in den vergangenen Jahren — damit das 
auch einmal klar ist — jeweils rund 20 Millionen DM 
an  Jahresverlusten eingefahren hat. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Und die 
anderen?) 

Ein Weiterbetreiben dieses Werkes würde im 
Ergebnis — auch das wissen Sie — zur Stillegung 
anderer Kaliwerke und damit zum Verlust von Kali-
kumpel-Arbeitsplätzen an anderer Stelle führen und 
das gesamte Fusionskonzept gefährden. Das hat 
nichts mit Wettbewerbsverzerrung zu tun, sondern 
hier geht es um die Schaffung wettbewerbsfähiger 
Strukturen für ein Gemeinschaftsunternehmen in der 
Zukunft. 

Auch werden keine Fördermittel der Treuhandan-
stalt zugunsten von Kalibetrieben der alten Bundes-
länder verausgabt. Die von der Treuhandanstalt zu  

leistende Bareinlage -- ich will die Zahl wiederholen 
— von über 1 Milliarde DM steht ausdrücklich und nur 
für Zwecke der Sanierung der ostdeutschen Werke 
und des Verlustausgleichs zur Verfügung. Mit diesen 
Mitteln soll die Produktivität der ostdeutschen St and-
orte möglichst rasch erhöht und die im Geschäftsplan 
vorgesehenen Produktionsverlagerungen von West 
nach Ost möglichst ebenso rasch vollzogen werden. 
Daß das Ganze überprüft und überwacht wird, ver-
steht sich doch wohl von selber. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Aber gerne. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Herr Staatsse-
kretär, in meinem Beisein hat Herr Dr. Schucht im 
Treuhandausschuß gesagt, es lasse sich selbstver-
ständlich nicht ausschließen, daß diese Mittel letztlich 
auch zur Sanierung der Gruben in den alten Bundes-
ländern mitgenutzt werden. Das gilt später insbeson-
dere auch für die Verlustabdeckung. 

Würden Sie mir außerdem einräumen, daß, wenn 
Bischofferode nicht in die Konzeption paßt — was ja 
sein kann —, dies doch eine Einzelprivatisierung 
außerhalb des Fusionskonzepts nicht ausschließt? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Zur ersten Frage: Ich 
will die redliche Antwort von Dr. Schucht gerne 
bestätigen. Auch wenn die Mittel, wie ich gerade 
gesagt habe, nur zur Modernisierung der Betriebsstät-
ten und zum Verlustausgleich im Osten voll genutzt 
werden, werden sie in dem zukünftigen Gemein-
schaftswerk natürlich dem Gesamtwerk in Ost und 
West zugute kommen. Das ist doch selbstverständ-
lich; 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Natürlich ist das selbstverständlich! Genau 

das ist selbstverständlich!) 
das liegt doch auch im Interesse der Kalikumpel in den 
neuen Ländern. Sonst würden 7 500 Arbeitsplätze 
ganz vom Markt verschwinden. 

Ich meine, wir sollten uns deswegen mehr der 
Zukunft zuwenden und uns bemühen — das machen 
die Treuhandanstalt und auch das Gemeinschaftsun-
ternehmen —, möglichst viele Arbeitsplätze zu schaf-
fen. Das Gemeinschaftsunternehmen tut dies bei-
spielsweise dadurch, daß es gezielte Auftragsverga-
ben für die Industrie- und Gewerbeansiedlung 
erteilt. 

Nicht zuletzt hat die Bundesregierung — — 

(Dr.  Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Ich hatte 
noch eine zweite Frage!) 

— Bitte sehr. Ich bitte um Entschuldigung. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Ich hatte Sie 
noch gefragt, weshalb denn, wenn Bischofferode nicht 
in das Fusionskonzept paßt — was ich bereit bin zu 
akzeptieren —, eine Einzelprivatisierung ausge- 
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Dr. Gregor Gysi 
schlossen ist, wo gegebenenfalls auch Investitionen 
erforderlich gewesen waren. Diese aber sind auch bei 
allen anderen Gruben, die Verluste fahren, erforder-
lich und verstoßen nicht gegen die Konkurrenzaus-
schlußklausel, die dem Verwaltungsrat der Treu-
handanstalt in der Vorlage noch nicht einmal 
bekanntgegeben worden ist. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Nach den Gutachten 
höchst Sachverständiger, die in der Kaliindustrie 
sicherlich über mehr Sachverstand verfügen — Herr 
Kollege Gysi, das meine ich so kollegial, wie ich es 
sage — als wir beide zusammen, kann eine Einzelpri-
vatisierung bei der Enge des Kalimarktes, der nicht 
vermehrbar ist, ohne eine Gefährdung des Gesamt-
konzeptes nicht in Be tracht kommen. Das ist die 
Problematik. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Das ist Marktwirtschaft! — Gegenruf des 
Abg. Manfred Richter [Bremerhaven] 

[F.D.P.]: Davon verstehen Sie nichts!) 
— Natürlich ist das Marktwirtschaft. 

Nicht zuletzt hat die Bundesregierung ein weitrei-
chendes Arbeitsplatzangebot gemacht. Herr Kollege 
Hampel, lassen wir uns nicht darüber streiten. Lange 
vor Ihrer Initiative, schon am 14. Juli 1993 in der 
Kanzlerrunde, haben wir gesagt: Alle 700 Kumpel 
können ohne Kündigung für zwei Jahre in die Auf-
fanggesellschaft zur Verwahrung und Verwertung 
stillgelegter Bergwerksbetriebe überführt werden. 
Das Land Thüringen ist nach der Kompetenzvertei-
lung unserer Verfassung für die regionale Arbeits-
marktpolitik und die Strukturpolitik zuständig und hat 
sich verpflichtet, 1 000 Arbeitsplätze zu schaffen. Herr 
Kollege Pohler hat schon darauf hingewiesen, daß am 
4. November 1993 eine große Regionalkonferenz 
stattfinden soll. 

Wer, verehrter Herr Kollege Gysi, meint, er könne 
den Kumpeln abraten, dieses Angebot anzunehmen, 
und ihnen raten, auf die EG-Entscheidung zu speku-
lieren — auch das klang eben an  —, der tut nieman-
dem einen Gefallen. Es ist legitim, daß sich die EG bei 
einem so komplexen Thema — das ist ein absolut 
normaler Verfahrensschritt — einer intensiveren Prü-
fung zuwendet; die Entscheidung aber ist völlig 
offen. 

Ich sage es Ihnen voraus: Selbst wenn die Fusion in 
der EG auf fusions- und kartellrechtliche Bedenken 
stoßen sollte, ist der Standort Bischofferode nicht zu 
halten. Und so bitter das ist, so schmerzlich ich mit 
Ihnen empfinde, das muß man einfach zur Kenntnis 
nehmen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Staatssekretär, 
Herr Diederich hat noch eine Zwischenfrage. 

Dr. Nils Diederich (Berlin) (SPD): Verehrter Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Grünewald, viel-
leicht können Sie mir die Frage beantworten, die mir 
Herr Türk nicht beantworten konnte. Er hatte ja auch 
zugestimmt, daß hier ein Kritikpunkt liegt. Warum hat 
die Bundesregierung dieses Sanierungskonzept, das 
sie uns nach der Sommerpause auf Drängen des 

Ausschusses vorgestellt hat, nicht bereits mit dem 
Abschluß oder kurz nach dem Abschluß des Fusions-
vertrages vorgelegt, als klar war, daß Bischofferode 
zugemacht wird? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die Erarbeitung des 
Sanierungskonzepts Fusion hat sich, wie eben schon 
angedeutet, über Monate hingezogen. An diesen 
Verhandlungen war selbstverständlich der Finanzmi-
nister mit seiner Rechts- und Fachaufsicht ebenso wie 
die der Wirtschaftsminister beteiligt. Dieses Konzept 
war fertig, als neuer Interessent Herr Peine auftrat. 

Daraufhin haben wir das, weil es zunächst einmal 
auch plausible Faktoren beinhaltete, sowohl in berg-
technischer Hinsicht als auch durch einen renommier-
ten Wirtschaftsprüfer, durch die „C & L Treuarbeit", in 
einem Vergleich überprüfen lassen. Die Erkenntnis, 
die wir — wie Sie im Ausschuß auch — gewonnen 
haben, war leider, daß dieses Angebot nicht tragfähig 
war. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Sorge möchte 
noch eine Zwischenfrage stellen. 

Darf ich mit Rücksicht auf die Kollegen darum 
bitten, Zwischenfragen zurückzustellen, wenn sie 
keine neuen Punkte berühren. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
möchte das aufnehmen, was Sie eben über die 700 
Arbeitsplätze gesagt haben. Die Übernahme in die 
GVV bedeutet, daß diese Arbeitsplätze zunächst ein-
mal für zwei Jahre garantiert sind. Unser Ziel war es 
aber, wenn Bischofferode geschlossen wird, Indu-
strien anzusiedeln — das hat Kollege Haschke auch 
gesagt —, die lange Bestand haben. Können wir davon 
ausgehen, daß diese zwei Jahre eine Mindestgarantie 
sind, daß aber darüber hinaus die Dauerarbeitsplätze 
für viele, viele Jahre Bestand haben, weil dort neue 
Industrie mit neuer Technologie angesiedelt wird? 

(Udo Haschke [Jena] [CDU/CSU]: Man kann 
davon ausgehen, weil Thüringen das 

macht!) 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Der Kern der Vereinba-
rung im Kanzleramt vom 14. Juli 1993 ist, daß wir für 
die betroffenen Kumpel Zeit einkaufen, damit wir in 
diesen zwei Jahren zusammen mit der dafür zustän-
digen Landesregierung in Thüringen dauerhafte 
Ersatzarbeitsplätze schaffen können. Daran werden 
sich die Bundesregierung, die Treuhandanstalt, das 
Gemeinschaftsunternehmen und das L and Thüringen 
auch beteiligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege Gysi 
möchte noch eine Frage stellen. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Herr Staatsse-
kretär, eine wirklich hochinteressante Frage — das 
will ich neidlos anerkennen — ist Herr Dr. Schucht im 
Treuhandausschuß von einem SPD-Kollegen gestellt 
worden. Er ist gefragt worden, was er denn gemacht 
hätte, wenn das Gutachten zum Peine-Konzept positiv 
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Dr. Gregor Gysi 
ausgegangen wäre. Er hat gesagt: Mit dieser Frage 
bringen Sie mich in eine große Schwierigkeit, weil ich 
nach Vertragslage und nach dem Gesamtkonzept 
auch dann Bischofferode hätte schließen müssen. 

Das heißt also, daß es letztlich gar nicht von der 
Begutachtung abhing, ob Bischofferode privatisiert 
wird oder nicht und damit geschlossen wird oder 
nicht. 

In diesem Zusammenhang würde ich auch gerne 
wissen — darin können nun keine Betriebsgeheim-
nisse stehen, weil es sich ausschließlich um das ja 
öffentlich bekannte Konzept von Peine handelt —, 
weshalb dieses Gutachten nie vollständig vorgelegt 
worden ist. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Zunächst einmal darf 
ich sagen: Dieses Gutachten der „C & L Treuarbeit" 
wie auch das Gutachten, das die Bergtechnik zum 
Gegenstand hatte, ist auf Veranlassung des Bundesfi-
nanzministers in Auftrag gegeben worden, und zwar 
vor unserer notwendigen Zustimmung zum Fusions-
vertrag. 

Wäre das tragfähig gewesen, Herr Gysi, hätten wir 
unsere Zustimmung nicht erteilt und darauf gedrun-
gen, daß in neuen Verhandlungen mit dem Standort 
Bischofferode ein neues, insgesamt tragfähiges Kon-
zept entstanden wäre. Sonst wäre es doch eine 
Schaumschlägerei in unverantwortlicher Weise und 
ein unverantwortlicher Umgang mit öffentlichen Mit-
teln gewesen. Darüber waren wir uns klar. 

Daß es die Treuhandanstalt und Herrn Schucht 
möglicherweise in Schwierigkeiten gebracht hätte, 
will ich nicht ausschließen. Aber was soll diese Theo-
rie? 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Wenn so 
ein Gutachten jetzt kommt, würden Sie neu 

verhandeln?) 

— Nunmehr haben wir die Zustimmung zum Vertrag 
erteilt. Wir können das Ganze doch jetzt nicht wieder 
rückaufrollen wollen. Herr Gysi, das ist doch nur ein 
Fall  von 12 000 Privatisierungen, die die Treuhandan-
stalt in den kurzen drei Jahren seit Beginn ihres 
operativen Geschäftes hat vornehmen müssen. Die 
können wir nicht alle rückabwickeln, auch wenn m an 

 nachträglich — nicht in diesem Fall, der ist zu sorgfäl-
tig geprüft, aber möglicherweise in anderen Fällen — 
Erkenntnisse gewinnen sollte, daß man  vielleicht 
doch noch etwas Besseres hätte tun können. 

Ich sage Ihnen, Herr Gysi: Es wäre für die 7 500 
Arbeitsplätze in der Kalichemie außerordentlich 
schädlich und gefährlich, wenn m an  Ihrem Antrag, 
nun die Genehmigung zu widerrufen, folgen würde. 

Sie sagen, es sei soviel gelogen worden. Ich will hier 
nicht polemisieren; ich wi ll  mich um viel Sachlichkeit 
bemühen. Aber, Sie haben auch das Angebot meines 
Ministers nicht richtig zitiert, wir seien bereit, einen 
Wirtschaftsprüfer, der das Vertrauen der Beteiligten 
habe — nicht das Vertrauen des Finanzministers — zu 
bestellen. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Haben 
Sie benannt! Ist abgelehnt worden!) 

— Nein, Herr Gysi, Sie wissen es doch besser. Wir 
haben den Präsidenten des Berufsstandes der Wirt-
schaftsprüfer um vier neutrale Vorschläge gebeten. 
Die anderen Seiten haben zu allen vier vorgeschlage-
nen Personen — sie wurden nicht von uns vorgeschla-
gen! — gesagt: Ja, die haben unser Vertrauen. Dann 
haben die Bischofferoder einen Herrn Hickel vorge-
schlagen, der nicht Wirtschaftsprüfer war, 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Das 
stimmt!) 

der die Voraussetzungen nicht erfüllte. 
Lieber Herr Gysi, ohne Sie kränken zu wollen: Sie 

müssen das Vertrauen beider Vertragsbeteiligter 
haben. Ich habe die große Sorge, wenn Sie als Anwalt 
tätig werden— wir haben nie davon geredet, Ihnen als 
Anwalt die Einsicht zu geben —, daß Sie das Ver-
trauen aller Beteiligten an diesem Geschäft nicht 
haben würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dr. Konrad Elmer (SPD): Kann ich das Wort noch zu 
einer Kurzintervention haben? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Muß das sein, Herr 
Elmer? Ich finde, Herr Staatssekretär Grünewald hat 
sich Mühe gegeben, alle Fragen zu beantworten. Aber 
bitte. 

Dr. Konrad Elmer (SPD): Herr Staatssekretär, ange-
nommen, Sie hätten in allem recht, dann müßte doch 
immer noch gefragt werden: Ist es in solchen Fällen in 
der alten Bundesrepublik nicht immer üblich gewe-
sen, eine längere Übergangszeit zum Abbau und zur 
Umorientierung der Region vorzusehen? Warum hat 
man  nicht wenigstens gesagt: Da in dieser Gegend 
schon alles platt ist, die Kaliindustrie — so in Bleiche-
rode, wo ich herkomme — und alle ähnlichen Indu-
strien zu sind, lassen wir dieses Werk, auch wenn wir 
kaum Hoffnung haben, daß es überleben wird, wenig-
stens noch drei bis fünf Jahre in Bet rieb, bis sich in 
dieser Region etwas angesiedelt hat? Diese Überle-
gung müßte doch, selbst wenn Sie in allem richtig 
liegen, als zusätzliches Konzept ernsthaft geprüft 
werden. 

(Maria Michalk [CDU/CSU]: Das kann nicht 
sein! — Zuruf von der F.D.P.: Das war nicht 

besonders lichtvoll!) 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich will mich zur mit-
ternächtlichen Stunde gerne noch bemühen: Wir 
haben diese Übergangsfrist gewährt. Ich habe eben 
schon gesagt — das ist mehrfach betont worden —, 
daß die Treuhandanstalt in den letzten Jahren in 
Bischofferode Jahresverluste im Durchschnitt von 
20 Millionen DM hat hinnehmen müssen. Fakt ist 
auch, daß auch heute noch in Bischofferode gefördert 
wird und daß erst zum 31. Dezember, zum Jahresul-
timo, die Förderung ausläuft. 

Nur, man kann solche Übergangsprozesse nicht ad 
calendas graecas weiterführen. Damit werden nur 
überholte, nicht marktgerechte Strukturen konser-
viert. Deswegen richten wir mit Ihnen zusammen 
unser Augenmerk darauf, den Menschen in der 
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Region, im Eichsfeld, neue, andere zukunftssichere 
Arbeitsplätze zu verschaffen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Sie noch hier sind, ich schließe die 
Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der 
Vorlage auf Drucksache 12/5386 an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Sind 
Sie damit einverstanden? — Dann ist dies so beschlos-
sen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Erste Beratung des von dem Abgeordne-
ten Dr. Wolfgang Ullmann und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Wahl der Richte-
rinnen und Richter des Bundesverfassungsge-
richts 
— Drucksache 12/5375 —  

Ørweisunsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 
Ausschuß für Frauen und Jugend 

Wir haben vereinbart, die Redebeiträge zu Protokoll 
zu geben. *) Sind Sie damit einverstanden? — Das ist 
der Fall. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetz-
entwurfs auf Drucksache 12/5375 an  die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es dazu 
anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht der Fa ll . 
Dann ist das so beschlossen. 

Wir sind am Schluß unserer heutigen Tagesordnung 
angelangt. Ich danke für das lange Ausharren bis 
Mitternacht. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Freitag, 24. September 1993, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 23.55 Uhr) 

*) Anlage 22 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt auf 
die Frage des Abgeordneten Uwe Lambinus (SPD) 
(Drucksache 12/5692 Frage 17): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Auslän-
derbehörden in Bayern die zeitliche Bef ristung von Kostenüber-
nahmeerklärungen durch Privatpersonen für Bürgerkriegs-
flüchtlinge aus Bosnien und Herzegowina nach Ablauf der 
Befristung als unbeschränkt weitergeltend behandeln, und wie 
stellt sich derzeit überhaupt der Rechtsstatus der genannten 
Bürgerkriegsflüchtlinge dar? 

Die Praxis der bayerischen Ausländerbehörden ist 
der Bundesregierung im einzelnen nicht bekannt, 
denn die ausländerrechtlichen Bestimmungen wer-
den nach Artikel 83 Grundgesetz von den Ländern als 
eigene Angelegenheit ausgeführt. 

Allgemein kann ich aber folgendes bemerken: Die 
Innenministerkonferenz hat am 22. Mai 1992 
beschlossen, daß bosnische Bürgerkriegsflüchtlinge, 
denen im Bundesgebiet lebende Verwandte oder 
Bekannte, Wohlfahrtsorganisationen oder Kirchen 
Unterhalt und Obdach gewähren, aufgenommen wer-
den und eine Aufenthaltsbefugnis erhalten. Das Bun-
desministerium des Innern hat zu dieser Regelung 
sein erforderliches Einvernehmen erteilt. 

Darüber hinaus hat die Innenministerkonferenz 
auch die Aufnahme von Verwandten und Kranken 
sowie die Aufnahme weiterer Flüchtlinge im Rahmen 
einer europäischen Kontingentvereinbarung be-
schlossen. Im Vorgriff hierauf haben Bund und Länder 
sich bereits auf eine Kontingentaufnahme in der 
Größenordnung von rund 17 000 Flüchtlingen ver-
ständigt. 

Ferner gilt für Bürgerkriegsflüchtlinge aus Bosnien-
Herzegowina, die die genannten Aufnahmevoraus-
setzungen nicht erfüllen, ein genereller Abschiebe-
stopp. Insgesamt haben schätzungsweise mehr als 
300 000 Bürgerkriegsflüchtlinge im Bundesgebiet 
Zuflucht gefunden. 

Die Aufnahme von Bürgerkriegsflüchtlingen in den 
Fällen, in denen Private für Lebensunterhalt und 
Obdach einstehen, dient daher der Erweiterung der 
Aufnahmemöglichkeiten über die Grenzen hinaus, 
die durch die finanzielle Belastung der öffentlichen 
Haushalte, insbesondere der Sozialhilfeträger gesetzt 
sind. 

Es kann deshalb nicht hingenommen werden, daß 
Privatpersonen, die eine entsprechende Verpflich-
tung eingegangen sind, diese befristen, obwohl die 
Schutzbedürftigkeit der auf ihre Veranlassung aufge-
nommenen Flüchtlinge nach wie vor fortbesteht. Es ist 
daher sachgerecht, die auf diesem Weg eingereisten 
Bürgerkriegsflüchtlinge weiterhin im Status der Auf-
enthaltsbefugnis zu belassen und die einladenden 
Privatpersonen an  ihrer Verpflichtung festzuhalten. 
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt auf 
die Fragen des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) 
(Drucksache 12/5692 Fragen 18 und 19): 

Wie viele Asylbewerber sind seit Einführung der Flughafen-
regelung bisher nach diesen Verfahren erfaßt worden, und wie 
viele Asylbewerber sind dabei in das Kurzverfahren und in das 
Normalverfahren gelangt? 

In wie vielen Fällen hatten Proteste von durch die Flughafen-
regelung betroffenen Asylbewerbern gegen das Kurzverfahren 
Erfolg, und mit welchen Begründungen erhielten die Betroffe-
nen den Zugang zum Normalverfahren? 

Zu Frage 18: 
Gegenwärtig wird die sogenannte „Flughafenrege-

lung" nach § 18a Asylverfahrensgesetz auf den Flug-
häfen Frankfurt/Main, Düsseldorf, München, Ham-
burg und in Berlin-Schönefeld angewendet. Vom 
1. Juli 1993 bis 15. September 1993 haben 716 
Personen bei den Grenzbehörden dieser Flughäfen 
um Asyl ersucht. Wegen Anreise aus einem sicheren 
Drittstaat wurden 62 Personen zurückgewiesen. Von 
den verbleibenden 654 Antragstellern unterfielen 221 
nicht dem § 18a Abs. 1 Asylverfahrensgesetz, waren 
also ordnungsgemäß ausgewiesen und kamen nicht 
aus einem sicheren Herkunftsstaat. Diese Bewerber 
wurden unter Gestattung der Einreise an die Aufnah-
meeinrichtungen weitergeleitet. 433 Bewerber waren 
nach „Flughafenregelung" des § 18a Abs. 1 Asylver-
fahrensgesetz zu behandeln. Von diesen haben bisher 
87 ihre Einreise auf gerichtlichem Weg erwirkt. 

Zu Frage 19: 
Die Begründungen sind in den schon erwähnten 87 

Fällen unterschiedlich. Teils verneinten die Ge richte 
die Voraussetzungen für die Einstufung des Asylan-
trages als offensichtlich unbegründet, teils wurden 
mögliche Abschiebungshindernisse nach § 53 des 
Ausländergesetzes angenommen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Karl-Heinz Klejdzinski (SPD) 
(Drucksache 12/5692 Fragen 25 und 26): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von der Arbeitsstätten-
verordnung vorgesehene Mindestgröße von Büroflächen für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, vor allem im Hinblick 
auf die zunehmende Einführung von Personal-Computer-Anla-
gen/Rechnem, Schreibmaschinen, Telefaxgeräten, Telefonan-
lagen mit Speicher und Fernsehmonitoren, und welche Konse-
quenzen zieht die Bundesregierung daraus hinsichtlich einer 
Beschleunigung des Umzuges nach Ber lin und der Schaffung 
der dazu notwendigen Infrastruktur? 

Welche Einschätzung hat die Bundesregierung gegenwärtig 
im Hinblick auf die Besorgnis, daß Elektrosmog und Ozonbela-
stung durch modernes Bürogerät (beispielsweise Ozonabsonde-
rung durch Drucker von Computern) ernstzunehmende gesund-
heitliche Risikofaktoren sind? 

Die in der Arbeitsstättenverordnung gestellten 
Anforderungen an  Arbeitsräume, u. a. Mindestgröße, 
Luftraum pro Beschäftigten und freie Bewegungsflä-
che am Arbeitsplatz, müssen auch bei der Einführung 
von moderner Bürotechnologie (PC, Telefaxanlagen  

usw.) erfüllt sein. Inwieweit dadurch größere Büroflä-
chen erforderlich werden, kann nur im Einzelfall 
beurteilt werden. 

Über die Anforderungen an Umfang und technische 
Ausrüstung künftiger Büroräume in Neubauten für 
die Bundesbehörden in Berlin hat das zuständige 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau eine Untersuchung durchgeführt, die Stu-
die Büro 2000. Darin sind alle maßgeblichen Anforde-
rungen und Normen für die Planung und Einrichtung 
von Büroarbeitsplätzen berücksichtigt. 

Bei der Nutzung des vorhandenen Gebäudebestan-
des wird allerdings, u. a. durch entsprechende Bele-
gungsplanung im Einzelfall zu prüfen sein, ob den 
vorgenannten Anforderungen an den Arbeitsplatz in 
vollem Umfange entsprochen werden kann oder Kom-
promisse geschlossen werden müssen. 

Die Diskussion über elektromagnetische Felder in 
Büroräumen beschränkt sich im wesentlichen auf 
Bildschirmgeräte. Umfangreiche weltweite Untersu-
chungen evtl. gesundheitlicher Auswirkungen dieser 
Felder haben keine eindeutigen Hinweise auf eine 
gesundheitsschädigende Auswirkung erbracht. Ich 
kann hierzu auf die Antwort der EG-Kommission auf 
die schriftliche Anfrage von Frau Christine Oddy, 
abgedruckt im Amtsblatt der EG Nr. C 86, S. 13 vom 
26. 3. 1993, verweisen. 

Die Bundesregierung sieht deshalb auf diesem 
Gebiet keinen akuten Handlungsbedarf. Gleichwohl 
begrüßt sie im Interesse eines präventiven Vorgehens 
die Anstrengungen vieler Hersteller von Bildschirm-
geräten, die Emission elektromagnetischer Felder zu 
minimieren. 

Ozon-Emissionen durch modernes Bürogerät treten 
ausschließlich während des Kopier- und Druckvor-
gangs auf, nicht im Bereitschaftszustand der Geräte. 
Die Belastungen an  Büroarbeitsplätzen und an der 
Bedienungsseite der Geräte sind im Rahmen eines 
ausführlichen Meßprogramms ermittelt worden: Die 
ermittelten Werte lagen sämtlich unterhalb der Aus-
löseschwelle nach der Gefahrstoff-Verordnung. Es 
besteht also an diesen Geräten kein erstzunehmen-
des Gesundheitsrisiko. Dennoch empfiehlt die Bun-
desregierung präventive Maßnahmen zu ergreifen, 
wie z. B. ausreichende Lüftung der Räume, Verzicht 
auf Dauerarbeitsplätze in kleinen Kopierräumen und 
die Ausrüstung der Geräte mit Filtern. Die Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz wird zur „Ozon-Belastung 
durch moderne Bürogeräte" eine Broschüre veröffent-
lichen, in der auf die Thematik und die Präventions-
möglichkeiten detailliert eingegangen wird. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Frage 
des Abgeordneten Adolf Ostertag (SPD) (Drucksa-
che 12/5692 Fragen 27 und 28): 

Wie beurteilt die Bundesregierung, daß trotz Massenarbeits-
losigkeit ca. 350 Mio. DM zu verfallen drohen, weil die den 
östlichen Bundesländern im Rahmen des Sonderprogramms für 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für das Jahr 1993 bereitge- 
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stellten Mittel nur zum Teil abgerufen werden, und ist die 
Bundesregierung bereit, die bis zum Jahresende nicht abgeflos-
senen Mittel im Interesse der arbeitslosen und von Arbeitslosig-
keit bedrohten Menschen auf das kommende Jahr zu übertra-
gen? 

Wie steht die Bundesregierung zu den Behauptungen aus der 
Fachöffentlichkeit, daß das ABM-Stabilisierungsprogramm we-
gen fehlender KoFinanzierung und restriktiver Förderbedin-
gungen in der Praxis zu scheitern droht, und durch welche 
konkreten Maßnahmen wi ll  sie dieses Programm entsprechend 
den realis tischen Erfordernissen in den östlichen Bundesländern 
modifizieren? 

Zu Frage 27: 

In welcher Höhe die für das ABM-Stabilisierungs-
programm des Bundes zur Verfügung gestellten Mit-
tel nicht verausgabt werden können, kann noch nicht 
zuverlässig abgeschätzt werden. 

Allerdings kann davon ausgegangen werden, daß 
nicht alle für die neuen Bundesländer bereitgestellten 
Mittel von diesen abgerufen werden. Die Bundesre-
gierung beabsichtigt daher auf Anregung der Selbst-
verwaltung der Bundesanstalt für Arbeit, eine 
Umschichtung der Mittel vorzunehmen: Mecklen-
burg-Vorpommern — dort ist die Inanspruchnahme 
des Programms überproportional groß — soll 10 Mil-
lionen DM zu Lasten der anderen neuen Bundeslän-
der erhalten; weiter ist vorgesehen, 200 Mil lionen 
DM, die für die neuen Bundesländer vorgesehen 
waren, den alten Bundesländern zur Verfügung zu 
stellen. Die Bundesregierung führt in dieser Sache zur 
Zeit Gespräche mit den neuen Bundesländern. 

Eine Übertragung der Mittel auf das kommende 
Jahr ist nicht vorgesehen. Das ABM-Stabilisierungs-
programm des Bundes wurde aufgelegt, um die 
Arbeitsämter nach dem ABM-Bewilligungsstopp der 
Bundesanstalt für Arbeit in die Lage zu versetzen, 
weitere Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zu bewilli-
gen. Der ABM-Bewilligungsstop bezieht sich nur auf 
das Haushaltsjahr 1993 und aus diesem Grund wur-
den im Rahmen des ABM-Stabilisierungsprogramms 
des Bundes finanzielle Mittel nur für das Jahr 1993 
bereitgestellt. Die Weiterförderung der begonnenen 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen über den 31. De-
zember 1993 hinaus erfolgt aus Mitteln der Bundes-
anstalt für Arbeit. 

Da die Vorbindungen bei Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen für das Haushaltsjahr 1994 nicht das Ausmaß 
des Jahres 1993 erreichen werden, hat die Bundesan-
stalt für Arbeit 1994 wieder größeren Spielraum für 
Neubewilligungen. 

Zu Frage 28: 

Von einem Scheitern des Programms kann nicht 
gesprochen werden, wenn in den alten Bundeslän-
dern kurzfristig weitere Mittel eingesetzt werden 
können. Allerdings ist die Inanspruchnahme des 
ABM-Stabilisierungsprogrammes in den neuen Bun-
desländern eher zurückhaltend. Für die Inanspruch-
nahme des Programms ist nach Auffassung der Bun-
desregierung nicht die Ausgestaltung der Programm-
konditionen verantwortlich. Die Lohnkostenzu-
schüsse aus dem ABM-Stabilisierungsprogramm des 
Bundes werden entsprechend der einschlägigen 
Bestimmungen des Arbeitsförderungsgesetzes verge-

ben — mit der Ausnahme, daß nur Arbeiten gefördert 
werden, für die ein Lohn von höchstens 2 500 DM 
gezahlt wird. 

Die Begrenzung des Lohnes auf 2 500 DM wird nach 
Einschätzung der Landesarbeitsämter von ABM-Trä-
gern und ABM-Beschäftigten insgesamt akzeptiert. 
Da aber nicht ganz auszuschließen ist, daß diese 
Begrenzung ein Hindernis bei der Besetzung 
bestimmter Schlüsselfunktionen darstellt, wodurch im 
Einzelfall das Zustandekommen von großen ABM 
verhindert werden könnte, hat der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung den Präsidenten der Bun-
desanstalt für Arbeit mit Schreiben vom 19. August 
1993 gebeten, in solchen Fällen von der in der 
Vereinbarung zur Umsetzung des Programms eröffne-
ten Ausnahmemöglichkeit Gebrauch zu machen. 

Auf eine Sachkostenförderung konnte verzichtet 
werden, da viele ABM-Träger in den neuen Bundes-
ländern aus Mitteln des Gemeinschaftswerkes Auf-
schwung Ost und der verstärkten Förderung nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz inzwischen über eine 
ausreichende Sachmittelausstattung verfügen. Au-
ßerdem sind die Länder ihrer arbeitsmarktpolitischen 
Verantwortung nachgekommen und haben ergän-
zend eigene Sachmittelprogramme aufgelegt. 

Die zurückhaltende Inanspruchnahme des ABM-
Stabilisierungsprogramms in den neuen Bundeslän-
dern ist nach Auffassung der Bundesregierung wohl 
mehr darauf zurückzuführen, daß viele laufende 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bei Verlängerung in 
das dritte Jahr der Förderung gehen würden und die 
Träger die notwendige Zusage der Übernahme der 
Beschäftigten in ein unbef ristetes Dauerarbeitsver-
hältnis nicht geben wollen bzw. können; auch bevor-
zugen ABM-Träger offenbar § 249 h-Maßnahmen, 
und kommunale Träger sind — wohl wegen anstehen-
der Gebiets- und Strukturreformen — weniger als 
früher bereit, ABM durchzuführen. 

Anlage 6 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Frage 
des Abgeordneten Claus Jäger (CDU/CSU) (Drucksa-
che 12/5692 Frage 29): 

Auf welche konkreten Vorwürfe und auf welche nachweisli-
chen Tatsachen stützt sich das Bundesministerium für Frauen 
und Jugend bei seiner Absicht, den Verein zur Förderung der 
psychologischen Menschenkenntnis (VPM) e. V. in Zü rich und 
seine in Deutschland tätigen Zweigvereine in die demnächst zu 
erwartende Broschüre über gefährliche Jugendsekten aufzu-
nehmen und darin vor dem Verein zu warnen? 

Die Prüfung im Hinblick auf eine Aufnahme des 
Vereins zur Förderung der psychologischen Men-
schenkenntnis e. V. in die Informationsbroschüre über 
sogenannte Jugendsekten und Psychogruppen ist im 
Bundesministerium für Frauen und Jugend noch nicht 
abgeschlossen. 

Mit der Entscheidung ist jedoch in Kürze zu rech-
nen. 
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Der Bund-Länder-Gesprächskreis „Sogenannte Ju-
gendsekten und Psychogruppen" hatte sich in seiner 
Sitzung am 27./28. April 1993 einstimmig für die 
Aufnahme des VPM in die geplante Broschüre ausge-
sprochen. 

In seiner Sitzung am 16./17. September 1993 hat der 
Bund-Länder-Gesprächskreis seinen Beschluß vom 
27./28. April 1993 noch einmal bestätigt. 

Der Verein zur Förderung der psychologischen 
Menschenkenntnis hat im übrigen beim Verwaltungs-
gericht in Köln den Erlaß einer Einstweiligen Anord-
nung nach § 123 VwGO beantragt mit der Maßgabe, 
dem Bundesministerium für Frauen und Jugend zu 
verbieten, den Verein zur Förderung der psychologi-
schen Menschenkenntnis e. V. in die geplante Infor-
mationsbroschüre aufzunehmen. Das Verfahren läuft 
zur Zeit. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Frage des Abgeordneten Hans-Joachim Fuchtel 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/5692 Frage 32): 

Wie viele Mitarbeiter hat die Deutsche Lufthansa, und wie 
viele haben davon an den Möglichkeiten des Bildungsurlaubs in 
den Jahren 1990, 1991 und 1992 teilgenommen? 

Die Deutsche Lufthansa AG hatte zum Stichtag 
31. Juli  1993 45 536 Mitarbeiter. 

Die Inanspruchnahme von Bildungsurlaub wird von 
der Deutschen Lufthansa AG statistisch nicht erfaßt, so 
daß hierzu keine Zahlen genannt werden können. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Frage des Abgeordneten Uwe Lambinus (SPD) 
(Drucksache 12/5692 Frage 35): 

In welchem zeitlichen Rahmen ist beabsichtigt, die Ortsumge-
hung Retzbach im Landkreis Main-Spessart im Zuge der B 27 
fertigzustellen, und welche Umstände haben zur zögerlichen 
Weiterführung bzw. zum praktischen Stillstand der bereits vor 
Jahren begonnenen Baumaßnahmen geführt? 

Aus baubetrieblichen und verkehrstechnischen 
Gründen war zunächst die Verlegung der Staatsstraße 
2437 mit Bau einer neuen Mainbrücke herzustellen; 
diese Teilaufgabe ist verwirklicht. Die eigentliche 
Bundesstraßenverlegung kann erst nach Beseitigung 
des schienengleichen Bahnübergangs im Zuge der 
alten Staatsstraße ausgeführt werden. Ein baldiger 
Baubeginn wird angestrebt. Der finanzielle Spielraum 
hierfür im Rahmen der Haushaltsansätze und der 
mittelfristigen Finanzplanung wird zur Zeit geprüft. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Albrecht Müller (Pleiswei-
ler) (SPD) (Drucksache 12/5692 Fragen 36 und 37): 

Ist es zutreffend, daß es Planungen zur Einstellung auch des 
Güterverkehrs zwischen Deutschland und Frankreich auf der 
Strecke Wörth-Lauterbourg gibt? 

Wenn ja, wie vertragen sich solche Planungen mit der von der 
Bundesregierung propagierten Förderung des Schienenver-
kehrs, wenn damit die einzige wenigstens noch teilweise funk-
tionierende Schienenverbindung zwischen dem Süden von 
Rheinland-Pfalz und Frankreich gekappt wird? 

Wegen des engen Sachzusammenhangs werden die 
Fragen 36 und 37 gemeinsam beantwortet: 

Die Deutsche Bundesbahn plant nicht, den Güter-
verkehr auf der Strecke Wörth-Lauterbourg einzu-
stellen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Be rtram Wieczorek auf 
die Frage des Abgeordneten Dr. Klaus Kübler (SPD) 
(Drucksache 12/5692 Frage 42): 

Welche ordnungspolitischen Maßnahmen wird die Bundesre-
gierung ergreifen, um die deutschen Automobilhersteller zu 
veranlassen, ihre auf der letzten Internationalen Automobil

-

Ausstellung in Frankfurt präsentierten energiesparenden und 
schadstoffarmen Oko-Prototypen nicht — wie angekündigt — 
erst ab 1997, sondern in nachhaltig kürzerer Zeit in Se rie 
herzustellen und zu verkaufen? 

Die Bundesregierung hat immer darauf hingewie-
sen, daß sie die Regelung zur CO2-Minderung bei Pkw 
und damit auch zur Kraftstoffeinsparung auf europäi-
scher Ebene sucht. Die Kommission der EG ist über die 
Pkw-Abgasrichtlinie 91/441/EWG verpflichtet, einen 
entsprechenden Richtlinienvorschlag vorzulegen. Sie 
hat gegenüber dem Umweltministerrat zugesagt, die-
ser Verpflichtung bis Ende dieses Jahres nachzukom-
men. 

Zur Vorbereitung ihres Vorschlags hat die Kommis-
sion die sie beratene Motor Vehicle Emission Group, 
in der Sachverständige aller Mitgliedstaaten und 
Vertreter von Indust rie- und Umweltverbänden tätig 
sind, gebeten, die technischen Vorarbeiten für eine 
CO2-Regelung zu leisten. Die Gruppe will ihre Arbei-
ten am 23. September 1993 beenden. Der dann 
folgende Vorschlag der Kommission bleibt abzuwar-
ten. 

Der Vorschlag wird dahin gehend zu prüfen sein, ob 
er dem Ziel der Bundesregierung, einen Durch-
schnittsverbrauch der Neuwagenflotte im Jahre 2005 
von 5-6 Liter/100 km zu erreichen, gerecht wird. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Be rnd Neumann auf die 
Fragen des Abgeordneten Ernst Schwanhold (SPD) 
(Drucksache 12/5692 Fragen 43 und 44): 
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Wie will die Bundesregierung die weitere Forschungstätigkeit 
des Fraunhofer-Instituts für Solare Energiesysteme (FGH/ISE) in 
Freiburg im gleichen Umfang wie 1993 gewährleisten, wenn sie 
für das Jahr 1994 die erforderlichen 21,9 Mio. DM bisher noch 
nicht sichergestellt hat? 

Welche Möglichkeiten prüft die Bundesregierung, damit die 
Deutsche Bundes-Umweltstiftung (DBU) in Osnabrück in die 
Lage versetzt wird, das Fraunhofer-Institut für Solare Energie-
systeme (FGH/ISE) sowie andere FuE-Institute verstärkt zu 
fördern? 

Zu Frage 43: 

Die Förderung des Fraunhofer-Institut für Solare 
Energiesysteme (FhG/ISE) in Freiburg für 1993 durch 
das Bundesministerium für Forschung und Technolo-
gie (BMFT) wird nicht 21,9 Millionen DM betragen, 
sondern sich auf etwa 11-12 Mil lionen belaufen. Die 
Förderung für 1994 durch das BMFT dürfte bei etwa 
9-10 Millionen DM liegen. Die etwas geringere 
BMFT-Förderung von 1994 gegenüber 1993 dürfte im 
wesentlichen durch die erhöhte Grundfinanzierung 
ausgeglichen werden, die die Zentrale der FhG in den 
nächsten drei Jahren dem FhG/ISE zur Verfügung 
stellen wird. 

Zu Frage 44: 

Von seiten des BMFT wurde die Deutsche Bundes

-

Umweltstiftung (DBU) in Osnabrück wiederholt gebe-
ten, das FhG/ISE und andere FuE-Institute verstärkt 
zu fördern. Die DBU hat sich grundsätzlich bereit 
erklärt, im Rahmen ihres Status geeignete Projekte zu 
fördern. Eine Reihe von Fragen zwischen dem FhG/ 
ISE und der DBU sind derzeit noch offen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 12/5692 Frage 45): 

Warum werden bei dem auf Rügen laufenden Großversuch 
bisher keine Fahrzeuge mit Batterien auf Zink-Luft-Basis, insbe-
sondere der von der israelischen Firma Elect ric Fuel Limited 
(EFL) entwickelten Batte rie berücksichtigt, und wann wird die 
Bundesregierung den laufenden Versuch um entsprechende 
Fahrzeuge ergänzen? 

Das Zink-Luft-System war in dem Entscheidungs-
zeitraum, in dem die auf Rügen zu testenden Batterie-
Systeme festgelegt wurden (1991) noch nicht in der 
Diskussion. Erst im Laufe des Jahres 1992 wurde 
bekannt, daß die israelische Firma EFL ein Zink-
Luft-Batteriesystem soweit entwickelt hat, daß ein 
Einsatz in Fahrzeugen möglich scheint. Die deutsche 
Automobil-Industrie hat dem BMFT bisher kein Fahr-
zeug mit Zink-Luft-Systemen für die Teilnahme am 
Rügen-Versuch angeboten, so daß die bekannten 
Batteriesysteme (Natrium-Schwefel, ABB; Natrium/ 
Nickelchlorid, AEG; Nickel/Cadmium, DAHO) der 
neuesten Generation auf Rügen erprobt werden. 

Bei der Telekom ist ab Anfang 1994 ein Versuch 
geplant, bei dem mehrere Fahrzeuge mit Zink-Luft-
Batterie im Postdienst im Raum Bonn-Köln-Aachen 
eingesetzt werden sollen. Es wird dabei ein Vergleich 
des Zink-Luft-Systems mit anderen Batteriesystemen,  

insbesondere mit dem Blei-Gel-System und ggf. 
Nickel-Cadmium- und Natrium-Schwefel-System, 
die gleichzeitig eingesetzt werden, angestrebt. Das 
Bundesministerium für Post und Telekommunikation 
wird über den Verlauf und die Ergebnisse des Ver-
suchs unterrichtet. Durch die Mitarbeit des BMPT im 
projektbegleitenden Ausschuß des Rügen-Projektes 
werden die Ergebnisse des Telekom-Versuches auch 
von den Beteiligten des Rügen-Projektes bewe rtet 
werden. 

Das BMFT sieht z. Z. keine Möglichkeit, das Zink-
Luft-System mit in den Großversuch aufzunehmen, da 
die deutschen Automobilfinnen dafür noch kein Pro-
totypfahrzeug entwickelt haben. U. a. wären hierfür 
zunächst noch Fragen bezüglich der dafür erforderli-
chen Infrastruktur (Wiederaufladung) zu klären. Im 
übrigen ist die Verfügbarkeit der Zink-Luft-Batterien 
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht sichergestellt. 

Falls die Automobilindustrie den Wunsch äußert, 
das Zink-Luft-System mit in die Untersuchungen des 
Rügen-Projektes aufzunehmen, ist das BMFT dazu 
bereit, unter der Voraussetzung, daß keine zusätzli-
chen Fördermittel erforderlich sind. 

Anlage 13 

Antwort 

der Staatsministerin Ursula Seiler Albring auf die 
Frage des Abgeordneten Ortwin Lowack (fraktions-
los) (Drucksache 12/5692 Frage 46): 

Was ist der Bundesregierung über die von amnesty internatio-
nal recherchierten Menschenrechtsverletzungen in Marokko, 
insbesondere das „Verschwindenlassen" politischer Opponen-
ten bekannt, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, ggf., vor allem auch unter Berufung auf die traditionelle 
deutsch-marokkanische Freundschaft, abzuhelfen? 

Die Bundesregierung hat Marokko anläßlich bilate-
raler Gespräche immer wieder darauf hingewiesen, 
daß das Schicksal der „Verschwundenen" in großen 
Teilen der deutschen Bevölkerung, vor allem aber bei 
Parlament und Bundesregierung Anlaß zu großer 
Sorge gibt und auf Dauer die guten Beziehungen 
sowie die traditionelle deutsch-marokkanische 
Freundschaft belastet. 

Marokkanische Regierungsvertreter —1993 zuletzt 
AM Filali — haben zu erkennen gegeben, daß sich 
Marokko vorrangig um eine Lösung dieses Problems 
bemüht. Es soll jedoch noch immer zu Eigenmächtig-
keiten und Übergriffen der Vollzugsorgane kommen, 
die der Regierung oft lange verborgen bleiben. 

Die marokkanische Regierung ist sich der rufschä-
digenden Wirkung der seit Jahren von amnesty inter-
national angeprangerten Menschenrechtsverletzun-
gen, insbesondere der Praxis marokkanischer Voll-
zugsorgane, unliebsame Häftlinge, aber auch Regi-
mekritiker bereits vor Anklageerhebung „verschwin-
den zu lassen", durchaus bewußt. Marokko hat dar-
über hinaus erkannt, daß diese ungelöste Problematik 
dem Ansehen Marokkos schadet und dem Ziel einer 
weiteren Annäherung an die EG abträglich ist. 
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Die Bundesregierung wird sich auch in Zukunft 
nachdrücklich für eine weitere Verbesserung der 
Menschenrechtslage in Marokko einsetzen. 

Anlage 14 

Antwort 

der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring auf die 
Frage des Abgeordneten Claus Jäger (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/5692 Frage 47): 

In welchem Ausmaß wird das Wirtschaftsembargo gegen 
Serbien und Montenegro verletzt oder umgangen, und für 
welche Maßnahmen zur lückenlosen Überwachung und Ver-
schärfung des Embargos wird sich die Bundesregierung ange-
sichts der neuen serbischen Offensive gegen Sarajevo einset-
zen? 

Mit Sicherheitsrats-Resolution 820 vom 17. April 
1993 wurden die bis dahin bestehenden Sanktionen 
gegen Serbien/Montenegro weiter verschärft. Ke rn

-element des Sanktionsregimes ist ein umfassendes 
Handels-, Dienstleistungs- und Finanzembargo. 

In Umsetzung hierzu ergingen EG-Verordnung 
990/93 sowie innerstaatlich die 28. Verordnung zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung. Diese 
Bestimmungen sichern die Wirksamkeit der Sanktio-
nen in Deutschl and; 291 Ermittlungsverfahren sind in 
diesem Zusammenhang bisher eingeleitet worden 
(Stand 31. August 1993). 

Eine wichtige Rolle bei der Sanktionsüberwachung 
kommt den Nachbarstaaten Serbien/Montenegros zu. 
Dank ihrer Anstrengungen sowie den internationalen 
Unterstützungsmaßnahmen ist die effektive Kontrolle 
der Sanktionen an  den Außengrenzen Serbien/Mon-
tenegros im großen und ganzen gewährleistet. Die 
Bundesregierung beteiligt sich hierbei mit 15 Zoll-
beamten an den EG/KSZE-Sanktionsunterstützungs-
missionen, die die Zollbehörden der Nachbarstaaten 
unterstützen sowie mit 50 Beamten und 4 Polizei- bzw. 
Zollbooten an der WEU-Aktion, die zur lückenlosen 
Durchsetzung des Embargos auf der Donau bei-
trägt. 

Anlage 15 

Antwort 

der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring auf die 
Frage des Abgeordneten Otto Schilly (SPD) (Drucksa-
che 12/5692 Frage 48): 

Welchen Einfluß hat es auf die deutsch-chilenischen Bezie-
hungen, daß General Pinochet, der für die Ermordung, Folterung 
und Verschleppung mehrerer tausend Menschen verantwortlich 
ist, immer noch Oberbefehlshaber der chilenischen Streitkräfte 
ist und nicht vor Ge richt gestellt wurde? 

Die Bundesregierung hat aus ihrer Haltung gegen-
über der Militärdiktatur in Chile und gegenüber 
General Pinochet nie ein Hehl gemacht. Die Bundes-
regierung arbeitet mit der aus der demokratischen 
Opposition gegen Pinochet hervorgegangenen Regie-
rung Aylwin vertrauensvoll im Interesse der chileni-
schen Demokratie zusammen. Sie steht auf der Seite 
der demokratischen Regierung Chiles bei dem 
schwierigen Transitionsprozeß von der Miltiärdikta-
tur zur Demokra tie. Nur die besonderen Bedingungen 
eines friedlichen Transformationsprozesses können 
erklären, daß trotz all der schweren Vorwürfe der 
74jährige Pinochet noch Oberbefehlshaber des chile-
nischen Heeres ist. Die Verfassung von 1980 gibt ihm 
das Recht, bis 1996 im Amt zu bleiben. Anzumerken 
ist, daß Pinochet nicht Oberbefehlshaber der chileni-
schen Streitkräfte ist, sondern nur der Teilstreitkraft 
Heer. 

Im übrigen hat die Regierung Aylwin sich intensiv 
um Aufklärung der Menschenrechtsverletzungen der 
Militärdiktatur bemüht. Erinnert sei an die Arbeit der 
Kommission „Wahrheit und Gerechtigkeit" sowie an 

 verschiedene Gesetzesinitiativen, die z. T. an einer 
ablehnenden Mehrheit des Senats gescheitert sind. 

Anlage 16 

Antwort 

der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Klaus Kübler (SPD) 
(Drucksache 12/5692 Frage 49): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, sich im Rahmen der Euro-
päischen Gemeinschaft und der Vereinten Nationen dafür 
einzusetzen, daß die noch bestehenden Sanktionen gegen 
Südafrika mit Ausnahme des Waffenembargos und dem Verbot 
der zivilen nuklearen Zusammenarbeit kurzfristig aufgehoben 
werden, und wenn ja, wann sollen die be treffenden Sanktionen 
aufgehoben werden? 

Mit Ausnahmen des Waffenembargos (einschließ-
lich sensitiver Ausrüstungsgegenstände für Polizei) 
und des Verbots der zivilen nuklearen Zusammenar-
beit sind bereits alle von der Europäischen Gemein-
schaft gegen Südafrika verhängten Sank tionen von 
wirtschaftlicher Relevanz aufgehoben worden. Noch 
bestehende Sank tionen der Europäischen Gemein-
schaft wie Kontaktverbote im Sicherheitsbereich und 
Verbot militärischer Kooperation sollen nach der für 
Ende Oktober/Anfang November erwarteten Errich-
tung der ersten Stufe einer Übergangsregierung 
(Transitional Execu tive Council) in Südafrika aufge-
hoben bzw. überprüft werden. 

Die Aufhebung der von den Vereinten Na tionen 
verhängten Sanktionen hängt ebenfalls von der Ent-
wicklung in Südafrika ab. Sobald sich die mit der 
Übergangsregierung neu gebildeten Verfassungsor-
gane für eine Aufhebung aussprechen, wird die Bun-
desregierung zusammen mit ihren Partnern diesen 
Prozeß unterstützen. 
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Anlage 17 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten 

Dr. Freiherr Wolfgang von Stetten (CDU/CSU) 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Rechtsausschusses auf Drucksache 12/5701 

zu Vorlagen des Tagesordnungspunktes 4 
(Gesetzentwürfe zu strafrechtlichen 

Verjährungsfristen) 

Dr. Wolfgang v. Stetten (CDU/CSU): Dem Hinaus-
schieben des Beginns der Verjährung generell kann 
ich zustimmen. Verjährungen sind dafür da, um den 
Rechtsfrieden wiederherzustellen und — gestaffelt 
nach Zeitabschnitten je nach Schwere der Delikte — 
einen Schlußpunkt zu ziehen. Insbesondere bei Straf-
taten, die mit bis zu einem Jahr Freiheitsstrafe bedroht 
sind, werden wir — wenn es tatsächlich noch einige 
hunderttausend werden sollten — wie von den Befür-
wortern der Verlängerung der Verjährungsfrist pro-
gnostiziert — einige hunderttausend Einstellungen 
durch die Justiz erleben. Die Be troffenen sind dann 
wesentlich stärker vom Rechtsstaat enttäuscht, als 
wenn man sie auf bestehende Verjährungsvorschrif-
ten hinweist. 

Was soll das im übrigen für eine Befriedigungswir-
kung für ein Opfer bringen, wenn es fünf, sechs oder 
sieben Jahre nach dem Zusammenbruch des SED

-

Regimes einen Nachbarn, einen Bekannten oder auch 
einen fremden Spitzel oder Peiniger für eine Tat der 
50er, 60er, 70er Jahre noch vor Ge richt zieht? Was hat 
sich zudem seit dem Sommer so dramatisch verändert, 
daß die früheren Erklärungen der Länderjustizmi-
nister und des Fraktionsvorsitzenden Dr. Schäuble 
zur Verjährungsfrage plötzlich nicht mehr gelten? 
Das waren vernünftige und fundierte Ausführun-
gen. 

Wenn wir uns schon nicht zu einer Amnestie anläß-
lich der Wiedervereinigung durchringen konnten 
(wann je in der Geschichte hätte es einen besseren 
Anlaß gegeben als die Wiedervereinigung eines Vol-
kes nach 40 Jahren, ohne einen einzigen Toten?) und 
meinten, mit der deutschen Gründlichkeit 40 Jahre 
vergangenes Unrecht aufzuarbeiten, dann sollten wir 
uns wenigstens an das bestehende Recht und die 
bestehende Ordnung halten und nicht — und zwar 
willkürlich — einen neuen Verjährungsbeginn 
beschließen. Wir treffen damit auch nicht nur poten-
tielle Täter des SED-Unrechtsregimes, sondern auch 
jeden anderen Bürger der DDR, der sich — wenn auch 
nur in kleinsten Dingen — strafbar gemacht hat. 
Nahezu jede Tätigkeit im Rahmen der „Schattenwirt-
schaft" war nach DDR-Gesetzen strafbar, ob es sich 
um Mitnahme von Materialien aus dem Betrieb han-
delte (dies ist schlichtweg Diebstahl), oder um Tausch-
und Mauschelgeschäfte zur Erlangung von Baumate-
rialien handelte (auch hier lag entweder Diebstahl, 
Hehlerei oder Betrug vor). Wer einigermaßen überle-
ben wollte, kam mindestens in die Grenze der Über-
schreitung der Gesetze, wenn er sie nicht zwangsläu-
fig überschreiten mußte. So könnte das Gesetz zu 
einem Bumerang werden und zu neuen Konflikten 
führen, wenn der entdeckte und nunmehr angezeigte 

IM seinem Opfer mit einer Gegenanzeige begegnen 
kann. 

Das Gesetz dient daher nicht dem Rechtsfrieden, 
dient auch nicht dem Aufbau in den neuen Ländern, 
sondern sorgt weiterhin für Unruhe, Unsicherheit und 
eine hoffnungslos überlastete Justiz. Der Bürger, der 
heute jemanden anzeigt und miterleben muß, wie ein 
Verfahren über Monate und Jahre hinausgeschleppt 
wird, um dann doch in der Regel eingestellt zu 
werden, zweifelt nicht nur einmal, sondern über einen 
langen Zeitraum an der Justiz der Demokratie und 
damit an der Gerechtigkeit des Staates. 

Wenn wir heute sogar schon im Westen Verbrecher 
laufen lassen müssen, weil die Staatsanwaltschaft und 
Justiz ihrer Arbeit nicht mehr nachkommen, wie kann 
man dann als verantwortlicher Poli tiker die noch nicht 
voll aufgebaute Justiz in den neuen Ländern mit 
hunderttausenden von Fällen der Kleinkriminalität 
belasten, damit die gegebenenfalls die notwendigen 
Verfahren gegen die wirklich Schuldigen nicht oder 
nur mit jahrelanger Verzögerung durchgeführt wer-
den? Verjährung ist auch ein Recht, auf das sich auch 
ein Täter jederzeit verlassen können muß. Aufhebun-
gen von Verjährungen 10 Tage vor der F rist haben 
einen politischen Beigeschmack. 

Wir kannten im Deutschen Bundestag, als wir den 
Verjährungsbeginn auf den 3. Oktober 1990 festsetz-
ten, sehr genau die Problema tik der Justiz in den 
neuen Ländern. Wir konnten uns noch alle an  die 
unglückseligen Verlängerungsdebatten der Verjäh-
rungsfristen der Straftaten im Dritten Reich erinnern. 
Dennoch haben wir bewußt so entschieden. Es gab 
und gibt keine Veranlassung, heute anders zu ent-
scheiden. 

Anlage 18 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 10 

(Antrag: Sofortmaßnahmen zur Durchsetzung 
friedlicher Verhandlungslösungen im ehemaligen 

Jugoslawien), Zusatztagesordnungspunkt 5 
(Antrag: Lage der bosnischen Kriegsflüchtlinge) 

und Zusatztagesordnungspunkt 6 
(Antrag: Zur aktuellen Situation im Krieg 

in Bosnien-Herzegowina) 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Allen Anzeichen 
nach stehen die Genfer Verhandlungen zur Beendi-
gung des schrecklichen Krieges in Bosnien vor ihrem 
Abschluß. Wie unterschiedlich man ihr Ergebnis auch 
bewerten mag, der sich abzeichnende Kompromiß — 
und darüber können auch die vorliegenden Anträge 
nicht hinwegtäuschen — ist die einzige Alterna tive zu 
den blutigen bewaffneten Auseinandersetzungen. Er 
gibt die Möglichkeit, das Morden und Brandschatzen 
zu beenden, neue Grundlagen für ein f riedliches 
Zusammenleben der Moslems, Serben und Kroaten in 
Bosnien zu schaffen, Not und Elend der Menschen zu 
lindern und mit dem Wiederaufbau der zerstörten 
Wirtschaft zu beginnen. 
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Entscheidend ist, daß die Waffen tatsächlich 
schweigen. Das ist umso notwendiger, da die Kämpfe 
in den von Serben bewohnten Gebieten Kroa tiens 
ständig erneut aufflammen und sich jederzeit auf 
Kosovo, aber auch Mazedonien und Montenegro 
ausdehnen könne, was gewiß unabsehbare Konse-
quenzen für den gesamten Balkan und damit für 
Europa hätte. 

Der Krieg in Bosnien und die Genfer Verhandlun-
gen haben — diesen Schluß darf man schon jetzt 
ziehen — gezeigt, daß der Weg zum Frieden nur über 
politische Lösungen, Ausgleich und Kompromiß 
gefunden werden kann. Versuche, mit Waffengewalt 
vermeintliche Interessen der eigenen auf Kosten der 
anderen Na tionen und machtpolitische Ziele durchzu-
setzen, haben nur zu tausendfachem Tod und Verder-
ben geführt. Diese Lehre gilt es, in der kroatischen 
Krajina ebenso zu beherzigen wie im serbischen 
Kosovo. Die dort liegenden akuten bzw. latenten 
höchst gefährlichen Konfliktherde können nur ent-
schärt werden, wenn die Autonomie- und Minderhei-
tenrechte der Albaner in Serbien und der Serben in 
Kroatien wiederhergestellt und gesichert werden und 
die territoriale Integrität beider jugoslawischen Nach-
folgestaaten wirksam garantiert wird. Zwischen bei-
den Komplexen besteht offenkundig ein enger 
Zusammenhang, dessen Beachtung maßgeblich 
helfen würde, gegenseitig Ängste und Befürchtun-
gen abzubauen. Hier erwachsen der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa Auf-
gaben, die ihrem Namen und ihren Zielen entspre-
chen. 

Und die furchtbaren Ereignisse in Bosnien vermit-
teln noch eine Lehre: Der Frieden in einem vom 
Grauen des Bruderkrieges geschüttelten L and kann 
nur von den betroffenen Völkern selbst wiederherge-
stellt werden; durch geduldige und unparteiische 
Vermittlung kann er befördert werden, von außen 
herbeigebombt werden kann er nicht. Unter keinen 
Umständen darf es zu einer ausländischen militäri-
schen Inte rvention kommen, von der einige Poli tiker 
noch immer nicht aufgehört haben zu reden. Statt 
Frieden würde sie nur größeres Leid und neue Not 
schaffen. Allein schon die wiederholten Inte rventions-
drohungen und die Pläne für NATO-Luftangriffe 
haben in Bosnien die Kompromißbereitschaft einzel-
ner Konfliktseiten untergraben und den Krieg verlän-
gert. Diese Pläne gehören in den Reißwolf, an  ihre 
Stelle müssen Konzepte der politischen Konfliktlö-
sung über Interessenausgleich, Vermittlung und Ver-
handlungen gesetzt werden. 

Fast auf den Tag genau vor zwei Jahren hat der 
damalige Außenminister Hans-Dietrich Genscher vor 
diesem Haus erklärt, daß Deutschland im Jugosla-
wienkonflikt „nicht Partei für das eine gegen das 
andere Volk in diesem uns so eng befreundeten Land 
nimmt" . Die Außenpolitik der Bundesregierung folgte 
diesen Worten augenscheinlich nicht. Es ist nun das 
Gebot der Vernunft und der Friedensverantwortung 
Deutschlands, aktiv, vermittelnd und unparteiisch für 
eine schnellstmögliche Beendigung des Blutvergie-
ßens und die Gewährung der Sicherheit auf dem 
Balkan  zu wirken. 

Anlage 19 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 12 

(Waldzustandbericht der Bundesregierung 1992; 
Große Anfrage: Lage und Entwicklung 

in der Bundesrepublik Deutschland) 

Reinhard Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Es 
ist richtig und wich tig, daß sich in der Legislaturpe-
riode der Deutsche Bundestag mit der „Lage und 
Entwicklung des Waldes und der Forstwirtschaft in 
der Bundesrepublik Deutschland" beschäftigt. 

Einmal wissen wir: Herausragendes Element unse-
rer heimatlichen Kulturlandschaften sind bewirtschaf-
tete Wälder. Diese Wälder erbringen unverzichtbare 
ökonomische und ökologische Leistungen. Darüber 
hinaus sind die Wälder unserer Bevölkerung Stätte 
der Erholung. Dies ist die eine Seite. 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Koalitionsfraktionen belegt aber auch: 
Die wirtschaftliche Lage der Forstwirtschaft hat sich 
z. B. nach Berechnung der Testbetriebe in den alten 
Bundesländern 1991/92 dramatisch entwickelt. Und 
diese Entwicklung hält an: 

a) beim Staatswald 
(30 % des Waldanteils) 	-344,00 DM/ha 

b) beim Körperschaftswald 
(24 % des Waldanteils) 	-189,00 DM/ha 

c) beim Privatwald 
(46 % des Waldanteils) 	- 12,00 DM/ha 

Bei den Forsten in den jungen Bundesländern wird 
das Defizit durch erhebliche Mittel der Treuhand 
reduziert. Dies ist die andere Seite. Hierdurch wird 
sichtbar die besorgniserregende Situa tion der deut-
schen Forstwirtschaft und des Waldes. 

In Norddeutschland — ich beziehe bewußt Bran-
denburg und Mecklenburg-Vorpommern mit ein, jene 
klassischen Kieferregionen — sind die wirtschaftli-
chen Daten noch sehr viel nega tiver. Hier ist ein 
starkes Süd-Nord-Gefälle zu verzeichnen. 

Besonders dramatisch ist hierbei die Situa tion beim 
Schwachholz, das bei den notwendigen, den Wald 
stabilisierenden, Durchforstungen anfällt. Dieses Pro-
blem ist wieder bundesweit. 

Die Folge wird dann oft sein: Dort wo sich die 
Bewirtschaftung nicht mehr lohnt, findet keine Wald-
pflege mehr statt. Oder anders gesagt: Wenn durch die 
Nutzfunktion des Waldes keine oder keine nennens-
werten Erträge erwirtschaftet werden bzw. bewirt-
schaftet werden können, ist eine für die Allgemeinheit 
notwendige Erreichung der Schutz- und Erholungs-
funktion des Waldes nicht zu erzielen. 

Hier geht es in erster Linie nicht um höhere 
Zuschüsse. Die Leistungen von Bund und Ländern im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes sind 
wichtige Hilfen. Nein, es geht um die Verbesserung 
der forstwirtschaftlichen Rahmenbedingungen. 

Erstens. So darf die Umweltgesetzgebung die Holz-
märkte nicht unnö tig einschränken, sondern muß dem 
Holz neue Verwendungsbereiche öffnen: 
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Abfallgesetze und Verpackungsverordnung dürfen 
nicht zu Lasten des nachwachsenden Rohstoffes Holz 
andere Sekundärrohstoffe wie Kunststoffe einseitig 
favorisieren. Auch darf durch Vorrangstellung soge-
nannter stofflicher Verwertung der Weg zur thermi-
schen und energe tischen Verwertung nachwachsen-
der Rohstoffe nicht versperrt werden. Der walderhal-
tende Frischholzeinsatz für die Papierherstellung darf 
nicht marktwidrig und administrativ durch Quotie-
rung der Altpapierverwertung eingeschränkt wer-
den. 

Über die geltenden Bestimmungen des Stromein-
speisungsgesetzes hinaus ist die thermische Verwer-
tung der Schwachhölzer sowie der Abfall- und Rest-
hölzer zu fördern und auch die umweltschonende 
Altpapierverstromung zu begünstigen. 

Zweitens. Gleichzeitig bedarf es eines gezielten 
Förderprogramms zur Anschubfinanzierung holzbe-
triebener, dezentraler und zentraler Wärme- und 
Energieerzeugungsanlagen: 

Durch Gewährung von Erstinvestitionszuschüssen 
sind moderne Holzheizungen im ländlichen Raum der 
alten und insbesondere der neuen Bundesländern zu 
fördern. Mittels eines Sonderförderprogramms sind 
Errichtung bzw. Umstellung gewerblicher, kommu-
naler und regionaler Heiz- und Energiegewinnungs-
anlagen auf Holzbasis zu unterstützen. 

Drittens. Dem unvergleichlich vielseitigen, men

-

schen- und umweltfreundlichen Bau-, Konstruktions- 
und Werkstoff Holz sind neue Verwendungsbereiche 
zu erschließen und seine Einsatzmenge zu verstärken: 
Den Baustoff Holz noch immer diskriminierende Vor-
schriften sind aus den Landesbauordnungen und allen 
wettbewerbsnachteiligen Vorschriften zu streichen. 
Gerade öffentlichen Bauherrn in Stadt und L and, 
Architekten und Genehmigungsbehörden sind die 
Vorzüge des natürlichen und vielseitigen Baustoffs 
Holz in einer besonderen Aufklärungsaktion plausi-
bel zu machen. 

Ich bitte den Deutschen Bundestag und die Bundes-
regierung eindringlich, die energie- und umweltpoli-
tischen Weichen in diese Richtung vermehrter Holz-
verwendung zu stellen. Gleichzeitig fordere ich den 
Forstabsatzfonds auf, eine Holzimagekampagne zu 
konzipieren und in die Tat umzusetzen. Die über eine 
Million Waldeigentümer in Deutschland, 700 000 in 
den alten und 450 000 in den neuen Bundesländern, 
erwarten, daß die notwendigen Entscheidungen jetzt 
getroffen werden. 

Jeder Bundesbürger muß wissen: Nachhaltige 
Holznutzung erhält den Wald und ist Bindeglied einer 
unvergleichlichen Kreislaufwirtschaft. Waldwirt-
schaft erfolgt unter Ausnutzung der natürlichen 
Wachstumskräfte. Sie macht die unerschöpfliche Son-
nenenergie verfügbar und schont die endlichen Roh-
stoffe Öl, Kohle und Gas. Im Gegensatz zu diesen 
fossilen Rohstoffen belastet Holzverwendung nicht 
die Umwelt. Im Gegenteil, sie leistet einen unersetz-
lichen Beitrag zum Klimaschutz und ist in jeder 
Beziehung umweltfreundlich. Darüber hinaus sind die 
heimischen Wirtschaftswälder wich tigster grüner Ak-
tivposten unserer Kulturlandschaften. 

Mit einem Wort: Eine florierende Forst- und Holz-
wirtschaft dient gleichermaßen Wirtschaft, Gesell-
schaft, Natur und Umwelt. Sie ist ein wesentliches 
Stück Zukunftssicherung. Die rasche Klärung der 
Waldeigentumsverhältnisse in den jungen Bundes-
ländern ist die entscheidende Voraussetzung für den 
Aufbau einer leistungsfähigen Forstwirtschaft im 
Osten Deutschlands. Darüber hinaus ist der Aufbau 
einer wettbewerbsfähigen Forstwirtschaft in den 
neuen Bundesländern für die gesamte Forstwirtschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland von existentieller 
Bedeutung. 

Meine Damen und Herren, in der Nähe des neuen 
Plenarsaales ist auf einem großen Feldstein der Appell 
„ Rettet den Wald" eingemeißelt. Dies ist eine ständige 
Herausforderung an  uns, gerade auch zur heutigen 
Debatte. 

Simon Wittmann (Tännesberg) (CDU/CSU): Zu 
Beginn der 80er Jahre wurde mit dem Beg riff „Wald-
sterben" auf eine zunehmende Schädigung unserer 
Wälder hingewiesen. Das in der Öffentlichkeit 
befürchtete Waldsterben ist jedoch bisher nicht einge-
treten. Die bisher beobachtete Entwicklung bestätigt 
die Auffassung des Forschungsbeirates „Waldschä-
den/Luftverunreinigungen der Bundesregierung und 
der Länder , wonach die sog. neuartigen Waldschä-
den auf einem Ursachenkomplex aus abiotischen und 
biotischen Faktoren zurückgehen, wobei allerdings 
Luftschadstoffe eine Schlüsselrolle einnehmen. 

Daher konzentrierten sich die Maßnahmen der 
Bundesregierung u. a. auf die Reduzierung der Luft-
schadstoffe; und wir können dabei auf beachtliche 
Erfolge verweisen: 

Für die alten Länder wurde seit 1970 eine Verrin-
gerung der CO2-Emissionen um mehr als 70 % 
erreicht. Bis zum Jahre 2005 kann auch unter Einbe-
ziehung der neuen Länder eine Reduk tion von ca. 
5,69 Millionen t um gut 90 % auf 55 Millionen t erreicht 
werden. In Bayern z. B. ging der CO2-Ausstoß in Kraft- 
und Heizwerken vor allem durch den Einbau von 
Entschwefelungsanlagen gegenüber 1976 um 95 % 
zurück. 

Seit 1986 wurde auch eine Trendwende bei den 
Stickoxid-Emissionen, insbesondere bei den Kraft-
werken und Industrieanlagen erreicht. Nach wie vor 
unbefriedigend ist die Verringerung der Stickoxid-
Emissionen im Straßenverkehr und die Reduzierung 
der flüchtigen organischen Verbindungen. 

In unserem Entschließungsantrag zum Waldscha-
densbericht haben wir daher eine Reihe von Maßnah-
men gefordert, die die Stickoxide und die flüchtigen 
organischen Verbindungen verringern werden: 

— Bei der Verabschiedung des Bundesverkehrswe-
geplanes haben wir mit der Vorrangstellung 
umweltverträglicher Verkehrsträger bei zukünfti-
gen Investitionen ein deutliches Zeichen gesetzt. 

— Die emissionsbezogene Kfz-Steuer, die bei den 
LKWs beschlossene Sache ist, muß m. E. auch bei 
den PKWS zum Tragen kommen. Durch eine ent-
sprechende Spreizung der Kfz-Steuer bei Autos 
werden berechenbare PKW-Kosten geschaffen. 
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Eine solche Maßnahme verändert die Nachfrage 
und zwingt die Indust rie zum Umsteigen auf den 
verbrauchs- und emissionsarmen PKW. Damit wird 
ein marktwirtschaftlicher Rahmen geschaffen, der 
weit mehr wirkt, als jede Mineralölsteuererhö-
hung, die letztlich nur zu einer Verbesserung der 
Steuereinnahmen führt und ländliche Räume 
benachteiligt. Als Abgeordneter an der Grenze zur 
tschechischen Republik kann ich feststellen, daß 
dort mehr denn je gefahren wird, obwohl ein 
preiswertes Nahverkehrssystem zur Verfügung 
steht und obwohl der Benzinpreis verglichen mit 
dem Einkommen etwa das 15fache beträgt. Daher 
ist eine emissionsbezogene Kfz-Steuer der einzig 
wirksame marktwirtschaftliche Rahmen. 

— Einen wichtigen Beitrag kann auch der Ausbau des 
öffentlichen Personenverkehrs leisten. Dabei sind 
aber in besonderem Maße auch die Bundesländer 
gefordert. Bayern hat hier durch das am 1. Januar 
1994 inkrafttretende ÖPNV-Gesetz wieder einmal 
eine Vorreiterrolle in Deutschland übernommen, 
die man  nur zur Nachahmung empfehlen kann. 
Eine besondere Bedeutung kommt auch der Wald-
pflege zu. Sie ist jedoch auf Dauer nur finanzierbar, 
wenn die Holznutzung weiterhin Gewinne abwirft. 
Die begrüßenswerte Zunahme des Papierrecyc-
lings hat aber die Absatzlage bei Schwachholz 
drastisch verschlechtert. Eine Chance, diesen 
Markt zu beleben, liegt daher vor allem in der 
Energiegewinnung aus Holz. Durch die ausgegli-
chene CO2-Bilanz wird dadurch gleichzeitig ein 
positiver Umwelteffekt erreicht. Ich erwarte daher 
von der Bundesregierung, daß sie mit gutem Bei-
spiel vorangeht und in bundeseigenen Gebäuden 
neue Heizanlagen für Holz und andere Biomasse 
baut. Dies wäre wohl das beste Markteinführungs-
programm in diesem Bereich. 

Marianne Klappert (SPD): Im Kleinreden großer 
Probleme hat es diese Regierung anerkanntermaßen 
zu einer gewissen Meisterschaft gebracht. Ihr Be richt 
über die Waldschäden liefert ein neuerliches Beispiel 
dafür, z. B. durch die euphemistische Umbenennung 
in „Waldzustandsbericht", in dem dann folgerichtig 
der Begriff „Waldsterben" als zu dramatisch auch 
nicht vorkommt. 

Aus allen Veröffentlichungen — auch aus diesem 
Waldzustandsbericht der Bundesregierung — lese ich 
aber heraus, daß die Schädigung der Wälder inzwi-
schen ein so bedrohliches Ausmaß erreicht hat, daß 
wir von einer ökologischen Katastrophe nicht mehr 
weit entfernt sind. Was also soll diese Verharmlosung 
bedrohlicher Fakten? Das bringt uns in der Sache 
keinen Schritt weiter! 

Wer tadelt, der sollte sich aber auch um das Positive 
bemühen. Deshalb möchte ich zunächst einmal 
lobend anerkennen, daß uns der Waldzustandsbericht 
jetzt endlich in Form einer Bundestagsdrucksache als 
Unterrichtung durch die Bundesregierung vorgelegt 
wird. Damit wird eine alte SPD-Forderung erfüllt. 
Damit wird dem Thema „Waldschäden" — wenig-
stens ansatzweise — endlich die Bedeutung einge-
räumt, die ihm zukommt. 

Der Ernährungsausschuß trägt diesem Ziel mit der 
Forderung Rechnung, den Waldzustandsbericht in 
Zukunft jährlich in Form einer Unterrichtung vorzule-
gen. Und wir werden dafür sorgen, daß diese jährliche 
Unterrichtung nicht unter stiller Anteilnahme in den 
Ausschüssen beerdigt wird. 

Allerdings erwarten wir in Zukunft ungeschminkte 
Bestandsaufnahmen und keine Schönrechnereien, 
von denen es einige in den Umweltbilanzen dieser 
Bundesregierung und auch in diesem Waldschadens-
bericht gibt: Da werden die abgestorbenen oder 
abgeholzten Wälder aus der Statistik herausgerech-
net, nach dem schlichten Motto: Wo kein Wald ist, da 
ist auch kein Waldsterben. Da wird der deutliche 
CO2-Rückgang in den ostdeutschen Bundesländern in 
den Vordergrund geschoben, während die gegenläu-
fige Tendenz im Westen verniedlicht wird. Da werden 
die Erfolge bei der Entgiftung der Industrieanlagen 
geschildert, fast ohne die Tatsache zu berücksichti-
gen, daß diese Erfolge durch den vermehrten Auto-
verkehr längst wieder aufgezehrt sind. 

Erfolge? — Wir würden hier ja gerne mit Ihnen 
gemeinsam durchschlagende Erfolge bei der Wald-
schadensbekämpfung bejubeln, aber es gibt sie 
nicht! 

Jahrelang haben Sie die Stabilisierung der Schäden 
als Erfolg verkauft. Doch selbst dieser bescheidende 
„Erfolg" ist Ihnen zwischenzeitlich abhanden gekom-
men. Unbestreitbar vergrößert sich nämlich die 
Schere zwischen Ihren Behauptungen und den tat-
sächlichen Ergebnissen. Das ist kein Horrorgemälde 
einer streitsüchtigen Opposition! Das ist aus Ihren 
Bilanzen eindeutig ablesbar! 

Eine Zusammenfassung der Bestandsaufnahme 
ergibt folgendes Bild: 

Erstens. Mehr als ein Viertel der Waldbäume weist 
deutliche Schäden auf. Und weitere 41 % sind 
schwach geschädigt. Mehr als zwei Drittel der Wald-
bäume sind also mehr oder minder krank! 

Zweitens. Im Vergleich zum Vorjahr ist das eine 
Steigerung um 2 %. Bei den Schädigungen ist damit 
der höchste Stand seit 1984 erreicht. Wie wollen Sie 
das als Ergebnis erfolgreicher Politik verkaufen?! Es 
ist viel getan worden, sagen Sie. Es ist bei weitem nicht 
genug getan worden, kritisieren wir, und die Zahlen 
geben uns recht. 

Drittens. In einigen Regionen unseres wiederverei-
nigten Deutschlands ist der Befund noch dramati-
scher: In Süddeutschland z. B. sind mittlerweile 68 % 
der Wälder geschädigt, in Ostdeutschland ist der 
Zustand der Wälder besonders schlecht: im Erzge-
birge z. B. sind bereits rund 90 % des Baumbestandes 
geschädigt. 

Kollegen und Kolleginnen: alle Schönrednerei oder 
-rechnerei hilft nichts: Der Patient Walt ist sterbens-
krank! Und die Hauptursache dafür sind ohne Zweifel 
die Luftschadstoffe. Ich zitiere aus dem Waldzustands

-

bericht: „Luftschadstoffen kommt dabei eine maßgeb-
liche Rolle zu" oder aus der Antwort der Bundesregie-
rung auf die Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion: 
„In der Bundesrepublik Deutschl and ist die Leistungs-
fähigkeit der Wälder ... vor allem durch Luftschad-
stoffe gefährdet". 
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Daß Sie das nicht noch deutlicher, noch dezidierter 
sagen können, verstehe ich ja. Sie würden sonst selbst 
Ihrer ach so erfolgreichen Umweltpolitik ein vernich-
tendes Zeugnis ausstellen. Und das ist wahrhaftig von 
keinem zu verlangen, daß er sich selbst völlig unge-
nügende Leistungen attestiert! 

Es kann auch nicht bestritten werden, daß Schwe-
feldioxide, Stickoxide, Ammoniak und leichtflüssige 
Kohlenwasserstoffe aus Industrie, Verkehr, und Land-
wirtschaft dabei sind, unseren Wäldern den Todesstoß 
zu versetzen. 

Das alles weiß die Regierung auch! Aber ihr fehlt 
der politische Wille — oder, was ebenso schlimm ist — 
die  politische Kraft, das als notwendig Erkannte auch 
durchzusetzen! Wo ist das Sofortprogramm, das die 
verheerenden Waldschäden stoppt? Solange aus poli-
tischer Opportunität die notwendigen Maßnahmen 
unterbleiben, steht Ihre Politik völlig zu Recht unter 
dem Verdikt: absolut ungenügend! 

Diese Bundesregierung hat es bis heute nicht ver-
standen, Umwelt- und Wirtschaftspolitik sinnvoll mit-
einander zu verzahnen. Diese Bundesregierung hat 
bis heute den Konflikt zwischen Verkehr und Ökolo-
gie immer zu Ungunsten der Ökologie zu lösen 
versucht. Der Bundesverkehrswegeplan ist dafür ein 
deutlicher Beleg. Ja, diese Bundesregierung hat sogar 
wichtige Maßnahmen zum Klima- und damit auch 
zum Waldschutz mittlerweile eingestellt: die steuerli-
che Absetzbarkeit energiesparender Maßnahmen 
z. B. oder die Förderung erneuerbarer Energien und 
energiesparender Heizungs- und Warmwasseranla-
gen. 

Wenn Sie allein die Kraft nicht haben, sich gegen 
die verschiedenen Interessengruppen durchzusetzen: 
Zum Schutz des Waldes stärken wir Ihnen gerne den 
Rücken! 

Meine Damen und Herren, zwar braucht — nach 
einem Wort  Lessings — der Kri tiker nicht besser 
machen zu können, was er tadelt. Aber wir sind 
sowohl bereit als auch in der Lage, es besser zu 
machen. 

Oberste Priorität muß nach unserer Ansicht eine 
grundlegende ökologische Ausrichtung der gesamten 
Verkehrspolitik haben. Dazu gehört eine Reduzie-
rung des überflüssigen Individual- und Straßengüter-
verkehrs ebenso wie eine erhebliche Verbesserung 
und Attraktivitätssteigerung des ÖPNV; dazu gehören 
Auflagen für die Automobilindustrie, sparsamere und 
emissionsärmere Fahrzeuge zu bauen; dazu gehört 
ein Verkehrsmanagement, einschließlich Geschwin-
digkeitsbegrenzungen und der verstärkten Anwen-
dung ökonomischer Instrumente, z. B. durch Anhe-
bung der Mineralölsteuer, diesmal aber aus ökologi-
schen Gründen! Die Brieftasche der Bundesbürger ist 
doch sonst so schnell das Objekt Ihrer Begierde! 

Wir fordern im Bereich der anderen Emittenten

-

gruppen vor allem eine umfangreiche Förderung 
erneuerbarer Energien und — ebenso wich tig — ein 
breit angelegtes Energiesparkonzept. 

Ich bedauere es sehr, daß bei der Beratung des 
vorliegenden Entschließungsantrages der Emittent 
Landwirtschaft als Mitverursacher von Waldschäden 
herausgestrichen worden ist. Aus diesem Grunde  

— und nur aus diesem Grunde — wird sich die SPD in 
der Schlußabstimmung darüber der Stimme enthal-
ten. Hier scheint mir nach dem Motto vorgegangen 
worden zu sein: weil, so schloß er messerscharf, nicht 
sein kann, was nicht sein darf. 

Das aber ist keine ehrliche Politik. Es wird ja auch 
von der Bundesregierung nicht bestritten, daß die 
Landwirtschaft mit ihrem Düngemittelaustrag und der 
Luftverunreinigung durch die Großtierhaltung zu den 
Mitverursachern der Waldschäden gehört. Eine vom 
Bundesumweltamt in Auftrag gegebene Forschungs-
arbeit hat eine deutliche Zunahme der Ammonium-
Emission in den 80er Jahren festgestellt und deren 
Ursache hauptsächlich auf landwirtschaftliche Aktivi-
täten zurückgeführt. Und die Antwort der Bundesre-
gierung auf die Große Anfrage der CDU/CSU weist 
darauf hin, daß — ich zitiere — „die bisher durchge-
führten Maßnahmen (...) die Stickstoffemissionen 
aus der Landwirtschaft noch nicht wesentlich zurück-
geführt" haben. Deshalb erneuere ich hier und jetzt 
die Forderung nach einem baldigen Erlaß der geplan-
ten Düngemittelanwendungsverordnung gemäß den 
Vorgaben der EG-Nitrat-Richtlinie und die Forderung 
nach Förderung von Innova tionen bei der Großvieh-
haltung und der Düngemittelausbringung unter 
besonderer Berücksichtigung der Vermeidung von 
Stickstoffbelastungen. Eine umweltverträgliche 
Landwirtschaft ist auch aus Gründen der Waldscha-
densbekämpfung dringend geboten! Und letztlich 
muß zur Waldschadensbekämpfung auch eine Auf-
forstung bzw. Wiederaufforstung von Wäldern gehö-
ren. Diese Vermehrung der Waldflächen ist dringend 
notwendig, um die Kohlenstoffspeicherfunktion des 
Waldes zu verbessern. Warum eigentlich — und damit 
wiederhole ich eine Frage aus der Aktuellen Stunde 
vom 9. Dezember 1992, und ich wiederhole sie, weil 
ich keine Antwort darauf bekommen habe —, warum 
eigentlich wird immer wieder der Wald als Flächen-
reserve für die Ausdehnung von Industrie- und Sied-
lungsflächen, für den Straßenbau und die Freizeitnut-
zung betrachtet? Und warum werden nicht umgekehrt 
verstärkt Industrie- und Landwirtschaftsbrachen der 
Aufforstung zugeführt? 

Gestatten Sie mir zum Schluß noch den Hinweis, 
daß in ein Gesamtkonzept zur Waldschadensbekämp-
lung auch die verstärkte Propagierung und Förderung 
einer naturgemäßen Waldwirtschaft gehört, die einen 
artenreicheren, natürlicheren und damit auch stabile-
ren Wald erhoffen läßt und darüber hinaus die deut-
liche Verbesserung der ökologischen und ökonomi-
schen Rahmenbedingungen der Waldwirtschaft. 

Meine Damen und Herren, der Zustand des deut-
schen Waldes ist ernst, aber noch nicht hoffnungslos. 
Jeder Tag aber an dem nichts geschieht, verschlim-
mert die dramatische Entwicklung. Lassen wir es nicht 
bei der Forderung: „Es muß etwas geschehen. " Tun 
wir endlich entschlossen das, was getan werden 
muß! 

Jutta Miller (Völklingen) (SPD): Der alljährliche 
Waldzustandsbericht der Bundesregierung und auch 
die Waldschadenserhebungen der Länder zeigen: Es 
fehlt uns nicht an Kenntnissen über die gesellschaftli-
che und ökologische Bedeutung des Waldes, es fehlt 
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auch nicht an Wissen über die Ursachen des Waldster-
bens — es fehlt eindeutig am politischen Willen, die 
Maßnahmen zu ergreifen, die diese Entwicklung 
aufhalten. 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Koalitionsfraktionen macht ja deutlich: 
Der Wald hat vielfältige Funktionen zum Schutz des 
menschlichen Lebens und zur Aufrechterhaltung des 
ökologischen Gleichgewichtes der Natur. 

Der Wald liefert den wich tigen Rohstoff Holz, er 
reguliert den Wasserhaushalt, indem er Wasser spei-
chert, er verhindert Hochwasser und Bodenerosion. 
Der Wald reinigt die Luft wie ein Staubfilter und 
dämpft den Lärm, den wir produzieren. Er ist Lebens-
raum für Menschen, Tiere und Pflanzen und trägt in 
wachsendem Maße zum Schutz des Klimas überall auf 
der Welt bei. 

Auch die Ursachen des Waldsterbens sind unum-
stritten. Es sind insbesondere die Luftschadstoffe 
Schwefeldioxid aus der Verbrennung fossiler Ener-
gieträger und die Stickoxidemissionen der Kraftfahr-
zeugmotoren, die in Zusammenhang mit anderen 
Luftverunreinigungen, z. B. Ozon und anderen Photo-
oxidantien, die Wachstumsprozesse der Bäume beein-
trächtigen. 

Im Zusammenhang mit der Luftverunreinigung 
steht auch die Belastung der Böden durch Blei, Cad-
mium, Zink und Quecksilber. Die Schadstoffe der Luft 
werden in die Böden gewaschen, hinzu kommt die 
landwirtschaftliche Überdüngung der Böden und 
auch die Gülle, die zur Versäuerung der Böden 
erheblich beiträgt. 

Hier enden auch schon die Gemeinsamkeiten zwi-
schen Regierung und Opposi tion, denn was die Ursa-
chenbekämpfung des dramatischen Waldsterbens 
angeht, sind wir sehr unterschiedlicher Auffassung. 
Die Bundesregierung glaubt ja offenbar, sie habe sich 
keine Fehler und Unterlassungen vorzuwerfen. In der 
Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
der Koalitionsfraktionen heißt es an  mehreren Stellen 
großspurig: „Die konsequente Poli tik der Luftreinhal-
tung auf nationaler und internationaler Ebene wird 
fortgesetzt" . 

Da kann ich nur sagen: Bitte nicht weiter so 
Deutschland! Die Poli tik der Bundesregierung ist zwar 
konsequent, leider aber auch konsequent erfolglos, 
wie der Waldschadensbericht 1992 zeigt. 

Mehr als zwei D rittel des deutschen Waldes sind 
krank, fast ein Drittel ist praktisch abgestorben. Die 
Schädigung des Baumbestandes hat gegenüber dem 
letzten Jahr um 5-8 % zugenommen, in Bayern sind 
nur noch 26 % der Bäume als gesund zu bezeich-
nen. 

Leider gehört es zu den beängstigenden Tatsachen, 
daß die Waldschadensberichte der Bundesregierung 
die katastrophale Entwicklung zum Teil noch beschö-
nigen. Denn bereits abgestorbene Bäume tauchen in 
der Statistik gar nicht mehr auf. Rechnet man diese 
hinzu, ist bereits ein Viertel des Baumbestandes 
abgestorben. Warum sich der federführende Aus-
schuß in diesem Zusammenhang weigert, von „Wald-
sterben" statt „Waldschäden" zu sprechen, ist für  

mich nicht nachvollziehbar. Wollen Sie diesen Beg riff 
erst benutzen, wenn es keine Bäume mehr gibt, wenn 
also der Wald wirklich tot ist? 

Mitten in Europa vollzieht sich derzeit eine gewal-
tige Naturkatastrophe, und die Bundesregierung wi ll 

 uns diese Bilanz als Erfolg verkaufen und auf diesem 
Wege konsequent weitermachen. Da kann ich nur 
sagen: Ich glaube, ich steh im Wald. 

Der deutsche Wald schlägt Alarm. Wenn bei der 
Feuerwehr die Alarmglocke klingelt, werden unver-
züglich und sofort Rettungsmaßnahmen ergriffen. 
Nicht so die Bundesregierung. Sie verabschiedet 
routinemäßig einen Waldzustandsbericht und läßt 
dann der dramatischen Entwicklung ihren Lauf. Was 
folgt, sind allenfalls eine Reihe medienwirksamer 
Ankündigungen und Versprechungen. 

So verkündete der Bundeskanzler, bis zum Jahre 
2005 werden die CO2-Emissionen, die für den wald-
schädigenden Treibhauseffekt hauptverantwortlich 
sind um 25-30 % reduziert. Inzwischen ist lange klar, 
daß dieses ehrgeizige Ziel nicht eingehalten werden 
kann. Bundesumweltminister Töpfer erkennt sogar 
an, daß insbesondere der Straßenverkehr der Haupt-
verursacher des Waldsterbens ist. Aber wenn es im 
Kabinett um konkrete Maßnahmen geht, hält er sich 
dezent zurück. Wo bleibt z. B. Töpfers Engagement 
für eine radikale Wende in der Verkehrspolitik? Nun 
ja, das Problem des Umweltministers mit Ankündi-
gungen und der Umsetzung seiner Versprechen ist ja 
hinreichend bekannt. 

Wo bleibt auch der Protest von Landwirtschaftsmi-
nister Borchert  gegen das Sterben des Waldes? Wo 
bleibt sein Einsatz für konkrete Maßnahmen. Jetzt 
fordert der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten in seiner Beschlußempfehlung die „ver-
ursachergerechte Anlastung der externen Kosten der 
verschiedenen Verkehrsträger, die Besteuerung von 
Kraftfahrzeugen gemäß umweltpolitischer Ziele so-
wie Konzepte zur Verkehrsvermeidung" . 

Ich halte dies für einen guten Ansatz. Wenn sie das 
wirklich wollen, werden sie unsere Unterstützung 
bekommen. Ich habe allerdings das Gefühl, daß hier 
Reden und Handeln weit auseinanderklaffen. Denn 
mit dem erst vor kurzem verabschiedeten Bundesver-
kehrswegeplan haben Sie, meine Damen und Herren 
von den Regierungsfraktionen, eine wahre Betonor-
gie eingeleitet. Durch den ständigen Zubau von 
Straßen werden Sie noch mehr Verkehr produzieren. 
Von weniger Straßen und mehr Schienenwegen kann 
gar keine Rede sein. Trotz aller umweit- und verkehrs-
politischer Schönrednerei: Für den Fernstraßenaus-
bau gibt es unterm Strich im nächsten Haushaltsjahr 
2,5 Milliarden DM mehr als für den Ausbau des 
Schienennetzes. 

Stichwort Anlastung der Wegekosten: Rechnet m an 
 die angekündigten Änderungen der LKW-Kraftfahr-

zeugsteuer und der Regional-Vignette für ausländi-
sche LKWs durch, kommt als Ergebnis dabei heraus, 
daß nur ein Bruchteil der tatsächlichen Wegekosten 
abgedeckt werden. Tatsächlich subventioniert die 
Bundesregierung auch weiterhin diejenigen, die die 
Straßen und die Natur am meisten belasten. Wo 
bleiben auch die Initiativen der Bundesregierung zur 
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Verkehrsvermeidung? Hier ist zum Beispiel auch eine 
gute Informationspolitik gefragt. Anstatt 3,6 Millionen 
DM für die Regierungspostille „Journal  für Deutsch-
land" — welches sich dann auch noch als reines 
Parteiblättchen entpuppt hat — aus dem Fenster 
hinauszuwerfen, wäre das Geld besser angelegt für 
Aufklärung und Information mit dem Ziel der Ver-
kehrsvermeidung. 

Wo bleibt die gesetzliche Begrenzung des Kraft-
stoffverbrauchs? Motoren mit einem Kraftstoffver-
brauch von 3-5 Litern pro 100 Kilometer sind tech-
nisch möglich, aber werden gesetzlich nicht gefördert. 
Seit Jahren bestaunen Fachleute die energiesparen-
den Prototypen auf den Automobilmessen. Falls dies 
keine Öko-Alibi-Autos sind, frage ich mich, warum sie 
nicht endlich auf unseren Straßen zu sehen sind. 

Das Schicksal unseres Waldes ist zweifellos mit 
unserer zukünftigen Verkehrspolitik verbunden. Er-
folge bei der Luftreinhaltung durch die Einführung 
des Katalysators wurden durch die Zunahme des 
Verkehrs, höhere Geschwindigkeiten und stärkere 
Motoren zunichte gemacht. 

Das gleiche Auseinanderklaffen zwischen Reden 
und Handeln sehen wir aber auch in der Energiepoli-
tik. Die Bundesrepublik liegt mit einem jährlichen 
Energieverbrauch von 480 Millionen Tonnen SKE an 
fünfter Stelle in der Welt. Unser Pro-Kopf-Energiever-
brauch ist dreimal so hoch wie der des Weltdurch-
schnitts. Die Bundesregierung sieht auch in der Beant-
wortung der Großen Anfrage durchaus die Gefahr der 
Klimaänderung und deren destabilisierende Einflüsse 
auf unsere Wälder. Sie registriert sehr wohl, daß wir 
uns mit der bisherigen Klimapolitik weiter in eine 
Katastrophe bewegen, weil immer mehr Bäume 
absterben. Aber das ist kein Grund für sie, ihre Politik 
zu ändern. Auch in diesem Abschnitt hier heißt es 
lapidar: „Die Bundesregierung wird ihre Anstrengun-
gen auf diesem Gebiet konsequent fortführen". 

Ja welche Anstrengungen denn? Schauen wir doch 
mal rein in den aktuellen Haushaltsentwurf des Bun-
deswirtschaftsministers! Insgesamt sind für Aufklä-
rung und Beratung bezüglich Energiesparen und 
rationelle Energieverwendung lächerliche 22,8 Mil-
lionen DM vorgesehen. Obwohl erheblicher Bera-
tungsbedarf in den neuen Bundesländern besteht, 
liegt der Ansatz seit Jahren in dieser Höhe. 

Die Sanierung der ostdeutschen Fernwärme wird 
wie 1993 mit 150 Millionen DM gefördert. Im Westen 
passiert überhaupt nichts, obwohl die gekoppelte 
Erzeugung von S trom und Wärme die wichtigste 
Maßnahme zur CO2-Reduktion ist. Im Bereich Ener-
giesparen erneuerbare Energien wurden die ohnehin 
schon kargen Mittel gekürzt. Forschung im Bereich 
der Kohletechnik, z. B. Effizienzverbesserung, wurde 
vollends aufgehoben. 

Es hat keinen Wert, wenn die Bundesregierung auf 
internationalen Konferenzen wie der in Rio salbungs-
volle, jedoch unverbindliche Klimakonventionen zur 
Rettung der Regenwälder unterschreibt. Diese wirken 
auch unglaubwürdig, solange wir die Entwicklungs-
länder zum Schutz der Wälder auffordern, während 
wir unseren Schwarzwald tatenlos absterben lassen. 

Es hat auch keinen Zweck, eine Experten-Kommis-
sion nach der anderen ins Leben zu rufen, wenn deren 
Expertise ignoriert wird. Die Enquete-Kommission 
zum Schutz der Erdatmosphäre hat dargelegt, daß in 
Deutschland mindestens 50 % des Energieverbrauchs 
eingespart werden kann. Seit Vorlage dieses Berich-
tes sind zweieinhalb Jahre vergangen. Die Bundesre-
gierung hat nicht reagiert. 

Die SPD hat ein Programm zur Förderung von 
Energiesparen und erneuerbaren Energien in Höhe 
von 5 Milliarden DM vorgeschlagen. Darin enthalten 
ist die Einsparung von Energie in Gebäuden und in 
der Industrie, der Ausbau der Kraft-Wärme-Kopp-
lung, die Sanierung und der Ausbau der Nah- und 
Fernwärme sowie Sonderabschreibungen und Inve-
stitionszuschüsse zur Markteinführung erneuerbarer 
Energiequellen. Das ist doch der richtige Ansatz. 
Darüber kann man  doch reden. Aber solange Töpfer 
und Rexrodt die Verhandlungen über einen Energie-
konsens blockieren, können wir unsere Waldscha-
densberichte so lange ins Regal stellen, bis wir kein 
Holz und somit kein Papier mehr haben, um die 
wertlosen Berichte zu drucken. 

An dieser Stelle möchte ich Kritik auch an die 
Landwirtschaftsexperten richten. Die Rolle der L and-
wirtschaft als Mitverursacher von Waldschäden hat 
meine Kollegin Marianne Klappert ja schon hinläng-
lich beleuchtet. Nur eins möchte ich abschließend 
noch sagen: Mich hat die dazu gefundene Formulie-
rung im vorliegenden Beschlußantrag ziemlich ent-
setzt. Hier wurde eine Lobbyistenmeinung aufgenom-
men, die mit der Realität nichts zu tun hat und mir 
selbst die Enthaltung zu diesem Beschlußantrag ziem-
lich schwer macht. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Wald ist nicht nur unser 
größter nachhaltiger Rohstofflieferant sondern leistet 
auch vielfältigste Beiträge zum Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen. Hervorheben möchte ich hier die 
Bereiche Grundwasserschutz, Klimaschutz, Boden-
schutz, Landschaftsschutz, Biotop- und Artenschutz, 
aber auch den Immissionsschutz. Darüber hinaus 
leistet Wald für unsere vielfach gestreßte Zivilisations-
gesellschaft einen unverzichtbaren Beitrag als Erho-
lungs- und naturnaher Freizeitraum. Aus diesen viel-
fältigen Funktionen wird mehr als deutlich, daß uns 
die Lage des Waldes nicht gleichgültig sein darf. 

Der Zustand des deutschen Waldes hat sich im 
vergangenen Jahr, da gibt's keine Schönfärberei, 
verschlechtert, in Teilbereichen sogar sehr drastisch. 
Angesichts seiner unverzichtbaren Leistungen müs-
sen wir uns vehementer als bisher der gesellschaftli-
chen Herausforderung stellen, die sich aus dem sich 
verschlechternden Zustand des Waldes ergibt, beson-
ders aus Verantwortung gegenüber nachfolgenden 
Genera tionen. So ist der Anteil der deutlich geschä-
digten Bäume um zwei Prozentpunkte auf 27 Prozent 
gestiegen. Ohne erkennbare Schäden sind demnach 
nur noch 32 Prozent der Bäume, 41 Prozent zeigen 
schwache Schäden. Regional und zwischen den ein-
zelnen Baumarten ergeben sich zwischen diesen 
Totalwerten allerdings zum Teil erhebliche Unter-
schiede. Die am stärksten betroffene Baumart ist 
inzwischen die Buche mit deutlichen Schäden auf 
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38 Prozent der Fläche, gefolgt von Eiche, Fichte und 
Kiefer. 

Die Ursachen der neuartigen Waldschäden sind 
vielschichtig. Eine maßgebliche Rolle kommt dabei 
allerdings weiterhin den Luftschadstoffen zu. Die von 
der Bundesregierung bisher eingeleiteten Maßnah-
men vor allem zur Verringerung von Luftschadstoffen 
sind richtig. Gerade hier ist viel geleistet worden, die 
weiterhin stetige Zunahme der Waldschäden zeigt 
jedoch, daß die Anstrengungen in vielen Bereichen 
intensiviert werden müssen. Auf die aus meiner Sicht 
wesentlichen Bereiche möchte ich im folgenden ein-
gehen. 

Die Verringerung der Luftschadstoffe muß dabei 
eine Daueraufgabe bleiben. Darüber hinaus müssen 
wir unser Augenmerk aber auch auf andere Bereiche 
ausdehnen: Ein gesunder Wald erfordert auch eine 
gesunde Forstwirtschaft. Gerade die Forstwirtschaft 
steht jedoch derzeit durch die Nachwirkungen der 
Sturmschäden und den enormen Preisverfall auf dem 
Holzmarkt vor großen wi rtschaftlichen Schwierigkei-
ten. Derartige Störungen des Marktes schlagen 
unmittelbar voll auf die Einnahmen der Forstbetriebe 
durch. Im weitgehend liberalisierten Holzmarkt gibt 
es nämlich keine Regel- und Ausgleichsmechanismen 
wie in der Landwirtschaft, sondern lediglich Sonder-
hilfen im Rahmen der Bewäl tigung außergewöhnli-
cher Kalamitäten (z. B. Stürme). 

So begrüßenswert die Wahrung des freien Marktes 
aus Sicht der F.D.P. auch ist, so darf sich die Gesell-
schaft dennoch nicht aus der Verantwortung stehlen. 
Hinzu kommt, daß das bei der Waldbewirtschaftung 
anfallende Schwachholz derzeit in der Papierherstel-
lung keinen ausreichenden Einsatz mehr findet. Der 
im Sinne der Kreislaufwirtschaft ja zu begrüßende 
erhöhte Einsatz von Altpapier in den letzten Jahren 
darf nicht dazu führen, daß nachhaltige Forstwirt-
schaft in Deutschland zunehmend unrentabel wird. 

Besonders deutlich wird dies derzeit in den neuen 
Bundesländern, wo jeder Hektar des sich überwie-
gend in staatlicher Hand befindlichen Waldes den 
Steuerzahler rund 300 DM kostet. 

Gesamt betrachtet zeigt sich also, daß ein auf der 
einen Seite begrüßenswertes Umweltbewußtsein mit 
derartigen Konsequenzen in anderen Bereichen in die 
ökologische Sackgasse führt. Holz ist ein nachwach-
sender Rohstoff mit vielfältigen technischen und che-
mischen Verwendungsmöglichkeiten, der dringend 
einer stärkeren Berücksichtigung bedarf. Umweltbe-
wußtsein darf nicht dort aufhören, wo ein PVC-Boden 
billiger ist als ein Holzfußboden. Dies gilt im übrigen 
auch für die öffentliche Hand. Lassen wir Herrn 
Behnisch also doch auch mal loben: Die starke 
Berücksichtigung des Baustoffes Holz im medien-
trächtigen Plenarsaal wird hoffentlich noch so man-
chen Architekten inspirieren. Und die Redner alle-
mal. 

Aber auch angesichts der mit dem Treibhauseffekt 
verbundenen Klimaänderung und dem zunehmenden 
Stellenwert von Ökobilanzen rückt die Verwendung 
von Holz als umweltpolitische Maßnahme für einen 
Ersatz bisheriger Bau- und Verpackungsmaterialien 
immer mehr in den Vordergrund. Durch einen ver-

stärkten Einsatz könnte die na tionale CO2-Bilanz 
enorm entlastet werden. Der ökologisch notwendige 
verstärkte Einsatz von Holz im energe tischen Bereich 
setzt aber voraus, daß bei einer Einführung der 
geplanten europaweiten CO2-Steuer Brennholz, 
Holzkohle und Verarbeitungsprodukte aus Holz mit 
dieser Steuer nicht belastet werden. 

Um das sehr ehrgeizige Ziel der Senkung des 
CO2-Ausstoß bis zum Jahr 2005 um bis zu 30 Prozent 
zu erreichen, ist also ein ganzes Bündel von Maßnah-
men notwendig. 

Zur Beseitigung und teilweisen Wiederaufforstung 
der geschädigten Wälder sind enorme finanzielle 
Aufwendungen erforderlich. Tatsache ist, daß ein 
erheblicher Teil der für die Waldschäden verantwort-
lichen Luftschadstoffe durch den Automobilverkehr 
verursacht werden. Ich halte es daher für erforderlich, 
den Autofahrer zur Finanzierung der durch den Auto-
mobilverkehr entstehenden ökologischen Schäden 
mit heranzuziehen. Auch hier muß das Verursacher-
prinzip Einzug halten. Es geht nicht an, daß die 
ökologischen Folgen unserer grenzenlosen indivi-
duellen Mobilität allein von der Forstwirtschaft getra-
gen werden. 

Ich schlage daher im Rahmen der Mineralölsteuer-
erhöhung die Abzweigung eines Waldpfennigs pro 
Liter Treibstoff vor. Die Einnahmen sollten in einen 
Waldfond fließen und zweckgebunden zur Finanzie-
rung von forstlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Waldschäden eingesetzt werden. Mit einer derartigen 
Forderung stehe ich im übrigen nicht alleine da. Auch 
der Bundesgerichtshof hat entschieden, daß er neuar-
tige Waldschäden dem Grund nach für entschädi-
gungswürdig und entschädigungsbedürftig hält. 

In erster Linie aus ökologischen Gründen, aber auch 
zur langfristigen Entlastung der Agrarmärkte halte ich 
zudem eine drastische Ausweitung der Erstauffor-
stungsflächen für notwendig. Die Rahmenbedingun-
gen durch die ab 1993 erhöhten Aufforstungsprämien 
sind hierzu op timal. Gebremst wird jedoch auf L an

-des- und kommunaler Ebene. Die Gründe liegen 
meist in der Uneinigkeit der am Verfahren beteiligten 
untereinander. Dies sind in der Regel: die Forst-, die 
Landwirtschafts-, die Natuschutzbehörden und -ver-
bände und die Gemeinden. Ich halte es daher für 
dringend erforderlich, daß die Länder in Zusammen-
arbeit mit den Gemeinden in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich im Rahmen eines forstwirtschaftlichen Gesamt-
konzepts großflächig Flächen ausweisen, auf denen 
einer Aufforstung grundsätzlich nichts im Wege steht. 
Durch die Bildung derar tiger Aufforstungsblöcke ent-
fällt die leidige und zeitraubende Einzelfallprüfung. 

Es sei noch einmal deutlich hervorgehoben: Hier 
will keiner die letzten Täler im Schwarzwald auff or

-sten. Es geht um standortgerechte Aufforstung, die 
zudem eine ökologische Bereicherung teilweise 
intensiv genutzter Agrarlandschaften bedeutet. 

Aus meinen Ausführungen wird ersichtlich, daß ich 
den Schutz unserer Wälder nicht für eine ausschließ-
liche Aufgabe von Bundesregierung und Waldbesit-
zern erachte. Waldschutz und -erhaltung ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe! Hier trägt jeder 
einzelne Verantwortung, und jeder kann durch sein 
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Tun und Verhalten mithelfen und dazu beitragen, daß 
unser Wald auch für nachfolgende Generationen den 
gleichen Stellenwert behält wie für uns. 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke Liste) 
Die PDS/Linke Liste hält das heutige Thema für 
außerordentlich wichtig, weil die Sicherung der 
unentbehrlichen Funktionen der Wälder in Natur und 
Gesellschaft lebensnotwendig ist. 

Im einzelnen habe ich folgende Bemerkungen. 

Erstens. Der Waldzustandsbericht wird von der 
Statistik der großen Durchschnittszahlen dominiert. 
Aber jeder weiß: Hinter Durchschnittszahlen verber-
gen sich mehr oder weniger große Extreme. Sie 
können Trends aufzeigen, aber zugleich Probleme 
verschleiern. 

Wenn zum Beispiel auf 51 Textseiten nur eine halbe 
Seite unter der Überschrift „Waldschäden in den 
Hauptschadgebieten" eingeordnet ist und dann noch 
nicht einmal etwas Konkretes ausgesagt wird, offen-
bart sich ein Mangel der Schadenserfassung. Offenbar 
ist in Problemgebieten eine Untersetzung der Inventur 
durch die Verkleinerung des verwendeten Rasters 
notwendig, um stärker an  zu lokalisierende Ursachen 
heranzukommen. 

Zweitens bedauere ich, daß im Be richt viel zu wenig 
zu den Verursachern der neuen Waldschäden steht. 
Folglich bleiben die künftigen Handlungsschwer-
punkte der Bundesregierung allgemein und unver-
bindlich. Beispielsweise wird von der Verringerung 
der Stickstoffoxid- und anderen Emissionen aus dem 
Straßenverkehr gesprochen. Aber auch in Zukunft 
setzt die Bundesregierung auf die Straße statt auf die 
Schiene, und wir im Osten spüren schmerzlich, daß die 
westdeutsche Gigantomie der Supermärkte außer-
halb der Ortslagen trotz wa rnender Stimmen nicht 
aufgehalten wurde. Ein Kurswechsel zu einer Wirt-
schaftspolitik, die ökologisch Unabdingbares vor den 
Profit stellt, ist nicht erkennbar. 

Drittens. Die Antwort auf die Große Anfrage und 
noch deutlicher die jüngste Anhörung zum Entwurf 
des Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgeset-
zes zeigen: In den neuen Ländern soll mit Macht die 
Eigentumsstruktur von vor 1945 restauriert werden. 
Dazu sind alle Mittel recht. 

Um den Wert der ostdeutschen Wälder herabzumin-
dern, ist im Journal der Bodenverwertungs- und 
Verwaltungs GmbH Nr. 3/4 vom Juni von einer 
„Kahlschlagswirtschaft" der Vergangenheit die Rede, 
die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Waldbesitzerver-
bände spricht von „teilweise erheblich ausgeplünder-
ten" Beständen usw. Der Verkaufswert der Forstflä-
che soll im Interesse der Alteigentümer minimiert, 
oder — was auf das Gleiche hinausläuft — der 
angestrebte grundgesetzwidrige Naturalausgleich er-
höht werden. 

Der Bericht des BML vom 6. November 1991 „Zur 
aktuellen Lage und Perspektive der Forst- und Holz-
wirtschaft in den neuen Ländern" widerlegt diese 
Zweckpropaganda. Dort heißt es, daß der Einschlag 
der DDR von ca. 4 Kubikmeter je Hektar und Jahr den 
Verhältnissen in der alten Bundesrepublik entsprach. 
Der mit 200 Kubikmeter um ein D rittel niedrigere 

Hektar-Gesamtvorrat in den neuen Ländern sei wei-
testgehend standortbedingt. 

Als Hauptargument für eine rasche Reprivatisie-
rung und Neuprivatisierung der Wälder wird der 
jährliche Zuschuß der Treuhandanstalt für den in 
ihren Händen befindlichen Wald von 270 DM je 
Hektar herangezogen. Auch der Landeswald mache 
nur Verlust. Das stimmt! Konkret minus 242 DM 
Reinertrag je Hektar. Aber laut Agrarbericht betrug 
das Minus in den westlichen Staatsforsten sogar 
343 DM. 

Zur Aufrichtigkeit würde gehören, zu berücksichti-
gen, daß die Lage in der Ost-Forstwirtschaft alles 
andere als normal ist. Zum Beispiel steht im Agrarbe-
richt, daß im Osten lediglich 1,6 Kubikmeter je Hektar 
Holzbodenfläche eingeschlagen wurden gegenüber 
5,2 Kubikmetern im Westen. Was das für die Wirt

-schaftlichkeit bedeutet, wird klar, wenn man bedenkt, 
daß die Forstbetriebe 80 bis 90 Prozent ihrer Einnah-
men aus dem Holzverkauf realisieren. 

Zur Wahrheit gehört auch, daß die defizitäre Lage 
der Forstwirtschaft ein gesamtdeutsches Problem ist. 
Aber im Osten wird sie durch den Verfall der Holzin-
dustrie wesentlich verschärft. Sie bringt weniger als 
50 Prozent ihrer alten Kapazität. Zwei D rittel des 
Sägeholzeinschnittes kommen aus den Altländern; 
Rundholz-Dumping-Importe aus Polen. Der Holzhan-
del ist fest im Griff westdeutscher Händler. Da ist 
kaum Platz für Ost-Holz. Hinzu kommt: Die Zellstoff-
industrie ist weg, die Plattenproduktion minimiert. 
Das Ausschalten der Konkurrenz ging reibungslos. 

Oder empfindet es jemand als normal, daß der 
Anteil Ost am gesamtdeutschen Umsatz der holzver-
arbeitenden Industrie laut Agrarbericht unter 5 Pro-
zent lag, während der Anteil der ostdeutschen Wald-
fläche an der gesamtdeutschen 29 Prozent be trägt? 

Offensichtlich ist: Die Kreise, die aus angeblicher 
Sorge um die Staatsfinanzen nach rascher Privatisie-
rung rufen, wollen die ostdeutsche Holzmarktsitu-
ation nutzen. Denn so billig wie heute kämen sie nie 
wieder zu Wald. 

Die Lösung ist nicht eine Dumping-Privatisierung 
der Wälder, sondern der schrittweise Aufbau einer 
leistungsfähigen Holzindustrie. 

Viertens fehlt noch immer eine vernünftige Rege-
lung der Altschulden, des Preußenwaldes und des 
Wertausgleiches für ehemals in LPG eingebrachte 
Waldparzellen. Im Ministeriumsbericht wurde beim 
Wertausgleich — wie schon bei den verlorenen Inven-
tarbeiträgen — auf das noch ausstehende Entschädi-
gungsgesetz verwiesen. Heute wissen wir, daß der 
Regierungsentwurf keine diesbezügliche Regelung 
enthält. Eine solche Poli tik der Vertröstungen und 
Versprechungen wird im Osten sicher nicht endlos 
toleriert werden. 

Fünftens vermisse ich in der Großen Anfrage und 
Antwort jegliche Aussage zu den sozialen Problemen 
des erheblichen Abbaus von Forstarbeitern im Zuge 
der Umstrukturierung in Ostdeutschland. Es wäre 
meines Erachtens dringlich, recht bald eine Analyse 
vorzulegen, wieviel von ihnen eine neue Beschäfti-
gung gefunden haben, wieviel in der Arbeitslosigkeit 



15286* Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. September 1993 

versanken und welche Perspektive gerade diesen 
Menschen seitens der Bundesregierung geboten 
wird. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Wald und Forstwirtschaft sind in einer sehr schwieri-
gen Lage. Die wirtschaftliche Situation der Waldbesit-
zer ist derzeit durch eine unbef riedigende Absatz- und 
Erlössituation gekennzeichnet, während die ökologi-
sche Stabilität des Waldes weiterhin vor allem durch 
Schadstoffeinträge beeinträchtigt ist. 

Die Forstbetriebe leiden unter niedrigen Holzprei-
sen und rückläufiger Nachfrage beim Holzverkauf. 
Hauptursachen sind immer noch die Auswirkungen 
der Sturmkatastrophen von 1990, der weitere Schad-
holzanfall durch Insektenschäden in der Folge der 
Stürme sowie die Billigeinfuhren aus Skandinavien 
und den osteuropäischen Ländern. 

90 % der Einnahmen von Forstbetrieben stammen 
aus dem Holzverkauf. Bei gleichzeitig stetig gestiege-
nen Aufwendungen kommt es zu abnehmenden Rein-
erträgen bis in den Defizitbereich, derzeit auch in den 
Privatbetrieben. 

Die Bundesregierung hat unmittelbar nach der 
Sturmkatastrophe von 1990 gemeinsam mit den Län-
dern ein Sonderhilfsprogramm gestartet. Das Pro-
gramm ist mit insgesamt 600 Millionen DM dotiert und 
wird je zur Hälfte vom Bund und den Ländern finan-
ziert. Es läuft noch bis einschließlich 1995. Die Forst-
betriebe werden durch dieses Programm bei der 
Schadensbeseitigung, insbesondere der Wiederauf-
forstung mit standortgerechten Laubbäumen, wirk-
sam unterstützt. Die Holzpreise kann die Bundesre-
gierung allerdings kaum beeinflussen. Die Holz-
märkte sind frei, und das ist gut so. Reglementierun-
gen kämen möglicherweise Substituten von Holz 
zugute. Freie Holzmärkte kommen auch unseren 
Holzexporten zugute. Das zeigt sich ganz besonders 
bei Kalamitäten wie nach den Stürmen vor 3 1/2 
Jahren. 

Wir fordern allerdings von unseren Handelspart-
nern, auf unsere Märkte Rücksicht zu nehmen. Mit 
solchen Hinweisen, vor allem an unsere skandinavi-
schen Partner, haben wir auch Verständnis gefunden. 
Wichtig ist, die gesetzlichen Rahmenbedingungen für 
die Verwendung von Holz weiter zu verbessern. 

Als der klassische nachwachsende Rohstoff besitzt 
Holz erhebliche ökologische Vorteile. Das gilt für 
Rohstoffgewinnung, Verarbeitung, Recycling und 
Entsorgung. Diese Vorteile müssen marktwirksam 
werden. Wissenschaftlich fundierte Ökobilanzen soll-
ten seine Vorzüge gegenüber konkurrierenden Pro-
dukten klarstellen. 

Den Vorschlag zur Einführung einer EG-weiten 
CO2-Energiesteuer begrüße ich. Konsequenterweise 
muß Holz von dieser Steuer ausgenommen sein. 
Damit werden seine Umweltvorteile zu einem Markt-
vorteil. 

Bei der Novellierung des Abfallgesetzes muß bei 
Holz und Holzprodukten vom Vorrang der stofflichen 
vor der thermischen Verwertung abgewichen wer-

den. Das gleiche gilt für den Bereich der Verpackun-
gen. 

Die verstärkte energetische Nutzung von Holz und 
mehrfach wiederverwendetem Altpapier muß zu 
einer spürbaren Entspannung im Schwachholzbe-
reich führen. 

Die Bundesregierung fördert in einem Modellver-
such eine Reihe von Biomasse-Heizkraftanlagen, dar-
unter eine Anlage, die ausschließlich mit Holz be-
feuert wird. Hier wird dann die energetische Verwer-
tung von Holz demonstriert. 

Was das Stammholz betrifft, sind die Bundesländer 
aufgefordert ihr Baurecht nach holzfreundlichen Vor-
schriften zu durchforsten. 

Wertvoll für die Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit von Holz ist die Errichtung des Forstabsatz

-

fonds. 1994 wird der Absatzfonds eine Imagekam

-

pagne starten, die vor allem mit dem waldschädlichen 
Irrglauben aufräumen soll, Holzverwendung schade 
dem Wald. „Baum ab — nein danke" ist ein Wald-
Killer, kein Wald-Retter. 

Die Produktion von Holz — ebenso wie die Bereit-
stellung der unverzichtbaren Wohlfahrtsfunktionen 
des Waldes — setzt gesunde, leistungsfähige Wälder 
voraus. 

Die ökologische Stabilität der Wälder aber ist in 
weiten Teilen gefährdet, ja vielfach bereits erheblich 
beeinträchtigt. Schadstoffeinträge spielen dabei eine 
wesentliche Rolle. Diese Lage ist für uns nicht akzep-
tabel. Um hier gegenzusteuern, haben wir eine breite 
Palette von Luftreinhaltemaßnahmen ergriffen. Bei 
einzelnen Schadstoffen, insbesondere beim Schwefel, 
haben wir großen Erfolg gehabt. 

Dies reicht aber nicht. Es bedarf jetzt der Reduzie-
rung der Emission von Stickstoffverbindungen. Ich 
wäre glücklich, wenn es uns gelänge, den Anteil der 
PKWs in Deutschland mit geregeltem 3-Wege-Kataly-
sator von jetzt ca. 40 % möglichst kurzfristig auf 100 % 
anzuheben. 

Ich möchte an dieser Stelle all denen danken, die 
durch die Entwicklung und Umsetzung neuer Tech-
nologien oder durch ihr persönliches Verhalten zu 
dem schon erreichten Fortschritt beigetragen haben. 
Ich denke hier besonders an Forschungsarbeiten der 
Wissenschaftler, aber auch an  die hohen Investitionen 
der Wirtschaft. 

Wenn die in den letzten Jahren bei der Luftreinhal-
tung erreichten Erfolge im Waldzustand heute noch 
nicht sichtbar werden, so liegt das an  der immer noch 
zu hohen Schadstoffbelastung, an  der natürlichen 
Reaktionsträgheit der Ökosysteme, in denen sich die 
langjährige Depositionen angesammelt haben und 
sicher auch an den Einwirkungen vielfältiger anderer 
biotischer und abiotischer Faktoren auf den Wald. Es 
kann also keinesfalls Entwarnung gegeben werden. 

Den von neuartigen Waldschäden betroffenen 
Forstbetrieben wird im Rahmen der von Bund und 
Ländern gemeinsam ge tragenen Gemeinschaftsauf-
gabe geholfen, die Wälder zu stabilisieren bzw. wie-
deraufzubauen. Bodenschutzkalkung, Vor- und Un-
terbau sowie Wiederaufforstung sind hier die wichtig- 
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sten geförderten Maßnahmen. Dafür wurden seit 1984 
456 Millionen DM Fördermittel ausgegeben. 

Für forstliche Maßnahmen standen in der Gemein-
schaftsaufgabe 1992 141 Mi llionen DM an  Bundes- 
und Landesmitteln zur Verfügung. Der Vergleich mit 
dem Jahr 1983 (45 Millionen DM) zeigt, daß die 
forstliche Förderung in den letzten zehn Jahren erheb-
lich verstärkt worden ist. 

Ein weiterer Förderschwerpunkt ist bei der st and-
ortgerechten Erstaufforstung ehemals landwirtschaft-
lich genutzter Flächen gesetzt. Die seit 1993 verbes-
serte Erstaufforstungsprämie kann Land- und Forst-
wirten bis zu 20 Jahre lang gewährt werden. Sie kann 
je nach Bodengüte des aufgeforsteten Ackers oder 
Grünlandes bis 1 400 DM je Hektar und Jahr betra-
gen. Danach besteht nach unserem Dafürhalten nun-
mehr ein ausreichender ökonomischer Anreiz für die 
Erstaufforstung. Gleichzeitig ist sichergestellt, daß die 
Erstaufforstung den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung entsprechen. Denn jede Erstauffor-
stung ist genehmigungspflichtig. 

Nicht nur wegen der damit verbundenen Umwelt-
leistungen, sondern auch wegen des wirtschaftlichen 
Nutzens und der Erholungseignung für die Bevölke-
rung wird besonderer Wert auf die Begründung und 
Pflege naturnaher Wälder gelegt. Die Schaffung bzw. 
Erhaltung möglichst naturnaher Wälder ist forstpoliti-
sches Ziel der Bundesregierung. Darauf wird sich in 
Zukunft die forstliche Förderung noch weiter ausrich-
ten. Dadurch soll langfristig die ökologische Stabilität 
der Wälder verbessert und sollen zugleich die Wald-
besitzer in die Lage versetzt werden, bei verminderten 
Produktionsrisiken gleichbleibend hohe Erträge zu 
erwirtschaften. 

Der Empfehlung des Ernährungsausschusses, den 
jährlichen Waldzustandsbericht der Bundesregierung 
künftig dem Deutschen Bundestag vorzulegen, wird 
die Bundesregierung gerne folgen. Ebenso halte ich 
die Unterrichtung des Bundestages über die Lage des 
Waldes und der Forstbetriebe durch einen eigenstän-
digen Waldbericht einmal pro Legislaturperiode für 
eine gute Sache. Doch alle Berichte werden nichts an 
der Tatsache ändern, die lautet: Nur ein ökologisch 
und ökonomisch gesunder Wald kann die Wohlfahrts-
wirkungen erbringen, die wir alle vom Wald erwar-
ten. 

Anlage 20 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 13 

(Antrag: Hilfe für die Opfer aus der Behandlung 
mit HIV-kontaminierten Blutprodukten 
und gesetzgeberische Konsequenzen) 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Was hat sich 
verändert zwischen dem 4. November 1971 und dem 
23. September 1993? Ich helfe Ihnen gerne nach: Am 
4. November 1971 hat der Deutsche Bundestag — ein-
stimmig — das Gesetz zur Contergan-Stiftung verab-
schiedet, heute, am 23. September 1993 sind wir erst  

am Anfang der Bewältigung der größten deutschen 
Arzneimittel-Katastrophe. 1971 ging es um die Hilfe 
für 2 200 Contergan-geschädigte Kinder, 1993 geht es 
auch um mehr als 2 000 Menschen; meist Menschen 
mit der Bluterkrankheit, aber auch Menschen wie Sie 
und ich, Menschen, die nach Verkehrsunfällen, bei 
Operationen oder bei Geburten Spritzen zur Stillung 
von Blutungen bekamen, die AIDS-verseucht waren. 
1971 sah man  ein: Man konnte nicht den Ausgang 
einer jahrzehntelangen Prozeßserie abwarten, um 

 den betroffenen Kindern zu ihrem Recht zu verhelfen, 
1993 sieht man das nicht ein: Die Be troffenen müssen 
um die Hilfestellung und den Schutz des Staates 
betteln. 1971 konnte man sicher sein, daß die Hilfe bei 
den Contergan-geschädigten Kindern noch rechtzei-
tig ankam, 1993 muß man fürchten, daß die Hilfe zu 
spät kommt und es den noch lebenden Opfern so geht 
wie den bereits vierhundert Verstorbenen. 1971 war 
man  sich klar, daß der finanzielle Rahmen für 2 200 
Kinder mindestens 150 Millionen DM — davon 50 Mil-
lionen DM vom Bund — umfassen mußte, 1993, also 
22 Jahre später, glaubt die Koali tion, mit 10 Millionen 
DM, davon 2 Millionen DM vom Bund, das Problem 
für mehr als 2 000 Erwachsene lösen zu können. Über 
diesem Koalitions-Angebot, dem sogenannten „Ein-
stieg in eine Lösung", stehen Fragezeichen über 
Fragezeichen. Wer garantiert für was? Wo bleibt die 
Verbindlichkeit für die kommenden Jahre? Oder wird 
hier nicht ein ungedeckter Scheck auf die Zukunft 
ausgestellt? 1971 schaffte das Gesetz die Vorausset-
zung dafür, daß den Kindern lebenslängliche Renten 
von damals 450 und heute etwa 900 DM monatlich 
gezahlt werden konnten, 1993 schafft unser Antrag 
die Voraussetzung für lebenslange Renten von monat-
lich bis zu 2 000 DM. 1971 konnten die Opfer zwischen 
einer Rente oder einem Entschädigungsbetrag wäh-
len, 1993 schaffen wir mit unserem Antrag die Vor-
aussetzungen zur Wahlmöglichkeit zwischen Rente 
und einmaliger Kapitalentschädigung. Mit den Mit-
teln des Koalitionsantrags kann man höchstens ein 
Taschengeld bezahlen. 1971 erzeugte eine engagierte 
Elternschaft und eine aufgebrachte Öffentlichkeit den 
notwendigen Handlungsdruck, 1993 geht es um mehr 
als 2 000 Menschen, die aus Angst vor Diskriminie-
rung ihrer eigenen Person oder ihrer Familie nicht den 
öffentlichen Druck erzeugen können. Diese Situa tion, 
diese Ängste dürfen nicht länger ausgenutzt wer-
den. 

Die Betroffenen und auch wir von der SPD haben 
sehr wohl bemerkt, daß es endlich Bewegung in der 
Sache gibt. Wir sehen sehr wohl, daß Sie unseren Rat 
befolgen. Wir sehen sehr wohl, daß Sie im Ansatz 
Aufgeschlossenheit zeigen. Wir erkennen an, daß Sie 
jetzt einsehen: Sie müssen zu Ihrer Verantwortung 
stehen, Sie müssen den ersten Schritt machen, Sie 
müssen Durck auf die Pharmaindustrie und deren 
Versicherungen machen. Vergessen wir nicht: 1971 
gab es eine Lösung, die von den Betroffenen akzep-
tiert wurde, 1993 sind wir von einer solchen Lösung 
noch meilenweit entfernt, 1993 werden sich die 
Betroffenen nicht ein zweites Mal mit einem Almosen 
abspeisen lassen. 

Für meine Fraktion bringe ich den Geschäftsord-
nungsantrag ein, unseren Antrag an die zuständigen 
Ausschüsse zur Beratung zu überweisen. Helfen Sie 
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mit, daß diese Beratungen ohne Zeitverzögerung 
möglich sind. Nutzen Sie die Zeit, meine Damen und 
Herren von der Koalition, um die Rahmenbedingun-
gen so zu gestalten, daß wir nach den Beratungen 
gemeinsam einen nationalen Hilfsfonds schaffen kön-
nen. Übersehen Sie nicht, daß mit der Contergan-
Stiftung eine Meßlatte geschaffen wurde! Aber wir 
haben auch gelernt: Gelernt, daß wir mehr tun müs-
sen, als die Not zu lindern. Gelernt, daß wir alles tun 
müssen, um die Wiederholung einer solchen Arznei-
mittel-Katastrophe zu verhindern. 

Wir wollen hier nicht in der Vergangenheit bohren, 
obwohl sicher vieles klärungsbedürftig bleibt. Ich 
habe den Bericht des Gesundheitsministers an den 
Gesundheitsausschuß vom 30. November 1992 über 
die Infektionsgefährdung mit HIV durch Blutprodukte 
nochmals aufmerksam durchgesehen. Bei dem Ver-
such der Rechtfertigung der Gesundheitsbehörden 
zeichnet er das Bild eines hilfs- und handlungsunfähi-
gen Bundesgesundheitsamtes, eines Amtes, das zwar 
will, aber nicht kann! Müßten Sie nicht mit uns 
gemeinsam ziehen, wenn wir sagen: Wir wollen ein 
starkes Bundesgesundheitsamt, wir wollen ein hand-
lungsfähiges Bundesgesundheitsamt, wir wollen die 
Auflagenbefugnisse des Arzneimittelinstitutes und 
des Paul-Ehrlich-Institutes erweitern, damit das Amt 
bereits bei Anfangsverdacht wirksame Maßnahmen 
ergreifen kann und nicht erst, wenn der Schaden 
eingetreten ist. Wir wollen deshalb den Schutz des 
Patienten im Arzneimittelgesetz stärken. Wir wollen 
im Schadensfall eine Beweislastumkehr zum besseren 
Schutz der Patienten. Wir wollen eine Schmerzens-
geldregelung im AMG. Wir wollen bei Blut- und 
Plasmaprodukten eine Chargenprüfung und Char

-

gendokumentation einführen. Mit Ihrem Entwurf 
einer AMG-Novelle bleiben Sie, meine Damen und 
Herren von der Koalition, jedoch im Ansatz stecken, 
anstatt konsequent die Lehren aus der Katastrophe zu 
ziehen. Aber eine Novelle des AMG, die auf halbem 
Weg stehen bleibt, wird es mit uns nicht geben, weder 
hier noch im Bundesrat! 

Unser Antrag fordert drittens den sofortigen Aufbau 
einer nationalen Eigenversorgung mit Blut und 
Plasma. Wir wollen weg von 1 Million Liter Plasma-
Import pro Jahr. Wir wollen auch weg von Sammel-
stationen à la Hamburg! Dort unterhält in der Nähe 
des Hauptbahnhofs — also im Drogenmilieu — ein 
bekannter Plasmahersteller sein Plasmapheresezen-
trum. In unmittelbarer Nähe von Bahnhöfen anderer 
deutscher Großstädte macht es die Konkurrenz 
genauso! Aus dem Hamburger Plasmapheresezen-
trum wurde jetzt bekannt, daß ein Drogenabhängiger 
über Jahre hinweg Dauerspender war. Wir dachten, 
daß uns das Beispiel USA erspart bliebe. Wir dachten 
nicht, daß solche Einrichtungen bei uns geschaffen 
würden. Wir dachten nicht, daß eine solche Spender-
klientel bei uns gepflegt wird. Wir dachten nicht, daß 
das BGA hier tatenlos zusieht. Der Hamburger Fall 
signalisiert drigenden Handlungsbedarf. Er signali-
siert, daß wir mit dem Aufbau einer Eigenversorgung 
nicht mehr warten dürfen. Wir sehen ja, daß die 
Regierung in diese Richtung plant. Doch bei dem 
Tempo, das sie dabei vorlegt, sind wir auch im Jahre 
2000 noch nicht am Ziel. Weiter lehrt das Hamburger 
Beispiel, welche Risiken wir uns einkaufen. Deshalb  

sagen wir: Kein Geschäft mit dem Blut! Ich höre schon 
wieder die alte Klage: Mit ehrenamtlichen Spendern, 
mit unentgeltlichen Spenden können wir aber unse-
ren Eigenbedarf nicht decken! Sollten wir denn wirk-
lich in Deutschland eine geringere Spendenbereit-
schaft haben als in Schweden, Finnland oder Belgien? 
Nein! Aber es gibt Gründe dafür, warum die Spender 
bei uns wegbleiben: weil wir versäumt haben, die 
Spendenbereitschaft gesellschaftlich zu organisieren; 
weil wir versäumt haben, für eine gesellschaftliche 
Anerkennung und Wertstellung der Spender zu sor-
gen; weil wir versäumt haben, das Schicksal der 
Menschen zu vermitteln, die auf Blut- und Plasma

-

Spenden angewiesen sind; weil wir versäumt haben, 
die Risiken unserer Importabhängigkeit öffentlich 
bewußt zu machen; weil es eine Schande ist, wenn wir 
uns weiterhin unsere Versorgung auf Kosten Dritter 
„erkaufen"; weil wir den Spendern nicht die Garantie 
geben können, daß mit ihrer Spende kein Geschäft 
gemacht wird. 

Im Klartext: Wir brauchen Organisationen, die nicht 
für Profit, sondern für Solidarität und Eigenverantwor-
tung stehen. Wir brauchen Organisationen mit gläser-
nen Taschen. Ohne gläserne Taschen schaffen wir 
keine Akzeptanz, keine Bereitschaft zur Spende. Ich 
denke, die Ziele unseres Antrages sind klar: Teil 1: 
Helfen, Teil 2: Lernen und Teil 3: Handeln! 

Dr. Hans-Peter Voigt (Northeim) (CDU/CSU): Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion spricht sich mit Nach-
druck dafür aus, daß sich die Bundesregierung an der 
Bildung eines Fonds zur Unterstützung der durch mit 
HIV kontaminierten Blutprodukten infizierten Bluter 
beteiligt. An diesem Fonds müssen sich neben der 
Versicherungswirtschaft auch die pharmazeutischen 
Firmen und die Organisationen beteiligen, die für den 
Vertrieb von Blut bzw. für die Herstellung von Blut-
produkten die Verantwortung tragen. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist bereit, über 
eine Änderung des Arzneimittelgesetzes mit der 
Opposition zu verhandeln, wenn dadurch die Arznei-
mittelsicherheit in dem Sinne verbessert werden 
kann, wie es in dem Antrag der SPD formuliert worden 
ist. 

Uns allen ist bewußt, daß die bisherigen Entschädi-
gungsleistungen für die mit HIV infizierten Bluter 
nicht ausreichend sind und einer deutlichen Verbes-
serung bedürfen. 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Die Lage der mit HIV-
kontaminierten Blutprodukten behandelten Patienten 
ist in der Tat äußerst schwierig. Deshalb haben wir 
bereits vorletzte Woche in der Haushaltsrede klarge-
macht, wie wichtig es ist, daß die Politik hier ihre 
Handlungsfähigkeit beweist. Den Menschen muß 
möglichst unbürokratisch geholfen werden, und dies 
möglichst schnell. Dem Vorwurf, man warte so lange 
ab, bis sich die Sache von selbst erledigt, muß ent-
schieden entgegengetreten werden. Die Bestrebun-
gen, mit der Pharmaindustrie und den Versicherun-
gen zu einer Einigung in dieser Angelegenheit zu 
kommen, werden beschleunigt vorangetrieben. Es ist 
überhaupt keine Frage, daß die F.D.P.-Fraktion die 
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Bereitstellung des entsprechenden Anteils aus dem 
Bundeshaushalt ausdrücklich begrüßt. 

Ich denke auch, wir müssen allen Beteiligten klar-
machen, daß die Bundesregierung einen solchen 
Fonds für unbedingt notwendig hält. Der Pharmain-
dustrie und den Versicherungen muß deutlich 
gemacht werden, daß wir auf ihre Mithilfe ohne jedes 
Schuldeingeständnis zählen, weil diese Menschen die 
solidarische Hilfe brauchen. 

Was die Vorschläge zur Änderung des Arzneimittel-
gesetzes anbelangt, so wird man die im Antrag 
gemachten Vorschläge nochmals gründlich überprü-
fen müssen. Es stellt sich z. B. die Frage, inwiefe rn 

 man Arzneimittelhersteller auch dann zur Verantwor-
tung ziehen kann, wenn sie von einer Gefahrenquelle 
für die Patienten noch gar nichts ahnen können. Heute 
sind wir natürlich alle schlauer. Jeder weiß, welche 
tödliche Gefahr das HIV-Virus darstellt. Lange Zeit 
war das jedoch nicht bekannt. Bei allen Bestrebungen, 
Haftungsregelungen zu verschärfen, muß das immer 
mitbeachtet werden. 

Auch den Vorschlag, die Auflagenbefugnisse der 
Gesundheitsbehörde zu erweitern, werden wir einge-
hend insbesondere dahin gehend diskutieren, ob 
hierdurch das was geschehen ist, hätte vermieden 
werden können. 

Vor dem Hintergrund dessen, was passiert ist, und 
der weiter bestehenden Gefahr, daß durch Blut oder 
durch Blutplasma HIV-Viren übertragen werden, ist 
eine Prüfung, ob die nationale Eigenversorgung mit 
Blut und Blutplasma möglich ist, zu begrüßen. Das 
Bundesministerium für Gesundheit hat in einem 
Bericht an den Gesundheitsausschuß des Deutschen 
Bundestages aufgezeigt, daß die Bundesrepublik 
Deutschland im Vergleich zu Schweden, den Nieder-
landen und Großbritannien eine wesentlich höhere 
Importabhängigkeit bei Blutplasma aufweist. Dem 
muß nachgegangen werden. 

Bevor konkrete Maßnahmen ergriffen werden kön-
nen, muß allerdings klar sein, daß es tatsächlich 
gelingt, die Selbstversorgung mit Blut und Blutplasma 
für die bundesdeutsche Bevölkerung sicherzustellen. 
Andernfalls müssen wir nach alternativen Möglich-
keiten suchen, das Infektionsrisiko auch bei Impo rten 
auszuschalten oder zumindest drastisch zu reduzie-
ren. Es hilft einem Schwerverletzten nicht, wenn die in 
Selbstversorgung gewonnenen Blutkonserven für ihn 
nicht mehr ausreichen oder die Faktor-VIII-Produk-
tion — solange es noch nicht gelingt, die gesamte 
benötigte Menge gentechnisch herzustellen — 
zurückgefahren werden muß. 

Wir können sicherlich nicht alle Risiken ausschlie-
ßen und beherrschen. Was wir jedoch tun müssen, ist, 
alles Menschenmögliche zu unternehmen, damit die-
ses Risiko minimiert wird. Wir werden uns eingehend 
in den Ausschußsitzungen mit dieser Frage zu 
beschäftigen haben. 

Dr. Barbara Hall (PDS/Linke Liste): Es ist jetzt über 
ein Jahrzehnt her, daß die bisher größte Arzneimittel-
katastrophe dieses L andes ihren Anfang nahm. 

Durch Blutgerinnungspräparate — hergestellt über-
wiegend aus Blutplasma US-amerikanischer Her-

kunft — sind in den alten Bundesländern in der ersten 
Hälfte der 80er Jahre etwa 2 000 an der Bluterkrank-
heit leidende Patienten mit dem AIDS erregenden 
Virus infiziert worden. 

Damit sind 80 % der auf eine ständige Behandlung 
angewiesenen Bluter be troffen. Ein Teil ihrer Ehe- 
und Sexualpartner ist ebenfalls infiziert, und etwa 
400 Bluter sind bereits an  AIDS verstorben. 

Betroffen sind aber nicht nur Bluter, die die Medi-
kamente regelmäßig erhalten müssen, sondern auch 
Menschen, die einmalig im Zusammenhang mit Ope-
rationen, Geburten oder anderen medizinischen Ein-
griffen Gerinnungspräparate verordnet bekommen 
haben. Bei ihnen wird die Infektion mehr oder weni-
ger zufällig entdeckt. Wieviele Menschen dieses 
Schicksal erlitten haben und noch erkranken werden, 
ist nicht genau bekannt. Insgesamt handelt es sich um 
ein an menschlicher Tragik und persönlichem Leid 
kaum zu überbietendes Geschehen, das seit Mitte der 
80er Jahre den Be troffenen in seinem ganzen Ausmaß 
zunehmend bekannt und bewußt wurde. 

Wer angesichts dieser Situation gedacht hatte, nach 
gründlichen Analysen werden rasch notwendige 
Schlußfolgerungen gezogen und erforderliche Maß-
nahmen durchgeführt, sieht sich arg enttäuscht. 
Obwohl offensichtlich wurde, daß sowohl auf Seiten 
der Hersteller wie auch der zuständigen staatlichen 
Aufsichtsbehörden schwerwiegende Versäumnisse 
und Fehlbeurteilungen vorliegen, die nicht zuletzt 
auch auf eine unzureichende Gesetzeslage zurückzu-
führen sind, ist nichts Substantie lles geschehen. Bis 
heute sind als richtig und notwendig erkannte staatli-
che Sicherheitsmaßnahmen auf der Grundlage des 
geltenden Rechts nicht durchsetzbar. Ich erwähne 
hier nur die fehlende staatliche Chargenprüfung, die 
nicht ausreichende Chargendokumentation oder die 
fehlende Auflagenbefugnis der Behörden hinsichtlich 
des jeweils sichersten Virusinaktivierungsverfah-
rens. 

Es ist gewissermaßen ein Skandal noch innerhalb 
dieses Skandals: Bis heute sind in diesem Lande keine 
Garantien dafür geschaffen worden, daß sich nach 
menschlichem Ermessen eine ähnliche Katastrophe 
nicht wiederholen kann. Aber es kommt fast noch 
schlimmer: Bald wurde klar, daß bei einer Arzneimit-
telkatastrophe dieser Größenordnung und dieser Ver-
ursachungsform der bestehende gesetzliche Rahmen 
auch für die notwendigen Entschädigungsleistungen 
und Unterstützungen bei weitem nicht ausreichend 
ist. 

Das bisherige Ergebnis dieses Zustandes — so 
unglaublich das auch klingen mag — lautet: Bis heute 
haben die Be troffenen, ihre Angehörigen und Hinter-
bliebenen keine auch nur annähernd adäquaten Ent-
schädigungen bekommen, es sei denn, man wi ll  die 
Almosen, die ihnen die Versicherungen der Pharma-
Industrie gezahlt haben, als solche werten. 

Auch die Bundesregierung blieb jahrelang untätig, 
obwohl es zumindest über eine bestehende große 
moralische und soziale Verpflichtung des Staates 
gegenüber den Opfern keinerlei Zweifel geben kann. 
Daß Minister Seehofer in dieser Frage jetzt begonnen 
hat zu handeln, verdient Respekt und volle Unterstüt- 
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zung. Es bleibt allerdings die Frage, warum es erst der 
in den Jahren 1992/93 amtierende Gesundheitsmini-
ster ist, der etwas tut, so wie es überhaupt empörend 
und unverständlich bleibt, daß eine Regierung vor 
dem Hintergrund eines solchen tragischen Gesche-
hens, wie es hier zur Debatte steht, erst auf hartnäk-
kiges Drängen der Opposition handelt. 

Der vorliegende Antrag der SPD-Fraktion findet 
unsere Zustimmung und Unterstützung. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Genau vor 14 Tagen — bei den Beratungen zum Etat 
des Bundesgesundheitsministeriums — habe ich zu 
einer humanitären Hilfsaktion für all jene aufgerufen, 
die durch Blutprodukte HIV-infiziert worden sind. 
Und ich sage heute noch einmal: Wir müssen jenseits 
aller Paragraphen unserer sozialen Verantwortung 
gerecht werden und diesen Menschen, die großes 
Leid zu tragen haben, jede mögliche Hilfe zukommen 
lassen. Das Schicksal der durch Blutprodukte HIV

-

Infizierten kann und darf uns nicht unberührt lassen. 
Und insofern, meine Damen und Herren von der SPD, 
sind wir uns einig: Das oberste Gebot der Stunde ist 
die Hilfe für die Betroffenen. 

Sie alle wissen, daß Abgeordnete aller Fraktionen 
die Forderungen der Hämophilieverbände unterstützt 
haben. Sie kennen alle auch unsere monatelangen 
intensiven Bemühungen, durch Gespräche mit der 
Pharmaindustrie und der Versicherungswirtschaft zu 
konkreten Ergebnissen zu kommen. Dies war bisher 
leider ohne Erfolg. Jeder zeigte mit dem Finger auf 
den anderen, keiner war bereit, den ersten Schritt zu 
tun. 

Meine Damen und Herren, mit diesen endlosen 
Diskussionen muß jetzt endlich Schluß sein. Und 
deshalb unterstütze ich nachdrücklich einen Antrag 
der Koalitionsfraktionen auf Einstellung von 2 Millio-
nen DM im Etat 1994 als Starthilfe für einen Hilfs-
fonds. Das soll ein Anfang sein. Ich erwarte, daß 
Beiträge der Industrie, der Versicherungswirtschaft, 
des Roten Kreuzes und auch der Bundesländer hinzu-
kommen. 

Unser Konzept sieht folgendermaßen aus: Die Fir-
men der Pharmaindustrie und der Versicherungswirt-
schaft, die Blutspendedienste des Deutschen Roten 
Kreuzes aber auch Bund und Länder beteiligen sich 
mit Beiträgen an  einem Hilfsfonds, der zivilrechtlich 
organisiert ist. Aus diesen Beiträgen werden monatli-
che Renten an aidserkrankte Be troffene gezahlt. Jähr-
liche Mittel in Höhe von 10 Millionen DM sind 
mindestens erforderlich, um die aus humanitären 
Gründen notwendige angemessene Hilfe zu leisten. 
Wir haben in unseren Gesprächen und Verhandlun-
gen, die wir mit der Pharmaindustrie und anderen 
Beteiligten seit Monaten geführt haben, auch son-
diert, ob eine große Lösung, wie sie den Erwartungen 
der Betroffenen entspricht, zu realisieren ist. Leider 
war das nicht der Fall. Es hat sich herausgestellt, daß 
nicht alle Forderungen erfüllt werden können. Ich 
sehe aber durchaus Chancen, daß wir jetzt mit unse-
rem Lösungsansatz erfolgreich sind. Dazu brauchen 
wir aber bald konkrete Zusagen. Die Bereitschaft, die 
zwei Firmen signalisiert haben, reicht noch nicht aus. 
Daß die Zeit drängt, wissen wir. Wir haben es auch in  

unseren Verhandlungen von Anfang an deutlich 
gemacht. 

Es darf keine Zeitverzögerungen geben. Deshalb 
setzen wir uns für eine privatrechtliche Lösung ein, die 
schnelle und unbürokratische Hilfe ermöglicht. Eine 
öffentlich-rechtliche Lösung dagegen würde eine 
weitere erhebliche Zeitverzögerung bedeuten. Schon 
allein deshalb halte ich dies für den falschen Weg. 

Und ich möchte hier noch einmal ganz klar sagen: 
Ein Beitrag des Bundes an dem Hilfsfonds ist — 
ebenso wie es die Beiträge der anderen sind — keine 
irgendwie rechtlich begründete Entschädigung. Es 
hat keine Versäumnisse seitens der staatlichen Zulas-
sungsbehörde gegeben. Es wurde nach jeweils neu-
estem Kenntnisstand unverzüglich gehandelt. In mei-
nem Bericht an den Ausschuß für Gesundheit zur 
HIV-Infektionsgefährdung durch Blutprodukte sind 
ausführlich die von Jahr zu Jahr, zum Teil auch von 
Monat zu Monat zunehmenden Erkenntnisse über die 
Krankheit AIDS und die jeweils auf ihrer Grundlage 
getroffenen Sicherheitsmaßnahmen dargestellt wor-
den. 

Daraus wird deutlich, daß das Bundesgesundheits-
amt durchgängig dem jeweiligen Stand des Wissens 
entsprechend gehandelt hat. Lassen Sie mich dazu 
einige Punkte aus der vollständig im Bericht wieder-
gegebenen Chronologie der Ergebnisse herausgrei-
f en:  

— Bereits 1982, nach Bekanntwerden der ersten 
Informationen, unterrichtete das Bundesgesund-
heitsamt darüber im Bundesgesundheitsblatt unter 
der Fragestellung „Unbekannter Krankheitserre-
ger als Ursache von tödlich verlaufenden Immun-
defekten?". 

— Im September 1983 wurde vom Bundesgesund-
heitsamt ein Stufenplanverfahren zu Faktor VIII 
eingeleitet. Eine öffentliche Sondersitzung unter 
Vorsitz des BGA-Präsidenten mit breiter fachlicher 
Diskussion fand am 14. November 1983 statt. 

— 1984 wurden die Aussagen zu Indikationen und 
Nebenwirkungen in der Packungsbeilage durch 
Bescheid des BGA geändert. Ich nenne nur die 
Stichworte s trenge Indikationsstellung und der 
Hinweis bei den Nebenwirkungen, daß in seltenen 
Fällen Infektionskrankheiten durch die Übertra-
gung von Erregern bisher unbekannter Natur 
ausgelöst werden können. Konkret wurden ge-
nannt „z. B. Erreger der Hepatitis-Non-A/-Non-B 
und des ,erworbenen Immundefektsyndroms' 
(AIDS)". Pharmazeutische Unternehmer wurden 
zudem verpflichtet, angewandte Inaktivierungs-
verfahren zu deklarieren. 

— 1985 wurde der neue Antikörpertest, sobald er zur 
Verfügung stand, verbindlich vorgeschrieben. 

Das zeigt, ich wiederhole es noch einmal: Es wurde 
jeweils nach neuestem Kenntnisstand gehandelt. 

Und ich halte es für moralisch äußerst fragwürdig, 
pauschal anderes zu behaupten, dann aber keine 
Fakten auf den Tisch zu legen: Wer behauptet, es habe 
Versäumnisse gegeben, es seien Dinge verschwiegen 
worden, der soll dies konkret belegen. Ich habe dazu 
schon Anfang des Jahres aufgerufen. Bis heute ist dies 
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nicht geschehen. Außer pauschalen Behauptungen 
nur heiße Luft! Das, meine Damen und Herren, halte 
ich für unverantwortlich. Natürlich wissen wir heute 
viel mehr. Aber — und daran führt kein Weg vorbei —
Anfang der 80er Jahre hatten wir die heutigen Kennt-
nisse nicht. Damals waren die Ursachen der AIDS-
Erkrankung wissenschaftlich strittig und weder HIV 
als Erreger von AIDS entdeckt noch eine Möglichkeit 
gegeben, um den Nachweis von HIV in Blut und 
Blutprodukten zu führen. Und wer heute etwas ande-
res behauptet, der h andelt tatsächlich gegen besseres 
Wissen. 

Meine Damen und Herren, in meinem Be richt an 
den Gesundheitsausschuß sind nicht nur die Fakten 
ausführlich dargestellt, darüber hinaus habe ich wei-
tere Maßnahmen zu einer weiteren Reduzierung des 
Restrisikos sich über Blutprodukte zu infizieren, ange-
kündigt. Dazu gehört als zentrales Ziel, bei der 
Versorgung mit Blut und Blutprodukten eine Selbst-
versorgung zu erreichen. 

Das in diesem Be richt angekündigte Gutachten zu 
diesem Thema, ein Vergleich dreier europäischer 
Länder, liegt nun vor mit dem Ergebnis, daß die 
Selbstversorgung im Bereich Vollblut bei uns — 
abgesehen von Engpässen in der Ferienzeit — erreicht 
ist. Anders sieht es dagegen bei Blutplasma aus: Im 
Vergleich zu Schweden, Niederlande und Großbri-
tannien haben wir hier eine wesentlich höhere Import-
abhängigkeit. Aufgrund dieses Ergebnisses verhan-
deln wir nun mit dem Deutschen Roten Kreuz, den 
staatlichen und kommunalen Blutspendediensten, 
der Pharmazeutischen Indust rie und Ländervertretern 
über ein konkretes Programm zur Selbstversorgung 
mit Blutplasma mit einem festen Zeitplan. 

Dabei stehen folgende Maßnahmen im Vorder-
grund: 

— der Ausbau der Plasmapherese, das heißt der 
Abtrennung des Plasmas und Rückführung des 
Restblutes bei der Spende, 

— eine möglichst weitgehende Auftrennung der Blut-
bestandteile, unter Nutzung von Verfahren mit 
einer hohen Ausbeute; 

— die verbesserte Zusammenarbeit zwischen den 
Beteiligten zur optimalen Nutzung aller Blutbe-
standteile. 

Wir haben inzwischen Vertreter des Blutspender-
wesens, der Ärzteschaft, der Industrie und die Länder-
experten an einen Tisch gebracht. Es ist wichtig, daß 
sich alle Beteiligten über die neusten Entwicklungen 
informieren und Ergebnisse austauschen. Das Bun-
desgesundheitsamt hat inzwischen in einem neuen 
Stufenplanverfahren festgelegt, daß Blut- und Plas-
maspenden für 6 Monate in Quarantäne genommen 
werden, wenn sie für Produkte bestimmt sind, die 
nicht mit Inaktivierungsverfahren behandelt werden 
können. Die Betroffenen sind hierzu um Stellung-
nahme gebeten worden. 

Meine Damen und Herren, soweit zu den kurzfristi-
gen Maßnahmen. Mittelfristig wird die Importabhän-
gigkeit im Blutplasmabereich durch die Verwendung 
von gentechnisch hergestellten Gerinnungsfaktor-
VIII-Produkten deutlich abnehmen. Ein erstes Präpa-

rat ist in der Bundesrepublik Deutschland zugelassen. 
Bei diesen gentechnisch hergestellten Präparaten ist 
die Gefahr einer Übertragung von HIV-Viren ausge-
schlossen. 

Anlage 21 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 15 

(Antrag: Hilfen zur Stillegung 
der RBMK-Reaktoren 

in Rußland, der Ukraine und Litauen) 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Heute liegt Ihnen ein 
SPD-Antrag vor, bei dem ich hoffe, daß er von allen 
Fraktionen mitgetragen werden kann. Spätestens seit 
der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl 1986 weiß 
die Weltöffentlichkeit, wie gefährlich die veralteten, 
mit schwerwiegenden Sicherheitsmängeln behafte-
ten und störanfälligen Reaktoren des Tschernobyl-
Typs, die sogenannten RBMK-Reaktoren, sind. 

Mit dem Zusammenbruch der kommunistischen 
Systeme haben sich die nuklearen Gefahren für die 
Bevölkerung und Natur nicht nur der osteuropäischen 
Länder, sondern ganz Europas nicht verringert, son-
dern noch dramatisch erhöht: Ständig erreichen uns 
Meldungen über neue Störfälle und neuerdings auch 
über katastrophale finanzielle Schwierigkeiten. Zu-
letzt erklärte der Vizepräsident des russischen Ener-
giekonzerns Energoatom, es fehle den Kernkraftwer-
ken ganz allgemein an Geld, ihr Personal zu bezahlen, 
die notwendigen Wartungsarbeiten durchzuführen 
und die erforderlichen Ersatzteile zu beschaffen. 
Hinzu kommt, daß die politische Situation in Rußland 
und der Ukraine sich auf eine Null-Situation zube-
wegt. Es ist ein Skandal, daß bei dieser katastrophalen 
Gesamtsituation die RBMK-Reaktoren am Netz blei-
ben. Das Katastrophenszenario könnte sich kein Hor-
rorschriftsteller besser ausdenken! 

Es ist schon eine gespenstische, kafkaeske Situa-
tion, daß diese unberechenbaren atomaren Zeitbom-
ben der RBMK-Reaktoren, 15 an der Zahl, weiter 
ticken: in Rußland, der Ukraine und in Litauen. Die in 
allen diesen Staaten nach wie vor als einzige mächtig 
gebliebene und weiterhin sehr aktive Atomlobby 
konnte bisher alle Stillegungsbemühungen erfolg-
reich vereiteln. So legte das ukrainische Parlament in 
der nationalen und demokratischen Euphorie nach 
dem Augustputsch 1991 den Unglücksreaktor von 
Tschernobyl vorläufig still und beschloß seine endgül-
tige Abschaltung bis Herbst 1993. Die ukrainische 
Regierung schloß sich dem an. Doch die Eupho rie der 
Unabhängigkeitsphase verflog rasch, die alte Garde 
erholte sich von ihrem Schrecken und behauptete die 
Kommandohöhen, gerade in der Energiewirtschaft. 
Bereits Ende 1992 wurden zwei Blöcke von Tscherno-
byl wieder ans Netz gehängt, jetzt haben wir bereits 
den Herbst 1993, und vom Abschalten ist keine Rede 
mehr. Ganz offensichtlich setzen Staat und Energie-
wirtschaft wieder voll auf Kernenergie aus RBKM-
Reaktoren, Tschernobyl inclusive. 
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Dabei ist der Weiterbertrieb der RBMK-Kernkraft-
werke nach Auffassung der großen Mehrheit der 
internationalen Atomexperten weder unter wirt-
schaftlichen, technischen, ökologischen noch politi-
schen Gesichtspunkten zu verantworten: 

Energiewirtschaftlich dürfte der gefährliche Atom-
strom aus den RBMK-Reaktoren in Rußland und der 
Ukraine nicht mehr gebraucht werden. Durch den 
katastrophalen wirtschaftlichen Einbruch während 
und nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
erzeugen die be troffenen Länder Überkapazitäten. 
Jede Art von Investitionen in die RBMK-Reaktoren 
sind deshalb Fehlinvestitionen. 

Technisch sind sich die Experten einig, daß eine 
„Nachrüstung" der RBMK-Reaktoren ebenso teuer 
wie schwer kontrollierbar ist und keine ernst zu 
nehmenden Erfolgsaussichten besitzt. 

In ökologischer wie in ökonomischer Hinsicht blok

-

kiert das Festhalten an den alten, ineffizienten Groß-
technologien in der Energiewirtschaft die Hinwen-
dung zu einer effizienteren, moderneren und umwelt-
verträglicheren Energieerzeugung. Alle für Nachrü-
stung in den RBMK-Reaktoren eingesetzten Mittel 
würden beispielsweise viel sinnvoller zur Instandset-
zung der Gas- und Ölleitungssysteme verwandt. Hier 
geht den GUS-Ländern mehr Energie verloren, als 
alle Kernreaktoren jemals produzieren könnten! Ins-
gesamt werden die Energieeinsparpotentiale in Ruß-
land, der Ukraine und Litauen auf 40 Prozent 
geschätzt, wesentlich mehr als die 15 Prozent Ener-
gieerzeugung aus Kernkraftwerken. 

Politisch stützt sich die Verlängerung des RBMK-
Betriebs auf die weiterhin mächtige Atommafia und 
damit die alte Nomenklatura, die inzwischen in 
scheinbar marktwirtschaftlichem Gewande ihre alten 
Geschäfte weiterführt. So trägt die Unterstützung der 
RBMK-Reaktoren mit bei zur Schwächung der demo-
kratischen und zur Stärkung der alten undemokrati-
schen Kräfte in den instabilen Staaten der GUS. 

So sprechen alle Argumente dafür, die „tickenden 
atomaren Zeitbomben" der RBMK-Reaktoren so 
schnell wie möglich abzuschalten und zugleich den 
betroffenen Ländern Hilfe zur Selbsthilfe zu geben, 
bei der Steigerung der Effizienz, beim Energieeinspa-
ren und beim Auf- und Ausbau regnerativer Energien, 
anstatt ebenso teure wie schwer kontrollierbare 
„Nachrüstungsprogramme" für RBMK-Reaktoren 
aufzulegen, die man nicht substantiell „sicherer" 
machen kann. 

Der Bundesrepublik als politisch und wirtschaftlich 
bedeutendstem Nachbarn Osteuropas und darüber 
hinaus als größtem Geberland fällt hierbei eine beson-
dere Verantwortung zu: Die Bundesregierung hat die 
Verbindungen und Möglichkeiten, um gemeinsam 
mit den westlichen Partne rn  auf die Regierungen 
Rußlands, der Ukraine und Litauens einzuwirken. Wir 
gehen dabei davon aus, daß die Sicherheit der Ener-
gieversorgung auch für die Bundesregierung höchste 
Priorität hat. Es muß Einigkeit darüber herrschen, daß 
alles getan werden muß, um ein zweites Tschernobyl 
zu verhindern! 

Mir ist aber keine neue Initiative der Bundesregie-
rung zur Abschaltung von Tschernobyl bekannt. Ich  

fordere den Bundesumweltminister auf, alles in seinen 
Möglichkeiten stehende zu tun, gegebenenfalls auch 
den Bundeskanzler einzuschalten, daß Tschernobyl 
abgeschaltet wird. 

Die SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag fordert 
deshalb in ihrem Antrag die Bundesregierung auf: 

erstens, sich insbesondere in Verhandlungen mit 
den Staaten, in denen RBMK-Reaktoren bet rieben 
werden, für eine unverzügliche Stillegung dieser 
RBMK-Reaktoren einzusetzen, 

zweitens keine Nachrüstungshilfen für die RBMK-
Reaktoren zu geben, sondern beim Aufbau einer 
modernen und sicheren Energieversorgung mitzuwir-
ken. 

Klaus Harries (CDU/CSU): Vor fünf Monaten war 
eine Delegation von Kollegen dieses Hauses, die in 
der Enquete-Kommission Klimaschutz mitarbeiten, 
u. a. in Moskau und im Erdgas- und Ölfördergebiet am 
Ob in Sibirien. Die Ergebnisse dieser Reise waren 
beeindruckend, aber negativ. So haben die sehr 
offenen Gesprächspartner in Moskau ein Sofortab-
schalten der RBMK-Kraftwerke in Rußland, der 
Ukraine und Litauen aus volkswirtschaftlichen Grün-
den abgelehnt. Im sibirischen Erdgas und Erdölförder-
gebiet waren die dortigen Umweltprobleme erschrek-
kend zu erleben, insbesondere aber auch, wie mit den 
Ressourcen Erdgas und Erdöl verschwenderisch 
umgegangen wird. Hier werden wertvolle und auch 
devisenbringende Rohstoffe für die Energieherstel-
lung unverantwortlich, aber auch mangels Kapital in 
den Boden oder in die Atmosphäre fahrlässig einge-
leitet. 

Wir haben damals einstimmig in der Enquete

-

Kommission beschlossen, die Bundesregierung zu 
bitten, den G-7-Gipfel zu nutzen, um hier eine inter-
nationale Aktion einzuleiten. 

Der Bundeskanzler hat dem Vorsitzenden der 
Enquete-Kommission darauf jetzt mitgeteilt, daß die 
Anregung aufgegriffen und Gespräche nicht nur auf 
staatlicher Ebene, sondern insbesondere mit deut-
schen Industrie- und Wirtschaftsbet rieben geführt 
worden seien. Er müsse aber darauf hinweisen, daß 
immer noch wenig attraktive und unzuverlässige 
Investitionsbedingungen bestünden. Die Russen 
bauen also auch hier Hindernisse auf, die deutsche 
Hilfe erschweren, wenn nicht sogar verhindern. 

Die Katastrophe von Tschernobyl wirkt nach. Sie ist 
in keiner Weise zu verniedlichen und zu verharmlo-
sen. Die Bundesrepublik Deutschland ist seinerzeit 
verstärkt in Teilgebieten radioaktiv belastet worden. 
Auf die unglaublichen Zerstörungen, Verletzungen 
und Todesfälle in der Ukraine will ich hier nur kurz 
hinweisen. Von der fortdauernden Gefährlichkeit der 
in Rußland, der Ukraine und in Litauen S trom herstel-
lenden 15 RBMK-Reaktoren wissen wir. 

Der Bundesumweltminister war nach der Katastro-
phe von Tschernobyl im übrigen einer der ersten, der 
im Interesse unseres L andes, aber auch im Interesse 
der dortigen Gebiete die Kooperation mit Verantwort-
lichen suchte und Verträge abschließen konnte. Wir 
leisten seitdem finanzielle Hilfe: Deutschland einmal 
für Ausbildungszwecke und für Hilfen zur Unterstüt- 
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zung der Aufsichtsbehörden. Darüber hinaus gibt es 
eine Koopera tion mit der EG. Wissen muß man nur, 
und man kann es auch der Opposi tion nicht oft genug 
sagen, daß wir weder innerhalb der EG noch in 
Rußland bei den dort Verantwortlichen irgend etwas 
befehlen können. 

Es mag nicht jeder glauben, aber es ist so: Rußland 
und die Ukraine sind souverän. Sie entscheiden allein, 
was in ihren Gebieten zu investieren und zu tun ist. 
Dort  ist man für die Energieversorgung und für das 
Schicksal der 15 RBMK-Reaktoren verantwortlich. 

Die Russen und Ukrainer weisen insbesondere 
darauf hin, daß die RBMK-Reaktoren die umliegen-
den Industrie- und Wohngebiete ganz überwiegend 
mit Strom zu versorgen haben. Eine Sofortabschal-
tung führt zu wirtschaftlichen und sozialen Katastro-
phen. Ich füge hinzu: Das Chaos in Rußland würde 
vergrößert. Die Opposition ist, das zeigt der hier 
vorliegende heutige Antrag, von utopischen Vorstel-
lungen beherrscht. Trotz der Souveränität der Nach-
folgestaaten resignieren wir dabei überhaupt nicht. 
Die Bundesregierung ist in andauernden Verhandlun-
gen mit den Nachfolgestaaten und mit der EG. Da eine 
sofortige Abschaltung nach der Entscheidung der 
Nachfolgestaaten nicht gewollt ist, wird in vertretba-
rer Weise nachgerüstet. Dabei wird nicht nachgelas-
sen, darauf hinzuweisen, daß RBMK-Modelle älterer 
Bauart kurzfristig abzuschalten sind. Es gibt darüber 
hinaus Kooperation über neue Energiekonzepte. 
Diese Arbeiten und diese Kooperation deckt sich mit 
dem, was ich eingangs gesagt habe und was die 
Enquete-Kommission „Klimaschutz" angeregt hat. 
Diese Überlegungen dienen dazu, mittel- bis langfri-
stig neue Energiekonzepte für die GUS-Staaten zu 
finden. 

Es hilft uns nicht, wenn wir Illusionen nachlaufen. 
Wir müssen pragmatisch und realistisch handeln. Das 
bedeutet auch — und das geschieht —, daß wir auf 
Gefahren mit Nachdruck hinweisen. Wir leisten Hilfe 
zur Selbsthilfe. Wir sind hier im Rahmen des Mögli-
chen auf dem richtigen Weg. 

Gerhart  Rudolf Baum (F.D.P.): Die SPD-Fraktion 
bringt nichts Neues, keine neuen verwendbaren 
Anregungen, keine Forderungen, denen die Bundes-
regierung nicht seit Jahren schon nachgekommen 
wäre. Die SPD geht außerdem von Vorstellungen aus, 
die sich ohne Zustimmung der souveränen Staaten 
Osteuropas nicht verwirklichen lassen. Die SPD setzt 
sich über die dortigen wirtschaftlichen und politischen 
Gegebenheiten hinweg, die leider nicht über Nacht 
überwunden werden können. 

Wir haben in diesem Hause wiederholt nachdrück-
lich festgestellt, daß die Reaktoren in Rußland, insbe-
sondere die RBMK-Reaktoren, eine große Gefahr sind 
— ich meine, die größte Umweltgefahr, die wir zur Zeit 
haben. Auf Betreiben der Bundesregierung war das 
Thema auf der Tagesordnung des Weltwirtschaftsgip-
fels 1992. Ein solidarisches internationales Vorgehen 
wurde in Angriff genommen von den G-7- und den 
G-24-Staaten. Das ist nicht Ausdruck der Zustimmung 
zum Weiterbetrieb, sondern das Bemühen um mehr 
Sicherheit, wenn schon nicht abgeschaltet wird. Die 
Bundesregierung beteiligt sich an  diesen internatio-

nal koordinierten Hilfsprogrammen. Es handelt sich 
zunächst um ein Kurzfristprogramm. Dieses enthält 
die Verbesserung der bet rieblichen Sicherheit aller 
Anlagen, die technischen Verbesserungen und die 
Verbesserung der Kontrollmechanismen. Es gibt dann 
ein mittel- und langfristiges Programm, das u. a. die 
Nachrüstung der Kernkraftwerke jüngerer Genera-
tion enthält, auf die aus der jeweiligen volkswirt-
schaftlichen Sicht von den osteuropäischen Staaten 
nicht verzichtet wird, ob wir das nun wollen oder 
nicht. 

Wir unterstützen also die Politik, in Osteuropa 
RBMK-Reaktoren auf Dauer zu betreiben, nicht. Wir 
versuchen mit der gegebenen Situa tion fertigzuwer-
den. Alle — insbesondere aber die älteren 5 RBMK-
Reaktoren — sollten frühestmöglich abgeschaltet 
werden. Herr Töpfer hat unsere volle Zustimmung, 
wenn er auf eine endgültige Außerbetriebnahme der 
Blöcke I und III von Tschernobyl drängt. Dort tickt eine 
Zeitbombe. Das sollte auch bei der Beratung des 
Bundeshaushalts bedacht werden. Die Bundesregie-
rung hat bei diesem Thema von Anfang an interna tio-
nal eine Meinungsführerschaft übernommen und darf 
jetzt bei ihrem finanziellen Engagement im Haus-
halt '94 nicht im S tich gelassen werden. 

Wir müssen auch die Kooperation allgemein auf 
dem Felde der Energiepoli tik mit Osteuropa verstär-
ken. Das heißt Modernisierung von Kohlekraftwer-
ken, Förderung von Wasserkraft und alternativer 
Energie. Die internationalen Fonds dazu sollten auch 
von der deutschen Wirtschaft genutzt werden kön-
nen. 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesministerfür Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Die Bundesregierung lehnt den Antrag des 
Abgeordneten Dr. Klaus Kübler und anderer, sowie 
der Frak tion der SPD „Hilfen zur Stillegung der 
RBMK-Reaktoren in Rußland, der Ukraine und 
Litauen" ab. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß weder die 
zur Abstimmung vorgelegten Feststellungen noch die 
Aufforderungen neue realis tische Maßnahmen zei-
gen, die die Bundesregierung nicht in internationalem 
Schulterschluß in Angriff genommen hätte oder die ihr 
nicht bekannt wären. Im Gegenteil besteht der Ver-
dacht, daß durch den Antrag der Anschein geweckt 
werden solle, die Bundesregierung würde Rußland, 
die Ukraine und Litauen unterstützen, ihre RBMK-
Reaktoren auf Dauer zu betreiben. Das muß ich 
energisch zurückweisen. Vielmehr weise ich auf die 
Beantwortung der Frage des Abgeordneten Karl-Josef 
Laumann (CDU/CSU) — nachzulesen in der Drucksa-
che 12/4236 — hin. In dieser Frage wurde von der 
Bundesregierung gefordert, daß auf Grund der sicher-
heitstechnischen Bewertung der RBMK-Reaktoren, 
die jeweils unterschiedliches Sicherheitsniveau auf-
weisen, „alle — insbesondere aber die älteren 5 — 
RBMK-Reaktoren deshalb zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt endgültig abgeschaltet werden". Der Bun-
desumweltminister hat anläßlich seines Besuches in 
der Ukraine am 9. und 10. Juni 1993 weiterhin auf eine 
endgültige Außerbetriebnahme der Blöcke 1 und 3 
des Kernkraftwerkes Tschernobyl gedrängt und wird 
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dies auch weiterhin tun. Die Bundesregierung hat 
aber — auch zusammen mit anderen Regierungen — 
keine Verfügungsgewalt über Abschalttermine. 

Solidarische inte rnationale Hilfsprogramme auf 
dem Gebiet der kerntechnischen Sicherheit, an denen 
sich die Bundesregierung beteiligt, haben u. a. zum 
Ziel, für die verbleibende Restzeit die Sicherheit aller 
Kernkraftwerke zu verbessern; Analysen für die 
Umstrukturierung der Energieversorgung zu erstellen 
und entsprechende Hilfestellungen zu leisten; wirk-
same behördliche Kontrollmechanismen aufzubauen, 
Sachverständige zu schulen und den regulatorischen 
Bereich zu unterstützen; diejenigen Kraftwerke mit 
Druckwasserreaktoren jüngerer Generation der Bau-
linien WWER-440/213 und WWER-1000, nicht der 
RBMK-Reaktoren (sogenannter Tschernobyl-Typ), 
nachzurüsten, auf die aus der jeweiligen volkswirt-
schaftlichen Sicht zunächst verzichtet werden kann. 

Kurzfristige technische Mindestverbesserungen für 
die jeweils verbleibende Betriebsrestzeit bei RBMK-
Reaktoren dürfen nicht als Zustimmung zum auf 
Dauer ausgelegten Weiterbetrieb der RBMK-Reakto-
ren gewertet werden. 

Die international auf breiter Basis geleistete Hilfe 
für alle Reaktoren sowjetischer Bauart wird von der 
Bundesregierung insbesondere als Selbsthilfe zur 
dauerhaften Verbesserung der nuklearen Sicherheit 
und als Ausgangsbasis zur längerfristigen Verbesse-
rung der Energieversorgungsstruktur gesehen. 

Anlage 22 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 17 

(Gesetzentwurf zur Wahl der Richterinnen 
und Richter des Bundesverfassungsgerichts) 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Zwei eklatante Widersprüche gibt es in unserer 
Republik zwischen Verfassungstext und Verfassungs-
wirklichkeit. Der eine ist der zwischen Art. 21 Abs. 1 
Grundgesetz und zwischen § 1 Parteiengesetz; der 
andere die Art und Weise, wie § 6 des Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetzes die Bestimmung aus Art . 94 
Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes auslegt und anwen-
det. 

Beide Tatbestände haben insofern etwas miteinan-
der zu tun, als das Parteiengesetz den Parteien, denen 
das Grundgesetz eine Mitwirkung bei der öffentlichen 
politischen Meinungsbildung einräumt, die uneinge-
schränkte Dominanz über dieselbe zubilligt. Und im 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz wirkt sich das der-
gestalt aus, daß die in der Verfassung vorgeschrie-
bene Direktwahl über ein im Gesetz eingeführtes 
Wahlmännergremium dem Parteienproporz der zur 
Zeit der Wahl laufenden Legislaturperiode ausgelie-
fert und in eine indirekte verwandelt hat. 

Außerdem haben die bei diesem Verfahren den 
Parteien zugefallenen Richter- bzw. Richterinnen

-

Stellen als eine A rt  Gewohnheitsrecht beinahe so  

etwas wie ein Planstellensystem entstehen lassen. Die 
Parteien erheben den Anspruch, für bestimmte Rich-
ter bzw. Richterinnen-Stellen potentielle Nachfolger 
oder Nachfolgerinnen zu präsentieren. Damit aber 
wird der vom Grundgesetz beabsichtigte demokrati-
sche und föderale Charakter der Richterwahl partei-
politisch überfremdet. 

Der von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgelegte 
Lösungsvorschlag für dieses Problem bleibt so nahe 
wie möglich an dem traditionellen Rechtszustand und 
modifiziert ihn nur an den folgenden Punkten durch 
eine Reihe von Änderungen am Bundesverfassungs-
gerichtsgesetz. Sie sehen vor, daß jeder der beiden 
Senate aus j e 4 Richtern und Richterinnen zu bestehen 
hat. Sie müssen als persönliche Mindestbedingung 
über einen anerkannten Hochschulabschluß verfügen 
oder die Befähigung zum Richteramt nach dem Deut-
schen Richtergesetz besitzen. Sie dürfen keinem der 
in Art. 94 Abs. 1 genannten Gremien angehören, 
müssen aber mindestens 5 Jahre vor ihrer Wahl aus 
diesem ausgeschieden sein. 

Gewählt werden sie nach der im Grundgesetz 
vorgesehenen direkten Wahl durch Bundestag und 
Bundesrat. Aber im Unterschied zu dem jetzt üblichen 
Verfahren sollen Wahlvorschläge durch einen vom 
Bundestag nach Verhältniswahlrecht zu wählenden 
Ausschuß von 12 Mitgliedern aufgestellt werden. Vor 
der Wahl ist mit den Vorgeschlagenen eine öffentliche 
Anhörung durchzuführen. 

Die entscheidende Frage an  diesen Gesetzentwurf 
ist natürlich die nach seiner Verfassungskonformität. 
Ich glaube kaum, daß die Öffnung des Amtes des 
Bundesverfassungsrichters/-richterin in dieser Hin-
sicht problematisiert werden kann. Eher entspricht es 
dem Charakter des demokratischen Verfassungspa-
triotismus, gerade das Verfassungsrecht nicht zur 
Domäne einer spezialisierten Zunft einengen zu las-
sen, sosehr es immer der Bearbeitung auf wissen-
schaftlichem Niveau bedürfen wird. 

Auch den Wahlvorbereitungsausschuß und die vor-
gesehene öffentliche Anhörung als einfachgesetzli-
che Regelungen wird man kaum anfechten können. 

Am ehesten dürfte die Quotierung der Senate einem 
verfassungsrechtlichen Einspruch begegnen. Aber 
warum soll der Gesetzgeber nicht eine Bestimmung 
nach Art. 1 Ziffer 1 des Entwurfes treffen dürfen? 
Ihrem materiellen Inhalt nach kann ich in ihr keinen 
Widerspruch zu Art. 33 Abs. 1 und 2 Grundgesetz 
sehen. 

Die hier anderer Meinung sind, denen möchte ich 
entgegenhalten: Daß BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
diesen Antrag einbringen, ist auch eine Folge davon, 
daß trotz aller Bemühungen der Gemeinsamen Ver-
fassungskommission die von Art. 146 Grundgesetz 
neuer Fassung und Einigungsvertrag Art. 5 geforderte 
Gesamtreform unserer Bundesverfassung bis auf wei-
teres als gescheitert angesehen werden muß. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Der 
vorliegende Gesetzentwurf ist schlichtweg aus Ver-
ärgerung über die Aufhebung des Gesetzes über 
die Neugestaltung von Schwangerschaftsabbrüchen 
durch das Bundesverfassungsgericht erfolgt. Das ist 
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politisch zu kurz gesprungen und kann keinen Erfolg 
haben. Das Bundesverfassungsgericht hat sich in über 
40 Jahren bewährt und unseren demokratischen Auf-
bau begleitet und die Verfassung bewahrt. 

Wenn das Verfassungsgericht zu einer Art oligar-
chischen Nebenregierung erwuchs, so liegt dies auch 
an den Politikern, die viel zu häufig versuchen, 
politische Entscheidungen der Mehrheit durch ein 
Verfassungsgerichtsurteil zu kippen. 

Dieser Versuchung sind alle Parteien zu oft und zu 
schnell erlegen. Dabei hat das Verfassungsgericht es 
meines Erachtens häufig versäumt, mehr auf das 
politische Mandat zu verweisen und Anträge zurück-
zuweisen. Das Grundgesetz soll keine politische Fes-
sel sein, sondern einen verfassungsrechtlichen Rah-
men geben, innerhalb dessen die Regierung und das 
Parlament einen weiten Ermessensspielraum haben 
sollten. So erlag das Verfassungsgericht seinerseits 
der Versuchung, in Gesetzgebungsverfahren einzu-
greifen, um verfassungsrechtlich Wünschenswertes 
durchzusetzen, obwohl weder ein Ermessensfehlge-
brauch noch ein Verfassungsverstoß vorlag bzw. ein 
Gesetz nur hart die Grenze der Verfassungsmäßigkeit 
schrammte, ohne sie zu überschreiten. Wir mögen das 
bedauern oder nicht, aber ändern können wir das mit 
Sicherheit nicht mit einer neuen und anderen Beset-
zung und Wahl der Richter. 

Es wird ja wohl niemand auf die Idee kommen, an 
der Unabhängigkeit der Richter zu rütteln. Viel einfa-
cher wäre es, die jeweiligen Oppositionen nehmen 
demokratische Mehrheitsentscheidungen hin und 
„rennen" nicht gleich nach Karlsruhe. 

Die Vorschläge des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN liegen nun völlig neben der Sache, weil sie 
Vorschriften enthalten, die neben einer schlechten 
Auswahlmethode die Qualität der zukünftigen Ver-
fassungsrichter herabsetzen. Die Einführung von 
„Quotenfrauen" wird ganz sicher die Qualität nicht 
erhöhen und den Anforderungen an das höchste 
Richteramt nicht gerecht. 

Nicht daß es Quoten nicht schon gäbe! Ich erinnere 
hierbei an das Jugendschöffengericht, wo jeweils eine 
Frau und ein Mann ehrenamtliche Richter sind oder 
auf anderer Ebene beim Arbeitsgericht, wo je ein 
Arbeitnehmervertreter und Arbeitgebervertreter als 
Beisitzer fungieren. Beim höchsten Gericht sollte man 
davon absehen, unabhängig davon, daß es sehr selten 
frauen- oder männerspezifische Entscheidungen gibt, 
die speziell Frauen und Männer betreffen. 

Auch die allgemeine Aufweichung der Qualifika-
tionsvoraussetzungen durch Zulassung aller Hoch-
schulabsolventen kann nicht ernstgemeint sein. Wenn 
schon ein Amtsrichter der Befähigung zum Richteramt 
bedarf, sollten die höchsten Richter — die Verfas-
sungsrichter — mindestens eine solche Qualifikation 
nachweisen. Anderes können nur Gruppen forde rn, 
die wie die GRÜNEN aus einer Verfassung einen 
soziologischen Warenhauskatalog machen wollen, 
der dann möglichst auch noch von Soziologen sozio-
logisch verbrämt ausgelegt werden soll. 

Das Bundesverfassungsgerichtsgesetz hat sehr be-
wußt einen vernünftigen Wahlmodus festgelegt, der 
den Wahlgremien des Bundestags und Bundesrates  

einen großen Spielraum einräumt. Dabei stellt das 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz sicher, daß mit 
jeweils drei Richtern pro Senat, die aus den höchsten 
Gerichten der Bundesrepublik stammen müssen, 
auch der richterliche Sachverstand dieser höchsten 
Gerichte vertreten ist. Im übrigen verbleibt es richti-
gerweise bei zwei Gremien, den Wahlmännern des 
Bundestages und den zuständigen Gremien des Bun-
desrates, geeignete Frauen und Männer aus dem 
rechtlichen, wirtschaftlichen und politischen Bereich 
mit qualifizierter Zweidrittel-Mehrheit zu wählen. 
Dies ist auch nicht — wie in der Begründung völlig 
unqualifiziert behauptet — ein Planstellenkarussell, 
wo — ich zitiere: „unter anderem altgediente oder 
auch nicht mehr so erwünschte Parteivertreterinnen 
oder Parteivertreter untergebracht werden". 

Dies ist schon eine unverschämte Mißachtung für 
die derzeit beim höchsten Ge richt amtierenden Rich-
ter, die alle durchweg hochqualifiziert sind. Diese 
Auswahl ist auch nicht erfolgt in — ich zitiere —
„Geheimgremien", sondern naturgemäß wie bei poli-
tischen Entscheidungen üblich, unter verantwortli-
chen Politikern, die gegebenenfalls dann von den 
Wahlmännergremien gebilligt oder nicht gebilligt 
wurden. Dr. Ullmann, Sie sind Verfasser dieses 
Gesetzentwurfes, Sie sollten sich bei den derzeitig 
amtierenden Richterinnen und Richtern für diese 
Entgleisung entschuldigen. 

Völlig unverständlich ist die Forderung, Politikern 
aus dem Deutschen Bundestag, dem Landtag oder 
Regierungsmitgliedern oder hohen Parteiamtsmit-
gliedern (was ist ein hohes Parteiamt?) erst fünf Jahre 
nach ihrem Ausscheiden aus diesen Ämtern den 
Zugang zum höchsten Richteramt zu ermöglichen. 
Dies ist eine diskriminierende Abqualifikation und 
Ausgrenzung und ist nicht nur geschmacklos, sondern 
sicher auch verfassungswidrig. Die öffentliche Aus-
wahl — und damit Anprangerung und Bloßstellung — 
müssen wir unseren zukünftigen Richtern am Bundes-
verfassungsgericht unter allen Umständen ersparen. 
Die oft entwürdigenden und bloßstellenden Prozedu-
ren bei der Besetzung der höchsten Richterämter in 
den USA können nur abschrecken und sind unter 
keinen Umständen nachahmenswert. 

Herr Dr. Ullmann, Sie sollten sich auch einen 
Grundsatz hier im Hause versuchen anzugewöhnen 
— den wir zugegebenermaßen auch manchmal ver-
letzen: Gesetze sollten nur dann geändert werden, 
wenn eine Not vorliegt. Das Bundesverfassungsge-
richtsgesetz hat sich bewährt. Ihr Entwurf eines Geset-
zes zur Wahl der Richter und Richterinnen des Bun-
desverfassungsgerichts ist daher in vollem Umfang 
abzulehnen. 

Dr. Hans de With (SPD): Der Kern des hier in Rede 
stehenden Entwurfs, nämlich der § 6, war bereits 
wortwörtlich Teil des Gesetzentwurfs der Frak tion der 
Grünen vom 20. März 1987. Es gab hierzu vor fast 
genau sechs Jahren, am 16. Oktober 1987, eine 
ausführliche Erste Lesung und ein umfängliches 
Anhörungsverfahren im Rechtsausschuß des Deut-
schen Bundestages. Dieser Entwurf wollte damals wie 
heute eine Befragung der Bewerbe rinnen und Bewer-
ber in Form eines öffentlichen Anhörungsverfahrens 
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sowie die Wahl der Verfassungsrichterinnen und 
-richter durch das Bundestagsplenum. Ergänzend zu 
damals wollen Sie heute nicht nur den Fraktionen, 
sondern auch den Gruppen des Deutschen Bundesta-
ges gewisse Rechte einräumen. 

Hinzugekommen ist im Vergleich zu 1987, daß in 
jeden Senat Männer und Frauen in gleicher Anzahl 
gewählt werden müssen, die Richterinnen und Richter 
das 35. Lebensjahr vollendet haben müssen — jetzt 
gilt das 40. —, nunmehr Richterinnen und Richter 
werden kann, wer einen anerkannten Hochschulab-
schluß vorweisen kann. Die alleinige bisherige Vor-
aussetzung für das Amt, nämlich die Befähigung zum 
Richteramt, entfällt also. 

Und schließlich soll Richterin und Richter beim 
Bundesverfassungsgericht in Zukunft nur werden, 
wer seine eventuelle Mitgliedschaft in einem Parla-
ment oder den Vorsitz oder die Geschäftsführung in 
einer Partei fünf Jahre hinter sich hat. 

Was die alten Vorschläge anlangt, so kann ich mich 
auf das beziehen, was ich schon vor sechs Jahren 
gesagt habe: 

Das öffentliche Anhörungsverfahren in den Verei-
nigten Staaten — seit geraumer Zeit auch dort umstrit-
ten — hat seinen Grund darin, daß dort  der Präsident 
die Richter ernennt und so für seine Amtszeit und die 
seiner Nachfolger ohne weiteres Gegengewicht die 
Zusammensetzung des Supreme Cou rt  bestimmen 
kann. Nur durch das öffentliche Anhörungsverfahren 
wird eine Barriere errichtet. Damit geht allerdings 
einher, daß durch die heutige Medienvielfalt und die 
entsprechende Medienkonkurrenz Bewerberinnen 
und Bewerber sehr erheblich beschädigt werden 
können. 

Bei uns ist die Barriere die Zwei-Drittel-Mehrheit, 
die eine Verständigung der großen Kräfte notwendig 
macht und dadurch Tendenzen „zur Mitte hin" unter-
stützt. 

Was schließlich die Frage anlangt, ob nicht schon 
nach dem derzeitigen Wortlaut des Gesetzes im Bun-
destagsplenum entschieden werden müßte, ist darauf 
hinzuweisen, daß das Grundgesetz durchaus die 
Unterscheidung zwischen Mittelbarkeit und Unmit-
telbarkeit der Wahl kennt, der derzeitige Wortlaut auf 
keinen geringeren als auf Adolf Arndt zurückgeht und 
deshalb hier wohl nicht das Plenum, sondern das 
Wahlgremium gemeint war. Dennoch wiederhole ich 
auch hier: Bei einer Wahl durch das Bundestagsple-
num würde die Gewichtigkeit des Bundesverfas-
sungsgerichts im Bewußtsein der Öffentlichkeit stär-
ker werden, für mehr Transparenz gesorgt und auch 
den Gruppen Mitbeteiligung eingeräumt. 

Was die neuen Vorschläge anlangt, so stößt Ihre 
Kritik an  der Unterbeteiligung der Frauen bei uns auf 
offene Ohren. Entsprechende Vorschläge zur Ände-
rung des derzeit mißlichen Zustandes — in jedem 
Senat steht eine Frau sieben Männern gegenüber — 
gibt es auch bei uns. 

Für die übrigen Vorstellungen können wir uns nicht 
erwärmen. Warum sollte die Altersgrenze von 40 auf 
35 Jahre gesenkt werden? 

Natürlich kennen wir die traditionelle Kritik am 
Juristenmonopol. Nur: Die Leute mit der Befähigung 
zum Richteramt müssen noch lange nicht ihren gesun-
den Menschenverstand und ihren Mutterwitz verlo-
ren haben. Schließlich stößt es bei uns auf absolutes 
Unverständnis, wenn niemand mehr unmittelbar aus 
einem Parlament oder aus einer Parteispitze als Rich-
terin oder Richter gewählt werden kann. Das Bundes-
verfassungsgericht steht schon von seiner Einrichtung 
als Verfassungsorgan her der Politik nahe. Schaut 
man sich das Bundesverfassungsgerichtsgesetz an 
und liest dort nach, welche Art von Streitigkeiten es zu 
entscheiden hat, dann wird vollends offenbar, daß in 
Karlsruhe über hochpolitische Dinge geurteilt werden 
muß. 

Es hat bisher noch keinem Senat geschadet, daß er 
um Personen bereichert wurde, die unmittelbare 
Erfahrung aus den Parlamenten und Parteien einzu-
bringen imstande waren. Mir scheint, daß Ihr Vor-
schlag allzu sehr diktiert ist von einer Distanzierung 
sogenannter gutbürgerlicher Kreise von Parlament 
und Politik, die wir uns im wohlverstandenen Inter-
esse unserer Demokratie nicht zu eigen machen 
sollten. 

Wir sind gleichwohl bereit, auch die Vorschläge zu 
prüfen, denen wir beim ersten Lesen mit Skepsis 
begegnen. Immerhin sollten wir bei allem folgendes 
nicht vergessen: 

Seit Bestehen des Bundesverfassungsgerichts, seit 
dem Jahre 1951, erfreut sich dieses über die Jahre 
hinweg des höchsten Ansehens, mag uns auch — je 
nachdem woher wir kommen — die eine oder andere 
Entscheidung mißfallen. Das ist normal. Niemand, 
auch ein Gericht nicht, kann es jedem recht machen. 
Und auch Gerichte und unser höchstes Ge richt sind 
nicht frei von Fehlern. Diese über die Jahrzehnte 
andauernde Anerkennung durch eigentlich alle 
Kreise der Bevölkerung läßt sich schwerlich dadurch 
erklären, daß der Wahlmodus so schlecht sei. Das 
heißt, das Wahlsystem hat sich doch wohl ganz gut 
bewährt. Das schließt überhaupt nicht aus, daß wir 
von Zeit zu Zeit nach Verbesserungen suchen müs-
sen. 

Das schließt aber auch nicht aus, daß die gewählten 
Richterinnen und Richter von Zeit zu Zeit einen 
selbstkritischen Maßstab an sich selbst anlegen. So 
manches Wort aus Karlsruhe wird von der Bevölke-
rung nicht verstanden. Das Ge richt spricht eine wirk-
lich eigene Sprache. Manche gesellschaftlichen Wert-
maßstäbe und Entwicklungen finden nur ungenügend 
oder spät Eingang in die Rechtsprechung dieses 
Verfassungsorgans. Erinnert sei an das Selbstver-
ständnis der Frau sich selbst und dem werdenden 
Leben gegenüber. Und erinnert sei an die Überbeto-
nung der Pressefreiheit gegenüber dem Persönlich-
keitsschutz des betroffenen Einzelnen. 

Manfred Richter (Bremerhaven) (F.D.P.): Zu dieser 
späten Stunde Reden zu Protokoll zu geben ist sicher 
eine adäquate Handhabung unserer Geschäftsord-
nung. Nach einem Arbeitstag von 16 Stunden zur 
späten Mitternacht vor ermüdetem Haus zu wichtigen 
Themen sprechen zu müssen, das widerspricht schon 
dem Geist der Genfer Konvention. Dennoch habe ich 
als Parlamentarischer Geschäftsführer der F.D.P.- 
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Fraktion bei diesem Zu-Protokoll-Geben ein ernstes 
Problem: Der Redner unserer Fraktion befindet sich 
im Streik. Dabei hätte Detlef Kleinert dem Hause 
wahrlich etwas zu sagen. Etwa, was er davon hält, 
gerade bei der Wahl der Bundesverfassungsrichter die 
juristische Qualifikation zur Nebensache verkommen 
zu lassen. Und wer Detlef Kleine rt  kennt, der weiß, mit 
welch rhetorischer Eleganz er das Haus von seiner, 
von unserer zweifellos richtigen Haltung überzeugt 
hätte. Und all  das in freier Rede, wie es unsere 
Geschäftsordnung idealtypisch vorsieht. 

Und genau das ist mein Problem. Eine freie Rede 
kann man nicht zu Protokoll geben. Deshalb müssen 
Sie mit mir und meinem bescheidenen Beitrag vor-
liebnehmen, der immerhin die Funktion erfüllen mag, 
dem Hause mitzuteilen, aus welchem Grunde wir im 
Protokoll den wich tigen Beitrag Detlef Kleinerts nicht 
finden. 

Ich wünsche abschließend dem Hause viele Abge-
ordnete von der rheto rischen Kompetenz meines Kol-
legen Kleinert; gewiß würden die Debatten dann 
interessanter, vielleicht auch straffer, und es wäre 
möglicherweise entbehrlich, bis in die späte Nacht 
Debatten zu führen. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Der vorlie-
gende Gesetzentwurf zielt hinsichtlich der Frauen-
quote auf größere Gleichstellung; hinsichtlich des 
Wahlverfahrens der Richterinnen und Richter des 
Bundesverfassungsgerichtes auf größere Transparenz 
und hinsichtlich der Öffnung des BVG für Nichtjuri-
sten auf größere Lebensnähe einer ansonsten ziemlich 
abgehobenen Institution. Insofern wären es sicher 
bedenkenswerte Schritte in eine richtige Richtung. 

Gleichwohl wäre auch bei Annahme dieser Vor-
schläge das grundsätzliche Problem nicht gelöst, daß 
das BVG in die Rolle des Neben- oder sogar des 
Übergesetzgebers hineingerät oder hineingedrängt 
wird oder sich selbst hineindrängt. 

Mir ist natürlich bewußt, daß Verfassungsgerichts-
barkeit immer im Spannungsfeld von Recht und 
Politik agieren muß. Aber wenn die Entscheidungen 
des BVG selbst zunehmend den Rang von Verfas-
sungsnormen annehmen, wenn politische Entschei-
dungen nicht mehr vom Bundestag und von der 
Regierung ge troffen werden, wenn — wie der Vize-
präsident des Berliner Verfassungsgerichtshofes Er-
hart Körting zutreffend in der Frankfurter Rundschau 
geschrieben hat (30. Juni 1993) — das BVG „wie ein 
durch eine Notverordnungsbefugnis ermächtigter 
Reichspräsident selber Übergangsrecht setzt — ohne 
parlamentarische Beratung, ohne parlamentarischen 
Kompromiß und ohne öffentliche Beratung", dann 
besteht wohl wirklich die Gefahr einer oligarchischen 
Richterherrschaft, die antidemokratisch ist. 

Ich meine, daß für ein am Prinzip der Volkssouve-
ränität orientiertes Staatswesen die Unterordnung des 
gewählten Parlaments unter ein zwar politisch agie-
rendes, aber politisch nicht verantwortliches Verfas-
sungsgericht nur schwer erträglich ist. Aus diesem 
Grunde sieht der Verfassungsentwurf der PDS/Linke 
Liste vor, daß die vom Bundesverfassungsgericht im 
Rahmen der Normenkontrollbefugnis verworfenen 

Gesetze dadurch Rechtskraft erlangen können, daß 
sie vom Bundestag innerhalb von 120 Tagen eine 
ausdrückliche Bestätigung durch die Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages erfahren. 

Aus diesem Grunde halte ich auch die in dem 
vorliegenden Entwurf beabsichtigte Öffnung des 
BVG für Kandidaten, die nicht Juristen sind, für eine 
originelle Idee, die aber das BVG seiner Rolle als 
Gericht noch weiter entkleidet und es noch stärker in 
die Rolle eines politischen Org ans drängt. Allein 
deswegen scheint mir dieser Vorschlag problema-
tisch, aber wir sollten darüber diskutieren. 

Die paritätische Besetzung der Senate des BVG mit 
Frauen und Männern ist eine Forderung, die in meiner 
Partei ebenfalls stark diskutiert wird und die vieles für 
sich hat. 

Hinsichtlich des Wahlverfahrens der Bundesverfas-
sungsrichterinnen und - richter ist es höchste Zeit, die 
grundgesetzlich vorgesehene Wahl durch den Bun-
destag aus dem Halbdunkel irgendwelcher Fraktions-
arbeitsgruppen, deren rechtliche und politische Legi-
timation zumindest höchst zweifelhaft ist, herauszu-
führen. Bereits das Bundesverfassungsgerichtsgesetz 
hat die Intention des Verfassungsgebers, dem BVG 
durch die unmittelbare Wahl durch den Bundestag 
eine höhere Legitima tion zu geben, verwässert. Die 
schon für sich bedenkliche Regelung der indirekten 
Wahl durch das Wahlmännergremium des § 6 BVGG 
wird durch die Praxis der „Arbeitsgruppe", durch die 
Nichtöffentlichkeit des Vorgangs noch potenziert und 
ist der zentralen Stellung des Bundesverfassungsge-
richts im politischen System dieses Landes völlig 
unangemessen. Also auch in dieser Frage halte ich 
den vorliegenden Entwurf für unterstützenswert. 
Allerdings führt die gegenwärtige Regelung, daß die 
Wahl einer Mehrheit von zwei Dritteln bedarf mit 
einer gewissen Notwendigkeit zu der bekannten 
Kungelei der beiden Großparteien. Aus diesem 
Grunde hielte ich eine Wahl mit der einfachen Mehr-
heit der Mitglieder des Hauses für zumindest beden-
kenswert. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Nachdem wir erst vor kurzer Zeit, 
nämlich am 17. Juni 1993, das Fünfte Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über das Bundesverfassungs-
gericht in zweiter und dritter Lesung beschlossen 
haben und dieses Gesetz seit dem 11. August 1993 in 
Kraft ist, beschäftigen wir uns heute erneut mit dem 
Bundesverfassungsgericht. Anlaß ist der Gesetzent-
wurf der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Wahl der Verfassungsrichterinnen und -richter. 

Das Wahlverfahren ist im Fünften Gesetz zur Ände-
rung des Gesetzes über das Bundesverfassungsge-
richt nur am Rande angesprochen worden; es hat 
seinerzeit bei der Bezeichnung der Wahlgremien 
einige — wohl notwendige — sprachliche Korrekturen 
gegeben. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist demgegenüber 
grundsätzlicher Art, im übrigen aber in einigen Teilen 
auch nicht neu. Identische Vorschläge zu einer unmit-
telbaren Wahl der Richter des Bundesverfassungsge-
richts durch den Bundestag in seiner Gesamtheit 
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— und nicht durch den vom Bundestag gewählten 
Wahlausschuß — sowie zur öffentlichen Anhörung der 
Bewerber fanden sich schon im Gesetzentwurf der 
Fraktion DIE GRÜNEN vom 20. März 1987. 

Dieser Gesetzentwurf ist seinerzeit mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen und der SPD abgelehnt 
worden. Zur Vermeidung von Wiederholungen 
möchte ich insoweit nur auf den Be richt des Rechts-
ausschusses des Bundestages vorn 19. Januar 1990 
verweisen. In diesem ist herausgestellt, daß sich das 
bisherige Wahlverfahren bewährt habe und die demo-
kratische und parlamentarische Legitimation des 
Wahlgremiums, das zu Beginn jeder Legislaturpe-
riode durch den Bundestag gewählt wird, ausreichend 
sei. Die öffentliche Anhörung von Bewerbern bringe 
erhebliche Nachteile mit sich, die im Ergebnis die 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Bundesver-
fassungsgerichts in Frage stellen. Die damalige 
Bewertung gilt unverändert auch gegenüber dem 
nunmehr erneut eingebrachten Entwurf. 

Soweit vorgeschlagen wird, die Anforderungen an 
die Qualifikation der Verfassungsrichter zu ändern 
und nicht mehr die Befähigung zum Richteramt zu 
fordern, sondern auch einen sonstigen Hochschulab-
schluß ausreichen zu lassen, ist dies wohl unter der 
Rubrik „Kuriosa" zu verbuchen. Eine abgeschlossene 
juristische Ausbildung ist für die konkrete Entschei-
dungsfindung im Bundesverfassungsgericht unver-
zichtbares Minimalerfordernis an die richterliche 
Qualifikation. 

Aber auch soweit der vorliegende Gesetzentwurf 
Neues enthält, lehnt ihn die Bundesregierung ab. 

Das Bundesverfassungsgericht ist ein Gericht, in 
dem es um die Entscheidung von Rechtsfragen geht; 
die Argumentation erfolgt anhand rechtlicher Krite-
rien. Dies bedeutet zugleich Objektivität der Ent-
scheidung und fördert daher ihre Überzeugungskraft 
und Akzeptanz; nicht zuletzt trägt dies auch zu dem 
hohen Ansehen bei, das das Bundesverfassungsge-
richt in unserer Bevölkerung und auch in der Welt 
genießt. 

Wir werden auf die juristische Qualifikation sämtli-
cher Verfassungsrichter auch deshalb nicht verzich-
ten können, weil verfassungsrichterliche Arbeit in der 
Regel Kenntnisse des Rechtssystems und der juristi-
schen Argumentation voraussetzt: Der weit überwie-
gende Teil der zu bearbeitenden Verfahren bet rifft 
Urteilsverfassungsbeschwerden, bei denen der Bür-
ger vorangegangene gerichtliche Entscheidungen 
angreift. Die Bearbeitung dieser Verfahren, die 
zunächst bei jedem Richter als Berichterstatter selb-
ständig erfolgt, wäre kaum noch zu bewältigen, wenn 
nur ein Teil der Verfassungsrichter über eine juristi-
sche Ausbildung verfügen würde. Im übrigen können  

auch solche Richter in das Bundesverfassungsgericht 
gewählt werden, die zwar die Befähigung zum Rich-
teramt besitzen, aber darüber hinaus über praktische 
Erfahrungen in nicht primär juristisch geprägten 
Berufen verfügen. 

Auch die Altersgrenze von 40 Jahren für die Wahl 
zum Bundesverfassungsrichter sollte beibehalten 
werden. Die Tätigkeit als Verfassungsrichter setzt ein 
gewisses Maß an Lebens- und Berufserfahrung vor-
aus. Sie ist für die Ausübung dieses höchsten Richter-
amtes unabdingbar. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht zudem vor, die 
beiden Senate des Bundesverfassungsgerichts je zur 
Hälfte mit Frauen und Männern zu besetzen. 

Selbstverständlich ist es wünschenswert, daß in den 
Senaten des Bundesverfassungsgerichts — wie in 
anderen öffentlichen Ämtern und Funktionen auch — 
mehr Frauen als bisher vertreten sind. 

Dabei geht es nicht um die Durchsetzung des 
Geschlechterproporzes als Selbstzweck, sondern um 
die Notwendigkeit, auch in wichtigen Positionen die 
besondere Sichtweise von Frauen zur Geltung zu 
bringen. 

Allerdings hat die Bundesregierung stets die 
Ansicht vertreten, daß dieses Ziel nicht durch die 
Festschreibung einer Quote, wie sie der Gesetzent-
wurf vorsieht, erreicht werden soll. Zudem ist zu 
berücksichtigen, daß die Richter des Bundesverfas-
sungsgerichts zu wählen sind. Eine normative Festle-
gung auf ein bestimmtes Geschlecht würde der Legi-
timationsfunktion eines demokratischen Wahlverfah-
rens widersprechen; für das Wahlgremium sollen 
nicht mehr als die unabdingbar notwendigen Vorga-
ben gemacht werden. Wir müssen vielmehr unser 
Augenmerk darauf richten, innerhalb des bisher prak-
tizierten Auswahlverfahrens mehr qualifizierte 
Frauen für dieses Richteramt vorzuschlagen und zu 
wählen. 

Abschließend möchte ich zu dem vorliegenden 
Gesetzentwurf der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN bemerken, daß nicht bestimmte Ereignisse oder 
bestimmte Entscheidungen, die der persönlichen 
Meinung zuwiderlaufen, zum Anlaß genommen wer-
den sollten, das Wahlverfahren der Richter des Bun-
desverfassungsgerichts in Frage zu stellen. Dieses 
Wahlverfahren — ich habe eingangs darauf hingewie-
sen — hat sich in mehr als 40 Jahren bewäh rt. Die 
Bundesregierung sieht keine Veranlassung, dieses 
Verfahren zu ändern. 
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